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Yorwort

Die Finanzstatistik der Vorkriegszeit hat neben der l{erausgabe von umfangreichem Zahlenmatenal
fur ein bestimmtes Rechnungsjahr in den jahrlich erscheinenden ,,Quellenbänden" der Reihe ,,Statisbik
tles Deutschen Reiches" Sonderuntersuchungen auf dem Gebiet der öffentlichen Finanzwirtschaft dulch-
gefuhrt und diese in Einzelschriften veroffentlicht. Durch den foderativen Staatsaufbau in der Bundes-
republik wurde eine landerweise sehr unterschiedliche Entwicklung hervorgerufen. Diese laßt, es geboten
erscheinen, an die Tradition des Statistrschen Reichsamts anzukntipfen und diejenigen Gebiete tler
öffentlichen Finanzwirtschaft, bei denen hinsichtlich der Aufgaben- und Lastenverteilung von Land zu
Land lJnterschrede bestehen, in größeren Zeitabständen einer auf cla,s Strukturelle ausgerichteten Durch-
leuchtung zu unterziehen, Gedacht ist dabei vor allem an die Analyse voriAufgabengebieten mit besoncler en

flnanzrechtlichen Beziehungen (Speziallastenausgleiche) zrvrschen staatlichen und komrnunalen Gebiets-
körperschaften - also vornehmlich die Verwaltungszweige Schuhr,'esen, Polizei, Fursorge uncl Stra,ßenbau.
Selbstverstandlich sind derartig eingehende Darstellungen mrt Rircksieht auf den damit verbundenen
Arbeitsaufwand nur in großen Zeiüabständen durchführbar.

Der Wert solcher Analysen iliegt vor allern darin, daß sie - u'eitgehend unabhangig von Za,},len fur eirre

bestimmto R,echnungsperiode - Größenvorstellungen riber die finanzielle Yerflechtung zwischen den
Gebietskörperschaften vermitteln. Damit liefern sie ernen Bertrag zu wichtigen Fragen uber die Gestaltung
des Finanzausgleichs; sie geben ferner Aufschlüsse irber die RLchtsentwicklung (allerdings auch die Rechts-
zeisplitterung) auf dem Gebiete der staatlichen und kommunalen Verwaltungstätigkeit, die bei Unter-
suchungen zum Problem einer wirklichen Verra,altungsvereinfachung benötigt werden.

Die Ergebnisse dieser Sonderuntersuchungen ermöglichen es ctem ein2elnen Benutzer laufender
flnanzstatistischer Yeröff'entlichungen, die für seine speziellen Zwecke *i"htig".r Tatbestände zu beriick-
sichtigen und sinnvoll auszurverten.

Die vorliegendo für die Nachkriegszeit erste Arbeit dieser Art, behandelt das Gebiet der Fursorge, also
die Jugendhilfe, dio allgemeine Fürsorge und die Ilriegsfolgenhilfe urrd deren Einrichtungen. '

Bei der Sammlung des Materials und Aufklarung von Zweifelsfragen haben die Statistischen Landes-
ämter wertvolle Unterstützung geleistet,. fm Statistischen Bundesamt lag die Bearbeitung in Händen der
von Ltd. Regierungsdirektor Dr. Ilerrmann geleiteten Abteilung ,,Finanz- und Steuerstatistik";
Bearbeiter war im l{auptreferat von Oberregierungsrat Mengert der Diplom-Volkswirt Dr. Levermann.

Wiesbaden, in.r Mtirz 11)56

' Dr. Gerharil Fürst
Prd,siclent des' Staüistischen Bundesarntes
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A. Allgemeiner lJhorblick über ilie Aufgaben- unil Lastonverteilung in der Fürsorge

l. Laniles- unil Bezirksfürsorgeverbänilo als Aufgaben'
träger unil GebietskörperscFaften als Lastenträger iler

Fürsbrge
Die Aufgaben- und Lastonvorteilung im Fürsorgewosen

zwisohen Staat, Gomeindon und Gomeindeverbänden isü in
don einzoLren Ländorn der Bundesropublik Deuüschland un-
einheitlieh. Trägor der Fürsorge sind dio Landos- und
Bozirksfürsorgovorbändo, dio als örtliche oder überörtliche
frxtitritionon dio Wohlfahrüsaufgabon wahrzunehmen haben ;
bei der Jugondhilfo sind die Jugendämtor oingeschaltet.
Wolcho Körperschafü die Fürsorge durchzufürhren und welche
ondgültig dio l(oston zu tragon hat, wird durch bundes- und
landesrechtliche Rogolungen bostimmt. Für die einzel,nen
Arüon dor FäLrsorge ist dieso Aufgabon- und Lastonverteilung
verschiedenartig gerogolt. Besondors schwiorig wird die
Materio dadurch, daß noben z. T. übornommonon reichs-
rechtlichon Vorschriften im wosentlichen noch dio alten Be-
stimmungen der ohomaligon Länder aus dor Vorkriegszeit in
Ifuaft sind. Daher ist dio Lastenvorteilung nicht nur zwischen
don einzelnen Ländorn unterschiodlich, sondern manchmal
auch irruorhalb einos Landes. Dor Zuweisungsvorkehr zwischen
Bund, Ländorn und Gemoindon (Gemoindevorbänden) als
Gebietskörperschaften oder al-s Fürsorgeverbändo ist dem-
entsprochond sowohl hinsichtlich dor gonorollon Kostenbe-
teiligung als auch des I(ostenersatzos im Einzolfri, sorgefall
sohr violgestaltig und hat sich zu einem kompliziorten System
von gogensoitigon Zahlungon enüwickdlt.

Bozirksfürsorgovorbändo sind dio kreisfroion Städte und
Landkreise. Ihro Einnahmon und Ausgabon finden daher in
den llaushalton dioser Gobiotskörperschafton ihron Nieder-
schlag, Die Aufgabon der Bezirksfärsorgovorbändo können
u. If. ganz odor zum Teil an dio kreisangehörigen Gemeinden
delegiort worden. Daboi kann auch bestimmt werdon, daß die
Gomeinden toilwoiso dio Finanziorung diesor Aufgabon zu
übernehmen haben. Dio kroisangohörigen Gemeinden können
aber auch auf dom W'ego oiner Umlage an den Fürsorgelaston
boteiligt werdon, ebenso wio auf Landesebono die kroisfreien
Städte und Landkroiso durch oino Umlago herangezogen
werdon könnon.

Dio Landosfürsorgeverbände, dio don Boroich mohrerer
Bozirksfürsorgovorbände umfassen, füLhron einigo Arten der
Ftirsorge solbst aus, während sie bei andoren den Bezirks-
fürsorgoverbändon kostenerstattungspflichtig sind. Die
Bezirksfümorgoverbände wiederum können an den I{osten
des' Landesfürsorgeverbandos beteiligt sein. Dio Einnahmen
und Ausgaben dor Landosfürsorgoverbändo erscheinen ent-
wedor in den Ifaushalten von Kommunalvorbänden höheror
Ordnung (Bezirksverbändo, Landeswohlfahrtsvorbändo,
Landschaftsvorbändo) odor in don Haushalüen dor Länder
odor dio Landeeftirsorgoverbände sind als selbsüändigo
Körporschafton dos öffentlichen Rechts organisiert. Für dio
Aufgaben- und Lastonverteilung zwischon Land- und
Gomeindovorbänden spielt diese untorschiedliche Gestalüung
oino bodoutondo Rollo. Sowoit, die Landesfifusorgovorbändo
io den Ilaushalton von Bezirksvorbändon orscheinon oder
solbstä,rndig sind, leiston dio Länder üoilweiso Zuschüsso.

Dio folgende Darstellulg zeigb, wio dio Landosfürsorge-
vorbände im einzelnon intdio öffentlichon Ilaushalto ein-
gogliederü sind und wio die Finanzstatistik doron Einnahmon
und Ausgabon nachwoist.

Länd

Schleswig-
Ilolstein

Niedersach!en

Im Eaushalt des
Landes uDd da,mit

in der Länder-
flDanzsüatistik

Ln'V Schleswig-
Eolstein

LFY Eannover
LBV Braunschweig

Im Eaushalt von

und damit
in der Gemeinde-
flnanzstatistik

LTV Nortlrhein
LFV westfalon-

Lippo
Lf'V Eessen r
LEY Pfalz')

I,FY Eohenzollern
(Sigmaringen)

Lx'V Oberbayern
LFV Niederbayern
LFY Oberpfalz
IFV ltittelfranketr
LFV Oberfranken
LFY Unterfranken
Ln'Y Schwaben

Elgetro
Rechnungs-

filhrung

Nordrheln-'Westfalon r)

Eessenr)

Baden-

Bayern

IFv Rh;danil-
Nassau

IFV
LFV

LFV Oldenburg,
erfaßt ln der
Länderflnmz-
Btatistikr)

tn'vRheinhessen
Nordbaden
(Karlsruhe)'
Südbadetr
(Freiburg)

IEY
berg (Stuttgort)
erfaßt in der
GemelndeflnaDz-
Btetistikr)

Eamburg LFV Eamburg')
LFY BremenBremen

r) Im Lantleshaushalt wird ein Zuschuß zur Bestreitung der Äusgabeg a-n {9u
LFV Oldenburg ausgewiesen. - ') Vor dem Inkrafttreten der Landschafts-
verbandsordnu"ng für-das Land Nordrhein-westfalen v. 12. 5. 1953 (GYBI. S.221)
am 1.10.1953 gäb es in Nordrhein-westfalen drel Lx'Y, von denen die L['V
Nordrhein und Westfalen im Landes- bzw. Provinzialhaushalt etatisiert waren
untl tlerLX'Y Llppe eitre eigene Rechnungsführung hatte,abemuch in der Länder-
flnanzstatistik erfaßt wuide. Die nunmehrigen zwel LFv im Eaushalt der
Landschaftsverbände Nordrhein untl Westfalen-Lippe werden ab 1.4. 1954 in
der Gemeindeflnanzstatistik erfaßt. - 

s) Yor dem Inkrafttreten des Gesetzes tlber
die Mittelstufe der Verwaltung und den Landeswohlfahrtsverband Eessen v.
7. 5. 1953 (GvRl. S. 93) im Jahie 1953, nach dem der Landeswohlfahrtsverband
die Äufgaben eines LFV fu ganz Eessen wahrnimmt, gab es in Eessen drel LEV'
von deien tler LTY Darmstädt im Landeshaushalt etaüisiert war und damit ln
der Länderflnanzstatistik erfaßt wurde, während die LFV Wiesbaden und Kassel
als BezirkBkommunelverbände in der Gemeindeflnanzstatistik nachgewiesen
wurden. Der Landeswohlfahrtsverband wird ab 1.4.1953 in der Gemeindc'
flnanzstat,istik erfaßt. -') Der Ltr'Y Pfalz erscheint im Eaushalt dos
Bezirksverbandes Pfalz; das Land gibt zu Bestreitung der Ausgaben elnon
Zuschuß, -') Der Kommunalverband Witttemberg hat nur Färsorgeaufgaben
zu erfiillen, während die übrigen Bezirksverbände auch noch andere Aufgabcn
zu erfüllen haben. -') Der LFV Eamburg ist gleichzeitig Bn'Y, besondoro BEY
gibt es in Eamburg (im GegeDsatz zu llremon) nicht.

Die Fürsorgo umfaßt die Jugendhilfe, die allgomoine Für-
sorge und die Iftiegsfolgonhilfo. Einbezogen sind auch dio
Einrichtungen, die der Fürsorgo dienen. Nicht.berücksichtigt
worden hier die Verbände der froien Wohlfahrtspflogo und
Zuschüsso der Gobietskörporschaften an solcho. In den
Tabellen zu dioser Ifntorsuchung werdon nur die oigontlichen
Leistungen der Fürsorgo behandolt, an Verwaltungskosten
werden nur diejonigen der Einrichtungon berücksichtigt. Im
Anschluß an dio oinzelnon llauptabschniüto wird jedoch in
Textübersichten dor Vorwaltungsaufwand kurz dargesüellt.

fm Tabollenwork und in den Textübersichton sind im
Rechnungsjahr 1950 dio Versorgungsausgabon bei don Län-
dern nicht auf die einzelnen Verwalüungszweigo aufgetoilü. Es
handolt sich daboi für das Fürsorgowoson lediglich um einen
Botrag von 0,7 Mill. DM, so daß die Vorgloichbarkeiü dadurch
kaum gostört wird, zumal die Auftoilulg ab l95l schltiesol-
mäßig (2. T. goschätzt) vorgonornmen ist.

Bei der Kriegsfoigonhilfe handelt es sich um kriegsbodingte
Fürsorgo an Kriegsfolgenhilfeompfänger, dio als soziale
Kriogsfolgolast gemäß Arü. 120 Grundgesotz nach Maßgabo
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rier' Überleitungsgese,t,ze 1) r«rrn IJtrncl trbelnommerr wir'ä. 1949
wurden diese Lasten noch gan2 von den Ländern und dererl
Gemeinden (Gemeindeverbanden) getragen, während 1950
cler Bund 7.5 vH und ab l95l dann 85 I'H der Kosten tmg.
An den K6sten der Grenzclurchgangslager, die hier in clie
Kriegsfo-lgenhilfe einbezogen werden, u,ar der Bund jedoch
heleits 1950 mit 85 vH beteiligt. Ab Rechnungsjahr 1955
beteiligt sich der Bund irn allgemeinen mu'noch pauschaliter
an den I(osten del l{riegsfolgenhilfe. Kriegsfolgenhilfe-
cmpfänger2) sind I{eimatvertriebene, Evakuierte, lugervan-rlerte aus der sowjetischen Besatzungszone und der Stadt
Rerlin, Ausländer und Staatenlose, Angehorige von Kriegs-
gefangenen und Vermißten sowie Heirrikehrer uncl Kriegs-
beschädigte, Kriegshinterbliebene und ihnen gleichgestelltc
Personen. Renten und sonstige Zuwendungen aus Itechts-
ansprtichen an cliesen Personenkreis sind zvrar soziale
I(riegsfolgelasten, aber keine' Kriegsfolgenhilfe.

Erfaßt werden hier somit mrr reine Fürsorgeierstungen
einschließlich der Zuwendungen von Ländern, Gemeinden
rrnd Gemeindeverbd,nden, die vom Bund nicht, erstattet
werden, aber als Frirsorgemaßnahmen anzusehen sind. Durch-
gefuhrt wird die l(riegsfolgenhilfe von den Fursorgeverbänden.
Auf den Gebieten der Jugendhilfe und der allgemeinen Fur-
sorge ist der Bund nicht tätig.

Diese Untersuchung über die Auf§aben-. uncl Lasten-
verteilung irn Firrsorgewesen basiert auf den Ausgaben und
Einnahmen, die unmittelbar bei den zum Fürsorgervesen
gehörigenVerwaltungszwei§en rechnungsmäßig nachgelriesen
sind. Sie erfassen also von dem Zahlungsverkehr zwischen den
Gebietskörperschaften mrr spezielle - lzsls,sltllngszweig-
gebundene - Finanzzuweisun§en (einschließlich Umlagen).
Dagegen mußten aIIe unter den ,,allgemeinen Deckungs-
mitteln" verbuchteni den Fursorgehaushalt, als Teil des
Gesamthaushalts mitbefreffenden Firianzvorfälle zunächst
unberücksichtigt bleiben, weil eine.sinnvolle Aufteilung, anch
nur schätzungsweise, im einzelnen nicht rnöglich ist. Das gilt
für die a,llgemeinen Finanzzuweisungen ,,\/on oben nach
unten" in Form von Schhisselzuweisungen und Bedarfs-
zuweisungen, bei deren -Festsetzung bestimmte Elemente
rnitberücksichtigt sein können, die unmit't'elbar miü döm
Fürsorgewesen zusammenhängen (2. B. Berticksichtigung
einer überdurchschnittlichen Zahl von llnterstätzungs-
empfängern oder überdurchschnittlicher Höhe von Fürsorge-
aufwendungen). Ebenso ist abei auch eine Aufgliederrurg bei
tlen Urrilagen-also don Zahlungen,,von unten nach oben'(-
nicht exakt' möglich, weil Berechnungsgrundlage in der R'egel
Steuerkrafümeßzahlen uncl Einwohnerzahlen sind, r,renn auch

- insbesondere bei kombinierten Umlagen, die sich auf einige
wenige Aufgabengebiete beschränken (2. B. Straßenbau und
tr'ürsärgewesen) I die a,bsolute Höhe cles Zuschußbedarfs
teilweise bestimrnend ftir das Gesamtvolumen des ,,Ilmlage-
bedarfs" ist.

IJm aber trotzdem eine gewisse Größenvorstellung uber
dio Lastenverschiebung im Firrsorgewesen durch die all-
gemeinen Landesumlagen zu geben, sind in der Übersiärt I
die Beträge schätzungsweise aufgeteilt. Die in den Ländern
Niedersachsen, Nordrhein-Wesüfalen, I{essen un<l Baden-
Württemberg nachgewiesenen Umlagebeträge ( 120,6 Mill. DM
Einnahme bei den Ländern, 112,0 MiIl. Dl[ Ausgabe bei den
Gemoinden und Gemeindeverbänden im Rechnungsjahr I953)
werden in dieser Übersicht zu 50 \'H - die restlichen 50 vH
dürften auf das St'raßenu,esen entfallen -'dsm Zuschuß-
bedarf der Gemeinden (Gemeindeverbände) hinzugerechnet,
und vom Zuschußbedarf der Länder abgezogen. Ein anderer
Verteilrrngsschhissel kann nicht verwandt, u,erden, da ftir den
staatlichen Bereich keine speziellen Zahlen für'den Landes-

1) Erstes Gesetz zur Überlertung von f,asten und Dcckungsmitteln auf den
Bund (Ersies Überteitungsgesetzf v.28.11. 1950 (BGBl. ß. ZZe) i.a.f.y
21.8.1951 (BGBI. I S. 779), v. 4.9. 1953 (BGBI. I S.1390) und v. 28. 4. 1955
(BGBl. I §. 193). - Zweite; Gesetz zur Überleitung von Lasten und Deckungs-
mitteln auf den Bund (Zweites ÜberleiCungsgesetz) v.21.8.1951 (BGBl.I
5.77+),- Gesetz zur Regelung flnanzieller Beziehungen zwischen demBund
und den Ländern (Viert'es Überleitungsgesetz) \. 27. 1. 7955 (BGRl. I S. 189).

') Erstes Überleitungsgesetz, a. a. O., § ?.

bezirk Norclbaden, in dern im ll,echnungsjahr 1953 70 vll tles
Zuschußbedatfs fur das Fiirsorgewesen durch eine kombi-
niertc Straßen- und Wohlfahrtsumlage gedeckt werden sollerr.
vorliegen und die llmlagen in Niedersachsen und Nordrheiir-
Westfalen nicht von einem best'immten Satz des zu deckenderl
Zuschußbedarfs als Ausgangspunkt fur die Berechnung des
Gesamtvolumens ausgehen.

Wie die folgende Übersicht, zeigt', ergibt sich durch die Ein-
beziehung der allgemeinen Landesumlagen fur 1953 einc
\rerschiebung in der Lastenverteilung von 60,3 IIiIL DM zu-
gunsten der Länder. I:[iervon entfal]en allein 48,3 MiII. DM
auf Niedersachserr und Nordrhein-IÄ'estfalen. Nur in diesen
beiden Ländern kommt dern Problem der Lastenverteilung
durch allgemeine Landesumlagen eine wesentliche Redeutung
zll. I
.. In der vorliegenden Arbeit' können - außer in der fblgendon
Ubersicht - aus den obengenannten Grunden die allgemeinen
Landesumlagen zahlenmäßig nicht in die -Ifntersuchung ein-
bezogen rverden. zumal auch rein größenordnungsmd,ßig
diese Vernachlässigung und die dadurch eintretende Yer'-
schiebung in der Belastung der staatlichen-Ebene einefseits
und der Gemeinden und Gemeindeverbande andererseits irr
I(auf genommen u,erden kann, da unterstellt werden kann,
daß mindestens in gleicher Höhe allgemeine Finanz-
zuweisungen zut Abgeltung uberdurchschniütlicher Be-
lastungen irn Fursorgehaushalt von den Ländern an die
Gemeinden fließen und darnit der vorgenannte ,,Fehler" in
der Gesamtsumme für die kommunalen Gebietskörper-
schaften kompensiert wird.

I{inweise ube. die z. Z. noclt bestehenden, das n'tirsorge-
rvesen berührenden kombinierten allgemeinen Umlagen sinti
rrnter Abschnitt C, 2 (Seite l5) in diesem Bancl enthalten.

l. Zuschußbedarf der Fursorger) im R,echnungsjahr 19532)

r) Jugendhilfe, allgemeine Fürsorge, Kriegsfrilgenhilfe und deren Dinriclr-
tungen. - Einschheßlich der im Einzelplan 4 -..l'ursorge und Jugendhtlfe -nicht aufgeteilten Beträge der Gemeiildcn ünd Ämter mit lvenrger als 10 000
Einwohnern. - ') Srehe hierzlr die vorstehenden tcxthchen Äusfuhrungen.

AIs generelle Vorbernerkung -r.n rro"fr f"stgehalteri werderr,
daß fur die Jahre 1952 und 1953 die Za]nler' von West-Berliri
in den Tabellen und Übersichten enthalten sind, jedoch nicht
ftLl rlie vorhergehenclcn Jahrc.
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t+ebietskörperscliaft

Irill.DMl vE

Ohne Berück-
sichtigung

der allgemeinen
Landesumlagen

1646,8 1642,5
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100
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100

11,9
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100
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100
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Insgesamt
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13?,9
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der allgcmeinen
I,andesumlagen

8,1
tsz,1
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Ilamburg
Bremen . . .

West-Berlin
llund .

19,0
752,O
606,9



2. Der Umfang rler Fürsorge unil ihre Darstellung
in iler Finanzstatistik

llei der Zusamme,rfassung der finanzst'atistischen Ergeb-
nrsse müssen Doppelzählungen ausgeschaltetlverden, die
rladurch entstehen können, daß zwischen den einzelnen
Ebenen der Gebietskörperschaften ein umfangreicher Zu-
weisungsverkehr besteht,. Die Bereinigung kann einmal von
der Ausgabenseite, zum anderen von der Einnahmenseite
her geschehen: Unmittelbare Ausgaben gleich Summe der
Ausgabearten - Bruttoausgaben - ohne verwaltungszweig-
gebundene Zuweisungen und Darlehen (im staatlichenBereich
auch Tilgungen) an Gebietskörperschaften; Eigenausgaben
gleich Bruttoausgaben abzüglich verwaltungszweiggebun-
dener Zuweisungen und Schuldaufnahmen (im staatlichen
Bereich auchDarlehensruckfltrsse) von Gebietskörperschaften.
In den unmiütelbaren Ausgaben kommt somit zum Ausdruck,
welche Gebietskörperschaft als Aufgabenträger die Ausgaben
an die Leistungsempfänger zu tätigenhat, während die Eigen-
ausgaben den endgultigen f(ostenträger erkemen lassen, d.h.
die Ausgabengröße angeben, die aus eigenen Einnahmen und
allgemeinen Finanzzuweisungen zu decken ist' Bei deri un-
mittelbaren Ausgaben erfolgt die Bereinigung also unter dem
Gesichtspunkt der Aufgabenerftillung (ErfüIlungsprinzip)
und bei den Eigenausgaben unter dem Gesichtspunkt der
I3elastung (Belastungsprinzip). R,ein theoretisch gesehen
müßten bei der Zusammenfassungaller Gebietskörperschaften
unmittelbare Ausgaben und Eigenausgaben den gleichen Be'
trag ergdben. Es ergeben sich aber.l vor allern rltrrch un-
einheitliche Abschlußtermine - zeitljche I-Iberschneidungen,
rlie dann in der Finanzstatistik als ,,\rerrechnungsdifferenzen"
erscheinen. - Auch innerhalb des l{aushaltes 6iner Gebiets-
körperschaft gibtesVerrechnungen inForm der Erstattungen.
Im kommunalen Bereich sind die Erstattungen des Frirsorge-
wesens an die Gesundheiüs- und ,Jugendpflege recht er-
heblich.

Die Eigenausgaben lassen die effektive Lastenverteilung
jedoch in den Fällen.nicht erkennen, in denen die einzelnen
Gebietskörperschafteh an speziellen Deckungsmitteln, die
bei den Gemeinschaftsaufgaben anfallen, beteiligü sind und
dieso speziellen Deckungsmittel im Zuweisungsverkehr er'
scheinen. Exakt bleibt zwar die Gesamtsumme der Eigen-
ausgaben für alle Gebietskörperschaften, während die Einzel'
summen nicht die Belastung der jeweiligen Gebietskörper-
schaft darstellen. In den Eigenausgaben der beteiligten
Gebietskörp'erschaften spiegelt sich der Alteil an den Auf-
wendungen (Gesamtleistungen abzüglicli gesamter aufzu-
teilender spezieller Deckungsmittel) wiede.r, während bei der
aufgabenerfüllenden Gebietskörperschaft die Eigenausgaben
als Aussage für die Lastenverteilung um den Anteil der
anderon Gebietskörperschaften an den speziellen Deckungs-
mitteln überhöht sind, Besonders bemerkl:ar machen sich
diese Fragon bei der Verrechnung der Rrickersd,tze in der
Ifuiegsfolgenhilfe und in der allgemeinen Fursorge. Die Eigen-
ausgaben können in diesen Fällen also nur in etwa die Lasten-
werteilung wiedergeben. Sie sind bei der aufgabenerfrillenden
Gebietskörperschaft etwas erhöht und bei den anderen
Gebietskörperscha,ften in gleichem Urnfang zu niedrig' Wenn
somit, auch ganz exakte Angaben nicht möglich sind, so
werden doch bei den meisten Analysen die durch die Finanz-
stalistik vermittelten Größenvorstellungen genugen. Dagegen
schafft der Zuschußbedarf in allen Fällen vergleichbare
Größen. Zuschußbedarf gleich Eigenausgaben abzüglich
spezieller Deckungsmittel. Er gibt also den Finanz,,bedarf"
wieder, der ams allgemeinen Deckungsmitteln zu bestreiten
ist. fn gewissem Sinne stellt der Zuschußbedarf die Netto-
belastung der einzelnen Gebietskörperschaften dar.

Das Schwergewicht der Aufgabenerfällung in der Fursorge
tiegt bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden) sowie den
Ilansesüädten und West-Berlin. Bei den unmittelbaren Aus-
gaben der Länder handelt es sich im wesentlichen um Leistun-
gen der Landesfürsorgeverbände, soweit sie in dor Landes-
,rechnung ihren Niederschlag finden. Bei den Eigenausgaben
verschiebt sich das Gewicht zwischen den, Ebenen der

2. Unmittelbare Ausgaben der Firrsorger)
MiII. DII

Gebietskörljerschaft lsrs I rero 1951 1952 1953

5,0
382,6
toz,6

1 BdB,e

776,2
206,2

96,4

081,11

60,5
248,5
113,7

1 1i8,5

258,4
t2?,8
21t,7

1 230,0

7,0
175,2
137,2
300,1

1 386,?

2240,21 559,9 L577,2 1 856,1

llunrl .

Länaler. . .

Eansestddte
West-tserlin
Gemeinden ( Gv,

Insgesamt ) 791;t

- r) Juscnrlhilfe. allgemeine liürsorge, Kriegsfolgenhilfe und deren Einrich-
iund"r.: tl nin*t liätti.t tler im Einzölplen 4-- Fürsorgc und Jugendhilfe-
nicirTaufgetäif te. Betrage tler Gemeintlen und Amter mit lYeniger als 10000 Ein-

Gebietskörperschaften ganz bedeutend. Dio' Gemeinden
(Gemeindeverbande) haben in etwa die Hälfte der Fürsorge-
iasten r.r tragen, aber auch der Bund ist erheblich beteiligt,
was aus clem Bundesanteil an der Kridgsfolgdnhilfe resultiert'

Im Rechnungsjahr 1953 beanspruchte die gesamte Ftirsorge
(Jug6nclhitfe, ätlgemeine Fürsorge, I(riegsfolgenhilfe -und
d"eren Einrichtungen) mit-Ausgaben (unmittelbare Ausgaben)
in Höhe von 2240,2 MilI' DM rund 4,9 vH des öffentlichen
Gesamthaushaltes (Bund, Lastenausgleichsfonds, Länder,
Ilansestd,dte, West-Berlin, Gemeinden und Gemeindever-
bd,nde); im Rechnungsjahr 1952 belief sich dieser Anteil auf
etwa 4,6 vH. Die Fursorgeausgaben stiegen somit von 1952
auf 1953 relativ stärker als der öffentliche Gesamthaushalt"
Im kommunalbn Bereich (ohne llansestädte und West-
Berlin) machen die Fürsorgeausgaben 1953 sogar rund 14 vH
der gesamten I(ämrnereiverwaltungen aus. fnnerhalb der
Gebiätskorperschaften werden daher die Gerneinden (Ge-
meindeverbäncle) d.urch die Fursorge besonders belastet' Miü
diesen 2240,2 Mill. DM erreichten die Ausgaben 1953 einen
Betrag, der auf den I(opf der Bevölkemng bezogen 43,73 DM
ergibt.

Von 1949 auf 1950 sind die Frirsorgeausgaben um
234,2Mi11. DM- gesunken, was vornehmlich rlurch' die
Leistungen aus der Soforthilfe bedingt ist. Von I950 bis 1953
ist dagegen ein laufendes Steigen dor Fürsorgeausgaben zu
verzeiähnen (Übersicht 2). Bis 1952 ist diese Steigerung ie-
doch nur geringfugig, wenn man bedenkt, daß 1952 die
Ergebnisse von West,-Berlin erstmalig in die Statistik ein-
beägen sind. fn erheblichem Maße, nämlich um 20J.vH,
stiegän dagegen dio Ausgaben von 1952 auf 1953. Das hängt
,, äirr"* g"öne., Teil mit einer Erhöhung der Pflege- und
IFnterstut2ungssätze zusammen. Zu beachten ist in diesem
Zusamrnenhang jedoch auch der Zustrom von Sowjetzonen-
flüchtlingen, der besonders im erst'en Halbjahr 1953 ein
großes Ausmaß annahm.

3. Unmittelbare Ausgaben und Eigenausgaben der Fursorgo 1)

r) Jugendhilfe, allgemeine Frtsorge, Kriegsfolg€nhilfe untl deren Einrich-
üunäen. 1 ') Einschliaßlich der im Einzelplan 4- - Fürsorge und Jugendhil& -nichlt aufgetöilten Beträge aler Gemeinden und Amter mit weniger als 10000 Eill-
wohnern.

Während die Aufgabenerfüllung (unmittelbare Ausgaben)
bei der Fursorge im wesentlichen bei don Gemeinden
(Ger4giirdeverbd,nden) liegt,' ist bei der Lastentragung
(Eigenausgabon) der Bund sehr stark beteiligt. Immerhin
müssen die Kommr:nen fast die Hälfte dergesamten Fürsorge-
lasten tragen (1953: 44,I vH; 1952: 46'7 vH). Dagegen be-

-'J -
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läuft sich der Anteil dor Ländor (oinschließlich Stadtstaeten)
im Rechnungsjahr 1953 auf 28,3vH (1952: 27,6v8). Von
1952 auf 1953 haben sich dio Anteilo der oinzolnon Arton dor
Gebietskörperschafton an den unmittelbaren Ausgaben und
don Eigenausgaben nur goringfügig vorschobon (Ifborsicht 3).
Im großen und ganzon golten dieso Anteilo auch für dio Vor-
jahre. Die Aufgaben- ünd Lastenvorteilung zwischon don
einzelnon Arten der Gobiotskörperschaften ist somit für die
einzelnen Rechnungsjahre relaüiv konstant. Ab 1955 werden
jodoch dio Ausgabon dos Bundes infolgo dor degrossiven
Pauschalsätzo für dio Erstattung der Iftiegsfolgenhilfg
laufend sinhen.

Übersicht 3 zoigb deutlich, daß die Anteile der oinzelnen
Arten dor Gebietskörperschaften an den unmittelbaron Aus-
gaben und don Eigenausgaben sehr vorschieden sind. Das
zettgb von oinem umfangroichen Verrechnungsvorkehr
zwischen don Gebietskörperschaften auf dom Gobieü der
FtiLrsorgo. So orhalton die kroisangehörigen Gemoinden, an
die 1953 insgosamt ll,0 vH der gesamüen Fürsorgeaufgaben
dolegiert wa,ren, oinen bedeutonden Teil der Ausgaben, die
sie an dio Fürsorgeempfängor tätigen, zurück, denn dor Alteil
an den Eigonausgabon ist, wosentlich goringor. Relaüiv gering
ist dieso Vorschiobung bei den Hansostädton und W'est-
Berlin, da hier staatlicher und kommunalor Bereich zu-
sarnmonfallen und oin bodouüondor Vorrochnungsverkohr nur
mit dom Bund im Rahmen der Kriegsfolgonhilfe bedteht.

4. Unmittelbare Ausgabon nach Fürsorgozweigon

r) Im Einzelplan 4 - Fürsorge und Jugendhilfe - nicht sufgeteilts Beträgc
aler Goheindetr und Amter mit weniger als 10000 Einwohnem.

Im kommunalon Bereich wordon in dor Finanzstatistik dio
Einnahmen und Ausgaben der X'ürsorgo nech don einzelnen
FüLrsorgezweigon nur bei den Gemeinden und Gemeindo.
verbänden mit l0 000 und mehr Einwohnern orhoben. Bei
don Gomeinden und Amtorn mit weniger als l0 000 Ein.
wohnern worden nur dio allgomoino Fürsorgo und die
I(riegsfolgenhilfo gosondert erfragt, während dio übrigen
Fürsorgezwoigo zusammen erhoben wordon. Somit ergibt
sich für 1953 ein Betrag von 47,3 Mill. DM (1952: 44,0 Mill.
DM), der nicht äuf die oinzelnen Fürsorgezweige aufgoteilt
werdon kann (Üborsicht 4). Diese Methode der Erhebung haü
insoforn ihro Borochtigung, als bei den kreisangehörigen
Gemoinden nur wenig_ I(osten für die Einrichtungen der
Fürsorge anfallon. Zu Ubersichü 4 ist weiterhin zu bemerkon,
daß irn gemeindlichen Beroich unter der Position Jugendhilfe
und deren Einrichtungen auch die Verwaltung der Jugend-
hilfe orfaßt isü.

fnnorhalb der einzelnen Fürsorgezweige nimmt die all-
gomoino Fürsorgo den größten Raum ein. Dio Ausgaben für
dio Kriegsfolgenhilfe sind abor nichü viel geringer. Die Ein.
richtungen dor allgemoinen'Fürsorgo und der I(riegsfolgen-
hilfe orfordorn dagegen boi weitom nicht, soviel Mittel,
obwohl die unmittelbaren Ausgaben für dio Einrichtungen
der I(riogsfolgenhilfe von 1952 auf 1953 um den außer-
gewöhnlichen Botrag von lI8 vH gestiogen sind, was vor
allem miü den steigenden Ausgaben für die Grenzdurchgangs-
und Wohnlagor zusammenhängt (siehe neben Übersicht 4 auch
Tabelle 3, Anhang A).

3. Die Beteiligung ilor oinzelnen Gebietskörperschaften
Übersicht 3 läßt aus dor Nebeneinandorstellunpi von

Aufgabenverteilung (unmittelbaro Ausgabon) und Lasten-
vorüeilung (Eigenausgabon) orkennon, daß orheblicho Zahlun-

gen von den Clebiotskörperschaften höhorer Ebene &n
Gebietskörporschaften niedrigerer Ebene statüfinden. Es gibt,
zwar auch einen Zahlungsverkehr in umgokehrtor Richtung
(2, B. von don Beäirksfilrsorgovorbändon an don Landes-
fü,rsorgevorband), doch liegt das Schwergewicht bei dem
Zuweisungsverkehr von oben nach unten,

Bei domAntoil der Bozirksverbände muß boachüet werden,
daß Bezirksvorbände nur in den Ländern llessonr) (I(assel,
Wiosbaden), Rhoinland-P f alz (P falz), Baden-Württemberg 2 

)
(LandosfüLrsorgovorband Württemberg, Landoskommunal-
vorband Ilohonzollern-Sigmaringen) und Bayern (Ober-
bayern, Niedorbayorn, Oborpfalz, Oborfranken, Mitüel-
franken, Ifntorfrankon, Schwabon) bestehen. In den anderen
Ländern wordon dio entsprochenden Fürsorgoaufgabon im
wesentlichen durch das Land wahrgenommens). Diese lfnter-
schiode in der vorwaltungsmäßigen Struktur müssen bei
Vergleichon borücksichüigt werden.

Ein erhoblichor TeiI dor Fürsorgeaufgabon isü von den
Bezirksfürsorgovorbänden auf dio kreisangehörigon Ge-
meindon und Amtor delogiort worden. Besonders bean-
sprucht werden die kreisangohörigen Gemeinden und Amter
sowohl aufgabenmäßig ald auch lastenmäßig in Württemberg-
Hohenzollerrr, Nordrhein-Westfalon, Rheinland-Pfalz und
Baden; der entgegongesetzto tr'all liegt in Bayern vor.

5. Zuschußbedarf dor Fürsorger)

Geblctskörperschaft

BunrI
Länder
Eensestädte .....'West-Berlin .....
Gemeinden (Gv.)r)

fnsgesamt .......

1951

Mü.DMI vE
1552

Mill.DMl vE
1963

Miu. vE

100

398,7
202,4

61,7

460:0

35,5
18,0
5,5

41"0

475,2
180,1

68,0
13t,2
612,1

34,8
13,2

5,0
9,6

37,5

Ltzz,s 100 1 366,6 100

r) Jugendhilfe, allgemeine X'ürsorge, Kriegsfolgenhilfe und derel Einrichtun-
gen. - 

r) Elnschlteßlich der lm Einzelplon 4 - Eürsorge und Jugendhllfe -nlcht aufgetei.lten Beträge der Clemeindon und Amter mit woniger els 10000 Ein-
wohnern.

Bei Zugrundologung des Zuschußbedarfs ergibt sich,für
den Bund ein wesentlich höherer Anteil am Gesamtbotrag
als bei den Eigenausgaben. Während der Anteil dos Bundes
an den Eigenausgaben sich im Rechnungsjahr lg53 auf
27,6vII beläuft, beträgt er boim Zuschußbedarf 36,9vH.
Das resultiert daraus, daß boim Bund nur relativ wonig
spezielle Deckungsmiütol anfallen und daher die absoluten
Größon dor Eigenarisgabon und des Zuschußbedarfs sich
ziomlich nahekomrnen. Die Gemeinden ( Gemeindeverbände)
werden demgegenüber durch dio unmittelbar boim Fürsorgo-
wesen anfallenden Einnahmen erheblich entlastet. So beürägt
1953 ihr Anteil an don Eigenausgaben 44,1 vII, während er
sich beim Zuschußbodarfauf 34,8 vH beläuft. Es ergibt sich
somit oine deutliche Verschiebung von den I(ommunon zu
Lasten dos Bundes. Der Anüeil der Länder an den Eigen-
ausgaben und am Zuschußbedarf variiert nur geringfügig.
fmmorhin mußton dio Gemeinden (Gemeindoverbände) irn
Rechnungsjahr 1953 zusammen 34,8 vH dor gesamton
Koston der öffentlichon Fürsorge aus ihren allgemeinen
Deckungsmittoln - also vornohmlich Stouorn - bestreiten.
lS52 (37,5 vH) und 195 I (4f ,0 vII) war ihr Anteil noch höher
und Iag noch über dem entsprochondon Satz des Buldos,
wobei allerdings beachtet worden muß, daß dio Zahl für 1951
nur bedingt zu worton ist, da in diesem Jahr W'est-Berlin
noch nicht in die Finanzstatistik einbezogen wurde.

Währond von 1952 auf 1953 dio Eigonausgaben der ge-
samten Gebietskörperschafüen um 301,0 Mill. DM gestiegon
sind, erhöhto sich der Zuschußbedarf nur um 280,2 Mill. DM.
Im Rochnungsjahr 1953 sind also orheblich mehr spozielle
Deckuhgsmittel angofallen als im Vorjahr (siehe auch Tabol-
len 4 und 5, Anhang A).

')§i.t " Ur..t.llüng auf S. 6.r) Der Landesf{Irsorgeverband lVilrttemberg umfaßt nebon Nordwi.irttomberg
auch güdwürttemberg.

!) E{lr allo Bsgoluug ln Nortlrhein-Westfalsn und belm Irandosfürsorgoyer-
bsnd OLloEburg Eloho DürtoUutrg auf S. 5.

7552
vE

1063

Mtll. DM I vEMIU. DM

14,9
37,4

E,2
31,2

5,9
2,1

108,1
704,2

309,4
772,4

238,7
47,5

13,E
34,5

7,5
a 1,4

10,7
2,1

Jugenalhllfe und deren Ein-
richtungen

Allgemeine tr'ürsorge . . . .. .
Einrichtungen der allgemei-

nen tr'ürsorge
Kriegsfolgenhilfe
Einrlchtungen der Kriegs-

folgenhilfe.
Nicht aufgeteiltt).........

270,?
894,3

n'nrsorgezweig

Insgesamt

152,8
679,0

109,{

1 856,1 100 2240,2 100

-8-



4. Die Flirsorgeausgabon in ilen oinzelnen Länrlern
Hinsichtlich der Aufgaben- und Lasüenvortoilung zwischen

Staat und Kommunen zeigen sich in den einzelnon Ländorn
bedeutendo llntorschiede, Während 1953 in Nordrhein-
Westfalon 29,8 vH und in Niedersachson'24,5 vI[ dor un-
mittolbaren Ausgabon vom Land getätigt wurden, waron es
in llessen nur 5,5 vII; auch in Bayern liogt die Aufgaben-
zus-tändigkeit im wesontlichen boi den Gemeindon ( Gemeincle-
verbänden).

Abor auch hinsichtlich der Lastenträgerschafü dominioron
in don Ländorn dio Gemeinden (Gemeindovorbände). Sie
wordon zwar toilweise recht bedeutend durch speziollo
Zuweisungen vorn Land ontlastet,. Hinsichtlich des Anteils
an dem Gesamtbetrag der Eigenausgaben liegen abor in
allon Ländern dio Gemeinden (Gemeindoverbände) beträcht-
lich übor den Ländern. Der Umfang des Zahlungsver-
kohrs zwischon Ländorn und Gemeinden (bzw. umgekehrü)
sagt über die ondgültige Lastonvertoilung nichts aue. So isü
z.B. in Nordrhein-Wesüfa1en und Niedersachson trotz der
per Saldo geringfügigen Zuweisungon der staatlichen an dio
kommunalo Ebene der Lastenantoil der Ländor *esentlich
höher als in anderen Ländern, bei donon die Zuweisungen an
die Gemeinden (Gemeindovorbändo) einon sohr großen IIm-
fang haben.

In Rhoinland-Pfalz undinBayornergibtsich imRechnungs-
jahr 1953 oin Saldo aus dem Zuweisungsverkehr zugunsten
dos Staates. fn allon änderon Ländern ist dor Anteil dor
Gemoindon (Gemeindovorbände) an den Eigenausgaben
goringor als derienige an don unmitüelbaron Ausgaben. Von
ontscheidendor Bedeutung isü diese Gewichtsverlagerung jo-
doch in keinem Land.

6. Unmittelbare Ausgaben und Eigenausgaben derX'ärsorge 1)

nach Gebietskörperschaften im Rechnungsjahr I 953

r) Jugondhilfe, allgemeine tr'ürsorge, Kriegsfolgenhilfe und deren Einrich-
' tungen, - Einschließlich der im Einzelplan 4 -..X'ürsorge 

und Jugendhilfe -nicht aufgetellten Beträge der Gemeinden und Ämter mit weniger als 10000
Iinwohnern.

Im Bundesdurchschnitt dor Länder werden 24,0 vH der
gesa,mton Fürsorgelaston von den Ländern getragen. Erheb-
lich übor diesom Durchschnitt liegen Nordrhein-Westfalen
und Niedersachsen, während auf der anderen Seite dio Ge-
moinden (Gomeindeverbände) besonders stark belastet sind
in llosson und Bayern. In diesom Zusamrnenhang spielt die
Frago dor Etaüisierung der Landesfürsorgovorbände eine
ohüscheidendo Rolle (sieho Darsüellung auf S. 5). Wonn man
bedoukt, da,ß in Bayern die Bezirksvorbände - also

Glemoindeverbändo - Landosfürsorgeverband sind, dann ist
dor Antoil des Landes an den Eigonausgaben noch rolativ
hoch. Umgekohrt liegt dor Fall in Rheinland-Pfa1z, wo dic
Landesfürsorgevorbändo R heinland-Nassau und Rheinhesson
im Staatshaushalt veranschlagt sind.,

7. Unterstützte Persbnen und Ausgabon in dor Fürsoi'ge im
Reehnungsjahr 1953

1) Bei tlen I,äntlern einschließlich Gemeintlen (Gemeindeverbände). - 
t) Lau-

fend unterstützte Personen in der offenen X'ürsorge im Rechnungsiahr 1953
(Duchschnitt der yierteliährlichen Stichtagszahlen) und untergebrachte Per-
Äonen in Ansüalten und Ileimen am 31.3.1954i ohne unterstützte Personen in
tler Jugendhilfe. - 

t) Jugendhilfe, allgemeine [.üryorge-' Kriegsfolgenhilfe und
deren liinrichtungen. - Einschließlich der im Einzelplan 4 --Fürsorge und
Jugentlhilfe - nicht aüfgeteilten Beträge der Gemeinden und Ämter mit we-
nigir als 10000 Einwohnern. -') Ohne West-Berlin.

Die höchsten FürsorgJar.grb"., worden in Nordrhein-
- Westfalen getätigt, die gäringsien in Bremen und Rhoinland- /
Pfalz, Schleswig-Holstein liegt nicht zttletzt' wegen der hohen
Zahl der dort wohnhaften Verüriebenen noch übor B,heinland-
Pfalz. Diese Ausgabengrößen hängon einmal mit dor Anzahl
der unterstützten Personen und zrrm a,ndoren mit der Höhe
der Fürsorgerichtsätze zusammen. Ilbersicht 7 gibt gewisso
Anhaltspunkte über diesä Zusammenhänge, indem die Aus-
gaben der Fürsorge zu der Anzahl der unterstützten Personen
in Beziehung geseLz!' werden. Einzelhoiten über'die Belastung
dor einzelnen Länder und ihrer Gemeinden durch Fürsorge-
ausgaben imVerhältnis zur Einwohneizahl und zu den von
der Fürsorge botreuten Parteien und Personen ergeben sich
aus dor Fürsorgostaüistik (sieho Stat'istische Berichto in den
Reihen VI/27 und \rll28).

5. Die Fürsorgeverwaltung
Dio Fürsorgeverwaltung umfaßt dio persönlichen und säch-

lichen Ausgabon dor Landes- und Bezirksfürsorgoverbände
sowie der Jugendämter. Diese Verwaltung besteht im oin-
zelnen aus : Fürsorgeamt, Fürsorgebeiräte, Ftirsorgedozernent,,
Fürsorgorinnen, Fürsorgeärzte, Fürsolgetagungon, Armon-
rochtsbeurkundungon, Aufwandsentschädigungon für Ehron-
beamte des X'ürsorgewesons, Saehbearbeitung der gesamten
tr'ürsorgeangelegonheiton.

8. Unmittelbare Ausgaben der Fürsorgeverwaltung'- 1000 DM -

Ciebletskö4)erschaft

Länder .

Eansestädto .....'West-Berlin .....
Gemeinden (Gv.)
a-
Insgesamt

1953

1950 1951 1,952
P-mOn- I Sactr- |lichellichelzu-

Arrs- I Äus- l"a--en
gnben I gaben

77 672
14579

8s i86

6579
15 691

r01 ö8e

7 169
17 457
30 623ltztzt

6 600
L7 419
32607

113 486

941'
2,269
44?2

13 183

? 641
19 688
87 0?g

126669

72r737 r23 359 167 364 170112 20865 1s0977

In dor Finanzstatistik wird dio Fürsorgoverwaltung nur
bei den Gemeinden (Gemeindoverbänden) mit l0 000 und
mehr Eiriwohnern (ohne Amter) gosondert erfaßt; bei den
kleineren Gemeinden und den Amtern sind dio im Einzelfall
rolativ geringen Fürsorgoverwaltulgskosüen nicht ausgliedor-
bar und bei dor ,,Allgemeinen Verwaltung" (Einzelplan 0)
enthalten. Die in der Rogel organisaüorisch mit dor kommu-
nalon Fü,rsorgevorwaltung vorbundeno Verwaltung der

je 1000

281352207

Gebietskörpelschaft r)
1000 DnI

38
27
29
25
2t
24
28
30
50
2A

422
828
206
975
884
064
871
784
865
449

1 478

Schleswig-Eolstein
Nledersachsetr ...,

Eigenausgabent)

Änzah-l

75 310
14S 308
486964
109 115

58258
174782
221749

91 887
25951,

606871

91 649
179208
403746
111 895

65924
763727
254560

51 515
299S8

7352207

DM je
unter-
stützte
Person

Insgesamt')

Nordrhein-Westfalen
Eessen .
Rheinland-Pfalz ..
Barlen-Württemberg
BaYern .

Ilemburg ..
Bremen . .
Bund . .

Unterstützte
Personen r)

Gebietskörperschaft
1000-DM vE
Unmittelbere Ausg.

1000 DM
Elgenausgaben

40,9
69,1

100

8,3
91,1

100

Ev

24,6
75,4

100

2f9
72,1

100

ia,o
81,4

100

93,3
76,7

100

15,5
84,6

100

2240756

Eessen Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

Rheinland-Pfalz Land
Gem. (Gv.)
Zugammen

Baden- Land
Wthttemberg Gem. (Gv.)

Zusammen

Bayern Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

76,8
100

21,5
f 5,5

100

29,8
70,2

100

5,5
94,5

100

22,0
78,0

100

f 6,8
100

lf ,3
82,7

100

=

9S?87
31 398

Niedorsachsen

West-BerllnBund......
fnsgesamt

Schleswlg- Land
Eolsteln Gem. (Glv.)

91 887
25951

150330
336 634
486 964

Eamburg
Bromen .,

300085
6900

198 829
606871

25325
83 913

109238

57945
178 387
238332

186 545
439352
625 897

8546
146 856
155402

16 498
58 568
?5 066

64498
219250
277 748

55850
260389
322239

18493
58817
75310

41 368
106945
148308

ZuBammen

I,and
Gem. (Gv.)
Zusammen

Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

Nordrheln-
Westfa,len

9058
100057
109 115

10 861
47 397
58258

40641
133 541
774182

34455
787294
221?49

2197 425

-9-
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Jugondhilfe wird in der Gemeindefinauzstatistik niöht ge-
sondert erfaßt.

Während die Ausgaben für dio Fürsorgeverwaltung von
1950 bis 1952 nur geringfügig gestiegen sind, ist von 1952 auf
1953 eine Steigerung von l4,l vII festzustellen. Die Ver-
waltungsausgaben sind jedoch in viel geringerem Maße ge-
stiegen als die Fursorgeleisüungen (20,7 v}:{), die nicht zuletzt
auch bestimmend sind für den Verwaltungsaufwand, Ein
weiterer Gruld für die Steigerung des Verwaltungsaufwandes
Iiegü in der Erhöhung der Tarife für öffentliche Bedienstete
rm Jahre 1953, Besonders stark ist die Steigerung bei den
Gemeinden (Gemeindeverbänden) im übrigen schon ab 1951.
Der 1950 relativ hohe Betrag der.Länder rührt aus der in
diesem Jahre eigens erfaßten Yerwaltung der Kriegsfolgen-
hilfe her. Für den Buncl werden keine Fürsorgeverwaltungs-

'kosten naqhgewiesen, Angaben ftir. West-Berlin liegen erst ab

9. Eigenausgaben der Fursorgevcrwaltunpl

1952 vor. I)er lfaupütoil aller Verwalturrgskosten der Fur-
sorgo entfällt der Natur der Aufgabo entsprochend auf
Personalaufwand, nämlich 89,1 vH im Rechnungsjahr 1953.
Für die vorhergehenden R,echmrngsjahre verschiebt sich
dieser Anüeil nur geringfrigig. Die Einnahmen der Fürsorge-
verwaltung nehmen kein größeres Ausmaß an. So belief sich
der Zuschußbedarf für die gesamte Ftrrsorgeverwaltung im
ltrechnungsjahr l95l auf Il8,l MiIl. DM.

Der Finanzausgleich ist auf dem Gebiet der Firrsorge-
verrvaltung nur unerheblich. Die Zuweisungen an Gebiets-
korperschaften betrugen für die Summe der Länder l95l
nur 310 000 DM, die entsprechenden Zuweisungseinnahmen
29 000 DM; die Zuweisungsausgaben der Gemeinden und Ge-
moindeverbände betrugen in demselben Jahr I99 000 DM
rrnd die Zurveisungsdinnahmen 2 506 000 DM. Da auch bei
der Fursorge.,er*alt...rg nur wenig späzielle Deckungsrnittel
anfallcn, weichen Zuschußbedarf, unmittelbaro Ausgaben
und Eigenausgaben nur unerheblich voneinander ab.

Hinsichtlich der Lastenverteilung für die Fürsorge-
verwaltung spielt vor allem die Frage eine Rolle, ob die
Landesfulsorgeverbände in den llaushalten der Länder oder
der Gemoinden erscheinen (siehe Darstellung auf Seite 5).
Die relativ hochsten Verwaltungskosten im Fürsorgewesen
hat, gegenüber dem kommunalen Bereich, frir die staatliche
Ebene das Land Niedeisachsen, die geringsten Bayern. Die
Fürsorgeverwalüungskosten müssen fast ganz von deri Ge-
meinden (Gemeindeverbänden) getragen werden (1953:
94,0 wH). Doch sind länderweise die Anteile verschieden
lsiehe Übersicht 9).

Die absolut höchsteri tr'ürsorgeverwaltungskosten ins-
gesamt weisen Nordrhein-Westfalen, West'-Berlin, Bayern
und Niedersachsen auf. Ilmgerechnet, in DM je.Einwohner
ergeben sich fiir Land und Gemeinden (Gemeindeverbäntle)
zusammen im Rechmrngsjahr 195.1 folgende Beträge:

riber ünter
dem Bundesdurchschnitt von 3,68 DM

West-Berlin
Eamburg
Brcmen

1953Gebietskdrperschaft
1 000 DII vH

Schleswig-
Ilolstein

Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

land
Gcm. (Gv.)
Zusammen

Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

Land
Gem. (Gv.)
Zmammen

Ldndei
Gem. (Gv.)
Züsammen

Länder
Eansestäd-
te u. West-
Berlin
Gem. (Gv.)

186
5 711
5897

2 568
16 355
18 923

313
t2ß?3
12 986

150
18 836
19 036

r05
6648.
6 818

3,
96.

100

13,
86,

100

7,9
92,1

100

96,7
100

10,5
89,5

100

2,4
97,6

100

Nordrhein-
' 'Westfalen Land

Gem. (Gv.)
Zusammen

Hessen Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

ll,heinland-Pfalz Land
cem. (cy.)
Zusammeu

Niedersachsen 2607
18 265
20872

3 685
43817
47 502

353
13 195
13 548

745
6 096
6841

187
14 480
1466?

165
2724A
21413

7 go7
723749
131 656

15422
42ßß

s7 079

3 306
38483
41 789-

402
11 631
12 033

639
5437
6076

7,8
92,2

100

0,8

10,9'
89,1

100

1,3
98,7

100

3,15
3,04
2,86

2,r7
2,14

12,5
87,5

100

97,
100

99,2
100

6,0
94,0

Baden-
Würitemberg

Bayern

Zusammer)

Hamburg
Bremen . . .

West-Berlin

Insgesamt
davon:

2,4
97,6

100

1. Die rechtlichen Bestimmungen
Rechtliche Grundlage der Jugendhilfe ist das Reichs-

jugondwohlfahrtsgesetzl), Die öffentliche Jugendhilfe um-
faßt alle Maßnahmen zur Förderung der Jugendwohlfahrt.
Das sind im einzeliren Fürsorgeerziehung, freiwillige
Erziehungshilfe, Frirsorge für heimatloso Jugendliche,
Schutzaufsicht, Pflegeaufsicht, Amtsvormundschaft, . Sdug-
lings- und I{leinkinderfürsorge, Wohlfahrt für die schul-
ontlassene Jugend. Nur die ersten drei Arten der Jugend-
hilfo erfordern im allgemeinen eigentliche öffentliche Lei-
stungen, während dio anderen Arten sich mohr in den Yer-
waltungskosten niederschlagen, t

Die Fürsorgeerziehung dient der Verhtitung oder Be-
seitigung der Verwahrlosung;und wird in einer geeigneten
Familie oder Erziehungsanstalt unter öffentlicher Aufsicht
und auf öffentliche I(osten durchgeführt2). Während die
Fürsorgeerziehulg auf Beschluß des Vormundschafts-
gerichtes erfolgt; stellt die Erziehungshilfe eine freio Form
öffontlicher Erziehung dar, durch die der Erziehungs-
berechtigüo im Wogo eines Vertrages die zuständige Be-
hörde mit der Erziehung eines Minderjährigen beauftragt.

Nordrhein- Wes Cfalen
Niedersachsen
Eessen
Schleswig-EolstEin
Bavern
Baden-Württemberg
Rheinland-Pfalz

Ohne Ifansestäclte und West-Berlin ergibt sich ein Durch-
schnitt von 2,82 DM. Neben der Bevölkerungsdichte, dio bei
den beiden l{ansestädten und bei West-Berlin den Ausschlag
gibt, ist dio Bevölkerungszusarnmensetzung (Anteil der
IInterstützten zur gesamten Ein\Ä/ohnerzahl) bestimmend für
don ,,Bedarf" an Fürsorgevorwaltungsleistungen, d. h. für
den Verwaltungsaufwand.

Das Reichsjugendwohlfahrtsgesetz von 1922 hat irn Laufe
dor ZeiL viele Anderungen erfahren, zrtletzt durch eine'
Novello im Jahre 19533). Zur Durchfrihrung der Jugendhilfe
sind in den Ländern Jugendämter und Landesjugendämter
eingerichtet worden. Grundsätzlich bestehen bei allen kreis-
freien Städten und Landkreisen Jugendämter, doch sind auch
hin und wieder bei größeren kreisangehörigen Gemeinden
Jugendämter eingerichtet,. Dio Ausftihrung der FüLrsorge-
erziohung, die Bestimmung der Fürsorgeerziehungsbehörden
und die B,egelung der Kostenträgerschaft, soweit die l(osten
nicht von denMinderjährigen oder den Unterhaltsverpflich-
t'eten erstatüet werden, sind nicht einheitlich im F,JWG
geregelt, sondern bleiben der Landesgesetzgebung vor-
behaltena). Daraus resultiert die unterschiedlicho Aufgaben-

r) Reichsgesetz fiir Jugcndwohlfahri (n,JWG) \. 9. 7. 1922 (R GBl. I S. 633)
i. tl. F. v. 14. 2. 1924 (ItGRl. I S. 110), v. 1. 8. 1931 (IiGBt. I S. 411), v. 4.11.7532
(B,GBI. I S. 522), v.28. 11. 1932 (ItGBl. I S. 531), v. 24. 11. 1933 (RGBI. I
S. 1000), v. 1. 2. 1939 (RGBl. I S. 109), v. 7. 10. 1939 (ItGBl. I S.2002) und v.
28. 8. 1953 (BGBI. I S. 1035).,) R,JWG, a. a. o., § 62. Siehe auch dle Verordnung des Reichsprd.sidenten
über Fürsorgeerziehung v. 2S. 11. 1932 (R GBl. I S. 531).!) Gesetz zu Anderung von Vorschriften des Reichsjugendu'ohlfahrtsgeeetze
s v.28.8.1053 (BGBl. I S. 1035).r) IiJWG, a. a. O., § 70.

0,8
99,2

100
16,60

9,04
7,lo

100
4,2

30,r
65,7

B. Die Aufgaben- unal Lasteirverteilung in rler Jugenilhilfe

_r0_

vII
1952

1 000 Dlr

7 564
109 176
1t6740

13 500
3 951

30623

6,5
93,5

100

164 814
? 564

48074
109 170

100
4,6

29,2
66,2

188 423
7 907

56?67
123749



und Lastenvertdilung innerhalb des Bundesgebietes. Ih den
Ländern Schleswig-Holstein, Niedersachsen, Ilamburg unil
Rremen ist das Land (bzw. die Institutionen, die im Landes'
haushalt veranschlagt sincl) alleiniger Aufgaben- und Lasten-
t,räger. Eine Sonderregelung besteht in Niedersachsen mit, der
Lastenbeteiligung derGemeinden intr'orm einerlandesumlage.'In Bayern sind die Landesftirsorgeverbände (Bezirks-
verbände) als Aufgabenträger vorläufig kostenpflichtig,
während die Bezirksfürsorgeverbände oder die Gemeinden
50 vH der Lasten zu tragen haben: Hier liegt in Bayern der
einzige mögliche Fall vor, wo die kreisangehörigen Gemeinden
zur I(ostentragung bei einer Fursorgeleistung herangezogen
werden können. In Baden-Württemberg sind .im Bereich
Nord- und Sädbaden die Bezirksfursorgeverbände Aufgaben-
träger, in Südbaden ist der Landesfürsorgewerband mit,
66,6 r'H und in Nordbaden pauschaliter an den Lasten be-
teiligt; im Bereich von Nordwürttemberg und Sudwtirttem-
berg-Ilohenzollern erfrillen die Lanclesfürsorgeverbände die
Aufgabe, während die I(osten zu 40 vII vom Land, zu 40 vIT
von den Landesfärsorgeverbänden und zu 20 wII von den
Aufenthaltsgemeinden getragen werden. In Nordrhein-
Westfalen sind die Jugendämter aufgabenmäßig zuständig,
die Kosten trägt endgültig das Land; eine Ausnahme macht
der Landesteil Westfalen, wo die Bezirksfiirsorge'r'erbände
33;3 vH übernehmen. Ab 1953 treten anstelle des Landes clie
Landschaftsverbände. In Ilessen ist Aufgaben- und Lasten-
t,räger zu I00 vH cler Landeswohlfahrtsverband, bis I952 die
Bezirkskommunalverbände bzw. die Bezirksfärsorgeverbände
rm Rg.-Bez. Darmstadt. In Rheinland-Pfalz ist clas Landes-
iugendamt, zuständig, dem ab 1952 insgesamt' 33,3 vH der
Kosten von den Bezirksfürsorgeverbänden erstattet werden'

Boi der freiwilligen Erziehungshilfe ist in Nord- und Säd-
baden und in Ilamburg clie Regelung analog der Fürsorge-
erziehung gestaltet,, in den anderen Ländern liegt eine andere
Aufgaben- oder Lastenverteilung vor (siehe hierzu Anhang 2).
Soweit die Erziehungshilfe an den Personenkreis der Kriegs-
folgenhilfeempfänger gewährt wird, erstattet der Buncl
85 vII (im Rechnungsjahr 1950: 75 vH) der I(osten, der Rest

"trlfallt entsprechend der allgemeinen Kostenregelungt an-
teilig auf die übrigen Gebietskörperschaften.

Die Fürsorge für heimat'loso Jugendliche wird von den
Bezirksfürsorgeverbänden durchgeführt, finanziert wird sie
uberwiegend von übergeordneten Gebietskörperschaften
(Land oder Landesfürsorgeverband), nur in Schleswig-Hol-
stein, Rheinland-Pfalz, Nordwürttemberg, Stidwürttemberg-
Ilohonzollern und Bremen ütrernehmen die Bezirksfärsoreie-
verbände die I(osten (im einzelnen siehe Anhang B). Spezielle
Vorschriften, wie sie die Länder der amerikanischen Zone in
den Nachkriegsjahren erlassen habenl), sincl in der britischen
und französischen Zone außer in Rheinland-Pfalzz) nicht
ergangen. Soweit es sich bei den Jugendlichen um Kriegs-
folgenhilfeempfänger haädelt, erstat'tet wiederum der Bund
85vH (1950: 75vH) der Aufwendungen. Die Leistungen
innerhalb der Kriegsfolgenhilfe werden in der Finanz-
statistik aber nicht unter Jugendhilfe erfaßü, sondern bei
dem Verwaltungszweig Kriegsfolgenhilfe.

Die Bestimmungen, welche Gebietskörperschaften die- Ju-
gendhilfe durchzuführen und ihre Kosten zu tragen haben,

'iSn-v".i."lre Verordnung Nr. ?3 zum Schutze der heimätlosen Jugendlichen
y. 15.4.1946 (GVBI. S.218). - Wurttemberg-Badisehe Verordnung Nr.310
liber den Schutz unrl die X'ürsorge fiir heimatlose Jusendliche v.14.9.1946
(Reg.Bl. S.270): lYüriiemberg-Badisches Gesetz Nr. 344 über den Schutz untl
die tr'rirsorse fur lleimatlose Jusendliche v.14. 7. 1948 (Reg.Bl. S.95). -Ilessische Yerordnung zum Schutz der heimatlosen Jugend y. 23. 3. 1946 ( GVB1.
s. 135).

') landescesetz zur Drfassung und Unterbrir)gung heimatloser und gefähr-
deter Jugendlicher v 19.11.1948 (GYBI. S.409); das Gesetz war bis 31.12.1951
in Kraft.

") Preußisches Äusfiihrungsgesetz'zum R J\Y G \. 29. 3. 1924 (Pr GS. S. 180).

-llamburgisches Ausfuhrungsgesetz zum RJWG v. 17.3. 1949 (GVBI. S.25)
r. d. tr'. v. 16. 10. 1953 (GVBI. S. 296). - Bremische Verordnung zur Ausführung
des R J\YG v. 15. 12. 1939 ( Ges.Bl. S. 228). - Braunschweigisches Äusführungs-
cesetz zumX,JWGv. 29. 3. 1924(GVS. S. 138). - OldenburgischesAusfühmngs-'seselz ztm RJWG v.90. 6.1923 (Ges.Bl. S.43?). - Schaumburg-Lippesches
Ausführungsgesetz zum RJWG v. 11. 6. 1924 (LVO. Nr. 15). - Eessisches Aus-
führungsgesetz zum R,JWG !. 17. ?. t924 (Reg.Bl. Nr. 90). - Württember-
qisches Äusfuhrungsgesetz zum RJWG v.23.11.1927 (Reg.Iil. S.399). -Badische,Augführungsverordnung zum RJ1TG v. 19. 10. 1934 (GvBl. S. 247). -Bayerisches Jugendamt8sesetz\.20.7,1925 (GVR]. S.211) i. d. tr. v.1.8.1030
( GVBI. S. 267) und v. 20. 7. 1938 (GVB]. S. 223).

sind irn wesentlichen in den Ausfuhrungsgesetzen urld Aus-
führungsverordnungen der Länder vor dem zweiten Welt-
krieg zum B,JWGS) enthalten. Diese Normen sind heute noch
in den entsprechenden Gebietsteilen wirksam. Darüber hin-
aus bestehen noch einige Spezialbestimmungen der ehe-
maligen und heutigen Länder (siehe im einzelnen Anhang B).
In Nordrhein-Westfalen wird zur Zeit ein Ausführungsgesetz
zum B,JWG ausgearbeitet.
' Nel:en der Ftirsorgeerziehung, der Erziehungshilfe und dor
Fursoy'ge für heimatlose Jugendliche war in den Nachkriegs-
jahren auch die Schulkinderspeisung ein wesentliches Ele-
meht der',Jugendhilfe. Ab f949 zeigt sich jedoch ein erheb-
liches Sinken; 1951 wurden gegenuber den früheren Jahren
erheblich geringere Beträge fur die Schulkinderspeisung aus-
gegeben. Die Finanzierung oblag im wesentlichen den Län-
dorn, wobei allerdings der Bund Zuschrisse gab.

Die Anstalten ünd Heime, in denen die hilfsbedurftigen
Jugendlichen untergebracht sind, werden in der Finanz-
statistik als Einrichtungen der Jugendhilfe mit allen Ein-
nahmen'und Ausgaben erfaßt. Träger dieser Einrichtungen
können sowohl die Bezirksfärsorgeverbände a,ls auch die
Landesfürsorgeverbände sein. In den meisten Fällen sind
jedoch die Bezirksfürsorgeverbände zuständig. Auch andere
Gobietskörperschaften können an den I(osten beteiligü sein'

' z.Iler Umfang iler Jugonilhilfe
Die Einlahmen und Ausgaben der Gemeinden und Ge-

meindeverbände mit weniger als 10000 Einwohnern und die
aller Amter für die Jugendhilfe und die Einrichtungen der
Jugendhilfe,werden.nicht gesondert, erfaßt; sie sind also in
den Tabellen und Übersichten nur in den Summenspalten
(Färsorge insgesamt) enthalten. Die Beträge können aber bei
diäser Untersuchung vernachlässigü werden, da die Jugend-
hilfe im wesentlichen von den Bezirksfürsorgeverbänden
durchgeführt und kostenmäßig getragen wird. Die kleineren
Gemeinden sind bei der Jugendhilfe nur wenig und bei den
Einrichtungdn cler Jugendhilfe fast gar nicht beteiligt. Bei
den Beträgen für die kreisangehörigen Gemeinden hinsicht-
lich Jugendhilfe und Einrichtrrngen der Jugendhilfe handelt
es sich in den Tabellen und Ifbersichten also immer nt-r llm
die Gemeinden mit 10000 und mehr Einwohnorn.

10. Unmittelbare Ausgaben der Jugendhilfe und Einrich-
tungen der Jugendhilfe
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Gebietskörperschaft 1950 1951 1952 1953

Bund ..
Länder.........
Ilansestädte . . .

West-Ber'Iin....
Gemeinden (GY.)

nsasz
17 091

oe aoz
23825

szes+
23344
484ß7

152 000

ze gro
22558
46031

166 951110 67? 131 857

fnsgesamt 777 205 218984 276665 309 390

Während die öffentlichen Leistungen irn Rahmen der Ju-
gendhilfe und die unmittelbaren Ausgabän für die Einrich-
tungen der Jugendhilfe von 1949 auf 1950 um 2,2 Mill. DM

'gesunken sind, kann ab 1950 eine laufende Steigerung der
Ausgaben festgestellt werden. Derselbe Rhythmus zeigt sich
bei den Eigenausgaben. Die rückläufige Bervegung 1949/1950
zeigt sich allerdings nur bei den Ländern und Ilansestddten
vor allem wegen geringerer Zuschüsse fur die Schulkinder-
speisung; dage§en sind im gleichen Zeitabschnitt die ver-
gleichbaren kommunalen [ufwendungen gestiegen. Das aII-
gemeine Ansteigen ab 1950 ist im besonderen auf vermehrte
Ausgaben für die Firrsorgeerziehung und auf höhere I{osten
der Einrichtungen der Jugendhilfe zurückzufuhren. \ron 1952
auf 1953 stidgen die Ausgaben um immerhin 32,7 IIiII. DM
( l 1,8 r,H). Bei den llansestädten und Wesü-Berlin ist in dem -

selben Zeitabschnitt aber ein Sinlen der Ausgaberr festzu-
stellän. Zu beachten bleibt, daß West-Berlin erst ab f 952 iil
die Finanzstatistik einbezogen wird. Der Bund ist auf dem
Gebiet der Jugendhilfe nichü unmittelbar tätig; doch gibt-er'in gewissem Umfang Zuschüsse an die Länder. Boi den
nlitteln fur die Schulkinderspeisung handelt es sich vorwie.
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gend um Dotationon aus dom Weltkinderhilfswerk (IIIYfCEF) ;in dor Ländorfinanzstatistik wordon diose zentralon Mittol
als Zuweisungon vom Bund ausgewioson.

In DM jo Einwohnoi umgerechnet beliefen sich im Bundes-
gebiet und in West-Berlin im Rochnungsjahr 1953 dio un-
mittelbaron Ausgaben auf 6,04 DM und im Rechnulgsjahr
1952 auf 5,46 DM. Relativ sehr hoch sind die Ausgabon in-W'est-Berlin und in den Eansestädton Harnburg und Bremen.

Das Schwergewicht dor öffontlichen Jugondhilfo liegt so-
wohl hinsichülich der Aufgabenorfüllung als auch hinsicht-
lich der kostonmäßigen Belasüung bei don Gemoinden und
Gemoindevorbänden; auf sio ontfielon im Roehnungsjahr

I L Unmitüelbare Ausgaben u. Eigonausgaben dor Jugendhilfe
und Einrichüungen dor Jugendhilfe im R,echnungsjahr lg53

Unmittelbare Ä Eigenausgabcn
1 000 DII vE

12. Unmiüüelbere Ausgaben und Eigonausga,ben der Jugond-
hilfe und Einrichtungen dor Jugondhilfe nach Lärrdorn im

Rechnungsjahr 1953

aber noch nichts über don Ilmfang des Zuweisungsverkehrs
aus, da, sich die Zuwoisungen per Saldo ausgleichen könnon.

fn allen Ländorn ist der Antoil des Staates sowohl an den
unmiütelbaren Ausgaben als auch an den Eigenausgaben
goringer als dorjonigo ihror Gemeinden ( Gomeindevorbände),
Außer in Niodersachsen, Bayorn und Rhoinland-Pfalz ist der
Ant€il des Landos an der kostenmäßigen Bolastung höhor als
an der Aufgabenerfüllung. Außerst niedrig liogt mit seinen
Anteilon das Land lfessen. Bosonders stark beteiligt sind die
Ländor Nordrhein-Westfalon und Rhoinland -Pfalz.

Von den unmittelbaren Ausgaben des Landos in Bayern
entfällt der bei woitem größte Teil auf dio Einrichtungon der
Jugondhilfo. Bei der Jugendhilfo selbst ist das Land Bayern
mrr hinsichtlich der Fürsorgo für heimatlose Jugendlicho
tätig, wo os den Jugendämtern alle ontstohonden Koston
erstaütetr). Dio übrige Jugendhilfe wird von den Fürsorge-
vorbänden durchgoführt und getragon (dio Landesfti,rsorge-
verbände orscheinen in dor Gomeindefinanzstatistik).

Rolativ niedrig war 1953 auch die Beüeiligung des Landos
in Baden-W'ürttemberg, die sich auch hier vorrrohmlich auf
dio Einrichtungen bezioht. Das gilt insbesondoro auch füLr don
Landesteil Badon, Da dor Landesfürsorgoverband Südbaden
aber bei der Ftirsorgoorziohung und dor Erziohungshilfo zu
66,6 vH und hinsichtlich dor Koston für hoimatloso Jugend.
Iiche das Larrd. zlt 100 vH den Bozirksfürsorgovorbänden
kostonerstattungspflichtig ist, verschiebt sich das Bild bei
don Eigonausgaben. fm Landesbezirk Nordbaden ist das
Land außor boi den Einrichtungen nicht unmittelbar tätig,
wohl aber zum Teil kostenerstattungspflichtig (siehe Anhang
B). Als besondoro fnstitution besteht im Landkreis Mann-
heim ein Schifforkinderhoim, dessen Koston vom Land und
vom Landesfürsorgovorband zusammen getragon wordon.
Einzolheiton über dio länderwoiso untorschiedlicho Gesamt-
belastung und über dio uneinlioiülicho Vertoilung zwischon
staatlichor uld kommunaler Ebone orgoben sich besondors
doutlich boi Vorrechnung der unmiütolbaron Ausgaben und
dor Eigenausgabon auf DM je Einwohner (siehe hierzu dio
Tabellon im Anhang A). Bedeutsam sind dabei auch dio
ländorweison Ifnterechiede zwischen den oinzebron Arten
kommunaler Gebietskörporschaften.

r) Veroldnung Nr.73, a. a. O.

GebietskönrerBchaft

Bunrl .......
Länder.. . : .....
Eansestädüe u. W'est-Rerlin
Bezirksverbände
Kreisfrele Städte ..... . ..
Landkrelse
Krcisangeh. Gem. u. Amter

zilso
68 589
15 814

105 345
32 110
13 081

t7 440
65484
08 337
12 018
98 514
28973
72224

vE 1000 D]\I

i,n
6,1

34,1

5,8
21,6
22,6

4,0
32,5

9,6
4,0

Insgesamt 302991

1953 insgesamt 54,0 vH der gosamton unmittolbaren Aus-
gabon und 50,1vII der gosamton Eigonaüsgabon. Es ffndet
somit durch den Zuweisungsverkehr eino geringe Entlasüung
der Gomeinden (Gemoindevorbände) statt. fn bedeuüondom
Ilmfang sind auch die Hansestädto und West-Ber1in an der
Jugendhilfe beteiligü.

Sowohl bei dor Aufgabenerfüllung als auch bei dor Lasten-
tragung entfa,llen auf dio kreisfroion Städte und Landkreise
dio höchsten Anteile. Von den gosamten öffentlichen Lei-
stungen frir hilfsbedürftigo Jugendliche im Bundesgebiet und
West-Berlin im Rechnungsjahr lg53 entfielen allein auf sie
44,6 vII. Dor entsprochonde Anteil der Ländor botrug
23,9 vII. Für die Länder zusammon sind dio Eigenausgaben
(das sind dio Kostonbeträge) relativ höher als dio unmittel-
baren Ausgaben. Dio Vorschiebung der Aufgaben- und La-
stenbeteiligungen von 1952 auf 1953 ist für dio oinzelnon
Ebonon der Gobietskörporschafüen, auf das gesamte Bundos-
gebiet bezogon, nicht)sehr bedeuüend. An don Eigenausgaben
ist 1953 auch der Bund mit 6,8 vH betoiligt.

Don Eigenausgaben steht im Rochnungsiahr 1953 oin Zu-
schußbedarf vor. 226,O Mill. DM (1952t177,8 Mill. DM) ge-
genüber. Die speziellen Deckungsmittel beliefen sich somit
im Jahro 1953 auf 77,0 Mill. D1\[. f 953 konnten 25,4 vH der
Eigenausgaben aus spoziellen Deckungsmitteln bestritten
werden. An diesen speziollon Deckungsmittoln waren allo
Gebietskörporschaften botoiligt. Der gößto Toil der spe-
ziellen Deckungsmittol stammt aus Ersätzon, dio von den
Hilfsbedürftigon, deren lfntorhaltsverpfl ichteten oder Dritt-
verpflichteten goleistet werdon. Nicht unbedoutond waron
auch die Vorwaltungseinnahmon aus den Einrichtungon der
Jugendhilfe.

3. Die Ausgaben in ilen einzelnen f,änilern
Die Aufgabon- und Lastonvertoilung hinsichtlich der Ju-

gendhilfe ist in den einzelnon Ländern zwischen Süaat und
Gemeindon (Gemeindoverbändon) sohr uneinheitlich. Über-
sicht 12 und die Tabellen im Anhang A lasdon die vorschie-
denart igen Beteiliguneen dor einzolnon Gobietskörporschaften
an der Aufgabenerfüllung und an dor Lastontragung er-
kennen. Dieso Divergenzon habon ihro Ifrsacho in den untor-
schiedlichen rechtlichen Grundlagen, die im Anhang B dieser
Ifntersuchung dargostellü sind,

Im Bundesdurchschnitt entfällt gegenübor dem gemoind-
lichon Bereich im Rophnungsjahr 1953 auf die Länder bei den
unmittelbaren Ausgaben ein Anteil von 30,7 vI[ rmd bei den
Eigenausgaben von 30,1 vE. Größere Vorschiebungerr zwi-
schen dem Antoil an den unmittelbaren Ausgaben und den
Eigonausgabon gibt es nur in Niedorsachsen und Bayern.
Dieso'im allgemeinen geringfügigen Yoränderungen sagon

100309 390 100

I 000 DM
UDmlttolbarc

vE

23,0
77,0

100

15,0
55,0

100

6,1
93,6

100

3f ,3
62,7

100

22,6
f 7,5

100

23,f
76,3

100

1000 DM

Schleswlg-
Eolsteln

2528
0650

Nledoßachson

Nortlrhein-'W'estfalen

Eessen

8

Zusammen 30,f
69,3

100

Eamburg
Bremen...,
West-Berlin

vE

144

20,f
f 9,3

100

33,0
67,0

100

11,3
55,7

100

96,7
100

11,2
58,8

100

Gcblotskörporschaft

0178

Bayern

2648
0 733

1228L

956
27885
28841

3625
5027
8 556

1786
25787
27 552

3040
6104

18,3
81,7

100

32,0
68,0

100

Bund . ...
fnsgesamt

Land
Gem. (Gv.)
ZusaEmcn

Lsnd
Gem. (GY.)
Zußammen

lantl
Gem. (GY.)
Zusammen

Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

Rhoinland-Pfalz Land
Gem. (Ctv.)
Zusammen

2f,6
f 2,6

100

4486
14094
79479

37 ?6A
46225
83 991

8064
14344
24408

35295
49491
88 786

Land
Gem. (Gv.)
Züsammen

trand
Gem. (Gv.)
ZuBammon

I,änder
Gem. (GY.)
Zusammen

Baden-
Wilrttemborg 32831

40208

12082
25039

73 850
166 951
240801

18213
4345

46031

8 463
29 088
37 551

7 497
23 882
31 319

309390

30,1
69,9

100

05484
151 730
217214

18 0r0
4252

44076
L7 440
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4. Der Zuweisungsvorkehr zwischen Ländorn
und Gemeinilen

Die beroits orläutorte unterschiedliche Aufgabon- und
Kostonabgrenzung lassen sinnvollo Vergleiche von Land zu
Land nur bei einer Gesamtbetrachtung der staatlichenund
kommunalen Ebeno zu (Übersicht l2). Daneben ist aber eino
gesonderte Darstellung des Zuweisungsverkehrs zwischen den
Ländern und ihren Gemeinden auf dem Gebiete der Jugend-
hilfe (einschl. Einrichtungen) von Interesse, um einen An-
halt über die Größenordnung dieser Zahlungen zu erhalten.

Ls.Zuweisungsverkehr derländer mit den Gemeinden (Gv.) 1)

bei der Jugendhilfe und den Einrichtungen der Jugendhilfe
- 1000DM -

r) Glemäß Staatsfl nauzstotlstiE.

Nach den Ergebnissen doi Länderfnanzsüatistik war der
Zuweisungsverkehr der Länder mit ihren Gemeinden (Ge-
meindeverbänden) in den Jahren 1960 und l95l bedeutend
geringer als 1952 und 1953. In allen Jahren aber zeigt sich ein
doutliches Übergewicht der Zuweisungsausgaben der tändor
gegenüber don Zuweisungseinnahmen. Unbedeutend ist der
Zuwoisungsverkehr auf dem Gebiet der Jugendhilfe in
Schleswig-Ilolstein. Im übrigen sind nur in Rheinland-
Pfalz in den Rechnungsjahren 1962 und 1953 die Zuweisungs-
einnahmen von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) höher
als die Zuweisungsausgaben. Ilessen weist überhaupt keine
Zuweisungseinnahmon nach. Dagegen sind die Zuweisungs-
ausgaben in Ilessen recht bedeutend; sie worden in ihrer
absoluten Größenordnung nur von Nordrhein-Westfalen und
Baden-Württemberg übertroffen. Während für die Summe
der Länder von l9ö2 auf 1953 die Zuweisungen von den Ge-
meinden (Gemeindeverbänden) gefallen sind, erhöhten sich
in demselben Zeitabschnitt die Zuweisungen an die kommu-
nalen Gebietskörperschaften. Gegenüber den unmittelbaren
Ausgaben der Länder firr die Jugendhilfe und die Einrich-
tungen der Jugendhilfe in Ilöho von 73,9 MiU. DM im Rech-
nungsjahre 1963 betrugen die Bruttoausgaben 81,2 Mill. DM.

6. Die Yerwaltung ilor Jugenilhilfe
In dor Gemeindefinanzstatistik wird die Verwaltung dor

Jugendhilfo nicht gesondert erfaßt, so daß eine Darstellung
der Einnahmen und Ausgaben füLr die Gemeinden und Ge-
meindeverbändo nicht möglich ist. Boi der Verwaltuag der

1. Die rechtlichon Grunillagon
Dio Grundsätzo für die allgemoine offene und geschlosseno

Ftrsorge sind in der Reichsfirrsorgepflichtverord:rungr) nio-
dergolegt. Übor Voraussetzung, Art und Maß der öffent-
lichen X'irrsorge sind darüber hinaus besondere Bestimmungen
geschaffen worden'). Die Leistungen orfolgen auf Grund der
örtlich maßgebenden B,ichtsätzo und Richtlinien. Außerdem
sind in oiner Reihö von rechtlichen Bestimmungen Einzel-
fragen des Fü,rsorgerechts normiert, Die RFV grenzt den
Tätigkeitsbereich dor FüT sorgeverbände, ihro örtliche Zu-
stanäigkeit und damit auch gewisse Ersatzleistungen zwi-
schen den Fürsorgeverbänden ab; sie regelt jedoch nicht die
Aufgaben- und Lastenverteilung zwischen den einzelnen
Gebiotskörperschaften. Die Finanzieru-ng und Organisation
der X'ürsorgeverbä,ade, welche die öflentliche Wohlfahrt

JugendhiUo handolt es sich um dio Jugendämter, Landes-
jugendämter, Fü,rsorgeerziehungsbehördeh, Jugendbehörden,
Airrtsvomundschaft, Jugendfürsorgerinnen, Jugendgerichts-
hilfe, Pflegekinderaufsicht, §chutzaufsicht.

Die Einnahrnen und Ausgaben dieser Positionen sind bei
den Gemeinden (Gemeindeverbänden) in den Beträgen ent-
halten, wolcho dio Leistungen der Jugendhilfe darstellen.
Eine Aussonderung und eine Dingliederung in die Yerwal-
tungskosten ist nicht möglich. Nach einer groben Schätzung
dilrften sich die Ausgaben der Gemeinden rmd Gemeinde-
verbände des Bundesgebietes für die Verwaltung der Jugend-
hilfe auf elwa 25 bis 32 Mill. DM im Jahr belaufen. Diese
Zahl läßt wenigstens eine ungefähre Größenordlung er-
kennon. Offen bleibt dabei, ob man z. B. die Aufwendungen
für die Fü,rsorgerinnen, die Jugendgorichtshilfe, die Pflege-
kinderaufsicht und dio Schutzaufsicht als Verwaltungskosten
ansehen kann. Mit einer gewissen Berechtigung können dieso
Ausgaben auch don ,,Leistungen" der Jugendhilfe zugerech-
net werden, da sio den frirsorgebedüLrftigen Jugendlichen
direkt zuguto kommon.

Ilnter diesen Gesichtspunkten würden dio Verwaltungs-
kdsten der Jugendhilfe ganz erheblich geringer sein. Eine
Größenordlung kann dafür aber nicht angegeben werden,
Eine Erfassung'bei den Leistungen ist dadurch jedoch ge-
rechtfertigt, so daß sich eine große Yerschiebuag.des Bildes
nicht ergoben wird. '

Bei den Ländern rechnen zu der Vor"waltung der Jugond-
hilfe dio Landesjugendämter, bei den Hansestäclten die
Jugendbehörden und die Jugendärnter. Beim Bund enü-
stehen keiae Yerwaltungskosten für die Jugendhilfe,

14. Unmittelbaro Ausgaben der Verwaltrurg der Jugendhilfe
der Ländor
- 1000 DM -

Zusammen

L952 1953

141
?50

165
444

1482 1 615

C. Die Aufgaben- unil Lastenverteilung in der allgemeinen Fürsorge

26009

Im Rechnungsjahr 1953 betrugen die Verwaltungskosten
der Jugendhilfe mit 8,4 vII der gesamten Leistungen
26,0 MilI. DM. Seit 1960 sind dio Verwaltungsausgaben der
Länder geringfügig gestiegen. Relativ hoch surd die Verwal-
tungskosten vor allem in West.-Berlin. Mit 96,7 vII im Rech-
nungsjahr 1953 entfällt der größte Teil auf die persönlichen
Ausgabon.

wahrzunehmen haben, und der spezielle Finanzausgleich auf
dem Gebiet äes Fürsorgewesens bloiben landesrechtlichen
Bestimmungon vorbehalten 3 ),

Im Anschluß an die RFV sind in der Vorkriegszeit in den
Ländern Ausführungsgesetze bzw. Ausführungsverordnun-

693
131
150

131
103
165

6 134
L293

15755

r) Verordnung über die Ftlrsorgepflicht (nIY) v, 13.2.1924 (RGBI. I S. 100)
i. d. F. v.8. 6.1926 (B,GBl. I S.256), v. 7. 12. r928 (BGBl. I S. 401), v. 6. 6. 1931
(n,GBl. I S. 305), v. 3. 10. 1931 (RGBl. I S. 683), v. 8. 12. 1931 (RGBI' I §. 699),
v. 14. 6. 1932 (RGBl. I S. 285), v. r9. r0. 1932 (RGBl. I §. 499), v. 13. 3. 1934
(RGBr. I S. 193), v. 29. 4. re35 (RGBl. I S. 565), v. 14. 3. 1936 (RGBl. I S. 173),
!.22.72.1936 (R,GBl, I S. rr25), v. 7. 1.0.1939 (RGtsl. I S. 2002), Y.6. 1.1940
(BGBl. I S. 4l), v. 11. 5. 1943 (X,GBl. I S. 301), v. 9. 11. 1944 (RGBl. I S.323),
v. 23. 7. 1953 (BGBl. I S. 700) und v.20. 8. 1963 (BGBl. I S. 967).

r) ReichsgruDdsätze über vorau8setzung, Art und lllaß der öffentlicben
tr'ürsorge v. 4. 12. 1924 (BGBl. r S. 765) i. d. tr'. v. 29. 3. 1928 (BGBl. r S. 138),
v. 1.8.1931 (B,GBI. I S.439), v. 26.6. 1933 (RGBI. I §.316), v. 10.2.1934
(BGBI. I 8. 99) uId v. 20, 8. 1968 (BGBl. I 8. 967).
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gen ergangonl), die houte noch teilweise in den betreffenden
Gebietän gelton rmd die grundsätzliche Regelungen uber die
Organisation dor Fürsorgebehörden und über die Aufgaben-
undlastenverteilulg bei den einzelnen Gebietskörperschaften
treffen. In Niedersachsen sind die Ausführungsverordnungen
der ehemaligen Länder Braunschweig, Oldenburg und
Schaumburg-Lippe zur RFV') durch § 28 Abs. 2 des Finanz-
ausgleichsgesetzes vom 28. 3. 19513) ab 1. April 1950 außer
Kraft gesetzt und die Bestirnrnungen der Preußischen Aus-
füihmngsverordnung für den gesamten Bereich des Landes
Niedorsachsen als wirksam erklärt worden. Darüber hinaus
finden sich auch in den irn allgemeinen jährlich erlassenen
Finanzausgleichsgesetzen der Länder (siehe Anhang C) Be-
stimmungen über die Finanzierulg der öffentlichen Ftirsorge.

In den rechtlichen Bestimmungen erfolgt die Abgrenzung
der Zuständigkeit zwischen den Bezirks- und Landesfürsorge-
verbänden. Auf Grund der unterschiedlichen Regelungen
übor die vorläufige und endgultige I(ostenpflicht einmal in
den oinzelnen Ländern und zum anderen auch bei den einzel-
nen Arten der Fürsorge und bei der Möglichkeit zur Dele-
gaüion von Frirsorgeaufgaben an die Gemeinden der Bezirks-
fürsorgeverbände trägt der Verrechnungsyerkehr zwischen
uld innerhalb der Fursorgeverbände, der Gemeinden und
des Landes einen sehr vielseitigen Charakter. Darüber hinaus
orstreckt sich der Zahlungsverkehr auch auf \rerrechnulgen
zwischen gleichgeordneten Gemeinden und Gemeind.ever-
bänden. Besonders vielgestaltig ist die Aufgaben- und Lasten-
verteilung bei der außerordentlichen Anstaltsfürsorge, näm-
Iich der Firrsorge ftiLr Geisteskranke, Geistesschwache, Epi-
Ieptiker, Taubstumme, Blinde und Krüppel. Wegen dieser
R echtszersplitterung versuchte der G esetzgeber eine gewisse
Einheitlichkeit fur das gesamte Reichsgebiet zu schaffena).
was jedoch nur in geringem Maße gelungen ist. Durch die
Vierte Vereinfachungsverordnungs) sollte die vorläufige
Kostenträgerschaft für die außerordentliche Alstaltsfursorge
den Landesfursorgeverbänden unter gleichzeitiger Beteili-
gung der Bezirksftirsorgeverbändo an den Spezialpflege-
kosten überüragen werden. Doch auch dieser Vereinheit-
lichungsversuch konnte sich wegen entgegenstehender ander -

weitiger landesrecht'licher Bestimmungen nicht ganz durch-
setzen; in Baden-Württemberg sind die Bezirksfürsorge-
verbände Aufgabenüräger. Erst seit dem I.4. 1953 sind in
Württemberg und lIohenzollern die Landesfür'sorgeverbände
Aufgabenträger für dio außerordentliche Anstaltsfursorge.
fn der Nachkriegszeit konnten die Vereinheitlichungsbestre-
bungen dann einen gewissen Erfolg erringen. Die Fursorge-
verbände selbst ergriffen die Initiative und schufen L947 eine
Vereinbarung, die 1949 neu gefaßt wurde6); in der einheit-
liche Grundsätze festgelegt wurden. Die meisten Fürsorge-
verbände sind dieser Vereinbarung beigetreten. Die unter-
schiedliche Aufgaben- und Lastenverteilung wurde aber auch
durch die Bürsorgerechtsvereinbarung nicht beseitigt. Auch
die Frirsorgerechtsnovelle von 1953?) befaßt sich nicht mit
der tr'inanzierung der öffentlichen Fursorge, sondern enthält
mehr Bestimmungen über Umfang und Abgrenzung der
Fürsorge gegenüber den Hilfsbedürftigen.
..-....-'...-'..................._) 

Pr"rßi..h. Augführungsyerordnung zur x,Fv v.l? . 4. 7924 (PrG§. s. 210)
i. tl. F. v. 17. 2. 1920 (PrGS. S. 79), v. 29.3.192? (PrGS. S. 33) und v. 30. 5. 1932
(PrGS. S. 207). - Eamburgische Verordnung über die ötrentliche Fürsorge Y.
30. 5. 1939 (GVBI. §, 55). - Sremische Verordnung zur Ausführung der BFV
v. 15. 12. 1939 (Ges.Bl. S. 224). - Lippe-Detmoldisches Ausfuhrungsgesetz zur
RFv v. l. 3. 1926 (LGS. §. 257) i. d. F. v. 7. 5. 1928 (LGS. S. 624) und v.
31. f0. 1929 (L GS. S. 95). - Eessisches Ausfuhrungsgesetz zur RFY v.1 7. 6. 1926
(Reg. Bl. S. 189) i. d. F. v.26.9. 1953 (GVBI. S. 157). -IYürttembergischesGesetz zü Ausführung der B,X'V \.27. 2. 1940 (Beg.Bl. §. 29), - Badisches
Ausführungsgesetz zur nIY v. 24. 6. 1939 (GVBI. S. 99). - Bayerisches Fur-
sorgegesetz (Au8führungsgesetz zlu RIV) v. 23. 5. 19Bg (GVBI. S. 185) i. d. tr'. v.
19. 1.1953 (GVBI. S. 11).

'?) Braunschweigische Ausfüllrungsyerordnung zur Rtr'V v. 29. 3. 1924 (GvS.
S.135). - Gesetz des Freistaates Oldenburg zur Äusführung der RFY v.
7.7.1924 (Ges.Bl. S. 431) i. d. I'. v. 15. u.1920 (GeB.Bl. S.1055). - Schaum-
burg-Lippesches AuBfülrrungsgesetz zur,RFY v. 28. 5. 1924 (LYo. S. 83).

3) Gesetz zur A,egelung des Finanz- und Lastenausgleichs für das Rechnungs-
jahr 1951 v. 28. 3. 1951 (GVBI. §. 91).

') Dritte verordnung zur Verernlachung des Ilusorgerechts y. 11.5.1943
(RGBl. r S. 301)..) Yierte Yerordnung zur vereinfachung des Frusorgerechts v. 9. 11.1944
(n,GBr.r§.323),§1.

t) tr'ürsorgerechtsvereinbarung (f'Ä,V) v. 18. 9. 1947 i. d. F. v. 3. 5. 1949, in:
Zeitschrift für das Fürsorge$esen (Sonderdruck), Ilannover 1951.

7) Gesetz über die Anderung und Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestimn)un-
gen v.20.8.1953 (BGRl. I S. 9ß7).

Neben der- allgemeinon offenen und geschlossenen tr'ür-
sorge und der außerordentlichen Anstaitsfürsorgo umfaßt
die allgemeine Fürsorge auch die Tuberkulosehilfe und die
Geschlechtskrankenfursorge. Die Verordnung über'l'uber-
kulosehrlfes) unterscheidet zwischen wirtschaftlicher Für'-
sorge und stationärer und ambulanter Heilbehandlung, Um
den sich ausbreitenden Geschlechtskranl<heiten wirksam ent -

gegenzutreten, werden die Maßnahmen zur Bekämpfung a,ul'
Gnrnd des Geschlechtskranlengesetzes und der Verordnungen
hierzu0) in den I(reis der Fursorge einbezogen. Mit Wirkung
vom 24. August 1953 wurde vom Bund ein neues Geschlechts-

,krankengesetzl0) erlassen, durch welches außerdem die nach
dem Kriege ergangenen Landesvorschriften außer Kraft'
gesetzt wurden. Darüber hinaus umfaßt die öffentlicho Fur-
sorge.noch die Unterbringung von verurteilten Personen in
einer lIeil- oder Pflegeanstalt oder Trinkerheilanstalt gemäß
§ 42b und c Strafgesetzbuch (StGBlr).Außerdem zählen zum
Bereich-der Fursorge außerordentliche Winter:- und Weih-
nachtsbeihilfen an den Personenkreis der Fürsorgeempfänger,
die auf Grund ministerieller Erlasse auf Länderebene und
auf Grund. von Beschlüssen der Gemeind.en auf kommunaler'
Ebene gezahlt werden und andere Zuwendungen an Hilfs-
bedürftige, die uber den R,ahrhen der RFV und der Ileichs-
grundsätze hinausgehen, aber noch als Fürsorgeleistulgen
anzusehen sind. Gesondert erfaßt werden dio Einrichtungen
der allgemeinen'Fürsorge, in denen öffentliche tr'ürsolge
durchgeführt wird. Träger derEilrichtungen können sowohl
die Landesfürsorgeverbände als auch die Bezirksfürsorgever' -

bände sein.
Vorläufig kostenpflichtig ist die Gebietskörperschaft,

welche die Aufgabe erfullt, d. h. die Leistung an die Fur-
sorgeempfanger l,ätigt) endgultig kostenpflichtig kann die
gleiche, aber auch eine andere Gebietskörperschaft sein.
I(ostenträger konnen auch bei bestimmten Arten der Fur-
sorge mehrere Gebietskörperschaften sein. Fur die endgultige
Kostenpflicht spielt, in erster Linie dio Frage eine R,olle, ob
der Fürsorgeempfänger landes- oder bezirkshilfsbedürftig ist.
Landeshilfsbedurftigkeit liegt vor allem dann vor, u'enn ein
gewöhnlicher Aufenthalt des Hilfsbedurftigen nicht ermittelt,
.q,'erden kann. In den Fallen der Landeshilfsbedürftigkeit'
haben sowohl bei der allgemeinen offenen und geschlossenen
n'ürsorge als auch bei der außerordentlichen Alstaltsfürsorge
die Landesfürsorgeverbande 100 vll der I(osten zu tragen.
Nur in Nord- und Südbaden tragen auch trei Landeshilfs-
bedürftigkeit die Bezirksfürsorgeverbd,nde 33,3 vH der
Kosten, wobei allerdings in SonderfäIlen die Landesfursorge-
verbände 100 vH der Lasten übernehmen. Grundsätzlich
muß jeder Hilfsbedurftige vorlaufig von demjenigen Bezirks-
fürsorgeverband unterstützt, u'erden, in dessen Bezirk er sich
bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit befindett2). Das schließf
jedoch nicht aus, daß Hilfsbedurftige auch direkt in dle Fur-
sorge des Landesfursorgeverbandes übernommen t'erden.
Hat der Bedürftige nicht in dem Bereich des unterstützenden
Bezirksfürsorgeverbandes seinen gewöhnlichen Aufenthalt,
dann ist der Bezirksfürsorgeverband des gewöhnlichen Auf-
enthaltsortes endgultig kostenpflichtig, d. h. er hat die I(osten
zu ersetzenra). Aus dieser Bestimmung resultiert vornehmlich
der umfangreiche Verrechnungsverkehr zwischen den kom-
munalen Gebietskörperschaften gleicher Ebene.

Für hilfsbedürftige deutsche Staatsangehörige rm Ausland
und solche ehemahge Deutsche im Ausland, die keine andere
Staatsangehörlgkeit erworben haben, sind gemäß Abkom-
men zwischen den Landesfürsorgeverbändenla) diejenigen
Landesfürsorgeverbände endgültig zuständig, in deren Be-
-llv**arong uber Tuberkulosehilfe v. 8. 9;1942 (RGBI. I §. 549). - Eiu

neues Bundesgesetz über die Tuberkuloschilfe ist z. Zt. in Yorbereitung.
e) Gesetz zur Bekampfung der Geschlechtskrankheiten v. 18. 2. f927 (B GBl. I

S. 61) i. d. F. v. 21. 10. 1940 (RGBl. I S. 1459). - Yerordnung zur Bekämpfung
der Gcschlechtskrankheiten v.27.2.7940 (RGBI. I S.456). - Yerordnung zur
Durclfiürung des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankherten \'.
16. 11. 1940 (3,GBl. I S. 1514) i. d. F. y. 12. B. 1941 (RGBl. I S. 128).
. r0) Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten v. 23. 7. 1953 (B G1|1. t

.s. 700).
1r) Vierte Vereinfachungsverordnung, a. a. O., § 3.
1') x,Fv, a. a. O., § 7 Abs. 1. .ls) RBY, a. a. O., § 7 Abs.2.
1.) Bonner Vereinbarung zwischen den Landesfürsorgeverbanden über Fur-

sorgeleistungen fur hilfsbedürftige Deutsche rm Ausland v.2.9.1952 (GMBI.
S. 305) und tr'reibnrgcr Erghnzungsvereinbarüng 1'. 30. 7. 1963 ( GM81. 1 954 S. 91 ).
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reich die Hilfsbedürftigen geboren wurden. Dio Landesfur-
sorgeverbändo übernehmen die I(osten in dem Umfang, wie
sie einen Hilfsbedtirftigen im Inland unterstützen würden.
Die Vereinbarungen beziehen sich auch auf Ausländer, die
.nach mindestens einjährigem Aufenthalt im Ausland ohne
Beibehaltung ihres Wohnsitzes im Inland in das Gebiet der
Bundesrepublik übertreten und innerhalb eines lfonats nach
dem Ifbertritt aus dem Ausland hilfsbedrirftig werden. So-
weit die Leistungen innerhalb der Ikiegsfolgenhilfe verrech-
nungsfähig sind, erstattet der Bund 85 vH der Aufwtindungen.
I(ann' für die endgultige Fursorgepflicht kein zuständiger
Landesfürsorgeverband ermittelt, werden, dann übernimmt,
der Bund die gesamten Kostenl). Dies ist der einzig mögliche

.Fall, in dem der Bund im Rahmen der allgemeinen Für'sorge
I(osten trägt.

Bei der öffentlichen Fürsorge handelt es sich grundsatzlich
nicht um verlorene Zuwendungen an die Hilfsbedürftigen.
Die Fürsorgeverbändo können vielmehr den Ersatz der
Kosten von den Fursorgeempfängern - falls diese zu ent-
sprechenden Einkommen gelangen -- bzw. deren lJnter-
haltsverpflichteten oder von Drittvorpflichteten (2. B. Ver-
sicherungen) verlangenz). In der Finanzstatistik werden die
daraus resultierenden Einnahmen als R,ückersätze bezeichnet,.
Ein Ersatz entstandener Verwaltungskosten kann dabei
nicht gefordert werden. Inwiewiiit ein Ersatz der Fürsorge-
kosten verlangt werden kann, hängt davon ab, welches Ein-
kommen oder Vermögen gemäß ministerieller Richtlinien als
hinreichend angesehen werden kanns). Im Rechnungsjahr
1953 standen einem Gesamtbetrag von Frirsorgeleistungen in
I[öhe von 757,7 Mi[. D1\I (Figenausgaben) für die allgemeine
Fürsorge spezielle Deckungsmittel im Betrage von 160,0
Mill. DM gegenüber. Bei den f 60,0 MiIL DM handelt es sich
um die gesamten speziellen Deckungsmittel (aber nicht Za-
weisungen von anderen Gebietskörperschaften) ; diese Ein-
nahmen entfallen jedoch zurle ganz überwiegenden Teil auf
dio Rrickersatze.

2. Die rechtlichen Einzelbestimmungen
Der Finanzausgleich auf -dem Gebiet des Fürsorgewesens

beschränkt sich nicht auf $ie speziellen Finanzzuweisungen.
Die Iferanziehung der Gebiötskörperschaften zu den I{osten
der Fürsorge kann auch über Umlagen erfolgen.Eine spezielle
Fursorgeumlage erheben nur die Landesfursorgeverbände
Lippe und Württemberg. AIle ribrigen Bezirks- bzw. Pro-
vinzialvorbände erheben eine allgemeine Umlage. Ab 1953
legen die Landschaftsverbändo Rheinland und Westfalen-
Lippe und der Landeswohlfahrtsverband llessen ihren nicht
gedeckten Bedarf auf die angehörigen kreisfreien Städte und
Landkreise um. Eine kombinierte Landesstraßen- und Lan-
deswohlfahrtÄumlage gibt es in Niedersachsen, im Iieg.-Bez.
Darmstadt in Ilessen in Höhe von 60 vI{ des staatlichen Zu-
schußbedarfes und in Nordbaden in IIöhe von 70 vII des
staatlichen Zuschußbedarfes. Allgemeine Landesumlagen
gibt es weiter nicht, aber eine spezielle Straßenumlage in
Wurtternberg und eine Schulumlage in Bayern, dre ab lg54
als allgemeine Umlage erhoben wird. Ab 1953 fällt die kom-
binierte Umlage im Reg.-Bez. Darmstadt mit der Gründung
des Landeswohlfahrtsverbandes llessen weg. Ab lg54 ent-
fäIIt auch die genannte Regelung für Baden-Württernberg,
die nun wie folgt gestaltet ista): In Nordbaden und Südbaden
wird eine spezielle Landesfürsorgeumlage erhoben in Höhe
von 100 vH des staatlichen Zuschußbedarfes; die Fürsorge-
umlage in Württemberg bleibt bestehen,' ebenso die all-
gemeine Umlage an den Landeskommunalverband llohen-
zollern; alle Straßenumlagen fallen fort. Damit wird ab lg54
das Land Baden-Wurttemberg letztlich keine Fursorge-
kosten mehr zu tragen haben. Zu beachten ist, daß die kom-
binierten und allgemeinen Umlagen bei den allgemeinen Zu-

r)Bundschreiben des BIII 5755-8930152 betretrend Bonner Vereinbarung
zwischen den Landesfürsorgeverbänden über die Fursorge für hilfsbedürftige
Deutsche im Ausland v. 4.11.1952 (GnIBl. S.305).r) RX'Y, a. a. O., §§ 21-26; §iehe auch dieVerordnung iiber den Ersatz von
tr'ürsorgekosten v.30.1. I951 (BGBl. I S. 154).r) RFV, a. a. O., § 25..) Gesetz über den Irrnanzausgleich zwischen dem Land und den Gemeinden
sowie den Gemeindeyerbänden in Saderi-Whttemberg (n'inanzausgleich8gesetz
- FAG -) \, 29. 7. 7954 (Ges.}l. S. 103).

weisungen nachgewiesen werden. Diese Umlagen müssen
immer in Erwägung gezogen werden, wenn im folgenden die
spezielle Aufgaben- und Lastenverteilung dargestellü wird.
Auch Kreis- und Amtsumlagen gehören zu diesem Problem-
kreis.

In Hamburg entfäIlt eine Aufgaben- und Lastenverteilung,
da Land und Gemeinde eine Einheit bilden. fn Bremen da-
gegen findet ein Finanzausgleich statt,'da neben dem Land
die Städte Bremen und Bremerhaven als selbständige Ge-
bietskörperschaften bestehen, die die Bezirksfürsorgever-
bäide bilden. Ein interkomrnundler Finanzausgleich enüfällt
jedoch auch hier.

Dio allgomoino offene und geschlossene Fursorge wird in
allen Ländern von den Bezirksfürsorgeverbänden durchge-
fuhrt, soweit sich nicht die Landesfürsorgeverbändo die vor-
läufige Zuständigkeit bei Vorliegen von Landeshilfsbedrirl-
tigkeit vorbehalten haben. In den Ländern §chleswig-Hol-
stein, Nordrhein-'Westfalen und Baden-Württemberg außer
Nordbaden haben die Bezirksfürsorgeverbändo die Möglich-
keit, ihre Fürsorgepflicht für die allgemeine offene und ge-
schlossene Fürsorge an ihre kreisangehörigen Gemeinden zu
delegieren, Nur für die allgemeine offene Fürsorge beste\t
diese Delegationsmöglichkeit in Niedersachsen und lIessen.
Bis einschiießlich 1952 waren im Reg.-Bez. Darmstadt in
I{essen die Gemeinden Träger der offenen Armenfürsorge.
In Rheinland-Pfalz wird im Reg.-Bez, Rheinhessen die
Armenfürsorge delegiert. Eine Delegation ist riberhaupt
nicht möglich in Bayern und Nordbaden. Ein umfangreicher
Gebrauch von der Delegation wird vor allem in Nordrhein-
Westfalon, Südbaden und Württemberg-Hohenzollern ge-
macht, während in Schleswig-Holstein die Bezi-rksfürsorge-
verbände ihre Gemeinder troLz der rechtlichen Möglichkeit
kaum an der Aufgabe beteiligen. Bei anderen Arten der all-
gemeinen Fürsorge besteht in keinem Falle das Recht zur.
Delegation an dio kreisangehörigen Gemeinden.

Außer in Nord- und Südbaden tragen dio Landesfürsorge-
verbände die Kosten für die allgemeine offene und geschlos-
sene tr'ürsorge bei Vorliegen von Landeshilfsbedürftigkeit zu
100 vH. In Nord- und Sudbaden siid die Bezirksfürsorge-
verbande mit einem,Drittel an den Lasten beteiligt. Außer in
Bayern und Nordbaden teilen sich bei Bezirkshilfsbedürftig-
keit die Landkreise und die Gemeinden je zur Hälfte in die
I(osten. fn Südbaden können in den einzelnen Landkreisen
die jeweiligen Anteile jedoch verschieden sein. Auch in
Niedersachsen und in Rheinland-Pfalz könlen die Bezirks-
fürsorgeverbände den Alteil der kreisangehörigen Gemein-
den ganz oder zum TeiI übernehmen. fn l{essen und Rhein-
land-Pfalz besteht noch in den Reg.-Bez. Darmstadt und
Rheinhessen die Besonderheit, daß die Gemeinden für Orts-
arme zLr I00vH die l(osten entsprechend'der früLheren
hessischen Regelung zu tragen haben. In den R,eg.-Bez.
Kassel und Wiesbaden tragen dio Gemeinden bei geschlosse-
ner Fürsorge nur 30 vII der Kosten; die Möglichkeit zu dieser
Regelung besteht auch im Reg.-Bez. Darmstadt; in diesen
Fällen haben die Bezirksfursorgeverbändo 70 vH dgr l(osten
zu übernehmen. Gemäß einer alten bayerischen Bestimmung
haben die Landesfursorgeverbände in Bayern und im Reg.-
Bez. Pfa,lz den Bezirksfursorgeverbänden für Ausländer und
Staatenlose 80 vH (bei Kriegsfolgenhilfe 12 vH) ihrer f(osten
zu ersetzen.

Die lleranziehung der Gemeinden zu den I(osten der all-
gemeinen offenen und geschlossenen Fursorge bedingt einen
bedeutenden Finanzverkehr zwischen den Gebietskörper-
schaften. Sind die Gemeinden auf Grund von Delegation
Aufgabenträger, dann findet ein Zuweisungsverkehr von den
Bezirksfürsorgeverbänden an die Gemeinden statt. Sind die
Bezirksfürsorgeverbände kostenpflichtig, dann geht der Zt-
weisungsverkehr von den Gemeinden. an die Kreise. In
jedem Falle gibt es auch einen Finanzverkehr in umgekehrter
Richtrmg, da auch die anteiligen Rückersäüze brutto ver-
rechnet'werden.

Während in Süd- und Nordbaden die Bezirksfursorge-
verbände die vorläuflge Kostenpflicht für die außerordent-
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Licho Anstaltsfärsorgo für Geisüeskranle, Geistosschwacho,
Epilepti.ker, Taubsturnme, Blinde und Iküppel zu uber-
nehmen haben, sind in den anderen Ländern die Landes'
fi.irsorgevorbände_Aufgabenträger.-In Nord- und- Südwürt-
temberg kann die Aufgabenerfullung an dio Bezirksfursorge-
verbändo delegiert werden. Bis zrm 31. 3. 1953 waren im
übrigen auch hier die Bezirksfursorgeverbändo-vorläufig
kostenpflichtig. In den ehemaligen Ländern des heutigen
Baden-Wirrttemberg ist somit eino andero Regelung als nach
den reichsrechtlichen Bestimmungenr) wirksam, die die Auf-
gabenträgerschaft einhoitlich den Landesfursorgoverbänden
übertragen.

Auch bei der I(ostenträgerschaft für dio außerordentlicho
Anstaltsfursorgo machen Süd- undNordbaden eine Ausna,hmo,
indem die Landesfirrsorgeverbande für Landeshilfsbedurf-
tige nur 66,6 vII der Lasten tragen, wahrend der Rest von
den BezirksfüLrsorgeverbänden zu übernehmen ist. In Sonder-
fällen können allerdings auch hier die Landesfürsorgever-
bände zu I00 vH pflichtig sein. Gemäß § 2 Abs. p der Vrerten
Vereinfachungsve-rordlung sind die Landesfursorgeverbände
verpflichtet, bei Vorliegen von Bezirkshilfsbedü'rftigkeit
mindestens 25 vH der l{.osten zu übernohmon. Dieser For-
derung kommt man in allen Ländorn nach' In Nordbaden
sind dre Bezirksfursorgeverbände I(ostenträger; dor Landes-
ftirsorgeverband beterligt sich hier pauschaliter. Mehr als
25vH tragen die Landesfursorgeverbände nur in Bayern
mit 80 vII und in NordwüLrttemberg mit 60 vII. Dio kreis'
angehörigen Gemeinden sind an den Gesamtkosten der außer'
ordentlichen Anstaltsfursorgo füLr Geisteskranke, Geistes'
schwache, Epileptrker, Taubstumme, Blindo uld I{rüppel be-
üoiligt in Schleswig-Holsteinundin denReg.-Bez.Rheinhessen
(Marnz) und Pfalz (Noustadt a. d. W') mit 37,5 vI{, in Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Südwiüttemberg-Hohen'
zollern und Rheinland-Nassau (Rog.-Bez. I(oblenz,'Irier und
Montabaur) rnit 22,5vII und in Nordwrirttemberg mit
I5 vH. In Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen kann der
Anteil der Gemeinden ganz oder zum Teil vou den Bezirks-
fiüsorgoverbbnden übernorrmen werden. Die kreisango-
hörigen Gemeinden werden in keinem Fallo zur Lasten-
tregung herangezogen in I{essen, Nordbaden, Südbaden und
Bayorn. Bei nicht vollsinnigen Kindern und bei Beschuh:ngs-
kosten bestehen in einigen Ldndern nooh Sonderbestimmun-
gon; siehe hierzu Arhang B.

Gemäß § 3 Abs. I der Vierten Veroinfachulgsverordlung
sind dio LandesfüLrsorgeverbände verpflichtet, die Unter-
bringung von Personen in einer Heil- oder Pflegeanstalt,
einei Trill<erheilanstalt oder einer Entziohungsanstalt auf
Grund eines strafgerichtlichen Urteils nach § 42b und c dos
Strafgesetzbuchs zu vollziehen. Aus dieser reichsrechtlichen
Bestirnmung resultiort die in allen Ländern oinheitlicho vor'
lärrfi ge Zusttindigkeit dor Landesftirsorgoverbä'n de.

Die Kosten der Überführung in die Anstalt titi,gt die
Justizvqrwaltung. Ist der Verurteilto hilfsbedürftig, dann
sind die Fürsorgoverbände endgultig zuständig. In B'hein-
land-Pfalz, Nordbaden und Bremen werden die Kosten voll
vom LandesfüLrsorgoverband getragen. In den anderen Län-
defn ist, die endgüItige I(ostenträgerschaft wie boi der außor-
ordentlichen Anstaltsfürsörgo für Geisteslaanle, Geistes-
schwache, Epileptikor, Taubsturnme, Blindo und Krtippel
geregelt (sieho oben).

Die Gesundheitssonderfü'rsorgo umfaßt die Tuberkuloso-
hilfe und clie Geschlechtskrankenfrüsorge. Bei der Tuber-
kulosehilfe ist zu r:lterscheiden zwisehon wirtschaftlicher
Fürsorge, stationärer Ileilbehandlung und ambulanter Ileil-
behandlung. Während in Bremen und Nordrhein-Westfalen
die Landesfürsorgeverbände zuständig sind, sind in den
anderen Länd.ern die Bezirksfürsorgeverbände Aufgaben'
träger füLr die wirtschaftliche Tuborkulosefi.irsorge. Fü die
stationäro Heilbehandlung sirld in allen Ländern dio Landes'
fürsorgeverbände vorläufig kostenpflichtig. Das gilt grund'
sätzlich auch für die ambulante Heilbehandlulg, nur in
Niedersachsen und Südbaden. sind die Bezirksfürsorge-
verbände Aufgabenträger, während in Nordwü'rttemberg und
-Tvt".t" v.rulrf"chungsverordauug, a. a' o., ! 1 lbr.1.

Südw.tfuttemberg-Hohenzollern der Landesftirsorgevorband
an dio Bezirksfürsorgeverbändo delegioren kann. In Nord-
baden gilt dio Zuständigkeit des Landesftirsorgeverbandes
nur für die spezifischo ambulanto lleilbehandlung, wäbrend
fri'r die unspeziffsche ambulanto lleilbehandlung dio Bezüks'
fürsorgeverbändo die Aufgabe wahrzunehmen habon.

Eine Ausnahmo von diesor Regelung macht nur das Land
Rheinland-Pfalz, wo dio Fürsorgeverbdndo mit dor Tuber-
kutosehilfo überhaupt nicht botraut sind rnit dor Ausnahmo,
daß dio Bezirksfürsorgevorbände mit dor Durchfü*rnmg.dor
v/i-rtschaftlichon Fürsorgo von der Arboitsgemeinschaft-zur
Bekämpfung der Tuberkulose beauftragt sind. In Rheinland-
Pfalz besteht eine Arbeitsgemeinschaft zur Bekämpfung der
Tuborkuloso, die eigons fur die Zustandigkeit fur dio'Iubor-
kulosehi.lfe gegrünclet und vom Land mit der Durchfuhrung
beauftragt worden ist. Auf dem Wege übor dieso Arbeits-
gemeinschaft trägt das Land auch dro gesamton Kosten für
die Tuberkulosefursorge. In allen anderen Ländern sind die
Landesfi:rsorgeverbdndo bei allen drei Arten der Tubor-
kulosehilfe endgulüig kostenpflichtig.

Bei der Geschlechtskranf<enJursorge, dio von den Ftirsorge-
verbänden in Zusammenarbeit mit don Gesundheitämtern
durchgefuhrt wird, ist zu unterscheiden, ob,sich die Ge-
schlechtskranken freiwillig behandeln lassen oder auf Grund
von Zwangsmaßnahmen behandelt werden. Bei freiwillig Be-
handelten sind die Bezirksfi.usorgeverbände vorläufig zustän-
dig in B,heinland-PIäIz, Südbaden und Bayern, in Nordwirrt-
tomberg und-Südwi.rrttemberg-Hohenzollern nur, sowert De-
legation vom Landesfursorgovorband vorliegt. In der Stadt
Biemen obliegt dio AufgabenerfüIlung dem Gesundheiüsamt,
in der Stadt Bremerhaven und in den ubrigen Ländern don
Landesfursorgevorbändon. Auoh die endgi.iltige l(osten-
trägerschaft fäIlt zu I00 vH aufdie Landesfursorgewerbände,
rru in Sudbaden mussen die Bezrrksfursorgeverbdnde die
Kosten fur die freiwillig Behandelten tragen und in der Stadt
Bremen das Gesundhoitsamt. Ab 30.8. 1953 übenrehmen
jodoch im gesamten Bereich von Baden-WüLrttemberg die
Land.esftrrsorgeverbände allo l(osten der Geschlechtskran-
kenfüLrsorgez), In Bayern werden den Landesfti, §orgever-
bänden 7O vII dor Lastenvom Ladd ersetzt. Diese Erstattung
erfolgt in Bayern auch bei Zwangsbohandolten.

Bei zwangsbehandelten Geschlechtskranken sind in dor
Regel die Bezirksfürsorgoverbändo Aufgabenträgerr, nur in
Noidrhein-Westfalen, Südbaden und Nordbaden die Landes-
fri'rsorgoverbärrde, diese auch in Nordwürttemberg und Süd-
wti,rttemberg-Ilohenzollern boi ambula,nt Zwangsbehandol-
ton, währond boi stationdr Zwangsbehandelten Delegation
an die Bezirksfirrsorgevorbändo vorgenommen wird. In dor
Stadt Bremen ist wiederum das Gesuldhoitsa,mt vorläufg
und auch endgüItig zuständig, in der Stadt Bremerhavon
jedoch der Bezirksfürsorgeverband. Die Bezirksftirsorgevor-
tä.rde übert uhrnon im übrigen die I(osten nur in Schleswig'
Holstoin und in llessen. Ab Juni 1954 werden in llessen
allerdings alle I(osten der Geschlechtskranl<enfürsorgo vom
Landeswohlfahrtsvorband getragens). Schleswig-Ilolstoin
ist das einzige Land, wo die kreisangehörigen Gemeinden an
den Laston der Geschlechtskrankenfitusorge beteiligt sind,
und zwar bei Zwangsbehandolten mit 50 vII.

Vielo Gebietskörperschafteri gebon über die ordenülichon
Beihilfen hinaus, die im Sinne der Reichsgrundsätzoa) nt
Deckung d.es notwendigen Lebensunterhalts gowährt werden,
noch außerordentliche Beihilfen. Es handelü sich dabei vor-
nehmlich um außerordentliche Beihilfen, dio zur Beschaffung
von Wintervorräten, Ileizmatorial uld speziell für das Wefü'
nachtsfest dienen sollen. Die Gebietskörperschaften, die durch
Beschluß der zuständigen Organe diese außerordentlichen
Beihilfen gowähren, tragen auch zu 100 vII die Kosten. In
allen Ländern werden diese Beihilfen gegeben. Eino gegon-
'Beitige Kostonbeteiligung findot hier nicht statt.

.) Gesetz zur Außfühulg des § 24 des
Gcsöhlechtskrankheiten v. 20. 7. 1954 (Ge8.B1'

.) Eessisches Gesetz tiber die KosteDträger
tedpfunc der Geschlechtskrad(heiten v. 2. 6.

) B.iöbsgundsätz€, a. &. o., I 0'

Gegctzes zur Bckämpfung der
s. 109).
gemäß § 24 des Gesetz€s zur BG-
1964 (GYBI. S.102).
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Träger von Einrichtungen der allgemeinen Ftirsorge kön-
nen elle Gebietskörperschaften sein. Diese tragen auch grund-
eätzlich die anfallenden I(osten selbst. Allerdings findet auch
hier manchmal eino Beteiligung andsrer Gebietskörper'
schaften statt, die aber meist pauschaliter und ofü auf Einzel-
zuwendungen beschrankt ist. Eine allgemeingültige Dar'
stellung bei den Einrichtungen der allgemeinen Fursorge
karur also nicht gegeben werden.

fm Jahre 1953 wurden in Nordrhein'Westfalen und in
Ilessen Verwältungsreformen durchgefährt, dio sich auch
auf die Organisation des Fürsorgewesens auswirken. In Nord-
rhein-Westfalen wurden durch die {-andschaftsverbandsord-
nrngt) mit Wirkung vom' I. Oktober 1953 die ehemaligen
preußischon Provinzen aufgelöst urrd an deren Stelle die
Landschaftsverbändo R heinland und Westfalen-Lippe kon-
stituiert. Diese Landschaftsverbd,nde sind Gemoindever-
bände und üben unter anderem die Aufgaben eines Landes'
fursorgeverbandes aus. Der ehemalige Landesfürsorgever-
band Lippe wurde aufgelöst, so daß entgegen der fruhoron
Regelulg jetzt nur noch zwei Landesfürsorgeverbände in
Nordrhein-Westfalen bestohen. Während die ehemaligen
Provinzialverbände in dec Länderfinanzstatistik erfaßt wrir-
den, werden die Landschaftsverbändo ab I.. April 1954 in der
Gemeindefinanzstatistik erscheinen' Eine Anderung der Auf-
gaben- urrd Lastenverteilung zwischen den Bezirks- und
Landesfursorgeverbänden und dem Land ist, durch diese
Neuregelung grundsätzlich nicht eingetreten.

In Ilessen wurden im Jahre 1953 duich geset,zlicho Maß-
nahmen2) dio beiden Bezirkskommunalverbändo Kassel und
Wiesbaden aufgelöst, Ein TeiI ihrer Aufgaben wurde auf das
Land übertragen, während als Funktionsträger dor öffent-
lichen Wohlfahrü der Landeswohlfahrtsverband l{essen als
I(örperschaft des öffentlichen Rechts miü dem Verwaltungs-
sitz in Kasse1 konstituiert wurde. Diesem Verband wurden
auch die Aufgaben des ehemaligen Landesfürsorgeverbandes
Darmstadt, der bis dahin im Landeshaushalt veranschlagt
war, übertragen. Somit ist der Landeswohlfahrüsverband
nunmohr Landesfursorgeverband für den gesamten Bereich
von llessen. Zur Deckung soiner Ausgaben erhebt, der Landes-
wohlfahrtsverband eine Umlage, die im Rechnungsjahr 1954
auf 5,7 vll dor Umlagegrundlagen festgesetzt und im llaus-
haltsplan I954 mit I8,9 Mill. DM angesetzt ist. Finanzstati-
ltisch wird der Landeswohlfahrtsverband ab l. April 1953 in
der Gemeindefind,nzstatistik erfaßt. In der Aufgaben- und
Lastenverteilung hat sich im wesentlichen nur insofern oine
Anderung ergeben, als ab 1953 die Gemeinden im R,eg.-Bez.
Darmstadt nicht mehr ohno weitores Aufgaberrträgor für die
offeno Armenfürsorge sind, es sei denn, es liegt Delegation
,o". Über woitere Anderungen, vor allem bei der Jugend-
hilfe, sieho Anhang B.

3. Der Umfang ilor allgemeinen Fürsorge
Die hier dargestellte öffentliche Fursorge umfaßt allo Frir-

sorgeleistungen auf Grund der im I. Abschnitt erörterten
rechtlichen Bestimmungen. Erfaßt sind hier neben der all-
gemeinon Fürsorge auch die Einrichtungen der allgemeinen
Bürsorge. Die Ausgaben für die Einrichtungen verhalten
sich zu der allgemeinen Fürsorgo im allgemeine+ wie etwa
I :4. Bei den Einnahmen jedoch liegt das VerhäItnis anders.
Die bei den Einrichtungen anfallenden speziellen Deckungs-
mittol verhalten sich zu den speziellen Deckungsmittelrr bei
dor allgemeinen Fürsorge im Durchschnitt wie etwa' L':2.

Die Einrichtungen der allgemeinen tr'ürsorge werden nur
bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden mit 10000 und
mehr Einwohnern gesondert erhoben. Die Gemeinden mit
weniger als 10000 Einwohnenr und die Amter sind also nicht
enthalten. Das behindert aber insofern die Analyse nichü, da
es sich nur um geringfügige Beträge handeln dürfte, weil im
allgemeinen nur die Bezirksfürsorgeverbände (kreisfreie
Städte und Landkreise) Träger vou Fürsorgeeinrichtungen

')f,uoA."noftsyerbandsordnung für alss land Nordrhein.Westfalcn Y.
12.6.1553 (GY31. §. 271).t) Gesetz über die Mittelstufe derYerwaltung und dcn Landeswohjfahrts-
verbrnd Earcn v.7.6.1068 (GVBI. S.93).

sind. Die Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden und
Gemeindeverbände bei der allgemeinen Fursorge werden seit
1951 bei allen Größenklassen gesondert erhoben. 1950 und
1949 dagegen wurden diese betreffenden Positionen bei den
Gemeinden mit weniger als 3000 Einwohnern noch nicht'
eigons erfragt. Diese nicht gesondert erfaßten Beträgo sind
aber in den Tabellen (Anhang A) in der Spalto ,,Zusammen"
enthalten. Obwohl lediglich ab 1951 die Beträge der Gemein-
den mit weniger als 3000 Einwohnern in den Zahlen für die
allgemeine Fürsorgo enthalten sind, bleibt doch eine Ver-
gleichbarkeit mit den Vorjahren gegeben, da diese Neuerung
das Bild nicht entscheidend beeinflußt. Immerhin beliefen
sich aber l95l die Bruttoausgaben der Gemeinden mit wenr^
ger als 3000 Einwohnorn für dio allgemeine Frirsorge im
Bundesgebiet auf 15,4 Mill. DM, die unmittelbaren Ausgaben
auf 14,5 Mill. DM und die Eigenausgaben auf 12,9 MiIl. DM.
Die relativ hohe Steigerung der unmittelbaren Ausgaben und
der Eigenausga,ben von 1950 auf l95I bei den kreisangehöri-
gen Gämeinden und Amtern (siehe Ü.bersicht f5) ist im
wesenülichen auf diese methodische Anderung zurückzu-
frihren. Diese Steigerung entfäIlt jedoch nur auf die kreis-
angehörigen Gemeinden mit weniger als 3000 Einwohnern,
die Positionen für die übrigen kreisangehörigen Gemeinden
und dioi{rnterwurden bereits 1950 und 1949 gesondert erfaßt.

15. Unmittelbare Ausgaben der allgemeinen Fursorge uncl
Einrichtungen der allgemeinen Fursorge
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Während dio Ausgaben für die allgemeine Fürsorge und
deron Einrichtungen in den Jahren 1949 und 1950 in etwa
gleich hoch waren, ist ab 1950 eine bedeutende Steigerung
fostzustellen. Derselbe Rhythmus der Ausgaben zeigt sich
ribrigens auch bei der Jugendhilfe, wie im Hauptabschnitt B
bereits dargelegt wurde. Die unmittelbaren Ausgaben hoben
sich von 577;6 Mill. DM im Jahre 1950 um 89,2 MiII. DM auf
666,7 Mill. DM im Jahre 195I, das ist eine Steigerung von
13,4 vH. Absolut gesehen sind die Mehrausgaben zum übor-
wiegenden Teil bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden) zu
suchen. Bei relativer Betrachtungswoiso'aber entfäIlt der
höchste Steigerungsbetrag bei den ulmittelbaren Ausgaben
auf die Länder; deren unmittelbaro Ausgaben erhöhten sich
im B,echnurgsjahr l95l nämlich um I9,I vH, während die
Quote bei den Hansestädten bei 13,0 vH und bei den Gemein-
den (Gemeindoverbänden) bei 12,4 vH lag.

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß in den Zahlen
von IJbersicht ,I5 West-Berlin erst ab I952 entha,lten ist, hat
sich von 196l auf 1952 gegenuber dem Voljahr nur eine
geringfügige Erhöhung der Ausgaben für die allgemeine Fur-
sorgo und deren Einrichtungen ergeben. IJm so bedeutsamer
ist aber die Steigerung um 9,9 vII von 1952 auf 1953, wonn
dieses Alwachsen auch nicht so stark ist, wie bei den Fürsorge-
ausgaben insgesamt. Auf der anderen Seite entfallen 42,0 vH
der gesamten Fürsorgeausgaben im R,echnungsjahr 1953 auf
dio allgemeino Fürsorge und deren Einrichtungen. Der Haupt-
anteil der Stoigerung der unmittelbaren Ausgaben von 1952
auf 1953 entfäIlt auf den gemeindlichen Bereich.

Von den gesamten Eigenausgaben für die allgemeine Frir-
sorge und die Einrichüungen der allgemeinen Fürsorge ent'-
fielen im Rechnungsjahr 1953 insgesamt 49,5 vH (49,2 vH im
Jahre I 952) auf die Bezirksfürsorgeverbände. Die kreisfreien
Städte"und Landkreiso haben somit den Hauptteil der
finanziellen Lasten zu tragen. 1953 waren die kreisangehöri-

1949 1950 l95l LgSZ

445889

58 811

zzteE
617??

28438
238 337
120304

443497

05329

zGoz
57 792

88024
230 188
114 954

5t2187

79 335

40
88 708
65 7r9

41952
259732
t81767

Bund ...
Lander. . .
Ilansestädte......
West-tserIin......
Gemeinden ( Gv.)

rlavon :

Bezrrksverbände
Kreisfreie §tddte
Landkreise.....
Kreisängeh.
Ämter ...

Insgesamt

Gem. und

57s8rc I 57? 556
I

666744 847 062

o
g8 794
76232

115 768
556259

432
120952
79775

722623
616 738
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940 519

1953
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282529
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58975
310 773
156396
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32,4

1953

1 000 DII
Gebietskörperschaft

4BZ
122370
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I
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191 576
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272600
14t220

78742
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16. Eigenausgaben der allgemeinen Fürsorge und Einrich
tungen der allgemeinen Fürsorge

gon Gemeinden mit 9,3 vH an den I(osten beteiligt. Die Ver-
schiebung der Alteile an den Eigenausgaben von 1952 auf
1953 ist bei den einzelnen Arten der Gebietskörperschaften
nur unerheblich.

Bei den Hansestadten und West-Berlin sind bereits ri,lle
Ebenen der Gebietskörperschaften unter Ausschaltung von
Doppelzählungen zusammengefaßt wo-rden; das ist jedoch

.nur für Bremen von Bedeutung, da Hamburg zugleich Staat
und Gemeinde ist (Einheitshaushalt). In Hämburg gibt es
daher nur einen Fürsorgeverband, so daß ein n'inanz- und
Lastenausgleich hier entfällt. Die Tatsache der nur relativ
goringfugigen Verschieb'ungen zwischen unmittelbaren Aus-
gaben und Eigenausgaben bei den einzelnen Arten der Ge-
bietskörperschaften darf nicht zu der Annahme verleiten,
daß der Finanzausgleich auf dem Cebiet der allgemeinen
Fürsorge und der Einrichtungen der allgemeinen Frirsorge
nur unbedeutond sei.

Durch die Summierung der Positionen für die ejnzelnen
Ebenen der Gebietskörperschaften im Bereich des gesamten
Bundesgebietes u'erden nur größere Differenzen zwischen
unmittelbaren Ausgaben und Eigenausgaben ausgeschaltet.
Uber den Finanzausgleich zwischen Ländern und Gemeinden
(Gemeindeverbänden) können die Übersichten 15 und 16
daher nichts aussagen.

Auf den l{opf der Bevölkerung bezogen u-urden im gesarn-
ten Bundesgebiet und in West-Berlin im Rechnungsjahr
1953 zusammen I5,08 Dn[ und irn Rechnungsjahr Ig52 zu-
sarnrnen 13,7I DM fur die allgemeine Fürsorge (ohne Ein-
richtungon) ausgegeben (unmittelbare Ausgaben), die ent,-
sprochenden Beträge für die Einrichtungen beliefen sich 1953
auf 3,28 DM und 1952 auf 3,02 DM. Die höchsten I(opfbe-
träge ergeben sich sowohl bei den unrnittelbaren.Ausgaben
als auch bei den Eigenausgaben bei den Ifansestädten und
West-Berlinlsiehe Tabellen Il und 13, AnhangA). Das
beruht wor allem auf der Bevölkerungsdichte und der Struk-
tur der Hansestd,dte als Ilafenstd,dte. In Großstädten ent-
stehen im allgemeinen mehr Frirsorgefälle als in kleineren
Städten und auf dem Lande. Die Tabellen 11 und 13 beweisen
darüber hinaus, das auch relativ gesehen die tr'ürsorgelast der
Gemeinden (Gemeindeverbände) größer ist als die der'Länder.

17. Unt'erstützte Personen und Eigenausgaben in der allge-
meinen Fürsorge und den Einrichtungen der allgembinen

Fürsorge im F,echnungsjahr 1953

Gebietskörperschaft r)

Schleswig-Eolstein . ,

Niedersachsen .. ...,
Nordrhein-Westfaletr
Hessen .
Rheinland-Pfalz ....
Badetr-Württemberg
Bayern ..... ..
Eamburg
Sremen ,

Insgesamtr)

Unterstüüzte Personen t) EigBn-
ausgaben

Atrzahl je 1000
Einwohner

D1\I
je unter-
8tützte
?erson

t32l
I 411
1479
L298
L252
1 806
I 510
2128

087

30263
61 418

185 606
44637
37294
49747
85767
28516
18 749

tz,?
9,3

13,2
10,0

9,8

9,3
L6,7
3r,2

535 997 10,9 1,487

r) Bei den Ländern einscliließlich Gemeinden (Gemeindeverbände). -') LarL
fend untersfützte Personen in der ofenen allgemeinen Fürsorge (Durchschnitt
der vierteljährlichen Stichtagszahlen). - 

s) Ohne West-Berlin.

Darstellungen über don Umfang der Fürsorge an lland der
Eigenausgaben in DM je Einwohner können natrirlich nur
eine ungefähro Größenvorstellung über die effektivo, Jänder-
weise unterschiedliche Belastung vermitteLn. Eingehendere
IJntersuchungen sind..nu-r mit Hilfe fürsorgestatistischer
Unterlagen (denen in Ubersichü 17 einigo Za},len entnommen
sind) - d. h. insbesondere durch Inbeziehungsetzung dor Zahl
der unterstützten Personen zu den Aufwendungen - möglich.

Bis zu einem gäwissen Grad ist die Höho der Fürsorge-
lasten auch von der Finanzkraft dor Länder und ihrer Ge-
meinden (Gemeindeverbände) abhängig, d. h. von der Mög-
lichkeit, die Fürsorgerichtsätze zu variieren.

Dio Summe der Brultoausgaben irn Bundesgebiet und
West-Berlin für die allgemeine Fürsorge r:ld dio Einrich-
tungen der allgemeinen Fürsorge von 1ll7,9Mill.DM fufi
Jahre 1953 ist von Doppelzählungen, d. h. vorn Finanzver-
kehr der Gebietskörperschaften untereinander, nichü berei-
nigt; das gilt sowohl vom horizontalen als auch vom ver-
tikalen Zuweisungsverkehr. Wenn man dieser Zahl die
Summe der unmittelbaren Ausgaben im R,echnungsjahr 1g53
von 940,5 Mill. DM gegenüberstellt, dann wird in der Diffe-
renz von 177,4 Mill. DM der Zuweisungsverkohr dargestellt;
es handolt sich um die Sumrne der Zuweisungsausgaben der
einzelnen Gebietskörperschaften an andoro Gebietskörper-
schaften. Somit entfielen im Rechnungsjahr 1953 insgesamt
15,9 vI{ der gesamten Bruttoausgaben auf Zuweisungsaus-
gaben, irn Rechnungsjahr 1950 waren es 15,6 vH. Diese
Zalnlerr beweisen sehr deutlich den Umfang des Zuweisungs-
verkehrs auf dem Gebiet des Fürsorgewesens, Dabei sind die
Zuweisungsausgaben auf dem Gebiet der Einrichtungen der
allgemeinen Fürsorgo nur unbedeutend, sie betrugen lg53
insgesamt nur 0,9 Mill. DM. Dagegen waren die Zahlungs-
ströme bei der allgemeinen Fürsorge um so umfangreicher,
nämlich 176,5 Mill. DM, Von den Zuweisungen entfiel der
Hauptteil auf den interkommunalen Zahlungsverkehr miü
78,8 Mill. DM im R,echnungsjahr 1951. Die Gemeinden
(Gemeindeverbände) überwiesen in demselben-Jahr an die
Länder 25,3 Mill. DM, Länder und llansestädto an die Ge-
rneinden (Gemoindewerbände) 31,6 Mill. DM. Dara,us wird
ersichtlich, daß der Zuweisuagsverkehr von den Ländern an
die Gemeinden (Gemeindeverbände) den Zahlungsverkehr in
umgokehrter Richtung überwiegt. Es findet somit für das ge-
samte Birldesgebieü eine Finanzverlagerung zu Lasten der
Lander statt. Während im Rechnungsjahr lg53 insgesamt
15,9 vH der Bruttoausgaben.für die allgem'eine Frirsorge und
deren Einrichtungen zusarnmen auf Zuweisungsausgaben
ontfielen, waren es für die allgemeine Fürsorge allein 18,6 vII.
I 8. Bruttoausgaben, spezielle Deckungsmittel und Zuschuß -
bedarf der allgemeinen Fürsorge und Einrichtungen der all-

gemeinen Fürsorge im Rechnungsjahr lg53

Gebietskörperschaft
Brutto-

ausgaben

Miu.DMl vE

Spezielle
Deckungsmittel

vE.

Zuschuß
bedarf

DMI vE

Sund .........
Länder ...... .
Eatrsestädte und

West-Berlin
Bezirksverbände
Kreisfreie Städte
landkreis? . ...
Kreisangeh. Gem.

undÄmter ...
Insgesamt

0,4
160,4

202,6
71,8

335,8
271,4

r35,4

0,0
14,3

18,1
6,.1

30,0
18,9

12,1

rzi
52,?
73,7

101,9
60,1

25,6

a
19,5
6,1

10,9

0,4
109,7

148,6
41,0

199,3
93,6

56,0

0,1
16,9

22,9
6,3

30,7
14,4

8,6

1:-r7,sl too 270,7 100 448,7 100

Gegenuber den Zuweisungsausgaben im Jahre 1953 für
die allgemeine Fürsorgo einschließlich Einrichtungen- von
I 77,4 Mill. DM betrugen die Zuweisungseinnahmen I 98,4 Mill.
DM. Rein theoretisch müßtdn sich dio Zuweisungsausgaben
mit den Zuweisungseinnahmen'decken.- Die Differenz von
2l,f Mill. DM ist im wesentlichon auf zeitlicho Überschnei-
dungen und zu einem geringen Teil auch auf sachliche über-
schneidungen zurückzuführen. Die Differenz beläuft sich,'wenn m&n sie auf die Zuweisrmgseinnahmen beziehü, auf
immerhin 2,2v}l; irn Jahre 1950 dagegen auf 18,9 vH. Die
Unterschiede ergeben sich bei der Gegenüberstelluag der
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Bund ...
länder..
Eansestädte und

west-Berlin
BezirksYerbrnde
Kreisfreie Siädte . .

Landkreise
Kreisangeh. Gem. und Ämter



unrhittelbaren 'Ausgaben (1953: 940,5MilI.DM) mit, den
Eigenausgaben (1953: 919,4 Mill. DM). Dieso Beträge müßten
sich an sich gegenseitig decken. Zu berücksichtigen bleibt
noch, daß in den Zuweisungen auch der Darlehensverkehr
enthalten sein kann. Doch handolt els sich hier um geringe
Beträge. So wie'sen die Gemeinden und Gemeindeverbände
im Jahre 1950 insgesamt in der Ausgabe an Gewährung von
Darlehen (unmittelbare Ausgabe) nur 0,7 Mill. DM nach. Be-
merkenswert ist, daß seit 1949 die Zuweisungseinnahmen die
Zuweisungsausgaben etwas überstiegen haben und nicht, um-
gekehrt. Die Differenzen sind jedoch jährlich geringer ge-
worden,

Die Gebretskörperschaften vereinnahmten im Rechnungs-
jahr I953 irrsgesamt 270,7 Mill. DM (f 950: 151,5 MilI. DM -ähne West-Berlin -) spezielle Deckungsmittel. Davon ent-
fielen allein auf die Gemeinden und Gemeindeverbände
205,3 Mill. DM (1950: 130,2 MiII. DM). Die speziellen Dek-
kungsmittel stiegen in den einzelnen Jahren etwa in dem-
selben Verhältnis wie die Bruttoausgaben und auch die un-
mittelbaren Ausgaben. Während bei den Bruttoausgaben
zwischen der allgemeinen Fürsorge und den Einrichtungen
der allgemeinen Fürsorge im Durchschnitt der Jahre etwa ein
\/erhäItnis von 5 : I besteht, liegt die Relation bei den speziellen
Deckungsrriitteln bei rund 2:1. Rblativ fallen also bei den
Einrichtungen bedeutend mehr spezielle Döckungsmittel an
als bei der allgemeinen Fursorge. Das eigibt sich naturgemäß
aus den Gebühren- und Tarifeinnahmen der Anstalten und
Heime. Beim Zuschußbedarf wirkt sich diese Tatsache'be-
sonders aüs, denn hier besteht ein Verhältnis von mehr als
10: I zwischen der allgemeinon Fürsorge und den Einrichtun-
gen der allgemeinen Fürsorge.

Den Eigenausgaben für die Einrichtungen im Jahre lg53
von 161,7 Mill. DM steht ein Zuschußbedd,rf von 51,0 MilI.
DM gegenüber. Von den gesamten Ausgaben braucht-en also
nur 31,5 vII aus allgemeinen Deckungsmitteln (vor allem
also Steuern) bestritten zu werden. Bei der allgemeinen Für-
sorge ist die Situation jedoch wesentlich ungünstiger; so
mußten 1953 insgesamt 78,9 vH der gesamten Ausgaben aus
allgomeinen Deckungsmitteln gedeckt werden.

19. Bruttoausgaben und spezielle Deckungsmittel getrennt
nach' allgemöiner Fürsorge und Einrichtungen der allgemei-

nen Fürsorge im Rechnungsjahr lg53
_ MiII. DI\I -

Während die Bruttoausgaben ftir die allgeme'ine Fursorge
zwischen den Ländern und den Gemeinden (Gemeindever-
bänden) in einem Verhältnis von etwa l:5 stehen, beträgt, die
Relation bei den speziellen Deckungsmiüteln rund 1:20. Bei
den Einrichtungen ist die Beziehulgsdifferenz im allgemeinen
etwas geringei. Diese Erscheinung hängt vor allem mit der
Nachweisung der Fürsorge in.den öffentlichen Ifaushalten
zusarunen. Die Rückersätze erscheinen als spezielle
Deckungsmiütel nur bei der vereinnahmenden Gebietskörper-
schaft, während ein eventueller Anteil einer anderen Gebiets-
körperschaft verrechnet wird. Aus diesem Grunde sind vor
allem die Rückersätzo bei den Bezirksfürsorgeverbänden sehr
hoch, da meist dio kreisfreien Städto und Landkreise vor-
ldufig füLrsorgepflichtig sind. Die speziellen Deckungsmittel
müssen daher bei der aufgabenerfüllenden Gebietskörper-
schaft höher sein, wenn mehrere Gebietskörperschaften an
den Lasten beüeiligt sind,

Von den Brutüoausgaben der Länder fur die"allgemeine
Fürsorge entfallt der größte Teil auf Nordrhein-\\'estfalen.
Das gilt aubh fur dio Einrichtungen der allgerneinenFürsorge.
Der Ilauptanteil der Bruttoausgaben entfällt jedoch auf die
Gemeinden (Gemeindeverbände). Sie trugen im B,echnungs-
jahr 1953 bei der allgemeinen Fursorge 68,0 vH und bei den
Einrichtungen der allgemeinen tr'ürsorge 65,2 vH der gesarn-
ten Bruttoausgaben. Davon entfiel wiederum der größte
Anteil auf die kreisfreien Städte und Landkreise, die als
Bezirksfrirsorgeverbände die meisten Frirsorgeaufgaben wahr-
zunehmen haben.

Zwischen den einzelnen Fursorgezweigen und insbesondere
zwischen dem Fursorgewesen und dem Gesundheitswesen
findet innerhalb der Haushalte der einzelnen Gebietskorper-
schaften ein umfangreicher Verrochnungsverkehr statt. Diese
Erstattungen zwischen den einzelnen, Verwaltungszweigetr
beliefen sich im Rechnungsjähr l95l bei der allgerneinen
Fursorge und deren Einrichtun'gen in der Einnahme auf ins-
gesamt 28,0 MilI. DM, wovon mit 19,0 MiII. DM der größte
Teil auf die Gemeinden (Gemeindeverbände) entfiel. Für die
allgemeine Fürsorge allein betrugen die Erstattungen ledig-
lich 260000DM, so daß das Schwergewicht, bei den Eirrich-
t,rrngen liegt.

4. Ilie Ausgabon in ilen einzolnen Länilern
Im 'Iabellenanhang werdoh die unmittelbaren Ausgaben

und dio Eigenausgaben für die allgemeine Fürsorge und ftir
die Einrichtungen der allgemeinen Fürsorge getrennt dar-
gestellt. Das ist insoforn von Bedeutung, als bei den Einrich-
tungen der Finanzausgleich wesentlich geringer ist als bei
der allgemeinen Fürsorge. Da es sich aber letzten Endes um
einen gesamten Komplex handelt, soll hier eine zusammen-
fassende Darstellung gegeben werden.

Gegenriber den Gomeinden (Gemeindeverbänden) bei cler
allgemeinen Ftirsorgo und deren Einrichtungen war im ll,ech-
nungsjahr 1953 von den Ländern Niedersachsen am stärksten
an der AufgabenerfüIlung beteiligt, nämlich mit, 29,0 vH.
Die geringsüe Quote lag in Ilessen mit I,3 vII vor. Bei der
allgemeinen Fürsorge allein war der Anteil des Landes in
Niedersachsen mit 32,5 vII noch höher und übertraf damit
bei weitem die anderen Bundesld,nder. Die relativ hohen
Beträge der Länder Niedersachsen, Schleswig-Ilolstein und
Nordrhein-Westfalen finden vor allem in der Etatisierung der
Landesfürsorgeverbände in den Landeshaushälten ihro Ur-
sache. Relativ gering erscheint dio Quote von 10,0 vII in
Baden-Württemberg trotz der Veranschlagung der Landes-
fiirsorgeverbände Nordbaden und Sridbaden im Landeshaus-
halt. Hier spielt die Regelung uber die vorld,ufige Kosten-
pflicht eine R,olle. Der Landesfürsorgeverband Sridbaden hat
in unmittelbarer Aufgabenerfüllung nur die stationäre Heil-
behandlung in der Tuberkulosefürsorge, die Geschlechts-
krankenfürsorge für Zwangsbehandelto und die Bewährungs-
fäIle gemäß § 42b und c SIGB wahrzunehmen. In keinem
anderen Bezirk der Bundesrepublik liegt die vorläufige
Kostenpflicht (Aufgabenerfüllung) in so starkem Maße bei den
Bezirksfürsorgeverbänden wie in Südbaden. Relativ hoch
erscheint der Anteil des Landes _in Bayern mit 8,4 vII unter
dem Gesichtspunkt,, daß die Landesfursorgeverbändo nicht
in der Landesrechnung erscheinen. Das Land leistet jedoch
unmittelbar durch seine Behörden an die Empfänger'Winter-
und Weihnachtsbeihilfen und das Blindengeld für Friedens-
blinde. Für weitero Einzelanalysen über die Aufgabenver-
teilung gemäß den Zahlen in Uborsicht 20 und Tabellen l1
und l5 kann Anhang B in Verbindung mit der Darstellung
auf S. 5 wertvolle Begründungen und Aufschlässe geben.

Am geringsten war 1953 die Lastenbeteiligung des Landes
gegenüber den. Gemeinden (Gemeindeverbänden) in Bayern
mit 9,2 vH (Ubersicht 20), Neben den bereits erwähnten
außerordentlichen Beihilfen und dem Blindengeld für Frie-
densblinde, die das Land unmittelbar auszahlt,, erstatteü das
Land Bayern im Rahmen der allgemeineir Fürsorge den
Landesfürsorgeverbänden im wesentlichen nur noch 70 vH
der Kosten für die Geschlechtskrankenfürsorge. Daneben
gibt es jedoch noch erhebliche Beträge für die Einrichtungen

Ällgemeine
tr'ürsorge

948,9

Brutto-
ausgaben

Gebieiskörperschaft

Bund..........
Länder.........
Eansestädte und

West-Berlin . .

Bezirksverbände
Kreisfreie Städte

Insgesamt

Spezielle

mit

160,0 169,0

0,4
139,7

165,5
63,8

271,5
184,9
123,1

64,3
26,5
72,4

eu
2S,S

6,9
57,6
38,4
20,5

der

110,8

Brutto-
ausgaben

20,7

37,1
8,0

G'
22,8

6,7
44,4
21,7

9,1
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20. Unmittelbaro Ausgaben, Eigenausgäben und Zuschußbedarf der allgemeinen Fürsorge und Einrichtungen
der allgemeinen Fünsorgo im Rechnungsjahr 1963

vE
EigeDausgaben

r 000 DM
Unmittelbare Ausgaben

1000 DM I ,s

722370
505360
7L? 720

60 683
18 500

L22073
432

17,0
83,0

100

t20962 16,4
E3,6

100
616 738
757 690

81207
18566

12262?
432

648 679

697 ?r9
50 960

E2,4
17,6

100s19408

767 694
L6L7t4

82,1
17,9 ,

100940619

'772445
168074

Zuschußbedarf
Clebletstörperschaft

1000 DM vE

Scblcswlg-Eolsteln lancl . ... .
Gem. (GY.)
Zusammen '

Nicder8ochscn Land .....
Gem. (GY.)
Zus&mmen,

Nortlrhcbr-Westfalen Land .....
Gem. (Gv.)
Zugammen.

Eelsen land . ... .
Gem. (Gv.)

10
30
40

250 26,2
74,E

100

290
11,0

100

19,4
80,6

100

1,3
9E,7

100

21,1
7 8,6

100

10,0
90,0

100

8,1
91,6

100

8 796
31 l8l
399?6

22,0
7 E,0

100

a3,3
66,7

r00

16,5
E3,6

100

9,9
90,1

100

16,1
83,9

100

17,1
82,9

100.

9,2
90,8

100

7 513
18 371
26884

29,0
71,0

100

41,5
58,5

100

21,0
79,0

100

12,8
87,2

100

17,6
82,6

100

26,3
7 3,1

100

12,2
87,E

100

346
690

27 t06
66366
93470

28811
57 833
84444

26 639
35577
61 616

65772
229305
27? O8L

45440
229132
274672

39746
149846
189691

Zusammen

land ....

786
60686
aL4?O

67lg
67 S4t

6 719
38985
44704

Rheinland-Pfelz 8 041
3l 609
408r0

03r3
32866
39 179

4?79
226?3
27 846Gem, (GY.)

Zusammen,

Baden-Wt[ttemberg L&nd . ... ,

Gem. (Clv.)
Zusammen

I 390
84 63ö
94026

15348
74618
89866

14903
4L07S
66682

BEyora Iend ....,
Gem. (Gv.)
Zusammen,

11 009
L19727
130736

11 944
tt? 69?
Lzg54L

Ll620
82576
94096

Zulammen Länder, . . ,

Gem. (Gv.)
109 713
390006
499 718

22,0
7 8,0

100

=

Zusammen

Eamburg .. ...
Bremen,.,...'Wcst-Berlln . .

Bund ... .. . . .

36990
t4258
97 284

482

Insgesamt
davon:

100

Allcemeine Fiifsorge . .'..
Eimichtungen der allgemeinen tr'ilrsorge

92,1
7,9

dor allgemeinen Frirsorge aus (siehe Tabelle 15, Anhang A)'
Besonders niedrig ist das Land auch noch belastet in Ilessen'
Für Baden-Württemberg ist zu beachten, daß das Land nur
geringo Ausga,bon für die Einrichtungen tätigt. Hinzu kommt,
äaß in Sudbaden und Nordbaden entgegen der Regelung in
anderen Ländern der.Landesfürsorgeverband bei Vorliegen
von Landeshilfsbedürftigkeit nur 66,6 vH der. Kosten trägt.

Am höchsten war 1953 dio Belastung des Landes in Nieder-
sachsen miü 33,3 vII. Das beruht vor allem auf den relativ
hohen Ausgaben des Landes für die allgemeine Fürsorge
(Tabello Il, ArrhangA). Stark belasteü ist weiterhin Schles-
wig-Ilolstein. In Nordrhein-Westfalen tätigt das Land vor
alläm viel Ausgaben für die Einrichtungen der allgemeinen
Fürsorge. Fur die Ldnder insgesamt ergibt sich .nur eine
geringfugige Verschiebung zwischen unmittelbaren Ausgaben
und Eigenausgaben.

Aus den vorstehenden AusfriLhrungen kann man folgendes
Fazit zieher,: Der Alteil des Landes an der Finanzierung des
Fürsorgewesens ist besonders hoch in Niedersachsen und
Schleswig-Holstein und auch noch in Bayern, wenn man die
Voranschlagun§ der Landesfursorgeverbändo in den I{aus-
halten der Bezirksverbände in Betracht zieht' Der Anteil des
Landes ist besonders niedrig in Hessen' werul auch verhältnis'
mäßig umfangreiche spezielle Finalzzuweisungen an die
Gemoinden (Gemeindeverbände) fließen, da der Umfang der
unmittelbaren Ausgaben des Landes nur unbedeutend ist'
In diesem Zusammenhang muß noch berücksichtigt werden,
ciaß in Südbaden keine allgemeinen Finanzzuweisungen an
die Gemeinden (Gemeindeverbände) gezahlt werden, so daß
daher die Belastung der I(ommunen auf dem Teilgebiet der
Fürsorge noch stärker hervortritt'

Legt man als Maßstab für die Belastung der Gebiets-
körpärschaften den Zuschußbedarf zugrunde, dann erhöht
sich gegenüber den Eigenausgaben der Anteil der Länder in
allen Staaten (siehe Ühersicht 20). Besonders hoch ist 1963
dieso Steigerung des Länderanteils in Niedersachsen und
Baden-Wüittemberg. Bei den Gemeinden und Gemeinde'
verbänden fielen also erheblich mehr spezielle Deckungs-
mittel an als bei den Ländern. Im wesentlichen hängt drese
Erscheinung miü der haushalüsrechtlichen und damit auch

der statistischen Nachweisung der Rückersätzo in der tr'ür-
sorge von Frirsorgeempfängern und Drittverpflichteten zu-
s&mmen. Ist eine Gebiotskörperschaft an den Lasten einer
anderen Gebietskörperschaft beteiligt, dann überweist die
leistende Gebietskörperschaft den entsprechenden Anteil an
den Rückersdltzer, aL dio beteiligte Gebietskörperschaft in
Form einer Zuweisung. Während also bei dgr leistenden
Gebietskörperschaft l00vH der Rückersätze'anf der Ein-
nahmeseite als spezielle Deckungsmittel verbucht sind, weist

. die beteiligte GebietskörperschaftihrenAlteilalsZuwoisungs-
'einnahme aus. Daher müssen bei der beteiligten Gebiets-
körperschaft dio Eigenausgaben relativ niedrig und bei der
leistenden Gebietskörpercchaft relativ hoch sein. Beim
Zuschußbedarf gleichen sich diese Verschiedenheiten dann
wieder aus, so daß er exakt die Nettobelastung angeben
kann, d. h. welcho Ausgaben a,us allgemeinen Deckungs-
mitteln zu bestreiten sind. Da bei der allgemeinen Fürsorge
überwiegend die Bezirksfürsorgeverbände (kreisfreie Städte
und Landkreise) vorläufg kostenpflichtig und die Landes-
fürsorgeverbände überwiegend erstattungspflichtig sind,
ergeben sich per Saldo bei den Ländern relativ niedrige und
bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden) relativ hohe Eigen-
ausgaben. Eine weitere Ursache ist, daß die Länder vielfach
solche Aufgaben unmittelbar erfullen, bei denen gegenüber
anderen Aufgaben nur wenig oder gar keine Rückersätze an-
fallen (2. B. Winter- und Weihnachtsbeihilfen).

Durchschnittlich sind die Länder gegenüber den Gemeinden
(Gemeindeverbänden) 1953 am Zuschußbedarf frir die all-
gemeine Fürsorge und deren Einrichtungen mit 22,0 vH
beteiligt. Über diesem Durchschnitt liegen die Ländbr Nieder-
sachsen (4I,5 vH), Schleswig-Holstein (29,0 vII) und Baden-
Württemberg (26,3 vII). Iloch ist der Zuschußbedarf vor
allem h Baden-Württemberg unter Berücksichtigung der
Tatsache, daß nur die Landesfürsorgeverbände Nordbaden
und Sudbaden in der Länderflanzstatistik erscheinen,
während die , Landesfursorgeverbände -Württemberg und
Hohenzollerische Lande ihren Niederschlag in der Gemeinde-
finanzstatistik finden. Wenn vorhin von der außerordentlich
hohen Belastung der Gemeinden (Gemeindeverbände) in
Südbaden gesprochen wurde, so gilt das nur ohno Berückeich-
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21. unmittelbare Ausgaben und Eigenau*"i.äff:ä1* 
ffi:1i1,f,#üil"iilä"*"r" 

und Einrichtungon der allgemoinen

I 000 DM1000 DM

F{ir8orge

vE

EiDrichtungen der

Unmittelbare Äusgabon

1000 DM vH

Allgemeine Fürsorge
Eigenausgaben

vE
Unmittelbdro Ä
1000 DM

21,3

100
77,8

100

27 685
97242

724932

25,2
7 4,8

100

27 972
103 044
130 956

149 404
443 383
ö92 788

75,8
100606 734

147 0t5
455720

Eegsen Dand u. Bezirksverbände
Übrige Gv. u. Gom.. .. . .

, Zusammen...
Bheinland-Pfalz Landu.BozirksverbäDde

Übrige Gtv. u. Gem.....'
Zusammen

Badon-Wihttemberq Land u. Bezirksverbände- Übrige Gv. u. Gem.. . . . .

Zusammen
Bavern LaDd u, Bezirkgverbände- 

Übrige Gv. u. Gem......
Zusammen

9041
25974
93 015

24430
50723
75155
42846

101 008
233854
r1 965
40474
52458
I 706

27 688
37 594
12s27
68430
7r 358

72,6
100

32,5
67,5

100

18,3
81,7

100

22,8

100

26,0
74,0

100

18,1
81,9

100

34,9
65,1

100

23,9
76,1

100

61.7
100

14,7
E5,3

100

26,9
73,1

100

lf,4
82,6

100

35,0
65,0

100

36,1
63,9

100

15,9
84,1

100

14,6
85,4

100

25,3
7 4,1

100

9,5
90,5

100

.{f,8

100

25,6
74,4

100

18,6
81,4

100

13,5
86,5

100

12,5
E7,5

100

7 2,8
100

11,2
82,8

100

19,0
51,0

100

,5
74,6

100

19,2
80,8

100

vE
GobiotskörpeI§chaft

Zutammen

27,4 990
6330
7 320
2103

L4731
16834
10959
29354
40 313

1 001
7zlt
9312
1 415
t47B
2888
5 549

ta24t
21790

5072
2t403
26+75

7805
24851
9265ß
26 708
45t02
69 810

34481
1997?8
234259

13 083
R5545
48 629

6 299
29991
36291

23?96
44280
68076

65835
103 066

t20s
6S?2
7 581

2675
15042
18 317

10926
32 301
43227

861
I t?1
I 032

1 395
t52t
z9L6
5755

16 873
22007

5051
22t05
27215

36r00
67 42t

103 521

Schleswic-Eolstein Land u. Bszirksverbänale- Üurige Gv. u. Gem. .. . '.
Zusammen

Nledersachsen Landu.Bezirk8verbände
Übrige Gv. u, Gem.. . . . .
Zusammen

Nordrhein-\Yestfalen land u. Bezlrk8verbände
Übrige Gv. u. Gem. .... .
Zusammen

land u, Bezirksverbände
ÜbrigeGv.u.Gem......
Zusammen

tiqung der Einnahmen, aber nicht beim Zuschußbedarf. l95l
wies die Gemeindefinanzstatistik in Südbaden viel speziello
Deckungsmittel auf, vor allem boi den Einrichtungen, so daß
unter Zugrundelegung des Zuschußbedarfs das Land in Süd-
baden relativ hoch belastet ist,

Der Vorgleich zwischon Ländern und Gemeinden (Gemein-
devorbänden) wird insofern stark durch die süaatsrochtlichen
Vorhältnisse behindert, als in einigen Ländern Bezirks-
verbände (I(ommunalverbändo von kreisfreien Städten und
Landkreisen) bestehen, in anderon aber nicht. Gibt es Bezirks-
verbändo, dann sind dio Landesfürsorgeverbände bei ihnen
etatisiert, andernfalli in den Länderhaushalten. Um dieses
Vorgleichshindernis zu besoitigen, werden in Übersicht 2l dio
finanzstatisüischen Ergebnisso für die Ländor und dieBezirks-
verbändo zusarilnengezählt, so daß unter dieser Position
dann die Beträge aller Landesfürsorgeverbändo und sonstigen
Poston der Länder erschoinen. FüLr die kommunale Ebono
verbleiben dann dio Beträge der Bezirksfürsorgeverbände
und die der kreisangehörigen Gemeinden und Amter.

Durch die Methode der Zusammenfassung von Land und
Bezirksverbänden tritt in den finanzstatistischen Werten dio
in den Ländern unterschiedlicho Organisation der Landes-
fürsorgeverbände nicht mehr in Erscheinung. In Übersicht 2l
kann nun exakt abgelesen werdon, in wolchem Maße die
Bezirksfürsorgoverbände (kreisfreie Städte und Landkreiso),
die kreisangehörigen Gomeindbn und die llmter an don Auf-
gaben und Lasten sowohl boi der allgemeinon Fürsorgo als
auch bei den Einrichtungen der allgemeinen Fürsorge be-
teiligt sind.

Bei einem Vorgleich mit Üborsicht 20 kann ma,n gleich
orkorrnen, daß die Unüerschiede in den Rolationen in Über-
sicht 21 nicht mehr so groß sind und zwar sowohl bei der
Aufgabenvertoilung als auch bei dor Lastenvorteilung, fm
Bundesdurchschnitt waren 1953 dio Länder und Bezirks-
vorbändo gegenüber don kreisfreien Städtenund Landkreisen,
Amtern und Gomeinden bei der allgemeinen Fürsorge mit
24,4vI{ an der Aufgabenerfüllung und rnit 25,2 vll an dor
Lastentragung beteiligt (gewogenes arithmotisches Miüüel).
Auch bei den Einrichtungen war der Antoil an der Lasten-
tragung mit 22,2 vH größer als an der Aufgabonerfüllulg mit
21,3 vH. Diese an sich nur geringfügigen IInüerschiede
zwischen der Aufgaben- und Lasüenvertoilung ergoben sich
abor nur bei dor Summiorung dor Ländor. Dagegen bestehen
in don oinzelnon Ländern meist beträchtliche Differenzen, so
daß sich ein bedouüendor spezieller Finanzausgleich ergibt,

Einsichtlich dor allgomoinen Fürsorgo sind die kroisfroien
Städte, Landkroise und Gemeinden gegenüber Land und

Bezirksverbändenam geringsteninNiedersachsen mit 6l' 7 vH
und in Bayern mit 63,9 vH belastet, es folgt Baden-Württem-
berg mit 65,0 vH. Währencl in Bayern und Niedersachsen der
Lastonanteil nur wenig niedriger ist als der Aufgabenanteil,
besteht, in Baden-Württemberg ein großer Ilnterschied
zwischen Aufgabenanteil (81,9 vH) und I(ostenanteil . Trotz'
dem bosteht auch in Bayorn und Niedersachsen ein urnfang-
reicher Zuweisungsvorkehr, der'sich nur bei dor Summierung
der Fürsorgearten in den Anteilen in etwa ausgleicht.

Schleswig-Holstein ist das einzige Land, wo sowohl bei der
allgemeinen Fürsorgo als auch bei deren Einrichtungon dor
Anteil der Bezirksfürsorgeverbände, Gemeindon und Amter
an der Aufgabenerfüllung goringer ist als derjenige an der
Lastentragung, d, h. per Saldo schlägt sich der Zuweisungs-
vorkehr zu Lasten der gomeindlichen Ebeno nieder. Für die
allgomeine Frirsorgo gilt das auch in Nordrhein-Wesüfalen
und B,heinland-Pfalz, für die Einrichtungen in Niedersachsen
und Baden-Württemberg.

Es ergibt sich also aus der Auswertung von Üborsicht 2l:
Überwiegend haben die kreisfroien Städüe, Landkreise,
Amter und Gemeinden dio Kosten für die allgemeineFürsorge
und deren Einrichtungen zu tragen. Land und Bezirks-
verbände sind bei dieser Gemoinschaftsaufgabe andorl(osten-
tragung besonders stark beteiligt in Baden-'W'ürttemberg,
Bayern und Niedersachsen, besonders gering beteiligt in
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen.

6. Der interkommunale Finanzausgloich
Auch bei der Betrachtung der Beteiligung und Belasüung

der Gemeinden und Gemeindevorbände untoreinander sollen
die Bezirksverbände a,ußer acht golassen werden, d.h. sie
werdon der staatlichen Ebeno zugoordleü. Dio Begründung
findet sich darin, daß os nur in oinigen Ländern Bezirks-
vorbände gibt, bei donen dio Landesfürsorgeverbände etati-
siert sind, während die Landesfürsorgeverbände in don
anderen Ländern in don Staatshaushalton veranschlagt sind.
Somit bleibon die Positionon aller Landesfürsorgeverbändo
hier außor Beüracht. In diosem Abschnitt soll nämlich nicht
dor Finanz- und Lastonausgleich . zwischen Landes- und
Bezirksfürsorgeverbänden, sondorn zwischen Bozirksfürsorge -

verbändon und kreisangehörigen Gomoinden und Amtorn
untorsucht werden. Es soll also festgostellt, worden, inwiewoit,
die Bezirksfürsorgeverbändo Aufgabon an nachstehondo
Gebietskörperschaften delegiert habon, d. h. in welchem lfm'
fang die Gemeinden und iimter von den Bezirksftirsorge-
vorbänden mit der DurchfüLhrung' von Fürsorgoaufgabon
betraut werden. Auf dor andoren Seite isü zu untorsuchon,
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22. Ausgaben der Bezirksftirsorgeverbände und der kreis-
angehörigen Gemeinden und Amüer für allgemeine X'ü,rsorge
und Einrichtungen der p,llgemeinen Fürsorge im Rechnungs-

jahr 1953

inwiewoit die Clerneinden und Amter von denBezirksfürsor.ge-
verbänden zu den I{osten herangezogen werden.

technisch nur bei Landkroisen möglich. Die kreisangehörigen
- Gemeinden und Amter können kostenmäßig für diejenige

Fürsorge herangezogen werden, die von ihnen selbsü durch-
geftihrt,wird, aber auch für jene Fürso'rge, ftir die die Bezirks-
fürsorgeverbändo oder sogar die Landesfürsorgeverbände
vorld,ufig zuständig sind,

Besonders stark waren im R,echnungsjahr 1953 die kreis-
angehörigen Gemeinden undÄmter an der Aufgabenerfullung
für die allgemeine Frirsorge und deron Einrichtungen in
Nordrhoin-Westfalen und Baden-Württemberg beteiligt, be-
sonders gering in Bayern, Schleswig-Holstein und IIessen.
fn Bayern bleiben dabei die Eigenausgaben für die kreis-
angehörigen Gemeinden unter den unmittelbaren Ausgaben.
In Bayern sind die kreisangehörigen Gemeinden somit sowohl
aufgaben- als auch lastenmäßig kaum an der Fürsorge be-
teiligt. Bei den anfallenden geringfugigen Beträgen clürfte es
sich um freiwillige Leistungen handeln, die über den Rahmen
der RFV und der Reichsgrundsätze hinausgehen. Die Be-
teiligungderkreisangehörigon Gemeindenin Baden-Württem-
berg erstreckt sich vor allem auf den Landesteil Süd-
württemberg-Ilohenzollern. An dei Lastontragung sind die
kreisangehörigen Gemeinden am stärksten in Schleswig-
Holstein beteiligt, es folgen Rheinland-Pfalz und Nordrhein-
Westfalen. fn Schlesrvig ist das deshalb besonders bemerkens-
wert, weil die kreisangehörigen Gemeinden bei der Aufgaben-
erfüllung nur geringfügig beteiligt sind;-es findet hier somit
oin beträchtlicher Zuweisungswerkehr von den Gemeinden an
die Landkreise statt. Diese Richtung des Zuweisungsverkehrs
tritt, außerdem in Rheinland-Pfalz und in llessen besonders
in Erscheinung. Durch den Zuweisungsverkehr entlastet' werden dio kreisangehörigen Gemeinden und Amüer nur in
Nordrhein-Westfalen und in geringem. Ilmfange auch in
Bayern. Von den Beträgen der Bezirksfürsorgeverbände ent-
fallen irn übrigen im Bundesdurchschnitt etwa zwoi Drit'tel
auf die kreisfreien Städte.

IJm erkennen zu können, aufwelchem Gebiet der Fürsorge
die kreisangehörigen Gemeinden bzw. dio kreisfreien Städüe
und Landkreise in stärkerem Maße tätig sind, werden in
Übersicht 23 die unmittelbaren Ausgaben und die Eigen-
ausgaben gesondert, für die allgemeine Fürsorge und die Ein-
richtungen der allgemeinen Fürsorge dargestellt: Diese Dar-

Die Färsorgepflicht kamr innerhalb der Gemeinden stellung erfolgü für das B,echnungsjahr 1953.
(Gemeincleverbände) mu' bei den kreisfreien Stadten und In Bayern sind die kreisangehörigen Gemeinden an del
I-andkreisen (Bezirksftirsorgeverbd,nden) liegen, von den allgemeinen Frirsorge kaum beteiligt. Bei den 1953 an-
Bezirksverbändeh als Landesfiirsorgeverbände abgesehen. fallenden geringfügigen Beträgen handelt es,sich urn, frei-
Die Bezirksfürsorgeverbände könrren aber Aufgabon an ihre willige Leistungen. In Schleswig-Holstein können dre
l<reisangehörigen Gemeinden delegieren. Die Delegation ist Bezirksfürsorgeverbände dio allgemeino offene und ge-

23. Ausgaben der Bezirksftirsorgeverbände und der kreisangehörigen Gemeinden und Amter getronnt nach allgemeiner'
Fursorge und Einrichtungen der allgemeinon Frirsorge im Rechnungsjahr 1953

Gebie0skörperschaft

Schlesu'ig-llolstein

Niedersachsen

Kreisfreie Städte u. Landkreise
Kreisangeh. Gem. u. Amter . . .
Zusdmmen
Kreisfreie Städte u. Landkrerse
Kreisangeh. Gem. u. Amter . .

Zusammen
Nordrhein-'Wesifaleu Kreisfreie Städte i.

Hessen

Kreisangeh. Gem. u.
Zusammen.. ...
Kreisfreie Städte u.
Kreisangeh. Gem. u.
Zusammen.,.,...

Ii,heinland-Pfalz

Zusammen
lladen-\\'ürttemberg Kreisfröie §tädte u. Landkreise

Kreisangch. Gem. u. Amter . . .

Zusämmen
Sayern Kreisfreie Steidte u. Landkreise

Kreisangeh. Gem. u. Amter . . .
Zu'sammen

Zusanunen Kreisfreie Städte u. Landkreiee
Kreisangeh. Gem. u. Amter . . .
Zusammen

Allgemeine Fürsorge
Unmlttelbare Äusgaben

1 OOO DII vII

Einrichtungen der allgemeiDen Ftitsorge
Unmittelbare Eigenausgaben

1 OOO DII vII 1000 DM vII
4 894
74?8
6372

14 563
I 070

75642
28 568

32300

7 6,8

100

4892
1 438
6 330

13 648
1 082

14 730

26206
3717

29353

100

92,7
7,3

100

89,3
10,7

100

92,4
7,6

100

81,9
18,1

100

72,0
28,0

100

97,6
2,4

100

I 3,1
6,9

100

88,4
11,6

100

92,87 581
590

8171

1234
28?

752t

7 124
587

? 71r
L20?

266
7 4?3

100

81,1
18,0

100

722t9
4654

r6 873

72,1
27,6

100

11 698
4543

t6241
20894

509
21 403

21653
512

22tA,

07,7

100

90 711
12 333

r03 044

88,0 85 609
11 573
97 242

88,1
11,9

100
12,0

100

23 898
76

23974
43 092

7 630
50?23

132 000
59 008

191 008

99,7
0,3

100

85,0
15,0

100

69,1
30,9

100 
_

89,3
10,7

100

89,0
11,0

100

85,5
14,5

100

98,0
1,1

100

19 r87
5 663

24850
33 837
9264

43 r01

77,2
22,8

100

78,5
2 1,5

100

80,5
19,6

100

80,2
19,8

100

78,3
21,7

100

85,6
14,4

100

99,6
0,4

100

160 846
38933

799779
36150

4324
40474
24646

BO42
27 688

28495
7 050

85545
23497
6494

29 991

s7 882
6 398

44280

49 986
8444

58430
66 684

?37
6? 42t

65 604
23r

65835

376458
85262

459720

E 1,9
18,1

100

369349
7403+

443383
16,7

100 .

Gebietskörperschaft
1 ooo Dlr I vE

Unmittelbare
Äusgaben

447 169

95 595
562764

83,0

17,0
100

455018

85 607
540ß25

84,2

15,8'
100

Kreisangeh. Gem.
u.AII1ter

Zusammen
Nordrhein- Kreisfreie Stadte

\Yestfalen u.Landkreise
Kreisangeh. Gem.

u.Ämter
. Zusammen

llesse[ Kreisfreie Städte
u. Landkreise

Kreisangeh. Gem.
u.Änter

Zusammen
B,heinland- Kreisfreie StädtePfalz u.landkreise

Kreisangeh. Gem.
u.Ämter

Zusammen
Baden- Kreisfreie §tädteWifuitetrr- u.landkreiseberg Kreisangeh. Gem.

u.Amter
Zusammen

Bayern Kreisfreie Stadte
u. Landkreise

Kreisangeh. Gem.
u.Ämter. Zusammen

r 000 D1\I

88,6

90,2

Eigenausgaben

vE

Schlesw.ig-
Holstein

21,5
100

0,8
100

89,9

7 8,5

82,1

81,6

82,3

82,6

10,0
100

18,1
100

81,9

28792

57 655

160 568

43 731

25880

62205

88 337

24079

47 485

787 052

35 619

24704

49 580

86 498

04,9

86,9

71,9

Krelsfreie Stadte
u. Landkreise

Kreisangeh. Gem.
u.Amter

Zusammen
Kreisfreie Steidte

u. Landkrerse

22,8
100

Nieder-
sachseD

11,4
100

Zusammen Kreisfreie Städ6e
u. Landkreise

Kreisangeh. Gen].' u.Amter
Zugammen

t55+
30346

8 709
66364

62740
223 308

4974
48 645

s329
29209

13 098
75 303

1249
89 586

7 101
31 180

10 346
57 831

42080
229L32

? 637
43256

6 760
3r 464

10941
60521

7+0
87 238

5,1
100

100

28,1
100

17,9
100

18,4
100

17,7
100

17,4
100

98,6

1,4
100
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schlossono FüLrsorge zwat atl dio Gemeinden delegieron, doch
wird von dieser Möglichkeit kaum Gebrauch gemacht. Da-
gegen sind die Gemeinden an den'Kosten sehr hoch beteiligt.
Das liegü noben dom Gemeindeänteil von 50 vII an den
I(osten fiir Bezirkshilfsbedürftige in der allgemeinen offenen
und geschlossenen Fürsorge vor allem an demAnteil der Ge-
meindon von 37,5 vII an den Gesamtlasten für die außeror-
clentliche Anstaltsfürsorge für Geisteskranke, Geistesschwa-
che, Epilepüiker, Taubstummo,Blinde undl(rüppel.Zudem ist
Schleswig-Holstein das einzige Land, wo die kreisangehörigen
Gerneinden an don I(osten der Geschlechtskrankenfursorge
beteiligt sind und zwar mit 50 vH än den Kosten frir zwangs-
behandelte Geschlechtskranke. Die Delegation ist am stärk-
sten in Norclrhein-Westfalen und in Südwürttemberg-I{ohon-
zoIlern.

Besonders hoch sind die kreisangehörigen Gemeinden
gegenüber den Bezirksfürsorgeverbänden in Südwärttemberg-
Ilohenzollern sowohl hinsichtlich dei Aufgaben als auch hin-
sichtlich der Lasten an der allgemeinen Fürsorgo beteiligt.
Das dtirfte z. T. darauf zurückzuführen soin, daß hier die
.Gemeinden an den I{osten für Bezirkshilfsbedürftige in der
außerordontlichen Anstaltsfürsorge mit dem relativ hohen
Satz von 22,5i]J beteiligt sind. fnteressant, ist die hohe
Aufgabenbeteiligung der kreisangehörigon Gemeinden rmd
Amter in Nordrhein-Westfalen §egenüber der Lastenbet'eili-
gung; bei den Eigenausgaben wirkt sich in Nordrhein-West-
falen als einzigem Land eine bedeutende Entlastung aus. Es
ergibt sich als Fazit, daß die kreisangehörigen Gemeinden
und iimter gegenübor den kreisfreien Städten und Land-
kreisen relativ stark an der Lastentragung bei der allgemeinen
Filrsorge in Schleswig-IIolstein, Rheinland-Pfalz und Nieder-
sachsen beteiligt sind. Dieso R,eihenfolge der Belastung ergibt
sich in otwa auch bei der Gegenüberstellung zu allen Gebiets-
körperschaften in einom Land. Auch beim Zuschußbedarf
verschieben sich die Relationen nur in goringem Ifmfang.

Bei don Einrichtungen der allgemoinen Fürsorge sind die
Beträge dor Bezirksfürsorgeverbände gegonüber den kreis-

angehörigon Gemeinden und AmternsowohlbeiderAufgaben-
vertoilung als auch bei der Lastenverteilung rolativ höher als
bei der allgemeinen Fürsorge. IJm so mehr fällt dio außer-
ordentlich hohe Beteiligung der kreisangehörigon Gemeinden
in Baden-'W'ürttemberg ..rrd S"hle.*ig-Ho1.t"i., auf (Über-
sicht 23). Wie boi der allgemeinen Fürsorge sind bei den
Einrichtungen die kreisangehörigen Gemeinden und Amter
in Rheinland-Pfalz auch stark beteiligt' In einigen Ländem
vorschiebt sich das Bild gegenüber der allg.erneinen Ftirsorge
jedoch ganz erheblich (siehe im einzelnen Ubersicht 23).

6. Die Leistungen iler Läniler
Von den gesamt'en Eigenausgaben im'Bundesgebiet (ohne

West-Berlin) im Rechnungsjahr I95l fur die allgemeino Firr-
sorge (ohne Einrichtungen) in Höhe von 513,0 Mill. DM
(1950: 446,I }Iill. DM) entfielen auf die -Länder (ohne
Hansest'ädte) 72,2MilL DM (1950: 56,2 Milt. DM). Dd,s ist
l95I etwa dor siebt'e TeiI und 1950 eüwa der achte Teil der
gesarnten Eigenausgaben' Daraus ergibt, sich, daß die Aus-
gaben der Länder anteilig stdrker gestiegen sind als clie der
Gemeinden (Gemeindevorbände).

Wenn die Beträge der LändLr auch bei weitom nicht die-
jenigen der Gemeinden (Gemeindeverbände) erreichon, §o
ist insofern doch eine Sonderuntersuchung gerechtfertigt,
als bei den Lzi,ndern eine Ifnterteilung nach den einzelnen
tr'ürsorgearten in zusammengefaßter Form möglich ist. Diese
in Übersicht 24 gegebene Darstellung kann allerding.s bei den
einzelnen Fürsorgearten nur einen allgerneinen Uberblick
geben, da eine ganz exakte Trennung nicht immer möglich
ist. Es bleiben irnmerhin einige Beträge ubrig, insbesondere
fiir 1950, die'nicht auf die einzelnen Färsorgearten aufgeteilt
werden können. So ist 1950 eine Aufteilung für das Land
Niedersachsen von der Statistik aus uberhaupt nicht möglich.
lVenn somit eine absolut genaue Gliederung nach Fürsorge-
arten auch nicht gomacht'werden kann, so kann die Dar-
stellung in Übersicht 24 a,ber doch vermitteln, auf welchem

24. Ausgaben der Länder fur allgemeine Fürsorgel)

- 1000 DM -

r) Bei den ElgeDsußgoboD 1950 utrd 1061 elnd aliä our golitrgfüglgen EBtattungen abgezogen'

oo

Sonstlge
allg. tr'ursorge

und nicht
aufteilbare

Beträge.
1e5o I 1951 1e5o | 1e51

Teuerungs-
zulagen

,t"S*-d*tf, I

Anstalts- |

fiirsorge und I
Pflegegelder I

fätr Zi!'ilbltnde I

-l

re5o | 1e51 |

Gesundheits-
§onder-

fürsorge

1950 I 1e5r1e5o | 1951

Allgemeino
otrene und

geschlossene
Fitrsorgo

80 974
57 604
56244

702200
70 613

17 958
I 645

L7 775

17 606
9724

13 513
1

991
639
gLZ

31 483
31 130
11 305

40394
40 695
22439

11 693
5 986

11 605

20 488
15 038
18 2t5

lt673
5420

11 668
I

8 518
5 943
8 155

10419
s70L

.9869

Allgemeine ,
X'ürsorge

zusammenr)

1950 1951

Land/AuBgabenart

§chltiswig-Eolstein Bruttoausgaben ......
Unmittelbare Ausgsben

Niedersachsen
trligenau-sgaben .......
.Bruttoausgeben ......
Unmittelbare Ausgaben
Eig€nausgaben.......
Bruttoausgaben,. . . . . .

Unmittelbam AusgabeD
Elgeneusgaben .......
Bruttoausgaben ......
Unmittelbare Ausgaben
Eigenaugaben.......
Bruttoausgaben ......
Unmittelbare Ausgaben
Eigenausgaben .......
Bruttoau8gaben......
Unmittelbare Äusgaben
Eigenausgaben .......
Bruttoausgaben ......
Unmittelbare Ausgebetr
Eigonausgaben ..... ..
Brutto&usgaben . .....
Unmittelbare Augaben
Eigenausgaben .....
Bruttoausgaben ......
Unmittelbare Ausgaben
Eigenausgaben .......
Bruttoausgaben ......
Unmittelbare Äusgaben

Nordrhei:n-\Mestfalen

Eesgen

Rheinland-Pfalz

württemqerg-Baden

Baden

Bayern

Lindau

Zuaammen Bruttoausgaben ......
Unmittelbare Äusgaben
Eigcnausgaben .......

412
170
412

5 869
5704
5552
.759

?25

94
69
82

237

;"
1 146

L146

782

1 181
1 003
lt73
6 484
2265
6026

656

588

257
257
24L
275

275
1 044

to44

2 168
2045

649

21274
21274

4570
384
754
384

3 290
3 290
1 335

4367
4367
4867

2 586
2588

ätb
6640
6640
2153

31 826
24489
14268

1 584
454-

1584
4079
3847

880

z67S
2679
2079

5223

tt17
47

1 117

3234

480

392
531

531

=386

386

=

I 039
1 039

- 1039
4799
4671
4?80

'9 302
I 302
9074
1324

2l
616

2495

7 744

722

722

5
5
5

406
,406
,40r

.

1225

7225
t67

167

+400

4466
395

3S5

t644
7644
1644
6355
6355
6355
1 385

1 385

1 886

1 886

493

310

4547
z628
4453
5 546
5546
5546

99
99
99

1 260
15

1 260

202L
829

202t

145

145
576
256
576

602

609

109
31

109

52

zB\2
I 113
2283

8 708
8343
7 t84
8547
2628
4453

37 912
37 ?47
20891

3 584
294

3 549

8 046
R376
60?8

7204
829

7 t76

5936
5574
4225

36 056
31 3ä5
-5559

506
4783
7 R76
4 101

7 062
1 113
6 985

1 635

1 685

19 551
18 925
15 037

49 599

I

957

440

4475

44?5

69

69

=

Wärttemberg-
Eohenzollern

5

5

68

68

60

60

131
10

131

64

64

2072

2072
5

5

l+
L4
L4

1
1
1

1

646
646
046

5

5

482t
4821

'15
t4
75

5 413
4A35
4 896

69
ö
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Gebieü der allgomeinen Fursorge die Länder üätig sind. Der
Umfang der Ausgaben in den einzelnen Ländern richtet sich
vor allem nach dem IImstand, ob die Landesfursorgeverbd,nde
in den Ländorhaushalten veranschlagt sind 'bzw. in der
Länderfinanzstatistik erscheinen oder nicht. Nurin Schleswig-
Holstein, Niedersachsen und Nordrhein-\Mestfalen ist das
voll und ganz dor Fall; desto stärker sind die Beträge in den
Ländern zu bewerten, in denen die Landesfürsorgeverbände
garnicht oder nur z.T. in der Landosfinanzstatistik erschei;
nen. Diese lIntersuchung der einzelnen Frirsorgearten konnte
nur auf die B,echmrngsjahre 1950 und lgSI abgestellt werden.
Die gewonnenen Ergebnisse dürften jedoch im großen und
ganzen auch frir die folgonden Jahre GüItigkeit haben.

Ftir die Summe der Länder ist hinsichtlich dor Ausgaben
bei allen Fürsorgearten von 1950 auf lgSI ein Ansteigen
festzustellen. Insgesamt betrugen im Rechnungsjahr lgSl
dio Bruttoausgäben der Länder für die allgemeine Fürsorge
102,2 Mitl. DM, die Eigenausgabel 72,2 Mill. DM. Somit,
konnten rund 30 vI{ der Bruttoausgaben durch Zuweisungs-
eimrahmen von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) ge-
deckt werden. Auch aus der Gegenüberstellung der Brutto-
ausgaben miü den unmittelbaren Ausgaben (Übersicht 24)
läßt sich der Umfang des Finanzverkehrs mit den Gemeinden
( Gemeindeverbänden) erkennen.

Da bei der allgämeinen offenen und geschlossenen Fürsorge
die Landesfürsorgeverbände nur bei Vorliegen von Landes-
hilfsbedurftigkeit oinzutreten haben und die Fälle von
Bezirkshilfsbedürftigkeit ein viel größeres Ausmaß annehmen,
liegt das Schwergewicht der Länderausgaben nicht aufdiesem
Gebiet, sondern bei der außerordentlichen Anstaltsfürsorge
und der Gesundheitssonderfürsorge. Darüber hinaus stellen
oinige Länder außerhalb des R,ahmens der Landesfürsorgever-
bände erhebliche Mittel frir die Gewährung von außerordent-
lichen Winter- und Weihnachtsbeihilfen sowie Teuerungszu,
lagen bereit.

Die in Spalte I von Übersicht'24 unter der Bezeichnung
allgemeine offene und geschlossene X'ürsorge dargestellten
Beträge umfassen weiterhin die Siechenpflege, Wanderor-
fürsbrgo, Trinkerfürsorge, X'amilienfürsorgo und die Ifnter-
bringung von verurteilten Personen in einer Heil- oder
Pflegeanstalt oder Trinkerheilanstalt gemäß § 42 b und c StGB.
Im wesentlichen handelt,.es sich hier um Erstattungen der
Kosten für Landeshilfsliedürftige an die Bezirksfürsorge-
verbände. Dio Beträgo, die in unmittelbarer Fürsorge der
Landesfürsorgeverbände ausgegebdn werden, nehmen dagegen
nicht ein solches Ausmaß an. fm allgemeinen sind nämlich
die Bezirksfursorgeverbände auch für Lairdeshilfsbedürftige
vorläufig kostenpflichtig, so daß sich die Zuweisungen der
Landesfürsorgeverbände wohl in den Eigenausgabon aber
nicht in den unmittelbaren Ausgaben niederschlagen. Nur
in Sonderfällen übornehmen die Landesfürsorgeverbände die
Hilfsbedürftigen in eigene Fürsorge. R,elativ hoch sind bei
der allgemeinen offenen und geschlossenen Fürsorge die un-
mittelbaren Ausgaben des Landes in Rhoinland-Pfalz.

In Übersicht 24 in Spalte 2 werden Boträge dargestellt,
die in eines der I{auptaufgabengebiete der Landesfürsorge-
werbände fallen, Bei der außerordentlichen Anstaltsfürsorge
handelt es sich um die Zahlwng der sogenannten Spezial-
pflegekosten, d. h. um die Bezahlung des notwendigen
Lobensbedarfes hilfsbedürfüiger anstaltspflegebedürftiger
Geisteskranker, Geisüesschwacher, Epileptiker,Taubsüummer,
Blinder und Krüppel in geeigneten Alstaltenr). So weit von
den Ländorn Blindengelder an Zivilblinde gezahlt werden,
erscheinen diese Beträge auch in der genannten Rubrik. In
Bayernz) entfallen die gesamton Beträge (1951 : 2 679 000 DM,
1950:4367 000 DM) auf dieses Blindengeld, ebenso inllessen3)
(r95r: 1584000 DM, 1950: 384000 DM). Während in Ilossen
die Beüräge von 1950 auf I95l ansüiegen, sind sie in Bayern
ganz erheblich gesunken. In Bayern werden die Gelder

'»'i*t" Vaa"infachung8verordnung, a. a. O., § 1.t) Gesetz über die Gewäbrung von Blindengeld an Friedensblinde v.
28.9.1949 (GYBI. S.255) l. d. tr'. v.18. 0. 1950 (GyBt. S.203).

') Gesetz uber dio Gewdhrung von Pflegegeld atr Zlvilblinde v.19.7.1950
( GVBI. S. 149); Dürchfrihruigsverordnung zum Gesetz über dte cewährlrng von
Pflegegeld an Ziyilblinde v.24.10. 1951 (GYRI. S.79).

unmittelbarvonLandesbehördonausgezahlü,sie borühren also
die Frirsorgeverbände tiberhaupt nicht, während in l{essen
der größte TeiI der Mittel an andere Gebietskörperschaften
zurAuszahlungüberwiesenwird.MitWirkungvom l. Juni I954
werden in l{esson keine Pflegegelder an Zivilblinde mehr ge-
leistetr), Die Leistungen an Blinde entfallen dann auf don
allgemeinen Aufgabonbereich der Fürsorgeverbände.

Dio ohemaligen Länder des heutigen Baden-Württemberg
weisen für 1951 keine Beträgo ftir die außerordentliche
Anstaltsfürsorge auf. Die Artteile' des Lanclesftirsorge-
verbandes Nordbaden dürften in den nicht aufteilbaren
Beträgen enthalten sein. Die Aufgabonerfüllung obliegt hier
den Bezirksfürsorgeverbänden. Jedoch sind ab l. April 1953
in den Regierungsbezirken Nordwtirttemberg und Süd-
württemberg-Ifohenzollern die Landesfursorgeverbände mit,
der Aufgabe betraut, wobei allerdings eine Deiegations-
mdglichkeit an die Bezirksfärsorgeverbd,nde gegeben bleibt.

Beträge für dio außerordentlicho Anstaltsfursorge weisen
somit nur die Länder Schleswig-Holstein, Niedersachsen.
Nordrhein-Westfalen und Rheinlän d-Pfalz nach. In Schles -

wig-Holstein und Niedersachsen decken sich lg5l die Brutto-
ausgaben und die unmittelbaren Ausgaben. In Nordrhein-
Westfalen ist das im äbrigen auch der Fall, wenn man
berücksicht'igt, daß in den Bruttoausgaben von 31,8Mil1.DM
in IIöhe von 7336000DM Pflegegelder fur Zivilblinde
enühalten sind, die an die Gemeinden (Gemeindeverbände)
geleitet werden, so daß also auch in Nordrhein-Westfalen
die unmittelbaren Ausgaben in Höhe vorr 24,5 Mill. DM die
gesamten öffentlichen Leistungen fär die außerordentliche
Anst'altsfürsorge darstellen. Die Eigenausgaben liegen in den
Ländern erheblich niedriger, da ja die Landesfürsorge-
verbändo nur 25 vII der f(osten zu tragen haben. Wenn die
Eigenausgaben aber mehr als 25 vH der Leistungen (un-
mittelbare Ausgaben) ergeben, so liegt das an dem Ver-
rechnungssystem, nach welchem die Rückersätze nur bei den
Ländern, aber nicht bei den lasüenbeteiligten Kommunen
als rinmittelbaro Einnahmen erscheinen, sondern der Anteil
der letzteren als Zuweisungseinnahme; dabei macht es nichts,
wenn in den Ländern Schleswig-IIolstein, Niedersachsen und
Nordrhein-Westfalennetto verbucht wird,alsodie Zuweisungs-
ausgaben der I(ommunen um die Anteile an don Rrick-
ersätzen gleich gekürzt sind. Die Eigenausgaben mrissen
daher in den genannteri Ländern höher als 25 vH der
unmittelbaron Ausgaben sein uncl sie sind es in allen drei
Ländern in etwa demselben Verhältnis. fn B,heinland-Pfalz
wird die Bruttomethode verwandt; die Bruttoausgaben in
Höhe von 4079000 DM enthalten 232000 DM, die als Anteil
der Bezirksfürsorgeverbände an den Rückersäüzen verbucht
sind, Auch hier geben die Eigenausgaben nicht den,exakten
Lastonanteil wieder. Die Gesundheitssonderfürsorge in Über'-
sicht 24 umfaßt dio Tuberkulosehilfo und die Geschlechts-
krankenftirsorgo. Während die wirtschaftliche Tuberkulose-
hilfe im allgemeinen von den Bezirksfürsorgeverbänden
durchgeführt, u'ird, obliegt die stationäre und ambulante
Heilbehandlung grundsätzlich den Landesfürsorgeverbänden ;
die Lasten haben meist, die Landesfürsorgeverbände zu
übernehmen (siehe im einzelnen Anhang B). Auch bei der
Geschlechtskrankenfürsorge sind die Länder in starkem
Maße beteiligü. Außer in Rheinland-Pfalz, Württeäborg und
Baden sind dio Ausgaben der Länder für dierGesundheits-
sonderfursorge von 1950 auf l95l gestiegen. Bei den Beträgen
in Bayern handelt es sich um den Anteil des Landes von
70 vII an dor Geschlechtskrankenfürsorge, der an dieBezirks-
verbände überwiesen wird. Von dem Betrag in Schleswig-
Holstein im R,echnungsjahr l95I entfielen allein auf die
Tuberkuloseftirsorge 1013000 DM. Auch in Niedersachsen
entfiel von 4799000 DM (Bruttoausgaben) der größte Arteil
von 4671000 DM auf die Tuberkulosehilfe. In Nordrhein-
Westfalen stiegen die Aus§aben fiir Tuberkulosohilfe sehr
süark, auch wenn man beräcksichtigt, daß lgSl zusarnrnen
403000DM für Geschlechtskrankenfürsorgo ausgev/iosen
wurden, während 1950 dafür bei dor allgemeinen Fürsorge
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an Zivilblinde y,12.4,L954 (GVBI. S.75).
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keine Beträgo nachgewiesen wurden. Wonn die Ausgabeu.
rler Länder für die Tuberkuloseftirsorge diejenigon für die
Geschlechtskrankenfürsorge bei weitem übersteiger5 so sticht
nm so mehr Bayern hervor, das die höchston Beträge für die
Geschlechtskrankenfürsorge nachweist; obwohl es nicht
Landesfrirsorgoverband ist.

Da cler Winter'für die Fürsorgeempfänger vermehrte
Ausgaben mit, sich bringt, gewd,hren die Lärrder den Hilfs-
bedürftigen außerordentlicho Winter' und Weihnachts-
beihilfen bzw. Teuerungszulagen, die über den Rahmen der
RFV und der B,eichsgrundsätze äber Voraussetzung, Art und
Maß der öffentlichen Fürsorge hinausgehen. Die Länder
tragen selbst voII die l(osten dieser Beihilfen. Daruber
hinaus geben auch noch viele Gemeinden von sich aus
besondere Beihilfen. Während in Schleswig-Ilolstein, Nieder-
sachsen und Bayern diese außerordenülichen Mittel clirekt
von den Landesbehörden ausgezahlt werdon, bedienen sich die
Länder in den übrigen Bezirken bei der Durchführung der
Gemeinden und Gomeindeverbändo. Württemberg-Ilohen-
zollorn gewährte 1950 und 1951 allerdings keine außer-
ordentlichen Beihilfen. Wenn man von Lindau und Baden
absieht, dann sind die Ausgaben für Beihilfen in besonders
starkem Maßo in Schleswig-Holstein (Ubersicht 24) ge-
sunken. In den andoren Ländern ist dagegen von 1950 auf
I95l ein Alsteigen festzustellen. Den bei weitem höchsten
Betrag gab 1951 das Land Niedersachsen mit 6355000 DM,
clas ist rund ein Drittel der Bruttoausgaben des Landes für die
gesamte allgemeine Bürsorge. Das erscheint besonders hoch,
wenn man noch clio Finanzschwäche von Niedersachsen in
R,echnung stellt,. Einen hohen Betrag weist 1951 auch das
finanzstarke Wtirttemberg-Baden mit 4475000 DM auf.

7. Die Yerwaltung iler Fürsorge
Die trlinnahmen und Ausgaben der Verwaltung der all'

gemeinen Fürsorge darzustellen, ist gesondert nicht möglich,
da die allgemeine Fürsorge und die I(riegsfolgenhilfe bei den
Fürsorgeverbänden von denselben Stellen durchgeführt
werden, clor Verwaltungsaufwand daher nicht aufgeteilt
worden kann. Die kriegsbedingto und nichtkriogsbedingte
Fursorgeverwaltung kann also -lur als ein geschlossener
I(ompläx beürachtet werden. In Übersicht 25 könnon nur bei
den Ländern Verwaltungskosten dargestellt werdon, in deren
]Iaushalten die Landesfürsorgeverbände erscheinen ; andern-
falls we.rden die Verwaltungskosten der Landesfürsorgeverl
bände bei den Bezirksverbänden verbucht. fn der Gemeinde-
finanzstatistik wird die Färsorgeverwaltung nur bei
Gemeindeverbänden und bei den Gemeinden mit, 10000 und
mehr Einw6hnern (ohno Amter) gesondert, orfaßt. Das kann
das Gesamtbild aber nicht entscheidend stören, da bei don
kleinären Gemeinden und den Amtern in der Regel nicht
sehr viel Fürsorgeverwalüungskosten entstehen. Bei don
Hansestädten und West-Berlin werden hier die Fürsorge'
ämter und die Fürsorgobehördo erfaßt. Eino Sonderbetrach'
bung als Exkurs über die Ftirsorgoverwaltulg rechtfertigü
sich dadurch, daß erkenntlich wird, wieviol Mittel die
öffentliche lIand erst aufbringen muß, um eino Fürsorge
zugunsten der Hilfsbedürftigen überhaupt zu ermöglichen.

Die unmittelbaron Ausgaben füi die Fürsorgeverwaltung
stiogen im Bundesgebiet, von f 01,2 Mill. DM im R,echnungs-
jahr 1950 auf l14,7Mill.DM im l[echnungsjahr l95l; das
ist-eino Steigorung von rund 13 vH. 1953 betrugen die un-
mittolbaren Ausgaben (oinschließlich \['est-Berlin) I 65,0 Mill.
DM, Auch dio Eigenausgaben und der Zuschußbedarf stiegen
in etwa demselben Maße. Bezieht man dio Verwaltungskosten
auf die Fürsorgeloistungen (allgemeine Fürsorge plus Kriegs-
folgenhilfe), dann ergibü sich ein Verhältnis von etwa I : ll,
d. h. rund I vI{ der gesamten Ausgaben (Verwaltung plus

26. Ausgaben derFürsorgeverwaltung im Rechnungsjahr 1953
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Leisüungen) entfallen auf die Verwaltungskosten' Von der
gesamten bereitgestellten Summo für die Fürsorge wird also
von der Verwaltung eirl galz erheblicher Teil selbst ver-
braucht.

Der Bund weisü keine Fursorgeverwaltungskosten nach.
Bei den Ländern erscheinen nur dort Positionen, wo Landes-
fürsorgeverbände in den Staatshaushalten etatisierü sind.
Und auch hier entstehen nur relativ geringe Beträge' Das
Schworgewicht der Fürsorgeverwaltung liegt bei den Bezirks-
ftirsorgeverbänden und den übrigen Gomeindeverbänden und
Gemoinden. Das ist insofern natürlich, als die meisten
Hilfsbedürftigon von don Bezirksfürsorgeverbänden betreul,
werden und daher hier die meisten Vorwaltungskosten ent-
stohen müssen. r

Der Finanzausgleich ist auf dem Gebiet der Fürsorge-
verwaltung nur unerheblich. Dio speziellen Deckungsmittel
betrugen 1953 frir die Surnmo der Gobietskörperschaften
4626000DM, so daß sich zwischen Eigenausgaben und
Zuschußbedarfnur oine geringe Verschiebung ergibt (siohe im
einzelnen Übersicht 25).

In Übersicht 25 werden die unmittelbaren Ausgabon für
dio Fürsorgoverwaltung nach persönlichen und sächlichon
Ausgaben getrennt. Dabei ergibt sich, daß del bei weitem
größte Teil auf die persönlichen Ausgaben entfd,llt. Nur rund
Il vH dor gesamten Ausgaben entfallen auf die sächlichon
Verwaltungskoston.

Gegonübor den Gemeinden (Gomeindeveibänden) sind die
Ausgaben der Länder für die Fürsorgeverwaltung un-
bedoutend. Von den Ländern haben Nordrhein-Westfalen
und Niedorsachsen die höchsten Ausgaben' Relativ hoch sind
dio Verwaltungskosten vor allem in West-Berlin, daneben
auch in Ifamburg und Bremen.

Die in diesem Abschniüt gemachten Ausführungen über
die Fürsorgeverwaltung r:lterscheiden sich von den Dar-
legungen im Abschniüt, A dadurch, daß hior nicht, die Jugend.
ämter einbezogen sind.

GebietBkdrperBchaft
Säch-
,liche,

Ausgaben

Unmittel-
bare

Ausgaben
zusammen

Zuschuß-
bedarf

6 686
6 680

1 963
t8275
2023a

2057
44t47
46201

2 055
43 308
45 363

a+'rn
64r-4

1 S49
18 101
20 110

73422
13422

014
6097
6 711

84
15 959
16 043

537
6 081
6 618

84
14t3L
14215

6075
0075
1774

L6721
17 895

1 825
39 926
4),751

,z sz
12t5?

478
5482
5 960

78
13 876
13 954

19 849
19 849

är
611

189
2154
2 343

232
422L
4453

Guu
L265

136
615
75L

D
2 083
2 08S

13 048
13 04S

22084
22084

zr rsr
27751

Schleswig-Eolstein Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

Niedersachsen Land
Gem. (GY.)
Zusammen

Nordrhein- land
Westfalen Gem. (Gv.)

Zusammen
Eesson Land

Gem. (Gv.)
Zusammen

Rheinland-Pfalz land
Gem. (Gv')
Zusammen

Bäden-
Württer))belg

Länd
Gem. ( GY.)
Zusammen
Land
Gem. (Gv.)
Zusammen

Bayern

Zusamnen Länder
Gem. (Gv.)
Zusammell

Ilamburg . .

Bremen . . .

West-Berlln

Insgesamt

niml 568l 4718
1134861 13183 1126669
11?6411 13746 

1r31387B4osl s?ol e28824151 498 I 2973
183821 2e381 27s2o

4625
122355
126980

9205
2 839

21 318 /

160 342146907 18061 164968
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D. Die Aufgaben- unil Lastenverteilung in iler Kriegsfolgenhilfe
' 1. Die rechtlichen Grunillagen

Kriegsfolgenhilfe ist. kriegsbedingte Fürsorge. Sie be-
inhaltet also Fürsörgemaßnahmon, die durch don Ifuieg
notwendig geworden sind. Doch handelt es sich um eigentliche
I-tirsorgemaßnahmen, die ebonso wie die allgemeine Fürsorge
ar,rf der RFV einschließlich der Ergänzungsgesetze, den
Reichsgrundsätzen über Voraussetzung, Art und Maß der
öffentlichen Ftirsorge, der Verordnung über Tuberkulosehilfe
uncl clem Geschlechtskrankengeseüz basieren. Dio Erforder-
nisse nach diesen Gesetzen und Verordnungen müssen gegeben
sein, wenn l(riegsfolgenhilfe gewährü werden soll.

Gemäß diesen Rechtsgrundlagen gewährüen dio Fürsorge-
verbände in und nach dem I(rieg auch denen Fürsorge-
unterstützung, die durch kriegsbedingte Ereignisse hilfs-
bedürftig geworden waren. Naturgemäß'mußten nun die
Leistungen der Fürsorgoverbände gewaltig anst'eigen, so daß
sich schon bald diemeistenLänderentschlossen, denFürsorge-
verbänden einen Teil ihrer I(osten zu ersüatüen. Die Er-
stattungssätze vrrrden in den einzelnen Länderfinanzaus-
gleichsgesetzen niedergelegt, und beliefen sich auf 80 bis
I00 r'H. Die Länder kamen zu dieser Regelung, weil die
Anzahl der Hilfsbedürftigen an den einzelnen Orten wielfach
clurch I(riegs- uncl Nachkriegsereignissä bedingt war und don
betreffenden Gemoinden (Gemeindeverbänden) nicht zu-
zumuten war, voll für diese Fürsorgekosteh einzustehen.

Mit dem Entstehen des Bundes wurde auch das Problem
der Ikiegsfolgenhilfe aufgogriffen und neu geregelt. Geinäß
Art,. 120 des Bonner Grundgesetzes hat der Bund die Ifuiegs-
folgelasten zu tragen. Zu den sozialen Ifuiegsfolgelasten zählt,
auch die Kriegsfolgenhilfe. Mit Wirkung vom l. April 1950
wurde nun eine bundeseinheitliche Regelung geschaffen, nach
der der Bund 75 vII der Kosten für die Ifuiegsfolgenhilfe und
85 vII der I(osten für die Gronzdurchgangslager, die der
Ikiegsfolgenhilfe zugezählt, werden, übernahmr). Um dio
Fürsorgoverbände zur sparsamen Verwendung der Mittel
anzuhalten, übernahm er nicht den vollen Beürag, sondern
nur 75 vll, denn die Aufgabenerfüllung oblag weiterhin den
tr'ürsorgeverbäirdon. Die Ländor gewährten darüber hinaus
den }-ürsorgeverbänden weitere l0 vI[ dor l(osten; in Baden,
Wrirttemberg-Baden und Wrirttemberg-Ilohenzollern wurde
den Fürsorgeverbänden bei den meisten Arten der Kriegs-
folgenhilfe sogar voller Ersatz der Rest,quoto gewährt. Soweit
die Länder Landesfürsorgeverband sind, ürugen sie den Rest-
anteil von 25 vH voll
.. Miü Wirkung vom l. April l95l wurdo durch das Zweite
Uborleitungsgesetz eine neue Rogelung geschaffen2), nach
der der Bund 85 vH der Kosten für die Ikiegsfolgenhilfe zu
übernehmen hat,3). Frir die Grenzdurchgangslager blieb die
bereits für 1950 geltende Rogelung bestehen. Mit, dieser
Nouregelung entfiolen auch die Anteilo der Länder, soweit sie
nicht Landesfürsorgeverband sind; lediglich in don Bereichen
des houtigen Baden-Württemberg bliob das Land noch be-
teiligü (sieheAnhang 2).

fn § 7 des Ersten Überleitungsgesetzes wird der Personen-
kreis abgegrenzb, a,tr don I{riegsfolgenfürsorge gowährt wird.
I(riegsfolgenhilfeempfänger sind lleimatvertriebene, Ewaku-
ierte, Ztgewanderüe aus der sowjetischen Besatzungszone
und der Stadt Berlin, Ausländer und Staatenlose, Angehörige
von l(riegsgefangenen und Vermißten sowie Ifeimkehrer und
Ifuiegsbeschädigte, Kriegshintorbliebone und ihnen gleich-
gestellte Personen. In einer Verordnung zum Überloitungs-
geseüz wird der Personenkreis der Kriegsfolgenhilfeompfänger
abgegrenzta). Soweit Fürsorge an andero Personen gowährt
wird, handelt es sich nicht um Ikiegsfolgenhilfo, sondorn um
allgemeine Fürsorge. Gemäß § I Abs. B Zitr. I des Ersten
Uberleiüungsgosetzes trägt der Bund auch 85 vH der Auf-
wendungen für die Einrichtungen der Krie§sfolgenhilfe, also
diejenigen persönlichen und sächlichen Vorwaltungskoston,

die im Zrrsammenhang mit der lJnterbringung, Vorpflegung
und lleilbehandlung in Einrichtungen der geschlossenon
I(riegsfolgenfrirsorge und in Durchgangs- und'W-ohnlagern
entstohen. Zur I(riegsfolgenhilfe zählen auch Erziehungs-
beihilfen und Erholungsfürsorge für Kinder, Jugendliche und
Mütter aus dem I(reis der Kriegsfolgenhilfeempfänger5).
Kriegsfolgenhilfe sind auch außerordentliche Winter- untl
Weihnachtsbeihilfen, soweit sie an den Personenkreis der
Ifuiegsfolgenhilfeempfänger gewährü. werden. Der Bund er-
stattet jedoch nur dann 85 vH der Aufwenclungen, wenn der
Bundesminister der Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesminister des fnnern der Anordnung über dio Aus-
schüttung zugestimmü hat6). Hierzu rechnen auch dio Bei-
hilfon an Arbeitslosenunterstützungs- und Arbeitslosen-
fürsorgountorstützungsempfänger (AIu- und Alfuempfänger).
Zur Kriogsfolgenhilfe gehören auch die f(osten allgemeiner
Fürsorgemaßnahmen für den Transport und die lagermäßige
Unterbringung und Versorgung von Kriegsfolgonhilfe-
empfängern bis zur wohnungsmäßigen Unterbringung am
Übernahrneort gemäß § lf Ab. I des Ersten Überleitungs-
gesetzes .Daneben bqsüehen noch die Maßnahmen fiir Um-
siedlung und Auswanderung?), für die der Bund ebenfalls
85 vE der Kosten übernimmt, dio aber nicht als eigentliche
Ifuiegsfolgenhilfe angesehen werden können. Ebenso verhäIt,
es sich mit den Aufwendungen für die Rückfrihrung von
Deutschen aus dom Ausland. Der Bund trägt auch in dem
gleichen Umfang wie die Aufwendungen für die I{riegsfolgen-
hilfe die Entschädigungen und Ersatzleistungen nach dem
Flüchtlingsnotleistungsgesetz 8 ).

Gemäß § It Abs. 2 des Ersten Überleitungsgesetzes zählen
ferner die Aufwendungen nach dem Hoimkehrergesetze) zur
Ifuiegsfolgenhilfe. Nach § 2 des Heimkehrergesetzes wird an
dio entlassenen l(riegsgefangenen ein Entlassungsgeld von
200 DM und nach § 3 eine Übergangsbeihilfe von 300 DM
geleisteü. Die Ifbergangsbeihilfe, die in bar oder in Bekleidung
odor Gebrauchsgegenständen ausgezahlt wird, wird nur
gowährt, wonn die lleimkehrer hilfsbedärftig sind.. Das
Heirnkehrergesetz kennt ferner die Berufsfürsorge (§ l0) und
die Erholungsfürsorge (§ 23b). Diese Beihilfen zur 'Wieder-
herstellung der Gesundheit von lfeimkehrern oder zur Ver-
hütung einer erkennbar drohenden Schädigung ihrer Gesund-
heit worden von den Fürsorgeverbähden gewährt, soweit die
Landesregierungen dieso Aufgahe nicht anderen Stollen
tibertragenl0). Nicht zur Kriegsfolgenhilfe zählen jedoch die
Mittel, die auf Grund dosl(gfEG11) ausgezahlü werden. Bei
diesen Entschädigungen, Darlehen und Beihilfen handelt es
sich nicht um Fürsorgeleistungon, da sie nicht auf die
Hilfsbedürftigkeit abgestellt sind, auch wenn sie gemäß § 45
wie die Aufwendungen für die l(riegsfolgenhilfe abgereöhnet
werden, d. h. der Bund 85 vII der l(osten übernimmt,
während der Rest den-Ländern verbleibt.

\Mie für die Heimkehrer so besteht auch für die IGiegs-
beschädigten eine Sonderfürsorge, und zwar die soziale Für-
sorge nach dem BVG12). Sie wird in den §§ 25-27 BVG um-
rissen. Die sozialo Fürsorge hat sich der I(riegsbeschädigten

r) Erstes Überleltungsgesetz, a. a. O., § 1O Zlff. I und 2..) Erstes Uberleiüungsgesetz, a. a. O., § I Äbs. 2.
?) Gesetz über dle Umsiedlung von Eeimatvertriebenen aus den Ldndern

Beyern, Niealersachsen und Schleswig-Eolstein v. 29. 11. 1949 (BGBl. 1950 S. 4)
i. d. X'. v. 22. 5.1951 (BGBI. I S. 350), v. 23. S. l95Z (BGBI. I S. 637) und v.
27. 4. 1955 (BGBl. I S. 189). Sieho auch §§ 31-34 des Geeetzes ilber die Angelegen-
heiten der Vertriebenen und X'lüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz -BVFG-)v. 19. 5. 1953 (BGRI. I S. 201) i. d. F. v. 24. 8. 1953 (BGBI. I S. 1019) und.v.
3.8.1954 (BGBl. r S.231).r) Gesetz ilber Leistungen zur Unterbringung von Deutschen aus der sowje-
tischen Besatzungszone oder dem sowjetisch besetzten Sektor von Berlin
(Flüchtlings-Notleistungsgesetz) v. 9. 3. 1953 (BGBl. I S. 45) L d. F. v. 6.6.1955
(BGBr. r S.265).

') Gesetz äber Eilfsmaßnahmen für Eeimkehrer (Heimkohrergesetz) v.
19.6.1950 (BGBll §.221) l. d. tr'. v.30.10.1951 (BGB].I S.875) und v.
r7.8.1953 (BGBl. I S.931).ro)Verordnung zur Durchfrihrung des §23b des Ileimkehrergesctzce v.
21.4. t954 (BGBI. r §. r17).rr) Gesetz tiber die Entschädigung ehemaliger,deutscher Kriegsgefengener
(KriegBgefangenenent8chädigungsgesetz - KgfEG -) v. 30.1.1954 (BGBI. I
S.5) i. d. X'. v. 12.6.1954 (BGBl. I S. 143) und v.27.4.1955 (BGBl. I S.189).ri) Gesetz tiber die Yersorgung der Opfer des Krieges (Bundesversorgungs-
sesetz - BVG -) v. 20.12.1950 (BGBI. S. 791) i. d. F. y. 19. 3. 1952 (BGBI. I
9.141) v. ?.8.1953 (BGBI. I S.866) v.19.1.1955 (RGBI. I S.25). und v.
8.11. 1966 (BGBl. I S. ?03.)

r) Erstes t berleitungsgesebz y. 28. 17.1950 (BGBl. §. ?73), § 2 Zitr 3 uDd 0.t) Zweites.Uberleitungsgesetz y. 2r. 8. 1951 (BeBl. I S. 774), § 13.r) Eretes Überleitungsgesetz i. d. F. v. 21. 8. 1951 (BGBl. I S. 7?9). § 1.
') Emto Durchführungsverordnlrng zum_ Ersten Überleitungsgesetz v.

27.2,L555 (BGBI. I S.88).
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- und Ilinterbliebenen in allon Lebenslagen anzunehmen
(§ 25 Abs. 1). Das gilt, auch frir die Berufsftirsorgo für Kriegs-
beschäcligte (§26), die der Erlangung, Wiedergewinnun'g
und Beibehaltung der beruflichen Leistungsfähigkeit dienen
soll. Darüber hinaus können fur unterhaltsberechtigte Kinder
Erziehungsbeihilfen gewährt werden (§ 27). Frir I{riegs-
blincle, Ilirnverletzte. Ohnhänder und.sonstige Empfänger
einer Pflegezulage ist, eine rvirksame Sonderfursorge sicher-
zustellen (§ 25 Abs' 2). die sich nach reichsrechtlichen Vor-
schriftenr) bemißt. IJm diese soziale Fursorge für I(riegs-
beschädigte, die ein TeiI der Kriegsfolgenhilfe ist', wirksam
<lurchführen zu können, Jrestehen in den Ländern Haupt-
frirsorgestellen, die diese Aufgaben wahizunehmen'haben
uncl denen die Fürsorge imceinzelnen obliegt?). Für die
Durchfrihrung der Berufsfürsorge firr Kriegsbeschädigte hat
cler Bund, um einen einheitlichen I\[aßstab zugrunde zu
Iegen, noch besondere Rechtsvorschriften geschaffens)'
Däräber hinaus bestehen noch eine R,eihe von Verwalt'nngs-
vorschriftena), welche die 'Maßnahmen im einzelnen er'
läutern und ihre Durchführung festlegen. In den Rahmen der
Ilriegsfolgenhilfe fallen auch die von den Ftirsorgeverbänden
für Berechtigtenach § l0 Abs. Sund § 28 BVGaufgewendeten
Heilfürsorgekosten. Mit dieser sozialen Fürsorge ist die
Sonderfürsorge fur Kriegsbeschädigte aber noch nicht er-
schöpft, sondern'sie -umfaßt auch noch die Arbeits' und
Berufsforderungsmaßnahmen, die gemäß § 9 des Schwer-
beschädigtengesetzess) aus der Ausgleichsabgabe geleistet
wefden. Neben die Berufsfürsorge nach § 26 BVG triüt also
die Berufsförderung nach § I Schwerbeschädigtengesetz.
Mittel zur Berufsförderung werden mrr insoweit, gewahrt, als
clazu die Einnahmen aus der Ausgleichsabgabo ausreichen.
Die Ausgleichsabgatren werden von den Hauptfürsorgestellen
eingezogen, die auch über die Verwendung der Mittel ver-
fiigen. Eine Beteiligung des Bund6s kann also hier nicht in
Betralcht kommen. Die Grund- und Ausgleichsrenten nach
dem BVG gehören nattirlich nicht zum Bereich der I(riegs'
folgenhilfe. da es sich hier um Versorgungsmaßnahrnen
handelt.

Im Rahmen der I(riegsfolgenhilfe mit dem Bund als
werrechnungsfzi,hig anerkannt sind auch die Ausbildungs-

- beihilfen, die won den Bezirksfürsorgeverbänden gemäß § 16
Abs. 3 des Bundesevakuiortengesetzes 6) zur Berufsausbildung
jugendlicher Evakuierter gewährt werden'

Ab l. September 1952 enstand mit derl(rankenversicherung
frir Empfänger von Unterhaltshilfe gemäß § 276 LAG?) eine
weitere Art der Ikiegsfolgenhilfe. Empfänger vonllnterhalts-
hilfe werden fur den Fall der Krankheit bei der Allgemeinen
Ortskrankenkasse bzw. Landkrankenkasse versichert' Diese
Versicherung haben clie Bezirksfiirsorgeverbände zu uber-
nehmen. Der Lastenausgleichsfonds erstattet, ddn Bezirks-
fursorgeverbänden 25 vI{ der Kosten; der verbleibende Be-
trag wird vom Bund, den Ländern uncl Gemeinden (Gemeinde-
werbänden) in dem Verhältnis äbernommen, in dem die im
Rahmen der Kriegsfolgenhilfe anfallenden Fürsorgekosten
verrechnet werden (§ 276 Abs. 3 LAG). Somiü tragen also
der Bund 63,75 vH, der Lastenausgleichsfonds 25 vH und
die Ftirsorgeverbände 11,25 vH der I(osten.
-l) V**arrrg über rlie X'ürsorge fur Kriegsblinde und hirnverletzÖe Kriegs'
beschidigte v.28.6.1940 (RGBl. I S.937).

t) VerordnungüberdiesozialeKriegsbeschädigten-undKriegshinterbliebenen-
fürsorge v.8.2.1919 (RGBl. I S.187).

r) Veroralnung zur Düchfrihrung des § 26 des Buntlesversolgungsgesetzes v.
10.12.1951 (BGBl. r S.951).

') Siehe insbesondere die Yerwaltungsvorschriften zur Duchführung der
§§ 25-27 des Bundesversorgungsgesetzes v. 10. 12. 1951 (Gl\I81. S.256) und
däs Rundschreiben tles BIII 5305-8843 IU52 über die soziale Fürsorge, Arbeits'
und Serufsförderung für Kriegsbeschädigte nach § 26 BYG Y.29.1.1953
(GMBI. S.43).' 6) Gesetz über die Beschäftigung Schwerbeschadigter (§chwerbeschädigten-
gesetz) v. 16.6.1953 (BGBI. I S' 389)i siehe auch die Erste verordnung zur
Durchführung des Schwerbeschd,digtengesetzes v.18. 3. 1954 (BGBl.I §.40)
und die Zweito Verordnung zur Duchführung des Sch\Yerbeschddigtengesetzcs
v. 18. 3. f954 (BGBI. I S. 41). Bis 30. Äpril 1953 war das Gesetz über die
Beschriftigung Schv'erbeschädigter i. d. X'. v. 12. 1. 1923 (RGBI. I S. 57) in
Eraft, soweit dem nicht anderweitige nach dem Kriege erlassene landesrechtliche
Vorschrlften entgegen standen.

') Bundesevakuiertengesetz r'.14. ?.1953 (BGIll. I S.586).
?) Gesetz über den Lastenausgleich (Lastenausgleichsgesetz - LAG-) v'

'14. 8. 1952 (BGlJl. I S. 446) i. d. X'. v. 7. 3. 1958 (tsGBl. I S. 51), v. 19. 5. 1953
(BGBl. I S. 201), v. 24. 7.1953 (BGBl. I S. 692), v. 24. 7. 1955 (BGBl. I S. 693),
v.12.7.1966 (BGBl. I S.403) und v. 20.8' 1955 (BGBt. I S.529).

Nichl zurn Beroich. der I(riegsfolgenhilfe zählen die Zu-
schüsse des Bundbs und der Länder zur Kriegsgräberfürsorge
und zum Suchdienst sowie dio Aufwendungen für den Rechts-
schutz von Deutschen, die von ausländischen Behörden oder
Gerichten im Zusammenhang mit den Kriegsereignissen
verfolgü werden oder verurteilt wordon sind.

Auch bei den lfnterhaltsbeihilfen für Angehörige von
Gefarigenen und Vermißtens) handelt es sich nicht, um
Kriegsfolgenhilfe, sondern um R,entenzahlungen, die von
den Versorgungsämtern verwaltet weiden. Während ab l95I
der Buncl diese Laston voll trägt, hatten im Rechnungsjahr
1950 die Länder einen Anteil von 15 vI{ zlr übernehmen.
Statistisch sind diese Unterhaltsbeihilfen 1950 noch bei der
Kriegsfolgenhilfe erfaßt', ab l95I jedoch bei der Kriegsopfer-
.,erso"gung. Ebenso gehören die Entschädigungen für Opfer
des Nationalsozialismuss) nich0 zum Bereich der I{riegsfolgen-
hilfe.

Frirsorgeaufwendungen sind auch nicht die Zuschtisse des
Bundes Äm Ausgleich von Härten im Rahrnen der betrieb-
lichen Altersftirsorge, die auf Grund eines Beschlusses des
Bundestages vom 14. Dezember 1950 an Personen gezahlt
werden, die infolge von Kriegs- oder Nachkriegswirkungen
betriebliche Altersfürsorgo nicht in vollem Umfang orhalten,
soferi sie bei einem privatrechtlichen Arbeitgeber beschäftigt
sind und ihnen geldliche Ilnterstützungen für den Fall der In-
validitat oder des Alters in Aussicht gestellt wurdenlo). Es
hanclelt, sich hier um eine Art Versorguhgsmaßnahme, für die
im Bundeshaushalt 1953 insgesamt I5 Mill' DM veranschlagt,
sind.

In verschiedenen Verwaltungsvorschriften des Bundes-
ministeriums des Innern und des Bundesministeriums der
Finanzenlr ) sind eingehende Richtlinien uber die Abgrenzung
und die Verrechnungsfähigkeit von Fürsorgeaufwendungon
rn der I(riegsfolgenhilfe erlassen worden,.die über Einzel'
fragen hinsichtlich des Bereiches der I(riegsfolgenhilfe er-
schöpfende Auskunft geben. Eine Verordnung stellt die
Grundsätze fur die Verrechnungsfähigkeit, der I(riogsfolgen-
hilfe aufr2).

Im Rahmen der Neuregelung der Finanzverfassung von
Bund und Ländern wurdo mit Wirkung vom I' April 1955
die Kostenträgerschaft in der Ikiegsfolgenhilfe neu gestaltet.
Im Vierten Überleitungsgesetzls) sind dio rechtlichen Be-
stimmungen über die nunmehrige Lastenverteilung in der
I(riegsfolgenhilfe im'einzelnen festgolegt. Ab Rechnungsj ahr
I 955 entfällt das komplizierte Einzelabrechnungsverfahren,
der Bund erstattet ,nunmehr den Ländern und Gemeinderr
(Gemeindevorbänden) die Kosten der I{riogsfolgenhilft'

.(einschließlich Grenzdurchgangslager) pauschaliter. Der
Pauschbetrag'wird nach einem Grundbetrag errechnet.
Der Grundbetrag eines Landes ist die Summe der in den
Monaten Juli 1953.bis Juni 1954 (Bezugszeitraum) in seinem
Gebiet entstandenen Aufwendungen; hierbei werden die Auf-
wendungen mit Il0 vII angesetzt. Der Pauschbetrag beträgt
in vH des Grundbetrages:

im
im
im
im
im
im
im

Rechnungsjahr
Rechnungsjahr
Rechnungsjahr
Rechnüngsjahr
Rechnungsjahr
nechnungsJallr
Rechnungsjahr

1955: 100
1956: 95
1957: 90
1958: 85
1959: 80
1960: 75
1961: 70

imRechnungsjahr1962: 65
im BechnungBiahr 1963: 60
im B,echnungsjahr 1964: 55
im Rechnungsjahr 1965: 45
im Rechnungsiahr 1066: 35
im Itechnungsiaht 7967 : 25
im B,ecltnungsjahr 1968: 15

Beziehungen mischen dem Bund und den
\.27.4.Ls55 (BGBI. I S. 180).

Ab l. April 1969 fällt die LeistungvonPauschbeträgenweg.
Die Pauschbeträge sind degressiv gestaltet, da die I(riegs-
folgenhilfe wegen dor I(onsolidierungi der' Lebensverhältnisse

r) Gesetz über Unterhaltsbeihilfe für Angehörige von Kriegsgefangenen v.
13. 6. 1950 (BGBl. §.204) i. d. X'. y. 30.4. r952 (BGBl. I S.262).

c) Bundesergänzungsgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozia'
listischen Yerfolgung v. 18. 9.1953 (BGBl. I S.1378).

ro) Richtlinien des BMF untl des BtrIÄ zur Gewährung.vonBundesbeihilfen
zum Äusgleich yon Eärtetr im Rahmen der betr.ieblichen Altersfürsorge v.
17. 10. I 951 (Bundesanzeiger Nr: 204, S. 1).rr) Siehe insbesondere: GemeinsamerB,underlaB des BMI 5180-106/50 und des
BIIF II/6/4 betrefend die Äbrechnung über die AufweDdungen der Krieg§folgen'
hilfe ab 1, Äpril 1950 v. 17. 3. 1950 (GlIBl. S. 19); Rundschreiben des BMI 5240
uber die Verrechnungsfä.higkeit von Fürsorgeaufwendungen in der Kriegsfolgen'
hilfe v. 16.3.1954 (G1\IBl. S.127).lt) Erste Durchführungsyeroidnung zum Ersten Überleitungsgcsetz v.
2i.2.1955 (BGBl. I S. 88).

rs) Gesetz zur Regelung fl nanzieller
Ländern (Vieries Überleitungsgesetz)
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auf die Dauer auslaufen wird. Ab 1969 wird somit grundsätz-
lich die Unterscheidung von allgemeiner Fürsorge undl(riegs-
folgenhilfe entfallen. Durch die Pauschaliorung der Kriegs-
folgenhilfe wird die Lastenverteilung zwischen don Fürsorge-
verbänden nicht berührt.

Die Fiirsorge ftir Zugewanderte aus der sowjetischen
Besat'zungszone und der Sbadt Berlin wird jedoch nicht in
das Pauschverfahren einbezogen, vielmehr erstattet der Bund
im Einzelberechnungsverfahren'8OvI{ der l(osten, da die
Entwicklung der Zuwandorungen und damit die finanzielle
Belastung z. Z, noch nicht, zu übersohen sind. Die soziale
Fürsorgo für Ifuiegsbeschädigte, I(riogshinterbliebene und
ihnen gleichgestellte Personen gemäß §§ 25-27 BVG wird
ab 1955 aus dem l(omplex der Kriegsfolgenhilfe heraus-
genommen. Dio Länder leisten diese Ausgaben für Iiechnung
des Bundes, womit der Bund nunmehr 100 vI{ der J(osten
dieser sozialen Fürsorge trägt'.

2. Das YerrechnungsYerfahron
Bei dem Verrechnungsverfahren in der I(riegsfolgenhilfe

zwischen den Gebietskörperschaften ist grundsätz\ich zu
unterscheiden zwischen der haushaltsrechtlichon und der
finanzstatistischen Darsüellung. Nach den haushalüsrecht-
Iichen Bestimmungen der RHO und der GemHVO ist grund-
sätzlich das Bruütoprinzip vorgeschrieben, d, h. es sind alle
Einnahmen und alle Ausgaben im Haushalt zuveranschla,gen.
So weist, also der Bund bei einer I(ostonbeteiligung von 85 vH
in Einnahme 85 vH der Rückersätze und in Ausgabo 85 vI{
der Leistungen als Zuweisung an Land bzw. Gemeinden
(Gemeindeverbände) nach. Entsprechend verfahren die
Länder und Gemeinden (Gemeindoverbände). Dabei ist
jedoch nicht ausgeschlosson, daß einige Gobietskörperschaften
nach dem Nettovorfahren vorgehen.

Die finanzsüatisüische Darstellung variiert von 1950 auf
195L 1950 bestand noch das sogonannto System dor fntur-
essenquoüen, d. h. die Länder waren mit 25 vI[ an den Lasten
der Kriegsfolgenhilfe beüeiligt (bei den Grenzdurchgangs-
lagern nur 15 vH) und hatten diosen Anüeil an don Bund
abzuführen. Sowoit dio Gomeinden ( Gernoindeverbände ) den
Anteil zu tragen hatton, üborwiesen sio ihn an das Land. Um
eine vergleichbare Darstellung zwischen don Gebietskörper-
schaffen zu erhalten, wrrrde finanzstatistisch beim Bund als
Zuweisungsausgabe dor Nettoanteil (nach Abzug dor anteiligen
Il,ückersätze) und als Zuweisungseinnahme die fnteresson-
quoto nachgewiesen. Beim Land erschionen Saehausgaben
in der Eigenschaft als Landesfürsorgeverband, als Zuweisungs-
einnahmo der Nettoanteil des Bundes und dio gesamten
Rückersätze, bei don Kommunen die Sachausgaben der
Bezirksfürsorgoverbändemit I0Ovllund a1s unmittelbareEin-
nahme 100 vH der Rückersätze und als Zuweisüngseinnahme
der Bundes- und Landesnettoanteil. Soweit einzelno Gebiets-
körperschaften zur Bruttodarstellung übergingen, also die
anteiligen Riickersätze als Zuweisungsausgabe bzw. Zu-
weisungseinnahme und dann den ontsprechonden Brutto-
lastenanteil verbuchten, war das insofernnichü vonbesonderer
Bedeutung, als die Eigenausgaben davon nicht berührt werden,
soweit dio boteiligten Gebietskörperschafton nur gleichmäßig
\:orgehen.

1951 fiel das System der fnteressenquoton fort, so daß auch
eine andere finanzstatistische Darstellung notwondig wurde.
Für den Bund wurde nur noch als Zuwoisungsausgabe an die
Landes- und Bezirksfürsorgeverbändo der 8Sprozentige
Nettoanteil ausgewiesen, beim Land der Bundesnettoanteil
als Zuweisungseinnahme, soweit er ihm als Landesfürsorge-
verband zusteht, und die vollen Leistungen an dio Fürsorge-
empfänger als unmittelbare Ausgabo sowio die entsprechenden
Rückersätzo zu 100 vI[ als Einnahme. Sowoit das Land noch
an den Laston der Gemeinden (Gemeindeverbände) boteiligt
ist, wurde dor Nottoanteil als Zuweisungsausgabe nach-
gewiesen. Auch bei don Gemoinden (Gemoindoverbänden)
war grundsätzlich das Nettovorfahren vorgesehe-n, also nur
auf dor Einnahmoseite die Neüüoiastonanteile von Bund und
Land und die Rückersätze at l0O vI[ r.md auf der Ausgaben-
seite die vollen Fürsorgeleistungen. Enüsprechend war inter-

kommunal zu vorfahren. Dagegen wiesen dio Gemeinden
(Gemeindeverbändo) in Nordrhein-Westfalon brutto nach,
in Bayern und Schleswig-Holstein gemischt, brutto und netto,
in den übrigen Ländern eindeutig netüo.

Für 1953 ist, in der Gemeindefinanzsüatistik erstmalig eine
dritte Methodo vorgesehen, und zwar dio, Behandlung der
anteiligon Rückersälze als durchlaufende Gelder, d. h. bei
jedor Gebietskörperschaft, erscheinon nur die ihr zustohenden
Rückersätze als spezielle Dockungsmiütel. Die Rückersätze
erscheinen dann weder bruüto noch notto im Zuweisungs-
verkehr. Durch dieses Yerfahren sind nunmehr auch keine
Nottolastenanteilo, sondern Bruttolastenanüeilo bedingt,.
Diese Methode hat den Vorteil, daß jetzt bei der Zusammen-
fassung der Gebietskörpersch'aften die Eigenausgaben den
joweiligen exakten Bruttolastenanteil darstellen, was bisher
nicht dor Fall war, Dagegen gibü der Zuschußbedarf bei allen
Methoden den gonauen Nettolastenanüeil wieder. tr'ernor wird
der Zuweisungsverkehr so dargesüellt, daß'keino dritte Ge-
bietskörperschaft eingeschoben wird. Dor Anteil, don der
Bezirksfürsorgeverband vom Bund erhält, wird also nur bei
diesen Gebietskörperschaften nachgewiesen, nicht beim Land
bzw, Landesfürsorgeverband. Entsprechond wird bei an-
deren Ebenen der Gebietskörperschafüon verfahren.

Für dio Abrechnung der Fürsorgevorbände mit dem Bund
ist oin einheitliches Abrochnungsschoma vorgesohenl). Die-
sem Vorfahren werdon die Formblätter dor Fürsorgestatistik
zugrunde gelegt. Die Fürsorgeverbändo müssen dio Einnah-
men und Ausgaben getrennt nachweisen und die Abrechnung
auf Grund der fstzahlen der Sachbücher aufstellen. Die Für-
sorgeverbände haben dio Aufsüellungen den Landosabrech-
nungsstellen vorzulegen, die in der Regel bei den Regierungs-
präsidenten oder don Landessozialämtern bestehen. Die
Landesabrechnungsstellen ihrerseits rechnen mit dem Bund
ab, dom somit alle Einhahmen und Ausgaben im einzelnen
darzulegen sind. Von den Aufwendungen (Leistungen abzüg-
Iich Rückersätze) berechnet der Bund seinen Alteil von 85vH,
Das ist übrigens inhaltlich dasselbe, als wenn der Bund seinen
Anteil von den Leistungen berechnot und davon den ont-
sprechendon Alteil an den Rückersätzerr abzie}rt. Mit der
Einführung des Pauschverfahrens im R,echnungsjahr 1955
wird dieses ganze komplizierte und die Verwaltung vertou-
ernde Abrechnungssystem vereinfachtr).

3. Die rechtlichon Einzelbestimmungen
Grundsätzlich ist die Fürsorgepflicht bei der I(riegsfolgen-

hilfe so geregelt wie bei der allgemeinon Fürsorgo, d. h. die
Kriegsfolgenhilfe wird von denselben Gebietskörperschaften
durchgeführt, die auch für die entsprechenden Arton der
allgemeinon Fürsorgo zuständig sind. Geringfügige Abwei-
chungen sind bei der vorläufigen I(ostenpflicht jedoch mög-
lich. Bei der Lastentragung wird bei dor Ifuiegsfolgonhilfe
gegenübor dor allgemeinen Fürsorge der Bund eingeschaltot,
so daß sich das Gewicht der endgültigen l(ostenpflicht bei don
einzolnen Gebietskörperschaften ganz erhoblich verschiebt.
Im allgemeinen erfolgen diose Yerschiebungen gleichmäßig.
Somit ontfallen nach Berücksichtigung des Bundesanteils,
von Ausnahmon abgesehon, grundsätzlich auf die einzelnen
Gobietskörporschafton relationsmäßig dieselben Antoile wie
boi der allgemeinen Fürsorgo. Dieso Gleichheiü rührt vor
allem dahor, daß sich allgemeine Fürsorgo und I{riogsfolgon-
hilfe in ihrer W'esensart gar nicht unterscheiden, denn dor
Unterschiod kann nur von'der Empfängerseite her gemacht
werdon, was aber die Fürsorgepflicht der Fürsorgeverbände
zunächst nicht borüLhrü. Und'doch muß im folgenden eine
ganze Reihe von Sondertatbeständen bei der Kriegsfolgen-
-l)Eil"il.*.ur Runderlaß ales BMI 5180-106/50 und des BMtr'II 6/4 be-
treffend dio Abrechnung über dle Äufwendungen der Kriegsfolgenhlfe ab
l. April 1950 v.17. B,1950 (GMBI. S,19); Gemeinsamer Runderlaß des BMI
5185-5242-7-2736/52 und des BMI' II C 1715-50152 betreffend dle Abrechnung
tiber die Äufwendungen der Krlegsfolgenhllfe ab 1. April 1952 und Stati8tik der
öffentllchen Fürsorge v. 20. 3. 1052 ( Gl\fBl. S. 114) i Gemein8amesRundschreiben
tlesBMI 5242-7-5185-392/54 u. des BMX'II C/3006-4/54 betrefend alloÄbrechnung
ilber die Aufwendulgen der Kriegsfolgenhilfe ab 1. Äpril 1054 und Statistik der
öffentllchen tr'ürgorgo v. 19. 3. 1954 (GMBI. S. 150).r) Gemeinsames X,undschreiben des BMI 61810 A 184/55/5242-7-?31155-rtrad
des BMF II C/11-SK 3000-2/55 betreffend Änderung der Fürsorgestatlstlk und
der Äbrechnung f{ir die Krlegqfolgenhilfe ln Auswirkung des Ersten Überleltunge-
gesetzes i. d. F. des Yierten UberleltungsgeBetze8 v. 30. 3. 1955 (GMBI. S.128).
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hilfo dargestollt worden. Diese lJntersuchung ist nur auf dio
Zeit,vorn l.April I95l bis 31.März I955 abgestellt. Im Rech-
nungsjahr I9B0 war die Regelung im großen und ganzen nür
insofern anders, als der Bund damals nur 75 vII dor I(osten
der Kriegsfolgenfürsorge trug; dio Mehrbelastung gegenüber
den folgenden Jahren wurde von den anderen Gebietskörper-
schaften anteiknäßig getragen. FüLr die Grenzdurchgangs-,
sonstigen Durchgangs- und Wohnlager trug der Bund jedoch
bereits 1950 85 vH der I(osten. Ab 1955 wird ein Pauschal-

' verfahren eingefriLhrt.
Bei der allgemeinen offenen und geschlossenen Fürsorge

fur Ifu iegsfolgenhilfeempfänger bestoht eine Delegationsmög-
lichkeit än die krersan[ehörigen Gemeinden und -?{rnter nur
in Nordrhein-Westfalen, IIessen, NordwtiLrttemberg und Süd'
württemberg-Ilohenzollern. In llessen wird hiervon aller'
dings kaum Gebrauch gemacht. Nordrhein-Westfalen isü das
einzigo Land, in dem die kreisangehörigon Gemeinden und
ilrnter in weitem Umfang Aufgabenträger der Kriegsfolgen-
hilfe sind. Wenn in den übrigen Ländern für kreisangehörige
Gemeinden unmittelbare Ausgabon nachgewiesen werden,
dann handelt es sich vornehmlich um freiwillige und zusätz-
Iiche Ausgaben der Gemeinden. Aber wenn in diesen Ländern
auch de jure keino Delegation möglich ist, so werden doch dio
Gemeinden do facto hin-und wieder bei dor DurchfriLhrung
der Fursorgeaufgaben von den Bezirksfürsorgeverbänden
zur Mitarboit herangozogen

Zt den Kosten der Kriegsfolgenhilfe werden die Ge..rein-
den herangezogen in Schleswig-Holstein, Niedersachsen,'
Nordrhein-Westfalen, Ilessen und Rheinland-Pfalz. Die Ge'
meinden sind nicht beteiligt in Baden-Wü'rttomberg, Bayorn'und Brernen mit der Ausnahme, daß in Südwürttemberg'

, Hohenzollern die Gemeinden in der allgemeinen offenen und
geschlossenen Kriegsfolgenhilfe 7,5 vII der Gesamtkosten
für Evakuierte bei Vorliegen von Bezirkshilfsbedä'rftigkeit
zu tragen haben. In Nordrhein-W'esüfalen, Hessen und Rhein'
lanil-Pfalz erstreckt sich die Beteiligung der Gemeinden nur
auf die allgemeine offene und geschlossene Kriegsfolgenhilfe,
nicht auf andere Arten. Die Beteiligung' erstreckt sich in
allen genannten Ländern auf 7,5 vH. Dabei sind in Nieder'
sachsen, Ilessen uld Rheinland-Pfalz aber noch dio Kriegs-
beschädigten, Kriegshinterbliebenen und ihnen gleichge-
stellte Personen urrd in Rheinland-Pfalz weiterhin dio Hei-
matvertriebenen und ab 1953 auch die Sowjetzonenflücht-
linge auszunehmen, fn B,heinland-Pfalz kanrr der Anteil der
Gemeinden ganz oder zum Teil von den Bezirksfürsorgever-
bänden übernommen werden. Bis einschließlich 1962 konnte
die Beteiligung der Gemeinden bis 10 vH gehen, ab l. April
1953 boträgt sie jedoch auch 7,5 vH' Ab 1. April 1954 entfällt
eine Beteiligung der Gemeinden in Rheinland-Pfalz über-
haupt. Auch in Ilessen fäIIt ab l. April 1955 eine Beteiligung
der Gemeinden mit Ausnatr-me an den Kosten für Zugewan-
derte aus der sowjetischen Besatzungszone und der Stadt
Berlin fort.
. In Schleswig-Holstein und Niedersachsen geht die I(osten-
beteiligr-rrrg der Gemeinden jedoch viel weiter, da sie netren
der Lastentragung in der allgemeinen offenen und goschlos-
senen I(riegsfotgenhilfe mit 7,5 vII- auch noch 5,62 vH der
I(osten in Schleswig-Holstein und 3,38 vI{ der Kosten in
Niedersachsen für die außerordentlicho Alstaltsfi.irsorge für
Geisteskranke, Geistesschwache, Epileptiker, Taubstumme,
Blinde und I(rüppel und für dio Unüerbringung von verur-
teilten Personen in einer Heil- oder Pflegeanstalt oder
Trinkerheilanstalü zu übernehmen haben, In Schleswig-Hol-
stein werden die I(osten für heimatlose Ausländer in der all-
gemeinen offenen und geschlossenen Kriegsfolgerhilfe jedoch
zu 15 vI{ vom Landesfürsorgeverband übernommen; l95l
waren im übrigen die Gemeinden nur mit 5 vII beteiligt; ab
l. April 1955 trägt der Landesfürsorgrlverband jedoch für
heimatlose Ausld,nder keine Kosten mehr. In Niedersachsen
können die Bezirksfürsorgeverbände den Anteil der Gemein-
den ganz oder zum Teil übernehmen. In Niedersachden sind
darüber hinaus die Gemeinden für Minderjährige und für
Beschülung in der außerordentlichen Arstaltsfürsorge fricht
kostenpflichtig. fn allen Fällen werden die Gemeinden nur

dann zur Kostentragung herangezogen, wenn Bozirkshilfs-
bedü,rftigkeit vorliegt.'

In Schleswig-Holstoin sind die kreisangehörigen Gemein-
den jedoch in weiterem Umfang an den Lasten der Kriegs-
folgenhilfe beteiligt. Einmal haben sie 7,5 vII der Kosten fur
Zwangsbehandelte in der Geschlechtskranl<enfiirsorgo.. und
zum änderen ebenfalls 7,5 vH der Entlassungs- urtd Über-
brückungsgelder fü,r Heirnkehrer zu tragen. I95l war aller-
dings der Lastenanteil mit 5 vH geringer. Daniber hinaus sind
dio kreisangehörigen Gemeinden in Schleswig-Ilolstein auch
noch mit 7,5 vII an den Kosten der Berufsfursorge fi.ir l{riegs-
beschädigte und den Erziehungsbeihilfen gemäß §§ 26 und 27
BVG beteiligt, was jedoch ab t. April 1955 mit dor Ubernah-
me der gesamten I(osten für die soziale Fürsorge nach dem
Bundesversorgungsgesetz durch den Bund entfällt. fn kei-
nem anderen Land werden die Gemeinden in so erheblichem
Umfang zu den Kosten der Kriegsfolgenhilfe herangezogen.
Von dern auf die gemeindliche Ebene entfallenden Zuschußbe-
darf in der Ifu iegsfolgenhilfe trugen im Rechnungsj ahr I 9 5 1 dite
kreisangehörigen Gemeinden in Schleswig-Holstein 46, 6 vH.

In Baden-Württomberg werden grundsätzlich den Für-
sorgeverbänd.en alle ents--tehenden l{ostän in der Kriegs-
folgenhilfe von Bund und Land erstattet, d. h. der Bund
übernimmt, 85 vH und das Land 15 vH der Lasten' In
Baden-Wü,rttemberg zeigt sich somit ein großer Unterschied
in der Lastenverteilulg gegenuber den anderen Ländern, wo
im wesentlichen dio Fursorgeverbände für die Beträge letzt-
lich verpflichtet sind, die vom Bund nicht erstattet, werden.
Im Bereich des -ehemaligen Landes Württemberg-Baden
erstreckt sich dieso Lastenverteilung auf alle Arten der
Kriegsfolgonhilfe. fn Nordbaden und Nordwrirttemberg wer'-
den also alle Kriegsfolgenfursorgelasten zu 85 vH vom Bund

. und zu 15 vII vom Land getragen. In Südbaden liegt der-
selbo Fall vor mit der einen Ausnahme, daß der vom Bund
nicht übernornmene Anteil der Fursorgekosten fur Kriegs-
beschädigte, Kriegshinterbliebene und ihnen gleichgestellte
Personen in Höhe von 15 vII von den Bezirksfürsorgever-
bänden bei Vorliegen von Bezirkshilfsbedürft'igkeit zu tragen
ist; ab l. April 1954 wird allerdings auch dieser Anteil vom
Land getragen. Die Sonderfürsorge fur Kriegsbeschädigte
nach dem Bundesversorgungsgesetz wird aber auch hier von
Burld und Land getrag'en. In Südwrirttemberg-Hohenzollern
weicht die Regelun§ jedoch erheblich von dem Grundsatz ab,
daß das Land alle I(osten der Ikiegsfolgenhilfe erstattet.
NatiiLrlich ersetzt hier der Bund immer 85 vH der Kosten. In
der allgemeinen offenen und geschlossenen Kriegsfolgenfur-
sorge tragen die Bezirksfursorgeverbände bei Bezirkshilfs-
bedtiLrftigkeit und der Landesfürsorgeverband bei Landes-
hilfsbedürftigen die restlichen 15 vII der Kosten für Eva-
kuierte, Angehörige von Gefangenen und Vermißten und
Kriegsbeschädigte, Ikiegshinterbliebene und ihnen gleich-
gestellte Personen. Bei Evakuierten wird der Alteil der Be-
zirksfü,rsorgeverbände zur HäIfte vbn den kreisangehörigen
Gemeinden übernommen. Darüber hinaus werden in Siid-

' würütemberg-Ilohenzollern die verbleibenden I(osten der
Tuberkulosehilfe und der Geschlechtskranl<enfürsorge in
Hdhe von 15 vH nicht vom Land getragen, sondern von den
Landesfursorgeverbänden. Das ist insofern von Bedeutung,
als hier die Landesfürsorgeverbände nicht beim Laud etatt-
siert sind. Bei den übrigen Arten der lGiegsfolgenhilfe ist
jedoch auch in Württerhberg-Hohenzollern das Land kosten-
pflichtig. Durch dieso rechtliche B,egelung findet in Baden-
Wrirttemberg ein'bedeutender Zuweisungsverkehr vom Land
an die Fürsorgeverbände statt. Zt beachten ist jedoch, daß
'in Nord- und Südbaden die Landesfürsorgeverbände im
Landeshaushalt etatisiert sind.

In Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz sind die
kreisangehörigen Gemeinden im R,ahmen der Kriegsfolgen-
hilfe nicht an den I{osten der BewahrungsfäIle gemäß § 42b
und c SüGB und an der außerordentlichen Anstaltsfürsorge
beteiligt, wie das bei der allgemeinen Fürsorge der Fall ist.
Während in Südbaden bei der allgemeinen Fursorge die
Landesfürsorgeverbände für Zwangsbehandelte in der Ge-
schlechtskrankonfiirsorge zuständig sind, liegt im Rahmen
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der Kriegsfolgenhilfe dio Zuständigkeit bei den Bezirksfur-
sorgeverbänden. Ab I. April 1955 entfdllt in l{essen die Be-
teiligung der Bezirksfürsorgeverbände an den Kosten der
außerordentlichen Anstaltsfürsorge und den Bewahrungs-
fällen gemäß § 42b und c StGB in der Kriegsfolgenhilfe.

Von den erörüerten Tatbeständen abgesehen ist dio vor-
Iäufige und endgüIüigo I(ostenpflicht unter Berücksichtigung
des Bundesanteils von 85 qH verhältnismäßig bei der all-
gemeinen offenen und geschlossenen Kriegsfolgenhilfe, der
oußerordentlichen Alstaltsfürsorge, den Bewahrungsfallen
gemäß § 42b und c §trafgesetzbuch, der Tuberkulosehilfe
und der GeschlechtskrankenJürsorge an Kriegsfolgenhilfe-
empfd,nger anteilrnäßig so geregelt wie bei der allgemeinen
Fü,rsorge. Zu erwähnen bleibt noch, daß in Bayern das Land
don Landesfürsorgeverbänden für die Geschlechtskranken-
fürsorge an I(riegsfolgenhilfeempfänger keine Kosten er-
stattet wie bei der allgemeinen Fursorge.

Nobon diesen Arten der Kriegsfolgenhilfe, die auch im
Boreich dei allgemeinen Frirsorge existent sind, gibt es n6ch
eine Reihe von Fursorgemaßnahmen, die nur innerhalb der
Ikiegsfolgenhilfe,.aber nicht innerhalb der allgemeinen Ftir-
sorge vorkommen können,

Die Entlassungs- und Überbruckungsgelder fur heirnge-
kehrto Kriegsgefangeno nach dom Heimkehrergesetz werden
in Bayern von den Arbeitsämtern ausgezahlt, während in den
anderen Ländern die Bezirksfti'rsorgeverbände für die Auf-
gabenerfüllung zuständig sind. Dio Kosten werden auch hier
zu 85 vll vom Bund erstattet. Den Restanteil von 15 vH
tragen in Nordrhein-Westfalen, Rheinland.-Pfalz und Bremeu
die Bezirksfursorgoverbände, in Schleswig-Ilolstein die Be-
zirksfürsorgeverbände und die kreisangehörigen Gemeinden

. 
je zur Hälfte und in den übrigen Ländern der Staat.

Die Erholungsfürsorge fur Heimkehrer wird entweder von
den Fürsorgeverbänden oder den Hauptfürsorgestellen durch-
geführt..Soweit dio Länder oder die Gemeindon (Gemeinde-
verbände) übei den Rahmen des Heimkehrergesetzes hinaus
noch zusätzliche Hilfsmaßna,hmen gewähren, sind diese Ko-
sten mit dem Bund nicht verrechnungsfähig. Die gewährenden
Gobietskörperschaften tragen dann selbst zu 100 vI{ die
Lasten. Diese FäIle häuften sich vor allem bei der Ent-
lassungsaktion aus sowjetischen Kriögsgefangenenlagern im
zweiten l{albjahr des Kalenderjahres 1953.

Zur wirksainen DurchfiiLhrung der Sonderfürsorge fur
Kriegsbeschädigte sind in den Ländern l{auptfürsorgestellen
gegründet worden, die'mit den Fürsorgestellen bei den kreis-
freien Städten und Landkreisen zusamrrrenarbeiten. Diese
Ifauptfürsorgestellen sind in den Ländern Nordrhein-West'
falen, Ilessen und in den Landesbezirken Nordwürttemberg
und l{ohenzollern bei den Landesfürsorgeverbänden und
darnit bei den I(ommunalverbänden etatisiert,l). In Schles-
wig-Holstein, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz und Nord'
und Südbaden ist das Land gleichzeitig Landesftirsorgever-
band, womit auch die Hauptfrirsorgestelle im Landeshaus-
halt veranschlagt ist. Für Südwürttemberg ist die Haupt-
fürsorgestelle beim Arbeitsministerium Baden-Württemberg
zuständig, die auch die Bezirke Nord- und Südbaden bet'reut,,
während für Nordwrirttemberg und llohenzollern bei den
Landeskommunalverbänden sdlbständigo Hauptfürsorge-
stellen bestehen, In Bayern ist die Hauptfürsorgestelle nicht
in den Haushalten veranschlagt,, wo sich auch die Landesfür-
sorgeverbände mit ihren Ansätzen niederschlagen. Für den
I(omplex der Sonderfürsorge für Kriegsbeschädigte ist der
Bayerische Staat Landesfürsorgeverband, während sonst die
Bezirksverbände Landesfürsorgeverband sind. Die Haupt:
fürsorgestelle .ist also in Bayern im Landeshaushalt etati-
siert 2). Die Hauptfürsorgestelle unterhält bei den Regierungs-
bezirken Zweigstellen.

Die soziale Frirsorge für Kriegsbliade, Ilirnverletzte, Ohn'
händer und sonstige Empfänger einer Pflegezulage wird von
- ,) fo N-oaa.n"in-Westfalen und Ee8sen mit Wirkung tler Verwaltungsaufbau-
änderungen, vorher teilweise im Landeshaushalt veranschlagt. '

') Verbrdnung liber die Duchführung der sozialen Fü|rsorge, Arbeits' und
llerufsförderung der Krieg8treschädigten und Kriegshinterbliebenen v.1l-?.7952
( GVBL S.227).

den Haupüfürsorgestellen durchgefuhrü. Dabei können sich
die Hauptfürsorgestellen bei der DurchfüLhrung der Bezirks-
fiirsorgeverbände bedienen. Die I(osten dieser sozialen Für-
sorge werden zu 85 vll vom Bund und zü 15 vII vom Lantl-
getragen, Durch die Neuregehmg in Nordrhein-Westfalen
und Ilessen sind im Jahre 1953 die Landesfürsoigeverbände
zu Kommunalverbänden geworden, so daß auch diese den
Kostenanteil von 15 vII zu tragen haben.

Im allgemeinen ist die vorläufige und endgültige Kosterr-
pflichü bei der Berufsfursorge für Kriegsbeschädigte nach'
§ 26 BVG und lei den Erziehungsbeihilfen nach § 27 ByG
genau so geregelt wie bei der sozialen tr'ürsorge fär I(riegs-
blinde, I{irnverletzte, Ohnhänder und sonstige Empfänger
einer Pflegezulage (siehe oben). Die Aufgabenträgerschaft
ändert sich nur in Niedersachsen, wo anstatt der Bezirks-
fursorgeverbände die Haupüfürsorgestelle pflichtig ist. Bei
der Lastontragung ergibt, sich in llessen die Anderung, daß
für die Erziehungsbeihilfen nicht die Hauptfürsorgestelle,
sondern das Land zu 15 vII pflichtig ist. Eine große Aus-
nahme von dem Grundsatz, daß die Lasten für.die Sonder-
fr-irsorgo fur I{riegsbeschädigte vom Land oder den Landes-
fursorgeverbänden zu tragen sind, macht Schleswig-Holstein
hinsichtlich der Berufsfürsorge für Kriegsbeschädigte. Hier
haben nämlich die'Bezirksfürsorgeverbände den Anteil von
15 vI{ zu ubernehmen, der ihnen zur HäIfto von den kreis-
angehörigen Gemeinden erstattet wird,

Die Darlehen und Beihilfen an I(riegsbeschadigte, die aus
der Ausgleichsabgabes) von den Hauptfürsorgestellen ge-
währt werden, können sich'insgesamt'nur bis zur IIöhe der
aufkon:rmenden Einnahmen belaufen. Eine Beteiligung an-
derer Gebieüskörperschaften findet nichü statt, auch keine
I(ostenbeteiligung des Bundes.

Die Aufwendungen ftir die Entschädigung und die Ersatz-
leistungen an Borechtigte, die zur Notleistung für Flücht-
linge herangezogen werden, werden zu 85 vH voin Bund rrncl
zu 15 vII vom Land getragena).

Aufgabenträger für die Krankenversicherung fur Emp-
fd,nger von Unterhaltshilfe gemäß § 276 LAG sind dio Be-
zirksfürsorgeverbände, Die Lasten übernehmen zu 63,75 vH
ddr Bund, zu. 25 vH der Lastenausgleichsfonds und zrr
1I,25 vH die Bezirksfürsorgeverbände. Hier handelt es sich
um die einzigo Art der Kriegsfolgenhilfe, wo der Bund in den
R,echnungsjahren 1951 bis 1954 v'eniger als 85 vH der ge-
samten entstehenden Kosten trägt. fn Baden-Württemberg
wird der Anteil der Bezirksfürsorgeverbände vom Lancl
getragen.

Die rechtlichen Bestimrnungen über die Aufgaben- und
Lastenverteilung mußten deshalb hier im einzelnen erörtert
werden, weil ohne ihre I(enntnis die im folgenden dargestell-
ten finanzstatistischen Werte nicht, ursächlich begründet
werden können. Zt einer Darstellung des Finanzausgleichs
gehören die rechtlichen Grundlagen und die Zahlenangaben
riber die Aufgaben- und Lastenverteilung.

4. Der Umfang iler Kriegsfolgenhilfe
Zur statistischen Erfassung der Leistungen aus der'

Kriegsfolgenhilfe ist zu bemerken, daß sie bis in die kleinste
Gemeinde hinein gesondert erhoben werden. Dagegen wer'-
den die Einrichtungen nur bei den Gemeindenund Gemeinde-
verbänden mit 10000 und mehr Einwohnern (ohne Amter)
eigens erfaßt. Das verwischt das Bild aber insofern nicht
sehr, als,bei den kleineren Gemeinden und Amtern nur
wenige Einrichtungen bestehen und somit keine größeren
und entscheidenden Beträge vernachlässigt werden. Diese
Betrtige sind aber in den Tabellen im Anhang A in der
Spalte,,Zusammen" enthalten.

Während im Rechnungsjahr 1949 für dre Summe der Ge-
bietskörperschaften' die Leistungen firr clie Kriegsfolgenhilfe
und deren Einrichtungen (unmittelbare Ausgaben) noch
f Mrd. DM betrugen, sanken sie 1950 um fast 30 vH arrf
771,8 Mill. DM und l95l nochmals um mehr als 15 vII arrf
661,4 Mill, DM. Der Rückgang ist auch bei den Eigenarrs-

ll.t*.rtu..hädigtengesetz, a. a. o., § Lr) tr'lüchtlings-Notleistungsgesetz, a. o. O., § 38.
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26. Urrmittelbaro Ausgaben der Kriegsfolgenhilfe und Ein
richtungen der 

f$eesfolsenhilfe

gabän festzustellen. Es zeigt sich hier deutlich, daß die
Hilfsbedürftigkeit von Kriegsfolgenhilfeempfängern ganz be -
deutend zurückgegangen ist. Das haü seinen wesentlichen
Grund vor allem in der verstärküen Wirksamkeit der Sofort-
hilfo. Unter Berücksichtigung, daß West-Berlin erst ab 1952
in die Finanzstatistik einbezogen wurde, sanken die Ausgaben
im Rechnungsjahr 1952 gegenüber 1951 nochmals um 6,2 vH.
Mit dem Rechnungsjahr 1953 ist nunmehr eine starke Stei:
gerung der Ausgaben fostzustellen. Dio unrnittelbaren Aus-
gaben der Kriegsfolgenhilfe und deren Einrichtungen er-
höhten sich gegenüber 1952 uin 37,0 vH auf 942,9 MiIl. DM.
Der Gesamtbetrag vom Jahre 1949 wurde jedoch nicht er-
reicht.

27. Unmittelbare Ausgaben getrennt nach l(iiegsfolgenhilfe
und Einrichtungen der Ikiegsfolgenhilfe

- Mil. DII -

Gebietskorperschaft
Kriegsfolgenhilfe Einrichtugen

iler Kriegsfolgenhilfe
L952 1953 L952 1953

Bund . ..'.
Länder..
Eansestädte u. .West-Berlin

0,0
70,6

430,1Gemeinden (Gv,

Insgesamt 579,0

0,3
113,8

86,3
503,8

-31,2
32,9r)
41,7 .

6,3
106,6

74,O
51,8

704,2 109,4 238,7

r) West-Berlin einschließlich Umsiedlung und Äuswanderung (nicht au8-gliederbar).

Die bedeutende Erhöhung der Ausgaben von lg52 auf
1953 hat vsrschiedene I]rsachen. Einmal waron Mehraus-
gaben durch Erhöhung der Fürsorgerichtsätzo bedingt. Zum
anderen wurden im Rechnungsjahr lg53 in großem Umfang
Erziehungsbeihilfen gämäß § Zf gVC gewäh"rt. Des weiteren
erreichte der Zusürom von Sowjetzonenflüchtlingeh iri das
Bundesgebiet und nach West-Berlin irn Jahre lg53-ein r:n-
gewöhnliches Ausmaß. Nicht zuletzt erforderteir auch die
Maßnahmen für dio lleimkohrer, die Ende lg53 aus sowjeüi-
scher l(riegsgefangenschaft entlassen wurden, erhebliche
Aufwendungen im Rahmen der Kriegsfolgenhilfo und deren
Einrichtungen.

Die Ausgaben für die Einrichtungen sind von lg52 auf
1953 ganz bedeutend stärker gestiegen als die Leistungen
aus der IGiegsfolgenhilfe. Gerade in den Lagern fällt der
Hauptteil der Aufwendungen für die Zugewanderteri aus der
sowjetischen Besatzungszone und der Stadt Berlin sowie für
die Heimkehrer an, Besonders bei den Ländern und in West-
Berlin erhöhten sich diese Aufwendungen. Während irn
Rechnungsjahr 1952 insgesamt 15,9 vH der Gesamtausgaben
auf die Einrichtungen entfielen, 'waren es irn Rechnungsjahr
1953 insgesamt 25,3 v}J. Immerhin belaufen sich hoch im
Rechnungsjahr 1953 die Ausgaben für die Kriegsfolgenhilfe
zu den Ausgaben für die Einrichtungen wie eüwa'4:1. Bei
den Einrichtungen handelt es sich überwiegend um- die
Grenzdurchgangs-, sonstigeh Durchgangs- und Wohnlager,
die in der Verwaltung der Länder stehen.

Die Höhe der Ausgaben für die Kriegsfolgenlilfe und
deren Einrichtungen steht mit denen fur die ällgemeine
Fürsorge und deren Einrichtu4gen fast gleich. 1953 betrugen
die unmittelbaren Ausgaben für die Kriegsfolgenhilfe und
die Einrichtungen der Iftiegsfolgenhilfe pro l(opf der Be-
völkerung für die Summe der Gebieüskörperschaften f 8,41 DM
gegenüber 14,23 DM im Jahre 1951 (ohne West-Berlin). Das
sind recht orhebliche Beüräge, die den Umfang und dio Be-

deutung dei Kriegsfolgenhilfe erkennen lassen, 1963 wurden
fü,r die Leistungen der Kriegsfolgenhilfe pro I{opf der Be-
völkerung 13,75 DM und für die Einrichtungen der Kriegs-
folgenhilfe 4,66 DM vorausgabt.

Ein bedeutender Teil der Ausgaben kann aus Einnahmen
gedockt werden, die unmittelbar bei der Kriogsfolgenhilfe
und deren Einrichtungen anfallen. So wurden 1953 insge-
samt 192,4 MiIl, DM spezielle Deckungsmittol nachgewiesen,
so daß sich der Zuschußbedarf auf 740,3 MiU. DM belief.
Immerhin mußten noch 79,4 vH der gesamten Ausgaben aus
allgemeinen Deckungsmitteln (also vornehmlich Steuern)
bestritten werden. Der relativ größte Teil der speziellen
Deckungsmittel, die vor allem aus Rückersätzen besiehen,
entfällt auf die Einrichtungen der Kriegsfolgenhilfe.

Gegenüber den unmiütelbaren Ausgaben in lloho von
942,9 MiIl. DM im Rechnringsjahr 1953 betrugen die Brutto-
ausgaben für die Ifuiegsfolgenhilfe und deren Einrichtungen
159I,7 Mill. DM. Somit ontfielen mit 648,8 MiIl. DM 40,8 vH
der Bruttoausgaben auf Zuwoisungon an Gebietskörper-
schaften. Diese Zahl zeigt deutlich den Umfang des Verrech-
nungsvorkehrs zwischen den Gebietskörperschaften. Auf
wenigen Gebieten der öffentlichen Verwaltung ergibt sich
ein solcher umfangreicher und vielgestaltigor Finanzverkehr
zwischen don Gebietskörperschaften wio bei der I(riegsfolgen-
hilfe, Die Zuweisungseinnahmen sind seit 1950 gegenüber
den Zuweisungsausgaben infolge zeitlicher Verrechmrngs-'
differenzen etqras geringer. Die Verbuchung der Zuwei-
sungseinnahmen erfolgt im Durchschnitt also etwas spätor
als die Nachweisung der kolrespondiorehden Zuweisüngs-
ausgaben. Gegenüber den Vorjahren ist die Verrechmrngs-
differenz im Jahro 1953 jedoch geringer geworden. Relativ
gesehen ist der Zuwoisungsverkehr bei der Kriegsfolgenhilfe
in otwa gleich demjenigon bei den Einrichtungen der Kriegs-
folgenhilfe. Absolut gesehen liegen die Einrichtungon jedoch
bedeutend geringer. Im Rechnungsjahr 1953 betrugen'die
Bruttoausgaben füLr die Ikiegsfolgenhilfe 1185,2 MilI. DM
und fur die Einrichtungen der Ikiegsfolgenhilfe 406,4 Mill.
DM.

Frir die Gemeinden und Gemeindeverbände botrugen im
R,echnungsjahr 1953 dio Zuweisungsausgaben 26,9 Mill. DM;
demgegenüber beliefen sich aber ihre Einnahmen aus Zu-
weisungen auf 403,3 MiIl, DM. Es findet also durch den Ver-
rechmrngsvorkehr oine ganz bedeutendo Finanzverlagerung
zu Lasten des staatlichen Bereiches statt. Von den gesamten
Bruttoausgaben der Gomeinden (Gemeindeverbände)' in
IIöhe von 582,6 Mill. DM enffielen lediglich 52,6 Mill. DM
auf die Einrichtungen der I(riegsfolgenhilfe. Den Einrich-
tungen kommt riberhaupt'im staatlichen Bereich gegenüber
der I(riegsfolgenhilfe relativ gesehen ein stärkeres Gewicht
zu als bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden).

28. Ausgaben der Kriegsfolgenhilfe und Einrichtungen der
Ifuiegsfolgenhilfe nach Gebietskörperschaften im R echnungs-

jahr 1953

Übersicht 28 zeigt,, daß das Schwergewicht der Aufgaben-
, erfüIlung bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden
.(58,9 vH der gesamten unmittelbaren Ausgaben) und das der
Lastentragung beim Bund liegt, von ddr Lastentragung im
Rechnungsjahr 1949 abgesehen, wo der Bund an der Kriegs-
folgenhilfe noch nicht beteiligt war. Bei den Ländern sind
die Unterschiede zwischen Aufgaben- und Lastenbeteiligung
nicht so bedoutond. Das läßt aber nicht auf einen gering-

1949 1950 1961 1952

5,0
254,4

21,7

zia,s

176,2
84,8
22,7

48ä,6

60,4
96,4
24,2

zö,s4

101,8

7?,4
4?1,8

Bund..........
Lander.........
Eansestädte....
Wesü-Berlin....
Gemeinden ( Gv.)

r 000,0 7?1,8 |- 651,4

Gebietskörperschaft

Iusgesämt 688,4 s42,9

1963

6,5
220,4

28,9
131,4
565,7

A
Mill.DlIl vII

Utrmittelbare Eigenausgaben

6,5
220,4

160,3
38,6

169,2
259,0

88,9

0,7
23,4

17,0
4,1

17,9
27,5

9,4

63,1
12,6

5,0
2,0
5,6
8,8

2,926,8

589,0
117,3

47,7
18,5
51,9
82,0

Gebietskörperschaft

Bund ..
Länder .
Eansestädte und

West-Berlin . . .

Bezirksverbände ..
Kreisfreie Städte. .
Landkreise.......
Kreisangeh. Gem.

und Amter '.-
Insge8amt......: 942,9 100 952,7 100 740,8

Zü-schußbedarf

589,0
70,3

31,2
ö'O

15,8
2L,t

9,5

vII

0,5
2,1
2,9

tL,2

1,

vE

100

79,6
9,5
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fügigen Finanzausgleich schließen, da sich die'Differenzen
bei der Zusam-enfassulg der Länder saldieren. Die größten
Differenzen zeigen sich beim Bund und den Gemeinden
( Gemeindeverbänden),

Der Bund ist 1953 mit 85 vII an den Lasten der l(riegs-
folgenhilfo, von geringen Ausnahmen abgesehen, beteiligt.
Dieso Lastenbeteiligung spiegelt sich aber nicht in den Eigen-
ausgaben von Übersicht 28 wieder, hier trägt der Bund viel-
mehr 63,1vII der gesamten Eigenausgaben aller Gebiets-
körperschaften. Diese Erscheinung hängt vorwiegend miü der
statistischen Verbuchung der Rückersätze zusammen, nach
der die Eigenausgaben die Lastenverteilung entsprechend
der gesetzlichen Regelung nur insoweit darstellen können, als
sie bei den lastenbeteiligten, aber nicht aufgabenerfüllenden
Gebietskörperschaften zu niedrig erscheinen; das isü hier der
Bund, Der Anteil .verschiebt sich zudem durch freiwillige,
nicht mit dem Bund verrechnurgsfähige Leistungen.

Bei den unmittelbaren Ausgaben der Länder handelt es
sich im wesentlichen um die Leistungen der Landesfürsorge-
verbände, um die Grenzdurchgangs- und Wohnlager und um
außerorderitliche Beihilfen. Durch den Zuweisungsverkehr
werden die Länder entlastet. Bei den llansestädten'und
West-Berlin als Zusammenfassung von staatlichor und ge-
meindlicher Ebene müssen die unmittelbarenAusgaben we-
gen des Bundesanteils höher sein als die Eigenausgaben. Die
Zatrlen bei den Bezirksverbänden stellen die Leistungen und
Lasten der Landesfürsorgeverbände dar, soweiü sie nicht in
den Staatshaushalten etatisiert sind. Die kreisfreien Städte
und Landkreiso zeigen die Aufwendungen der Bezirksfür-
sorgeverbände, deren Eigenausgaben gegenüber den un-
mittelbaren Ausgaben ganz bedeutend absinl<en. Bei den
kreisangehörigen Gemeinden und Amtern zeigt sich, daß sio
durch die Delegation von Frirsorgeaufgaben in weit, stär-
kerem I\[a,ße in Alspruch genommen werden, als sie die
Bezirksfursorgeverbände zur Kostenüragung heranziehen.
In den Beträgen können aber auch noch freiwillige Lei-
stungen enthalten sein, dio.nicht mit, dem Bund verrech-
nungsfähig sind und die über den Rahmen der RFV und der
Reichsgmndsätze über Voraussetzung, Art und Maß der

öffentlichen Fürsorge hinausgehen. Die Anteilo der einzelnen
Gebietskörperschaften haben sich in don einzelnen Jahren
nur in geringem Ifmfang verschoben.

Während im Rechnungsjahr 1953 die Gemeinden (Ge-
meindeverbände) zu 58,9 vH an den gesamten unmittel-
baren Ausgaben beteiligt waren, Iag der Anteil an den Eigen-
ausgaben nur noch bei 19,3 vII und am Zuschußbedarf nur
noch bei 6,8 vH, Die Gemeinden (Gemeindeverbände) haben
also nur in geringem Umfang allgemeine Deckungsmittel
heranzuziehen, Entgegengesetzü liegen die Dingel beim
Bund, der 79,6 vH des Zuschußbedarfes zu tragen hat. Beim
Bund fallen nämlich fast gar keine -speziollen Deckungs-
mittöI an. Bei allen Arten der Gebietskörperschaften außer
beim Bund sind die Anteile an den Eigenausgaben niedriger
als an den unmittelbaren Ausgaben und die Anteile atn Zt-
schußbedarf wiederum niedriger als an den Eigenausgaben.
Hier wird die Finanzverlagerung von oben nach unten be-
sonders deutlich. DieBeteiligung der Gemeinden und Gemein-
deverbände an den Kosten ist bei der Ifuiegsfolgenhilfe be-
deutend geringer als bei der allgemeinen Fürsorge. Innerhalb
des kommulalen Bereichs werden dio kreisangehörigen Ge-
meinden undAmter nicht so stark vondenBezirksfürsorge-
verbänden herangezogen wie bei cler allgeme-inen Fürsorge.

5. Die Ausgaben in ilen oinzelnen Länilern
'S"hon bei der allgemeinen Fürsorge konnte eine sehr viel-

gestaltige Beteiligung und Belastung der einzelnen Gebiets-
körperschaften fest'gestellt werdön. Grundsätzlich liegt bei
der Kriegsfolgenhilfe dasselbe Bild vor, doch wird es durch
die Einschaltung des Bundes und durch zttsätzliche Fürsorge'
arten noch vielgestaltiger. Bei einer Fürsorgeart kann der
Verrechnungsverkehr fünf Gebietskörperschaften berühren,
nämlich Gerrieinde, Bezirksfürsorgeverband, Landesfürsorge-
verband, Land und Bund. Allein diese Tatsache zeigt schon
den ganzen Umfang und die ganze I(ompliziertheit des
Finanzverkehrs bei der I(riegsfolgenhilfe. Diesen Zuweisungs-
verkehr für sich darzustellen, erscheint aber wenig sinnvoll,
da er für sich allein nicht aussagekräftig ist,. Er erscheint als

29. Unmittelbaro Ausgabon und Eigonausgaben der Kriegsfolgenhilfe und Einrichtungen der Ikiegsfolgenhilfe nach
Gebiotskörperschaften

Gebietskörperschaft

Schleswig-Eolstein land ....,
Gem. (Gv.)
Zusammen
land ....,
Gem. (Gv.)
Zusammen

Nieder8achsen

Noralrh€in-we8tfa,len Land .....
Gem. (Gv.)
Zusammen

Eessen Land .....
Gem. (Gv.)

- Zusammen

Rheinlend-Pfalz Land .....
Gem. (Gv.)
Zusammen

Baden-Württemberg Land ...,.
Gem. (Gv.)
Zusammen

Bayern land .....
Gem. (Gv.)
Zusammen , 100

Zusammen länder ...
Gem. (Gv.)
Zus&mmen

Ilamburg
Srenen , . .
West-Berlin
Bund .....
Insgesamt

1) Darunter auch (nicht eusgliederbar): Umsiedlung uud Aurm,Dderung.
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30,4
69,6

100

20,8
79,2

100

58,6
41,4

100

92,7
100
'20,4
79,6

100

!15,0
56,0

100

28,1
11,9

100

16,4
25,6

8,1
30,7
38,7

B7,7
4?,4

114,6

1,6
r9,8
27,4

1,6
6,9
?,1

10,8
20,5
37,4

15,1

31,0
69,0

100

18,6
81,4

100

43,1
56,3

100

12,1
87,9

100

10,0
23,r

6,5
28,2
34,7

34,3
44,L
78,4

2,4
t7,3
ts,7

0,8
4,9
6,7

11,8
19,1
30,?

13,5
42,8
66,1

23,6
76,4

100

20,2
79,8

100

38,2
61,8

100

10,E
89,2

100

19,1
80,9

100

35,8
64,2

100

100

!2,6
40,4
62,5

90,1
1L2,9

93,5
151,0
244,6

6,8
56,0
62,8

4,8
78,4

47,7
85,7

133,5

s2,8

25,4
14,6

100

17,6
82,4

100

32,6
67,4

100

2,4
97,6

100

5,0
95,0

100

3,6
96,5

100

92,3
100

tR,2
38,8
62,0

18,4
86,3

LO4,?

56,8
tt?,3
774,2

1,1
43,8
44,9

0,8
15,1
16,9

2,6
71,0
73,0

8,8
105,6
114,3

14,5
85,5

100

3E,3
61,1

100

24,1
7 5,9

117,3
L?5,3
296,0

l3,z
3,2

R0,7

39,6
60.4

100

-

ts52
vEvIl vE

Unmittelbare Ausgaben
1953

M|II.DMvE
tg52

I!IiU. DM
1953

Mill. Dl\IMiU. DM

/o,o
172,L
218,6

7,5
3,0

13,8
488,6

a0,8
69,2

100

I )

28,4
71,6

100

101,8
477,4
575,6

18,7
8,0

7?,4

17,6
82,4

100

220,4
666,7
776,t

20,4
8,6

131,4
6,5

?61,5 ssz,7688,4 s42,9



Vorbindung zwischen den unmittelbaren Ausgaben und ddn
Eigenausgaben in Übersicht 29. Aus dieser Übersicht-geht
durch vergleichende Analyse der dargestellten Ausgabearten
der vertikale Finanzausgleich zwischen Land und Gemeinderr
(Gemeindeverbänden) hervor. Nicht ersichtlich ist in Über-
sicht 29 jedoch der interkommunale Zahlungsverkehr.

Das Land ist bei der Ikiegsfolgenhilfe einschließlich Ein-
richtungen gegenuber den Gemeinden (Gem'eindeverbänden)
im Rechnungsjahr 1953 am stärksten an der Aufgabenerfül-
lung beteiligt in Nordrhein-Westfalen (38,2 vH), auch 1952
liegt das Land Nordrhein-Westfalen gegenäber den anderen
Ländern weit an der Spitze. Den nächst höchsten Anteil an
den unmittelbaren Ausgaben hat das Land Baden-Württem-
berg (siehe Ubersicht 29). Auf der anderen Seite sind die
Gemeinden (Gemeindeverbände) relativ am ltärksten mit der
Durchführung der Ikiegsfolgenhilfe betraut in llessen und
Rheinland-Pfalz. Das ist um so bemerkenswerter, als in diesen
Ländern die Landesfürsorgeverbände außer Wiesdaden,
I(assel und Pfalz irn Landeshaushalt erscheinen, I]nter
Berucksichtigung, daß in Bayern die Landesfürsor§everbände
bei den Bezirksfursorgoverbänden etatisiert sind, erscheint
der Aufgabenanteil des Landes recht hoch. Das liegt vor
allem daran,.daß in Bayern das Land hinsictitlich der sozialen
Fursorge für Ilriegsbeschädigte gemäß §§ 25-27 BVG
Landesfürsorgeverband ist,.

Bei der Zusammenfassung der Gebietskörperschaften war
dio staatliche Ebene (Bund, Länder, Hansestädte, West-
Berlin) gegenüber der gemeindlichen Ebene 1953 mit, 41,1 vH
an der Aufgabenerfulltrng beteiligb. Lg52 war der Anteil mit
30,6 vH wesentlich.geringer, Imrnerhin ieigt sich, daß das
Schwergewicht der unmittelbaren Ausgaben boi den Ge-
meinden (Gemeindeverbänden) liegt. Doch bei der Lasten-
tragung ändert sich das Bild (siehe Übersicht 29). 19,2 vH der
Eigenausgaben entfielen 1953 auf die gemeindliche Ebene.

Der relative Anteil der Gerneinden (Gemeindeverbände)
ist sowohl an den gesamten Eigenausgaberi als auch an den
unmittelbaren Ausgaben won 1952 auf 1953 gefallen,

l95l hat das Land Schleswig-I{olstein gegenüber den
Gemeinden (Gemeindeverbänden) mit, 68,7 vII den höchsten
Alteil an den Eigenausfiaben in allon Ländernl, während es
1950 sogar einen Minusbetrag aufweist. Diese an sich zunächsü
überraschende Tatsache ist im wesentlichen darauf zurück-
zufuhren, daß das Land 1950 den Anteil der Gemeinden
(Gomeindeverbände) für das laufende Rechnungsjahr nach
dem damals geltenden Verrechnungssystem vereinnahmte
und diese Gelder erst l95l als rückständige Interessenquote
an den Bund weiterleitete. Hior liegt, also ein typischer Fall
von zeitlicher Überschneidung vor. Der 1950 an das Land
überwiesene Anteil der Kreise und Gemeinden an der IGiegs-
folgenhilfe betrug 4,7 Mill. DM. l95f veieinnahmte das Land
als nickständigen Betrag noch einmal 2,8'Mill. DM. Erst Ig51
wurde die noch zu zahlende Interessenquote für Kriegsfolgen-
hilfo für 1950 in IIöhe von 10,6 Mill. DM überwiesen.

Yon den Ländern hat das Land Nordrhein-tr!-estfalen lg53
mit 58,6 vII den höchsten Anteil an den..Eigonausgaben wie
schon bei den unmittelbaren Ausgaben; lg52 liegt der Anteil
um einiges niedriger. Dieser hohe Anteil 'von Nordrhein-
Westfalen basiert vor allem auf den Leistungeh, die das Land
über den Rahmen iler mit dem Bund verr"echnungsfähigen
I{riegsfolgenhilfe hinaus auf Grund seiner Finanzkraft an
I{riegsfolgenhilfeempfänger gewährt, Es handelt sich hier ins-
besondero um außerordentliche Beihilfen und Kohlenspenden.

Neben Nordrhein-Westfalen isü auch dari Land Baden-
Württemberg relativ stark an den Lasten der Kriegsfolgen-
hilfe beteiligt. Weiter folgt für '1953 Schleswig-Holstein.
Ilessen und Rheinland-Pfalz haben 1963 den geringstenAnteil
an den Eigenausgaben gegenüber den Gdmeinden (Gemeinde-
verbänden).

Von Ilessen und Schleswig-Holstein abgesehen war der
Anteil der Länder an den Eigenausgaben irn Rechnungsjahr
1953 höher als 1952. In Baden-Würtüemberg werden den
Gemeinden ( Gemeindeverbänden) in allen Röchnungsjahren
die l(osten, die nicht vom Bund übernommen werden, vom

Land erstattet, abgesehen von der Fürsorge ftir I(riegs-
beschädigte, Kriegshinterbliebene und ihnen gleichgestellte
Personen - jedoch nicht die soziale Fürsorge für Kriegs-
beschädigte gemäß §§ 25-27 BVG'- in den Bezirken
Sudbaden und Südwürttem-berg-Ilohenzollern und abgesehen
von der Fürsorgo für Evakuierte und Angehörige von Ge-
fangenen und Vermißten in Südwürttemberg-Ilohenzollern.
Auf diese Tatsache sind die relativ hohen Quoten fur das
Land Baden-Württemberg an deh Eigenausgaben zurück-
zuführen. Besonders stark st'iegen die Anteile der Länder von
1952 auf 1953 in Nordrhein-West'falen unrl Baden-Württem-

. berg (siehe Übersicht 29).
Im allgemeinen ist, der Anteil an den unmittelbaren Aus-

gaben immer geringer als der Anteil an den Eigenausgaben,
von I{essen im Jahre 1953 abgesehen, Zwar gibt es auch
Zahhrngen der Gemeinden (Gemeindeverbände) an das Land,
doch überwiegt ganz erheblich der Zuweisungsverkehr in
umgekehrter Richt'ung. Besonders groß sind die Differenzen -
bei den Anteilen hinsichtlich unmittelbarer Ausgaben und
Eigenausgaben in Nordrhein-Westfalen und Baden-Württem-
berg. Aus dem Vergleich dieser Relation geht die Bedeutung
des Verrechnungsverkehrs bei der I(riegsfolgenhilfe hervor
(siehe neben Ubersicht 29 auch Tabelle 6, Anhang A).

Aus denAusftihrungen können folgende Schlußfolgerungen
gezogelf w€rden: Das Land'ist sowohl bei der Aufgaben-
erfullung als auch bei der Lastenürägerschaft besonders stark
beteiligt in Nordrhein-Westfalen. Es folgt Baden-Württem-
berg. Daneben ist, an den Lasten relativ stark beteiligt das
Land Bayern, während die Länder Ilessen und Rheinland-
Pfalz geg:enüber den Gemeinäen (Gemeindeverbdnden) nur
relativ wenig I(osten der I{riegsfolgenhilfe und deren Ein-
richtungen tragen.

Während bei den Eigenausgaben die Lastenbeteiligung der
einzelnen Gebietskörperschaften unter dem Gesichtspunkt,
der gesamten Ausgaben bei Ausschaltung der Zuweisungen
als Doppelzählungen gesehen wird, stellt, der Zuschußbedarf
jene Lasten dar, die noch verbleiben, wenn die Einnahmen,
die durch die Aufgabe selbst'entstehen, berricksichtigtwerden.
Der Zuschußbedarf beantwortet' also die Frage, welchen Teil
der Ausgaben die Gebietskörperschaftenausihrenallgemeinen
Deckungsmitteln bestreiten mussen.

30. Zuschußbedarf der I(riegsfolgenhilfe und Einrichtungen
der IGiegsfolgenhilfe im Rechnungsjahr 1953

1953 entfielen von dem Gesamtzusch'ußbedarf in. der
Kriegsfolgenhilfe und deren Einrichtüngen 93,3 vH auf dio
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Kr-iegsfolgenhilfe

1 000 DM vI{ l OOO DTI

44847
42697
87 044

5473
1 313

11 098
418 087

50,9
19,1

100

25 943
7 123

33 066

2 613
203

10 519
170892

523 015 217 295

25?
691
948

1 938
932

2 870

78297
2872

2r169
826
410

1 236

107
726
235

4 436
746

5 182

82
1347
L429

27,1
7 2,9

100

67,5
32,5

100

86,1
13,6

100

66,8
33,2

100

46,0
54,0

100

85,6
14,4

100

5,7
94,3

100

ßheinland-Pfalz

Gebietskörperschaft
vII

5ö,3
44,7

Zusammen 7 8,5
2 1,5

100

Ilamburg
Bremen .

Insgesamt

74,2
100

Ilessen

Sayern 25,8

Einrichtungen der
Kriegsfolgenhilfe

Schleswig-EolBtein Land' Gem. (Gv.)
Zusammen

NiedersachBen Land' Gem. (Gv.)
Zusammen

Nordrhein- LaDd'Westfalen Gem. (Gv.)
Zusammen

100

17 ,7
82,3

100

62,8

100

10,4
89,6

100

28,6
71,4

100

103,3

100

West-Betlin
Bund . ,.

5 119
4740
9259
r546
7 193
8 739

24726
1462b
39351

578
4 990
5 568

?s?
1 S93
2790
8101:255
? 846
3 480

10 012
73492

Land
Gem. (Gv.)
Zusammen
Land
Gem. (Gv.)
Zusammen
Laid
Gem. (Gv.)
Zusammen

Baden-
Würütemberg

Länder
Gem. (GY.)
Zusammen

I,aDd
Gem. (GY.)
Zusammen



31. Unmittelbare Ausgaben, Eigenausgabon und Zusöhußbedarf der Kriegsfolgenhilfe nach Ländorn
im Rechnungsjahr l95B

Eigenau8gäben
vE

Unmitüelbere Ausgaben
looo DM I "s

24,4
7 5,6

100

91 616
139 r68
230784

39,7
60,3

100

47 810
39
87 o44

61,9
, 45,1
100

land und Bezirksverbände
Übrige Gv. und Gem. .. ..
Zuaammen,

land und SezirksYerbdnde
Übrige Gv. und Gem. . ...
Zusammen.

Land und Bezirksverbände
Übrige Gv, und Gem. .. ..
Zusammen.

land und BczirkgYerbände
Übrige Gv. und Gem. ....
Zu8amEen.

Land und Bezirksverbände
Übrige Gtv. und Gen. ....
ZuBammen.

27,0
f 3,0

100

15,1
84,3

100

26,9
7 3,1

100

23,1
76,9

100

20,f
79,3

100

29,6
70,1

100

22,4
77,6

100

36,8
64,2

100

15,9
84,1

100

.18,0
52,0

100

43,1
56,9

100

24,1
75,6

100

46,1
53,3

100

39,1
60,9

100

55,3
44,f

100

17,7
82,3

100

62,8

100

36,6
64,6

100

40,7
69,3

100

9ö,6
1,4

100

45,1
51,9

100

Noralrheln-Westfelen

Baden-!Vürttemberg

Nledereachsen

Ecsscn

Rhelnlond-Pfalz

Bryern

Zula,umen

Clebietsköryerschaft

Schleswig-Eolstein

Zuschußbedarf
1 000 DM vE

I,and uDaI Bezirksverbäntle.
Üuriäe ov. und Gem. . ... .
Zusammen.

Land und Bezirksverbände.
tlbrige Gv. u.Dd Gem. ... . .
Zu8ammen.

5 119
4140
9269

I 646
7193
8 789

24726
14426
39 351

ts74
3 694
5 668

858
I 933
2790

7 60?,
s4?

7846

6084
7 407

79452

6913
12403
r9 er6

4 019
2$075
30994

38717
41 990
80?o7

8666
11 430
20095

I 730
637L
7 101

14088
70077
80 165

16593
25872
42406

12264
33 205
45449

14025
76078
89103

60244
136200
186 634

72856
42740
55 596

4454
L7 102
2L656

31 028
?8802

104829

25716
88872

114587

150586
467 089
ot7 676

Länder und Bezirksverbäna1e
Übrige Gv. und Gem. .. ...,
Zusammen.

staatlicho Ebone (Bund, Länder, Hansestädte, West-Berlin),
so daß demgegenüber die gemeindlicho Belastung nur gering
ist. Bei den Eigenausgaben war dagegen dio Belastung der
Gemeinden (Gämeindiverbände) wesentlich höher (Über-
sicht 29), Ilier soll jedoch insbesondero die Yerteilung des den
Ländorn und Gemeinden (Gemeindoverbänden))nach Abzug
des Bundesanteils verbloibenden Zusshußbedarfes unüersucht
werdon.

Im Rechnungsjahr 1953 hatte bei der Kriegsfolgenhilfe das
Land den größton Alteil am Zuschußbedarf in Baden-
Württemborg, Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein,
während dio Gemeinden ( Gemeindeverbände ) besonders stark
belastot waren in llessen, Bayern und Rheinland-Pfalz.
Übersicht lO zäigb im übrigen g"bb diu gleiche Tendenz über
dio Lastenverteilung in den einzel:ren Ländern wie bei den
Eigenausgaben in Übersichb 29. Bei den Einrichtungen der
Kriegsfolgenhilfe sind dio Länder grundsätzlich gegenüber
don Gemeinden (Gemeindovorbänden) am Zuschußbedarf

süärker beteiligt als bei der Kriegsfolgenhilfe irn engeron
Sinne. Allerdings liegen in Bayern die Dinge genau umgekehrt.

Um bei der Betrachtung der Aufgaben- und Laston-
verteilung die länderweise verschiedene Veranschlagung der
Landesfürsorgeverbändo in den öffentlichen Ilaushalten aus-
schalten zu können, werden Land und Bezirksverbände in
den Übersichten 3l und 32 zu einer Position zusarunen-
geführt, in der dann die Werte der Landesfürsorgeverbände
und andere Posten der Länder erscheinen. IInter den übrigen
Gemeindeverbänden und Gemeinden erscheinen die Posten
der Bezirksfürsorgeverbände und kreisangehörigen Ge-
meinden und llrnter.

Durch dio Zusammenfassung von Land und Bezirks-
verbänden bestehen zwischen den R,elationen in den Über-
sichten 3l und 32 nicht mehr ganz so große Ifnterschiede wie
in Übersicht 29. Bund, Ifansestädte und West-Berlin bleiben
hier bei dieser Ilntersuchung außer Betracht, da der Finanz-
ausgleich zwischen Land und Gemeinden (Gemeindeverbän-

32. Unrriittelbare Ausgaben, Eigenausgaben und Zuschußtedarf der Einrichtungen der Kriegsfolgenhilfe nach Ländern
irn Rechnungsjahr 1963

Unmlttelbare Ausgaben
vE vEGtebietskörper8chaft

6E,4
31,6

100

44262
21582
05 845

6f ,2
32,8

100

26553
? 113

38066

LO84Z7
49 984

t584ll

lantl u. Bezirksverbände
Übrige Gv. u. Gem. ....
Zuammen.

Land u. Bezirk8verbände
Übrige Gv. u. Gem. ....
Zusammen.

land u. Bezirksverbände
Ubrige Gv. u. Gem. .,..
Zu8ammeD.

land u. Bezirksverbände
Überige Gv, u. Gem. ... .
Zugammen.

I,anal u. Bezirksverbände
Übrige Gv. u. Gem, . ., .
ZusamDen.

laud u. Bezirksverbände
Übrige Gv. u. Gem, ... .
Zugammen,

Land u, Bezirksverbände
Übrige Gv. u. Gem. .. ..
ZuSammen,

3,5
96,6

100

36,8
63,2

100

74,6
26,4

100

83,4
16,6

100

63,3
46,1

100

82,3
1-7,7

100

80,6
19,1

100

84,1
16,9

100

62,f
47,2

100

45,2
, 64,8
100
' 71,9

26,1
100

66,2
43,8

100

27,1
7 2,9

100

61,6
32,6

100

86,4
ß,6

100

66,8
33,2

100

15,9
54,1

100

85,6
14,3

100

6,3
93,7

100

6,1
93,9

100

10,8
59,2

100

Norfuhein-Wcstfalen

833
454

1 328

108
199
so7

Baden-Wltttemberg

gchleswig-Eolstein

Nledergachsen I 148
4575

EcsBon

Rheidand-Pfalz

Baycm

Zusammen 7 8,5
21,6

100

826
410

1284

107
126

Zuschußbedarf
1000 DM vE

262
3 980
4240

267
691
948

1 938
s32

2870

L8297
2972

2t 169

263
77?O
7 433

8 751
15 058
23 809

43284
t472t
57 565

0037
t20t
7258

603
528

1 131

23 590
6 059

28650

26949
6246

82 196

28407
6574

33 781

I,änder u. Bezirksverbändo.
Übrige Gv. u. Gem. . . . .. .
Zugammen.

5t?5
2023
7 198

6334
4924

lt262

4438
743

6782

90
1 339
1429

-34-



den) dargestellt werden soll. Für dio Summe der Länder isü
der Anteil an den unmittelbaren Ausgaben bei den Ländern
und Bezirksverbänden relativ gering, der Anteil erhöhü sich
dann bei den Eig.enausgaben und noch einmal stark beim
Zuschußbedarf (Ubersicht 3I). 'Bei den Bezirksfürsorge-
verbänden ist in dieser Reihenfolge in etwa demselben Maße
eine Degression festzustellen, ebenso bei den kreisangehörigen
Gemeinden uld Amtern, doch hier in geringerem Maße. Dar-
aus resultiert oin relativ umfangreicher Zuweisungsverkehi
von Land und Bezirksverbänden an die kreisfreien Städte
und Landkreise und *eiter von diesen an die kreisangehörigen
Gemeinden und i{rnter und ein relativ starker Anfall von
speziollen Deckungsmittel:r bei den Gebietskörperschaften
gemeindlicher Ebeno (ohne Bezirksverbände).

Land und Bezirksverbände sind im Rechnungsjahr 1953
boi der Kriegsfolgenhilfe am stärksten beüeiligt in Baden-
Württemberg, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen.
Allo anderen Länder liegen unter dem Durchschnitt. Auch
an dem Anteil der Eigenausgaben sind Land und Bezirks-
verbände in Nordrhein-Westfalen und Baden-Württemberg
stark beteiligt, dann folgt Hessen. fn diesen Ländern ist auch
dio Differenz zwischen den Relationen an den unmittelbaren
Ausgaben und den Eigenausgaben sehr hoch. Absolut gesehen
müssen die Eigenausgaben viel niedriger liegen als die un-
mittelbaren-Ausgaben, da in Übersicht 31 der Bundesantoil
an der Kriegsfolgenhilfe nicht dargestellt wird. Unter
Zugnrndelegulg des Zuschußbedarfes sinkt der l(ostenanteil
der gemeindlichen Gebietskörperschaften bedeutend ab. In
Baden-Würtfemberg ist dieser sogar unbedeutend, während
er in Niedersachsen weit über dem Durchschnitt liegt. Gegen-
über Land und Bezirksverbänden sind die übrigen Gemeinde-
verbände und die Gemeinden im Rechnungsjahr tg53 durch-
schnittlich mit 45,1 vII am Zuschußbedarf beteiligt. Absolut
beläuft, sich dieser Anteil nur auf 39,2 Mill. DM gegenübor
467,1 Mill. DM unmittelbare Ausgaben.

Bei dieser Analyse darf jedoch nicht unberücksichtigt
bleiben, daß die Anteile einzelner Gebiotskörperschaften
über eine Umlage gezahlt werden können, also bei den all-
gemeinen Deckungsmitteln erscheinen. So wird in Nieder-
sachsen vielfach der Gemeindeanteil an der Kriegsfolgenhilfe
über die Kreisumlage geiahlt,, was aber bei der allge-meinen
Fürsorge nicht der Fall ist. Diese Möglichkeit der Verrechnung
kann jedoch bei der Darstellung des speziellen Finanzaus-
gleichs zahlenmäßig nicht, ausgeschaltet werden.

Bei den Einrichtungen der Kriegsfolgenhilfe sind Land und
Bezirksverbände gegenüber den übrigen Gemeindeverbänden
und den Gemeindon grundsätzlich erheblich stärker beteiligt
als boi der eigentlichen Ikiegsfolgenhilfe. Das gilt frir die un-
mittelbaren Ausgaben, die Eigenausgabon und auch für don
Zuschußbedarf. Auch hier fällt im allgemoinen der größte
Alteil wieder auf Nordrhein-Westfalen und Baden-Württem-
berg. Nur geringfügige Ausgaben weist 1953 das Land in
Schleswig-Holstein nach, hinsichtlich des Zuschußbedarfes
auch Bayern (Übersiclit 32). Dagegen hat Bayern bei den
unmittelbaren Ausgaben einen .relativ hohen Anteil. Die
absoluten Beträge für die Einrichtungen dor Kriegsfolgen-
hilfe sind im übrigen bedeutend geringer als für die Kriegs-
folgenhilfo.

6. Der interkommunale Finanzausgleich
Bei den Gemeinden (Gemeindeverbänden) werden in der

Finanzstatistik Kriegsfolgenhilfe und Einrichtungen der
Kriegsfolgenhilfo getrennt erhoben; es kann also dargestellü
werden, in welchem Verhältnis dieso beiden Zweige ntein-
andor stehon. Dio Länder sind, von den Grenzdurchgangs-,
sonstigen Durchgangs- und Wohnlagern abgosehen, die in
einem anderen Abschnitt dieser Arbeit dargestellt, sind, nur
in geringem Umfang Träger von Einrichtungen der Ikiegs-
folgenhilfe; dio Aufgabo obliegt im wesentlichen den Bezirks-
fü,rsorgeverbänden, deren Kosten auch hier zu 85 vH (1950:
76 vH) vom Bund erstattet, werden.

W.ährend die Ausgaben der Gemeinden (Gemeindover-
bände) für dio Kriegsfolgonhilfe und'deren Einrichtungen

von 1949 auf 1960 ganz erheblich gesunken sind, sind sie von
1950 auf 1951 in wesentlich kleinerem Umfang gefallen
(Übersicht 33). Das gilt für dio unmittelbaren Ausgaben, die
Eigenriusgaben und den Zuschußbedarf. Während bei der
Zusammenfassung aller gemeindlichen Gebietskörperschaften
die Differenz zwischen unmittelbaren Ausgaben und Eigen-
ausgaben den Saldo des Zuweisungsverkehrs mit Bund und
Land darstellt, Eibt die Differenz zwischen Eigenausgaben

33. Ausgaben der Gemeinden (Gv.) fur Kriegsfolgenhilfe und

. 
Einrich*"*Tffä#iessfolgenhilfe

und Zuschußbedarf den Umfang der speziellen Deckungs-
mittel wieder. W'enn die Gemeinden (Gemeindeverbände)
auch in weitem Maße Aufgabenträger der Ikiegsfolgenhilfo
und deron Einrichtungen sind, so brauchen sie doch nur
rela,tiv wenig allgemeine Deckungsmittel für die Finanzierung
aufzubringon

Von l95l auf 1952 ist erstmalig eine geringfügige §teigo-
rung der gemeindlichen Ausgaben festzustellen. Ftr die Ein-
richtungen allein gilt das bereits ab 1949. Demgegenüber sind
dio Ausgaben sowohl fü,r die Kriegsfolgenhilfe als auch für
die Einrichtungen der Kriegsfolgenhilfe von lg52 auf lg53
in bedeutendem Umfang gestiegen. So erhöhten sich die ge-
samten unmittelbaren Ausgaben der Gemeinden (Gemeindo-
verbände) um 15,5 vII, der Zuschußbedarf dagegen nur um
9,5 vII.

Von den gesamten Ausgaben der Gemeinden (Gemeinde-
verbände) für die Kriegsfolgenhilfe und deren Einrichtungen
entfällt nur ein geringer Teil auf die Einrichtungen der
Kriegsfolgenhilfe, nämlich im Rechnungsjahr 1953 bei den
unrnittelbaren Ausgaben 9,2 vII. Für die Vorjahre verschiebt
sich diese Relation nur unbedeutend.'

Im folgenden soll nun untersucht werden, wie sich einmal
bei dor Kriegsfolgenhilfe und zurn anderen bei den Einrich-
tungen der Kriegsfolgenhilfe die Aufgabenerfüllung und die
Lastentragung na,ch Ländem getrennt auf die einzelnen
gemeindlichen Ebenen verteilerr. Die Darstellung des Zahlen-
materials für die Kriegsfolgenhilfe erfolgt in Übersicht, 34 und
für die Einrichtungen der Kriegsfolgenhilfe in Übersicht 35.

Von den unmittelbaren Ausgaben der Gemeinden (Ge-
meindeverbände) irn Rechnungsjahr 1953 für die Ifuiegs-
folgenhilfe entfällt der größte Anteil mit 76,2vH auf die
kreisfreien Städte und Landkreise; bei den Einrichtun§en
der Kriegsfolgenhilfe ist der Anteil mit 85,8 vII noch größer.
Bei den kreisangehörigen Gemeinden und Amtern ist dagegen
der Anteil an der Kriegsfolgenhilfe höher als an den Ein-
richtungen, ebenso bei den Bezirksverbänden.

An der Aufgabenerfüllung der Kriegsfolgenhilfe sind die
kreisangehöriget! Gemeinden und Ztmter besonders in Nord-
rhein.Woetfalon stark boteiligt; sie liegen faet dreifach über

tr'tlrsorgezweig
Unmittel-

bare
Ausgaben

Eigen-
ausgaben

Bechnulgsjahr 1949
Kriegsfolgenhiue ....... | 694457 |

Einrichtungenderßriegsfolgenhilfe | 24458 I

Bechnungsjabr 1950
Kriegsfolgenhilfe ....... | 457363 | 166795 | 43462
EiuichtungenderKriegsfolgenhilfel 41192 | 17399 I 3661
zusammen .;f--l@

Rechtrungsjahr 1951
Kriegsfolgenhilfe ....... | 433406 | 143014 | 36614
EinrichtungenderKriegsfolgenhiue | 36907 | f8403. I A424
Zusammen.:.........

Rechnungsjahr 1952
Kriegsfolgenhilfe . ...... I 436091 I

EinrichtungenderKriegsfolgenhilfe | 41 7fo I

ZusammeD 9064?

Zusammen

f,riegsfolgenhilfe .
Einrichtuügen der
Zusammen

004
696

39
3

Rechnungsjahr 1953

ZuschuS-
bedarf

2000?6
76494

84145
6602

163996
18099

I 55 834
29448

| 477807 | L72055 | 42659

42AS7
7 tzg

I 718909 | 216569 I

603 841
61 841

-36-



34. Ausgabon der Gemeinden (Gv.) fürKriegsfolgenhilfe näch Ländern im Rechnungsjahr 1963

.Cloblctlkörperschaf t Zuschußbedarf
vE vE

Schlcswig-EolBteln Bezirksverbände
Kreisfreie Städte u. Landlreise
Kreisangeh. Gem. u. Amter . . .
Zusammen .

BezirksYerbände
Kreisfreie Städte u. Landkreise
Kreisangeh, Gem. u. Amter . . .
Zusammen.

33-1Ze
20

33206

sg,s
0,1

100

r0679
t724

12 403

ta,,
13,9

100

87,3
12,7

100

62.7

100

40,9
19,1
10,0

100

5,8
90,8
3,4

100

11,6
7 8,0
10,4

100

2523.
t6t7
4 140

i,n
39,1

100

I 1,1
18,9

100

75,8
2.1,2

100

28,0
42,9
29,1

100

I 4,0
92,3
4,f

100

:

26,0
7 3,9

0,1
100

Niodersachsen znze
I 301

24076

ieg+
I 359
7 193

66249
8829

75078

88,2
11,E

100

Nordrhein-Westfaletr Bezirksverbände.. . ... . .. . .. .
Krelsfreie Städte u. Landkreise
Kreisangeh. Gem. u. Amter . . .
Zugammen.

Eessen Bczirksverbände
Kreisfreie Städte u. Landkreiso
Kreisengeh. Gem. u. Amter

- Zusammen..,..,

ßhcinlsnd-Pfalz Bezirksverbänale
Krelsfreie Städte u. Landkreise
Kreisangeh. Gem. u. Amter . . .

Zusammen.
)

Baden-Wllrttemberg Bezirksverbände. . . . .
Kreisfreie Städte u. landkreise
Kreisangeh. Gem. u.Imter . . .
Zusammen.

Bayem Bezirksverbände
Kreisfreie §tädte u. LandkreiEe
Kreisangeh. Gem, u. Amter ; I .

Zu8ammeD.

rczsa,
65 606

r36290

i,n
48,1

100

22,0

4,7
100

4,1
92,5

3,1
100

85,3
6,5

26348
t6442
41 990

rioas
3 536

14025

12088
40 105
25?5

54828

7 gl5
9496
ts44

19354

1 390
2t4Z
t452
4990

729
16 602

600
r7 83r

330
5L77

194
6 701

61
1 839

94
r 993

6555
08 536

5206
80356 t00

2tol
14 184
I 893

18 178

6320
25477

135
32 133

-5gg 
1)

7
336

-265')
17 380

.88294
578

\o8262

16,1
83,1
0,5

100

19,7
7 9,9
0,4

100

2604
7 393

t4
10012

Zusammcn Bezlrksverbändo
Kreisfreie Städte u. lendkreise
Kreisengeh. Gem. u, Ämter . . .

Zusammen.

8,1

19,7
100

dem Bundesdurchschnitt. In keinem anderen Land ist eine
so umfangreiche Dolegation seitens der Bezirksfürsorge'
verbände festzustellen. Arn geringsten sind die kreisangehöri-
gen Gomeinden in Schleswig-Holstein an der Aufgabe be-
teiligt, denn hier wird keine Delegation von den Bozirks'
fü,rsorgowerbänden geüätigt. Weiterhin zeigen sich relativ
geringä Alteile der kreisangehörigen Gemeinden und Amter
a,n don unmittelbaren Ausgaben in Bayern, Rheinland-Pfalz
und llessen.

r)

Beztksverbände
Kreisfreie Städte u. Landkreige
Kreisangeh. Gem. u. Amter . . .
Zusammen,

BezirkBverbände
Kreisfreie Städte u. landkreise
Kreisangeh. Gem. u. Ämter . . .

Zugammen.

Nordrhein-Westfalen Bezirk8verbände. . .
Kreisfreie Städte u.
Krei8angeh. Gem. u
Zu8ammen....,...

I,andkreise
.Amter...

Eessetr Bezirksverbände. . .
Kreisfreie Städte u.
Kreisangeh. Gem. u
Zugammen..,,.,,.

LaDdkreise
.Ämter...

Rhelnland-Pfalz Bezirksverbände
Kreisfreie Städte u. londkreiße- Krelsatrgeh. Gem. u. Ämter . . .
ZuBammen.

Baden-Wilrttemberg Sezirksverbände. . . .,
Kreisfreie Städte u, landkrei8e
Krei8angeh. Gem, u. Ämter . . .
Zummmen.....j...

Bayern Bezirksverbände
Kreisfreie Städte u. Lanalkreise
Kreisangeh. Gem. u. Ämter . . .
Zugammen.

Zusemmen Bezirksverbände
Kreisfreie Städte u. Landkreise
Kreisangeh. Glem. u. Amter . . .
Zusammen.

Im Bundesdurchschnitt variiert der Anteil der kreis-
angehörigen Gemeinden und i[rnter an den Eigenausgaben
nicht so stark von dem an den unmittelbaren Ausgaben.
Jedoch bestehen in den einzelnen Ländern bedeutende ljnter-
schiede. Wie schon bei der Aufgabenverteilung so sind auch
bei der Lastenverteilung (Eigenausgaben) die kreisangehöri -

gen Gemeinden und .?lrnter am stärksten - in Nordrhein-
Westfalen beteiligt. Allerdings sind hier die Eigenausgaben
erheblich geringer als die unmittelbaren Ausgaben. Hinsicht- '

35. Ausgaben der Gemoinden (Gv.) für Einrichtungen der Kriegsfolgenhilfe nach Ländern im Rechnungsjahr 1953

Zuschußbedarf
Gebietsköryelschaft looo Di4 vE

Schleswig-Eolstein

Niedersachsen

7 139
32

7 170

rlaoz
225t

15058

1l 880
2847

74721

:.{,z+
127

1 201

520
8

528

4834

5 302

3 9?1

3989

4474

5374

sg,g
0,5

100

81,7
18,3

100

84,3
16,7

100

94,7
5,1

,o!

98,0
2,0

100

14,1
77,1

8,8
100

sg,a
0,4

100

85,1
14,9

100

80,1
19,3

100

89,4
10,6

100

98,5
1,5

100

6,2
89,6
4,2

100

19,6
80,4

100

18

,zez
838

46?6

Jäs
26

495

899

we
18

691

-_555
376
982

e7,a
2,6

100

ö9,6
10,3

100

81,2
18,8

100

105,1

-5,1100

96,8

100

0,3
E2,8
16,8

100

0,6
99,1

100

iz
4

726

618
L25
746

;"
541
872

2

nar_21r)
410

rso
4

190

1 815
208

2355

- 23,7
76,3

100

0,1
85,2
11,6

100

Unmittelbare Äusgaben
vE

Eigenausgaben
loo0DM l- "E -

8,0
83,5
8,5

100

l0
6070
I 043
7LzB

3,6
85,8
10,6

100

1 867
44600
6484

5l 841

1 865
1958s

1 993
28448

1) Mobroturhmoo.-

1625
6246

7 777

--36-

I 533
4528

6461

I
1 339

1347



Iich des Zuschußbedarfes haben die kreisangehörigen
Gemeindenundilrnterin Nordrhein-Westfalenim Rechnungs-
jahr 1953 jedoch nicht den größten Anteil, sondern vielmehr
die Gemeinden in Schleswig-Holstein. In den Ländern
Schleswig-Holstein und Ilessen sind die,kreisangehörigen
Gomeinden zwar rolaüiv gering an der Aufgabenerfüllung,
aber relaüiv stark an der Lastentragung unter Zugrundelegung
des Zuschußbedarfes beteiligt. Auch in Niedersachsen ziehen

. dio Bezirksfürsorgeverbände ihre Gemeinden in .umfang-
reichem Maße zur Beteiligung an der Fürsorgepflicht heran.
Aufder anderen Seite bleibt diese Beteiligung minimal in den
Ländern Bayern und Rheinland?falz,

In den Anteilen der einzelnen Arten der gemeindlichen
. Gebietskörperschaften ergeben sich in den Übersichten 34

- und 35 jedoch Verschiebungen, wenn man in Rechnung stellt,
daß es in einigen Ländern keine Bezirksverbändo gibt und
deren Aufgaben dann unmitüelbar vom Land wahrgenommen
worden.

Bei den Einrichüungen der Kriegsfolgenhilfe werden die
kreisangehörigon Gemeinden und Amter im Bundesdurch-
schnitt verhältnismäßig nicht so stark an den Aufgaben und

Last'en beteiligt wie boi der Kriegsfolgenhilfe selbsü (Über-
sicht 35). Träger von Einrichtungen der Kriegsfolgenhilfe
sind wie auch bei den Einrichtungen der allgemeinen Für-
sorge ip allgemeinen die Bezirksfürsorgeverbände und nur
in geringem Maße die kreisangehörigen Gemeinden. Nur in
Nordrhein-Westfalen und Niedersachsen ist die untersto
gemeindliche Ebene in stärkerem Maße an den unmittelbaren
Ausgaben beteiligt, In Nordrhein-trVestfalen dürften vor
allem auch die Amter Träger von Fürsorgeeinrichtungen sein.
Bei den Eigenausgaben und beim Zuschußbedarf variieren
die Anteile der kreisangehörigen Gemeinden und Amter im
Durchschnitt nicht sehr bedeutend, In der Tendenz liegen
verhältnismäßig die Relationen annähernd wio bei der eigent-
lichen Kriegsfolgenhilfe. Auch bei den Einrichtungen sind
gerade in Nordrhein-Westfalen die kreisangehörigen Ge-
meinden und Amter relativ stark an den Lasten beteiligt.
Noch höher liegen allerdings die Alteile in Niedersachsen.
In Bayern sind die kreisangehörigen Gemeinden und Amter
an den Einrichtungen der I(iiegsfolgenhilfo weder aufgaben-
noch lastenmäßig beteiligt (im einzebeen vgl. Übersicht 35),
während für Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz nur
geringfirgige Beträge nachgewiesen werden.
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Methodische Yorbemerkung

Für don gemeindlichen Bereich umfaßt dor Tabellenteil fü,r das Rechnungsjahr 1953 folgondo Vorwaltungszweige des

Erhebungsbogens: 460, 410, 430, 420,440 und 490, frir den §taatlichen Bereich: VIU52,VII|65,VII|4?,YlIl4ü, XVII/411,
XVII/419, XVII/49, XYIIl4lz und XYII/42. Fti,r die vorhorgehenden Jahro kommen dio entsprechendon Verwaltungszwoigo

in Botracht.

Für die Statistik der Sta"atsfinanzen mußten fti'r dio Rechnungsjahre lg50 bis 1952 wegen der einheitlichen und oxakten

Abgrenzung der Fürgorge und der gegenseitigen Abstimrnr:ng auf dio einzelnen Jahre gewisso Abweichungen gogenüber don

Zahlen in den Erhebungsbogen vorgonommen werdon, die jedoch kein größores Ausmaß annohmon.
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I. Unmitlclborc Ausgobcn dcr Fürsorgc I ) in d"n Rcchnungsiohrcn 1950 bis I953

19s2r950 I 951 1952 I953 I 950 l95r
IMODM

I 953

10,62
35,19
45,81

8,74
26,92
3s,66
t3,E
31,2t
44,47

1,92
32,97
34,89
5,15

18,30
23,45
9,52

3t,19
4t,02
6,09

29,04
35, 

'38,E9
29,70
38,60
58,50
52,24
34,40
0,t 4

13,7i

'9,83
3t,67
4t ,50

6,80
25,54
32,33
9.42

27,91
37,33
0,91

27,73
28,64
3,22

t 5,08
t9,30

I ,15
27,95
29,10

3,59
26,20
29,78

5,18
26,6'
32,09
57,67
52,77
n,69
0,07

36,65

E inwohncrDM

5,99
29,62
35,6t
7,62

23,46
3 

',089,8t
26,0s
35,86
I,29

25,51
26,80
2,83

t 5,39
18,22

I,35
25,84
27,19

2,89
25,60
28,49

5,40
24,97
30,38
53,09
44,27

1"25

32,§

Homburg . .
Brcmcn .
Wcst;Bcrlin
Bund......

Gcb ictskörpcrschofi

Schlcswiq - Holstcin Londö.i.i"i.'"'tör.)
Zusommcn ..

Nicdcrsqchscn ... Lond
' Gcmeindcn (Gv.)

Zusqmmen ...
Nordrhcrn-Wcstfolcn Lond

Gcrcindcn (Gv.)
lZusommcn ...

Hcssen,.,...,. Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn . .

Rhcinlond-Pfolz . . Lond
Gemoindcn (Gv.)
Zusommen . . .

Bodcn - Wurttcnibcrg Lond
Gcncrndcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Bovcrn ........ Lond' Gcmcrndcn (Gv.)
Zusommcn . .

Zulommcn ....,. Löndcr .,...
- G.mcindcn (Gv.)

Zusommcn , , .

]0 828 l4 888
74 322
85 150

73 6l
88 549

29 982 5l 150
148 589
178 571

157 445
208 595

n5754
308 062
423 816

6 7s6
155 404
162 t60
27 949

228 316
2s6 26s
206 152

r 081 075
1 287 227

76 010
20 417

vZ 203

l 559 85,

132 616
352 255
4U 871

170 198
179 112
26 s07

234 967
261 474

88 020
25 724

oö qa
1 571 225

218 537I 1,18,166
I 397 003

24 176
77 866

102 042
45 385

I 70 501
215 886
129 tt36
383 009
sr2 195

4 029
122 312
126 340
l0 102
50 530
60 632
7 636't85 534

193 r70
32 904

240 294
273 198
253 117

r 230 048
I ,183 {55

96 B7
30 953

241 668
3 717

I 856 100

25 325
83 913

109 238

57 945
178 387
2% 332
I 86 545
439 352
625 897

I 546
r 46 856
155 492

, t6 498
58 568
75 M6
64 498

213 250
277 748

55 850
266 389
322 239
115 207

1 386 719
I 80t 926

99 787
3t 398

300 085
6 960

2 210 156

4,17
28,64
32,82
4,41

2t,86
26,27
8,n

23,34
32,t2

t,50
21,24
25,74

2,79
20,49
23,28

1,05
24,17
25,22
3,04

24,86
27,90

1,53
23,74
28,27
47,34
36,55

3"69

i2,70

6 495
104 8ll

5667
lt2 057llt 306 117 n4

I 388
61 %7
69 955

I 795
47 8U
56 679
8 914

lnrgrsomt

I) Jug.ndh'1f., ollscmcrnc Fursorec, Krressfolscnhrlfc und dcrcn Ernrrchtunsrn.

2. Unmittclborc Ausgobcn dcr Fursorgc l) noch Gcbictskiirpcrscho{tcn in dcn Rcchnungsiohrcn l95l bis I953

I 951 1952
I 000 DMI 000 DM vH I 000 DM vHGebictskorperschoft

Schlcswrj - Holstein Lond

Krci

Bczirksverbdnde ......
KreisfrcicStodte .....,, Londkrersc
Krcisongch. Gcm. u. Amter

Nordrhcin-Wcsf{olcn Lond
Bczrrksverbdndc ....,.
Krcis{reic Stodtc ... ...
Londkrci sa
K;"t";";;h. G;;: ;. A;;;

Hcsscn Lond
Bez irk

Rhcrnlond - Pfolz

vH

Bcz
14 888

zs saz
41 873

5 246
5r r50

ss toz
8l 493
22 850

132 616

l» ov
35 058

r24 580

7071'
I 795
2 492

16 235
2t 927
7 226
8 914

16 016
49 742
78 674
25 7U
26 507
46 008
84 788
96 194

7 974

88 020
25 724

6ö 47s

| 5n 225

16,8

zz,a
50,7
5,9

24,5

zs,s
39,1
n,0
27,4

ti,t
7,2

25,7
4,8

18,4
36,3
34,5
6,0

I5,5
4,4

28,6
38,7
12,7
5,0
8,9

27,8
43,9
14,4
t0,t
t7,6
32,4
36,8
3,0

-
-

t00
3,8

I 5,8a)
5,5

29,5
25,4
12,8

24 176 23,7

zs,s
44,7

6,0
2t,0
*,t
39,5
t2,8
25,2

a,a
7,4

25,s
3,2

19,6
39,0
30,9

7,3
16,7
4,6

28,6
38,3
n,9
4,0
9,1

29,6
4l ,6
t 5,7
12,0
17,5
33,5
34,1

2,9

-
t00

4,2
t3,7
19,9
5,0

27,6
2t,8
n,8

25 325

28 877
48 341
6 696

57 945

23,2

zz,a
u,3

6,1

24,5

it,t
37,6
n,3
29,8

slc,a
6,2

24,2
5,5

20,1
36,7
i0,7

7,0
22,0
4,2

26,2
37,1
10,5

23,2
7,t

24,1
33,8
n,8
17,3
t 6,8
3t,4
3t,6
2,8

-
t00

0,3
t8,5
19,3
4,8

26,1
20,0
lt,0

26 065
4s 637
6 164

45 385

57 486
85 322
27 694

63 05',1
88 767
26 s69

Bodcn . Württcmbcrg

Boycrn

Homburo
Brcmcn-..
Wcst - Bcrlrn
Bund

lnrg.roml

Londkrcisc
Kreisongeh. Gom. u. Amtcr
Lond
Bczirksvcrbände ......KrcisfrcrcSradtc,.....
Londkrci so
Kreisongch. Gcm. u. Amter
Lond
Bczirksvcrbdndc ......
KrcisfrcicSttdtc ......
Londkrcisc
Krcisongch. Gcm. u. Amter

38 080
r30 613

4 028
24 801
49 229
39 042

9 239
l0 102
2 783

l7 315
23 241
7 190
7 636

t7 671
57 149
80 317
30 398

72904
47 741
91 471
93 032I 051

96 297
30 953

241 668

s 667
2t 616
42 778
40 592

129 
.186

217 316

3 717

r 856 100

186 545

248 826
38 937

I5l 589

I 546
31 2U
56 999
47 693
10922'
16 498
3 189

t9 677
27 832
7 870

u 498
t9 686
66 805
94 @4
32 7s5
55 850
54 279

l0l I t8
IOI M6

9ß7
99 787
31 398

300 085
6 960

2 210 156
6 950

41 5 207
dovon: Bund

Londkrci sc
Krcisongch. Gcm. u. Amtcr

l) Jugendhrlfc, ollgomornc F,jrsorgr, Klogslolgcnhilfc und doron Ernrrchtungon. - 2) Ohn. w.3t-Brlrn'

60 478
248 537
113 7442t
86 133

462 805
398 814
200 7l I

2\ 431 270
r 08 398
585 352
417 481
245 488

3 717
253 417
368 918

92 95
513 033
404 673
219 347
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3. Unmitelbore Ausgobcn dcr Fürsorgc noch Fürsorgczwcigcn in dcn Rcchnungriohrcn 1950 bis I953
- l000DM -

Johr
Jugcndhi lfc

und
E inri chtungcn

All_gcncinc
rursorge

E inr ichtunocn
dcr ol.lgcmeinen

rursorge

Krrcgs{olgcnhi I fe
und

E inri chtungen
Zusommcn 2)Gebictskörporschoft l)

85 r50
88 549

102 042
109 238
178 s71
208 595
21 5 886
236 332
423 816
484 871
5t2 r95
625 897
ll r 306
117 724
126 340
I 55 402

69 955
56 679
60 632

4 827u 536
52 039
52 902
05 172
04 278
M 669
12 912

26 178
24 393
27 470

r 33 015

31 905
39 397
38 040
43 227

5 543
'7 775

I 621
27 795
3t 676

I 636
2 278

6 533
7 s67
7 951
7 58r

13 837
t5 662
t6 463

,18 317

I 073
9 032

19 456
24 927
26 764
27 215
14 246
15 349
16 827
19 427
I 167
I 336
I 705
| 837

58 362
71 358

72 139
77 933
89 573

I 03 52r
33 l15
36 044
41 918

-41 780
I 664

12 990
15 782
16 729

8 832
9 330fi 414

t2 28t
15 145
20 069
20 080
24 408
57 429
69 558
70 286
88 786
21 053
23 690
26 624
28 841

7 083
7 540
7 937
8 556

22 721
29 994
32 052
40 208
27 852
34 977
36 462
37 nt
12 236
l8 603
l8 810
l8 213
4 855
5 222
4 534
4 345

'1950

I 95r
1952
I 953
I 950
r95l
1952
I 953
I 950
I 95r
1952
r 953
1950
t95l
1952
I 953
r950
I 951
I 952
I 953
t950
l95r
1952
I 953
r950
I 951
1952
I 953
| 950
l95l
1952
I 953
1950
I 951
1952
1953
1950
I 951
l9s2
1953

1950
l95l
1952
r 953
1950
I 95I
1952
I 953

Schlcswrg - Holstein

- Niedersochsen .

Nordrhcrn -Wcstfqlcn

Hesscn

Rhcinlond - P{olz

Bodcn - Wurttembcrg

Boyern

Homburg

Brcmcn

Wcst-Bcrlrn

Bund

lnrgoromt

37 394
47 847
50 864

2 916
t78€/.

148 990
170 582
174 ts4
244 489
49 363
43 579
44 873
62 834
29 591
17 103
15 928
22 687

67 99t3
69
73

133

160
I l2
170

265
474
r98

322 239
76 010
88 020
96 297
99 787
20 417
25 724
30 953
31 398

24\ 668
300 085
176 203
50 478

3 717
6 960

I 559 857I 571 225I 856 I00
2 210 156

40 976u 692
66 683
75 153

174 252
194 783
217 240
233 854

33 565
4c 871' 44 724
52 435
28 629

066

748

75
162
179
193
277

2%
261
273

072
601
479

460
599
3ll
782
4133)
024
742
367
731 3)
176
932
ß7

22 689
19 7s3
22 667 |

l4
l5

l3tt7
ll4
146

't6
l8
t8
20

5
6
öI

60 438
3 708
6 528

nl 750
651 387 r
688 391
912 899

40

I 12 193
I 36 379
152 791
168 071

432

465 363
530 365
691 271
772 U5

77 433
r3l 431

176 203

926
854

100 842
106 769

48 467
46 031

177 205
218 98,t
276 665
309 390

Ämrcr mrt wonisrr ols l0 000 E'nwohn.rn. - 3) Goschritzr.

4. Eigcnousgobcn und ZuschuBbcdor{ dcr Fürsorgc l) in den Rcchnungsiohrcn I952 und I953

I 952 I 953- 19521952 | 953 I 952 1953
I 000 DlY,l DM 1e Einwohner I 000 DM

Gcbretskorpcrschoft

Schlcswio - Holstcin Lond' Gcmcindcn (Gv,)

DM 1c Einwohncr

Nrcderscchscn , . .

Nordrhcin - \Ycstlolcn

Hcsscn

Rhoinlond-Pfolz . .

Bodcn -Württcmbcrg

Boycrn .

Zusommcn ....

Bund

lnag.ront

Zusommen ....
Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommon . .

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn ..
Lond
Gcmcrnden (Gv.)
Zusommcn
Lond ...,..
Gcmcindcn (Gv.)
4usommGn ...
Lond,......
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn ..
Lond
Gcmcrndcn (Gv.)
Zusommcn .. .

Löndcr.....
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn ...

I 33 930
r00 336
312 814
413 150

il 030
86 175
97 205
I 74\

39 354
,t8 095
§t29t2t 042l5l l7t
33 958

173 899
207 857

l8 493
56 817
75 310
41 363

106 945
148 308
150 330
3% 634
486 964

9 058
100 057
109 ll5

'10 861
47 397
58 258
40 641

I 33 541
174 182
34 455

187 294
221 749
305 201
968 686| 273 887

9t ß7
25 gst

r98 829
606 871

6,64
21t37
28,02
5,21

t 4,85
20,06

7,t3
22,22
29,3s
2,50

19,54
22,04

2,78
t2,53

.15,3r

4,54
18,2i
22,77

3,70
18,96 -
22,66

5,09
19,t5
24,24
50,80
42,43
82,17

9,65
37,15

Il 289
25 521
36 8r0
28 590
51 866
80 456
73 898

t91 714
265 612

9 592
50 895
60 ß7
6 520

30 367
36 887
26 747
60 507
87 254
23 134l0l 27s

124 708
180 070
5t2 114
692 214
50 742
t7 229

l3l I90
475 223

I 366 598

r5 090
29 032
44 122
12 76
55 922
88 688

Il5 547
209 208
324 7s5

8 686
62 U5
71 03r
I 13;

32 143
40 277
35 433
68 934lu 367

4,59
10,38
14,97
4,28
7,n

12,05

5,39
t 3,97
t9,36
2,17

n,s4
t 3,7t
2,08
9,67

n,74
4,03
9,n

t3,14
2,55u,u

I i,60
3,90

n,08
14,98
30,39
29,37
60,63
9,38

6,33
12,t7
18,50
4,94
8,44

13,38

8,21
14,86
23,07
l,9s

14,00
15,95
2,54

t0,04
12,58
5,23

10,t8
15,4t
'2,43
12,60
15,03
5,10

12,28
17,37
33,92
31,54
68,08
u,85
i2,t5

7,76
23,83
3r,58

6,24
t 6,14
22,38
10,68
23,92. 34,60
'2,03

'22,46
24,50

3,39
14,81
18,20
6,00

19,72
25,72
3,76

20,42
24,t8

6,54
20,75
27,29
53,87
43,18
89,0s
I I,85

.n,m

16 338
52 548
68 886

34 774
99 156

235 306
884 990
120 296

8,1 820
24 888ln 780

,l88 631

8% {I5

22
il5
137

237
573
-st I

57
l8

152

3r0
596
906
966
178
144

852
957
0a

2197 A5
606 851

I 646 806 26,q)

l) Jugondhillo, ollgomrinr Fürrorso, Xrirgrlolgrnhrlfo und dorrn Ernrichrunscn. .
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Homburg .
Brcmcn . .
Wcst - Bcrl in



5. Eiganousgobcn und Zuschußbodorf dcr Fürsorgc l) noch Gcbictskörpcrscholtcn in den Rrchnungslohrcn 1952 und 1953

Gcbietskörp erschoft 1953

Schlcswig - Holstcrn

Niedcrsochscn . , .

Nordrhcin -Wcst{olen

Hcsscn .

Rhcinlond-Pfolz . .

Bodcn - Würrcmberg

Boycrn .

Homburg .......
Brcmcn .Wcsr-Bcrlin.....
Bund

lnrgrronl
dovon:

LondBezrrksvcrböndc,.....
KraisfreicSrtdtc ......
Lqndkrci sc
Krersongch, Gcm. u. Amter
Lond
Bezirksverbdndc ....,.
KrcisfrcicStdre ..,...
Londkrci sc
Krcisongch. Gcm. u. Amter
Lond
Bczirksvcrböndc ..,..,
KrcrsfrcicStudte,.....
Londkrci sc
Krci songch. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bezirksvcrböndo ......
KrcisfroicStodtc .....,
Lqndkroi sc
Krci songeh. Gcm. u, Amtcr

Lond
Bczirksverböndc ......
KreisfreioStudtc ......
Londkrcr sc
Krcisongch. Gem. u. Amtcr
Lond
Bcrirksvcrbönde ......
KrersfrcicStodtc,.,...
Londkrcr sc
Krci songch. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bczirksverbaidc ......
KrcrsfrcieStudte .,....
Londkrer sc
Krcisongch. Gcm. u. Amter

zi sst
l5 833
t2 497

73 898

r r; ss4
35 4U
4t 712
9sn
7 418

25 7758il8
95a4
6 520

752
l2 041
? lllI 162

26 747
8 055

23 353
16u7
t2 651

23 434
23 823
46 224
26 966
4 259

50 742
t7 229

21,5

[t,t
31,5
t6,3
27,9

zi,t
29,5
t2,9
30,9

i,a
n,9
I5,8
8,3

21,2
4t,t
17,6
u,8
18,6
3,0

30,9
28,7
I8,8
23,3
10,8
25,s
25,2
I5, I
I5,5
18,7
35, l
26,9

3,8

I 366 598IN

u 365
43 979
263M
34 455
4t 1136
77 U6
59 548I 414
91 887
25 951

198 829
66 871

I 741I t85
15 645
12 783
9 741

30 t29
16 836
39 534
41 337
23 336
33 958
36 773n 174
57 288
764

8,1 820
24 888ln 780

488 631

16 338

rÄßt
22 992
t0 762
34 774

A sts
40 732
l8 M8

I 00 336

tei srz
56 334n66
lt
t6

030
588
970
074

40
l7ll 544

I 896 415

l8 493

zisn
23 689
t2 254
41 363

44 |7
43 750
19 076

I 50 330

2oi 6sr
57 834
77 148

9 058
23 lU
44 85
l9 2il
t2 u5
r0 861l73l
18 028
16 702
l0 936
40 ul
l8 891

2tn 05
606 871

lt 289

i azs
7 788
8 3ll

28 590

l3t 190
475 723

30,7

zi,t
21,2
22,6
35,5

Ä,s
19,7
l 5.5
27,8

ti,r
,3,3
t5,7
15,9
12,3
42,6
13,1
t5,8
17,7
2,0

i2,6
24,7
22,9
30,7
9,2

26,8
I8,8
t1,5
t 8,8
t9,t
37,t
21,6j,4

-
:

t00
34,8
13,2
t 4,6
2,9

18,7
8,8
7,t

l5 090

ri ssoI 392
9 307

32 766

23,7

it,t
33,1
15,6

26,0

ti,r
30,4
13,5
24,3

t7,s
t3,6
17,6
fi,3
t7,t
12,1
17,6
n,9
t8,2
2,5

32,5
26,6
m,3
19,9fi,l
26,2
27,3
15,4
i6,3
t7,7
34,7
27,6
3,7

-
100
25,8
t2,4
t 5,2
3,8

2t,7
t 3,tI,t

25 281
18 033
t2 606

vH

i1,2
zi,t
t9,0
2t,t
36,9

zi,s
n,3
14,2

i5,6

zi,o
n,4
14,0
t2,2
17,5
4t ,5
14,6
14,3
20,2
2,5

30,6
22,8
23,8
34,0
9,t

26,4
16,7
t3,8
16,2
2t,t
35,6
23,8
3,3

-
1U)
36,8
14,4
13,9
3,2

l7,t
8,t
6,4

37 008
15 427

8 686
t2 399
29 4s2
l0 362
l0 132

I 134l0lt
t2 340
9 2ü2
95n

35 433
9 502

27 590
l7 386
14 4s4
22 310
29 17
49 15832m
4 547

57 852
18 9s7

l52 002
606 85r

616 8ü
606 85r
237 966
228 8l I
52 029

281 929
I33 I54'106 066

115 547

nZnt

Bund
Ldndcr .
Honscstödtc u. ltcst - Bcrl in
Bcz irksvcrböndc
KrcisfreicStodtc ...,. ..
Londkrcise
Krcisongeh. Gcm. u. Amtcr .

475 223
r80 070
199 16l
40 047

254 908
119 7@
97 480

305 201
316 667
85 272

451 713
2U 716
I 66 ?81

488 631
235 306
287 488

71 3824ll 309
248 54
I 53 760

27,5
13,9
14,4
3,9

20,6
t 2,0
7,6

l) Jug.ndhilf., ollgomcrnc Furrorgc, Krrcarfolscnhrlfo und doron Ernrrchrunsrn.

6. Yerrcchnungsverkchr in dcr Fürsorge zwischen Lond und Gcmcindcn (Gcmcindavcrböndcn) im Rcchnungsiohr 1953
_ l000DM

Zuschu
I 952 I 953 1952

I OOO DM vH r 000 DM vH I 000 DM vH I 000 DM

Bcrcrchnung l) Boycrn

JuondhilSo und Eimlchtunorn
l-=ond qn Gcm. (Gv.) seftdß SF . .
Gcm. (Gv.) von Lond Ecmöß GF . ,
Lqnd von Gcm. (Gv.) Ecmöß SF . .
Gcm. (Gv.) on Lond gemöß GF . .

Alloemino Füruoroo
Lind on Gcm. (Gi.) qcmäß SF . .
Gem. (Gv.) vom Lond scr'öß GF . .
Lond von Gem. (Gv.) öcmoß SF . .
Gcm, (Gv.) on Lond gcmöß GF . .

Einrichtunoen drr ollormlncn Fürrco
Lond on Gcm. (Gv.)- gcmdß SF .-.
Gcm. (Gv.) vom Lond scmöß GF '. .
Lond vo Gcn. (Gv.) Ecnröß SF . .
Gcm. (Gv.) on Lond gmdß GF . .

Krirgsfolg.nhl lfr
Lond on Crm. (Gv.) ocrndß SF - .
Gcm. (Gv.) 

"oni Loitd ;cmöß GF 2)
Lond yon Gum. (Gv.) semöß SF . .
Gem.(Gv.) on Lond gcmoß GF . .

Einrichtuncrn dor Kricorfolonhll{r
Lond on Gcm. (G".) - qmiß SF . .
Gcrn, (Gr.) vom Lond gmoß GF z).
Lohd von Crcm. (Gv,) gemoß SF . .
Gem. (Gv,) on Lond gcmdß GF . .

lnro.rornt 3)
Lind on C*n. (Gv.) somöß SF -..Gem. (Gv.) von Lqnd grnaß GF ".Lond von Grn. (Gv.) sondß SF . .
Grm. (&.) oa Lond gent8 GF . . .

2n0
_17

s Jst
7ot

518
I 061

t7c
r0l

7 997I 764
5 719
3 072

Zv
:,,

9 626
50 0'I3

28I 421

to 438
t5

232

856
555
w2
309

93

5&9
25 9%

3 712
4 860

6 505
33 357

5 914
6 337

t2

354

:^
2 506
3 379

n6
351

I8 095
r5 t62
25 720
2s212

l1
2 935

6 254
94 t2t

597
l3

4 194
6 040

82
492
986
894

608
163
9%
806

20
37

o

333
145
122
t48

I 691
3 564

605
25

5 958
8 951

t2

660
209

_32

n2
602

I
J

l5
764

I
20

495
335

I

30$2

I
74

2
I

I
2
2

5 :_*

,126
293

I 122
78 12t

3{
21

912
r73

903
503
213
6l l-

26
26
27
25

l8 t,ll
f2 89r
6 5o,l
1 873

l5
9 365

2

73

740
t2t

0

126
35 0t3

lso

1_*

6 711
12 ß0

1a

344

l5

I 513
l4 215

337
134

962

'a*o

tl 737
79 IOI

7

6
62

1 061
3 863

Borägo drr Gomorndrn und Amtr mit w.ni9.r ols l0 000 Ernwohncrn.

Niodcrsochsen Nordrhein.
Wcstfolcn Hossen Rhcinlond

Pfolz
Bodcn -

l{ürttcmbcr
Schlcswig -

Ho'lstcin

-42-



7. Unmittclborc Aurgobcn dcr Jugcndhillc und Einrichtungcn dcr Jugcndhilfe in den Rcchnungsjohren I950 bis 1953

I953

Nicdcrsochscn

Nordrhcin - \Yqstfola

Hcsscn .

Rhcinlond-Pfolz'..

Bodcn - Württcnbcrg

Boycrn .

Zusommcn.... .

Homburg .
Bremcn , .
Wcst - Bcrlin
Bund

lns grso rnt

Gcbictskörporscho{t

Lond
Gcmeinden
Z usqmmcn

DM

Schlcswio-Holstcin Londö"i.i,d.'"'tbi.)
Zusommen . . .

Lond
Gcmoindcn (Gv.)
Zusommen .. .

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommen ...

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
4u50mmcn - .

Lond
Gomanden (Gv.)
Zusqmmen ..
Löndcr .....
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommen -

2 212
9 202ll4t4
5 165

l4 915
20 080
21 736
45 550
70 286
2 018

24 606 -
26 624 '

3 367
4 570
7 937
2 369

29 683
32 052
t2 987
23 475
36 462
52 854rr 000

204 854

l8 810
4 534

48 467

0,76
2,99
3,75
|,00
1,99
2,99
2,28
2,86
5,14
0,9t
4,49
5,39
1,08
1,35
2,42
0,64
3,91
4,55
1,33
2,48
3.81

1,38
2,87
4,24

n,22
8,99

27 88s
28 841

l0 375
t5 r45

33 063
57 429
4 467

l6 586
21 053

3la9
3 594
7 083

2 936
19 785
22 721

7 494
20 3s9
27 8s2
49 437
l0 677
60 ll4
12 236
4 855

I 915
6 917
8 832

I 770

24 366

| 902
7 428
9 330

6 737
13 332
20 069
30 863
38 695
69 558

3 976
t9 714
23 690

3 354
4'186
7 540
4 235

25 759
29 994
t2 235
22 742
34 977

63 302
r3l 857
195 159

18 603
5 222

2 548
9 733

t2 281

I 064
16 344
24 4@
39 295
49 491
88 786

956

3 s29
5 027
8 556

7 377
32 831
40 208
12 082
25 639
37 721

0,71
2,67
3,40
0,70
I,53
2,23
1,85
2,51
4,35
I ,03
3,U
4,87
I ,16
1,20
2,36
0.46
3"08
3,53
0,82
2,22
3,03
1,09
2,43
3,52

7,62,,:,

3,72

1,07
4,08
5,t5
I,22
2,47
3,68
2,79
3,52
6,3t
0,2t
6,26
6,48
t,t0
t,57
2,67
t,09
1,85
5,94
1,32
2,80
4,l l
I,58
3,58
5,16

10,68
7,23

20.62

6,01

0,90
3,74
4,64
0,77
2,23
3,0t
1,80
3,32
5,t2
0,46
5,58
6,04
t,07
1,45
2,53
0,36
4,47
4,83
1,42
2,56
3,98
I,t4
3,29
4,43

11,27
7,73

22,_40

5,16

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn

73 850
166 951
240 801

r8 213
4 345

46 03r

177 205 218 984 276 665 3C9 390 4,54

[i. Unmittclbore Ausgobcn der {ugandhilfe und Einrichlungcn dcr Jugendhilfe
noch G.birtskdrp.rscho{lcn in dcn Rcchnungsiohren I95l bis 1953

1952l95l 1952 r953 1950 I 951t950
I 000 DM

Niedersochscn

Nordrhcin-Wcstfolcn Lond--"-- s.ii,l";;'ür;,;;
Kreisfrcrc Stödtc

Schleswig -Holstcin

Hcsscn

Rhcinlond - Pfolz

Bodcn - Württembcrg

Eoycrn

Homburg ,. ..
Bromcn . .
Wost-Bcrlrn . .
Bund ......
lnrgoromt . . .

dqvon:

Gobietskörpcrschoft

Lond
Bczrrksverböndc,...,,
KrcisfrcieStodte ......
Londkreisc
Krcrsongch, Gem. u. Amter

Lond
Bezirksverböndc .....,
Krcisfrcrc Stodre . ... .,
Londkrcrso
Kreisongch, Gem. u. Amtcr

Londkrci sc
Krci songch. Gcm. u. Amtcr

Lond
Bezrrksvcrböndc .....,
Krqs{rereStodte....,
Londkrcisc
Krer songeh. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bcuirksvcrböndc .,...,
Krcis{reieSrodtc .....
Londkrcise .',..,.....
Krcr songch. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bczrrksverböndo.....
KrcisfroicStudtc .....
Londkrcr se
Krcisongeh. Gem. u. Anter
Lqnd
Bczrrksvcrbdndc.....
KreisfrcrcSttdtc .....
Londkrci sc
Kreisongch. Gcm. u. Amtcr

6

9
2

3 725
2 833

870

035
936I 360

30 863

za gzs

2.l8 9tl

2 978
I 520

t9a 20,4

sc,c
30,4
9,3

33,6

ai,o
t 4,6
6,8

44,4

i,t
8,5
5,6

16,8
23,0
42,9
13,4
3,9

44,5

t1,o
t8,l
4,4

t 4,l
9,0

46,6
t8,6
lt,6
35,0
13,9
40,9
9,3
0,9

-

2 212

I tol
19,4

i,z
26,1
I 3,3
25,7

{o,t
18,2
5,9

35,2

i,z
10,6
7,0
7,6

22,4
53,5
13,6
2,9

42,4

sl,a
20,0
4,7
7,49t

53,5
t8,7n,0
35,6
t 3,0
40,t
10,3
0,9

:
:

t00

ri,t
25,9
5,0

34,9
10,5
4,6

2 548

isss
3 r55
1 625
8 064

to ozt
.4 480
I 238

39 295

t{ooz
7 txg
4 961

956
7 I l5

15 536
4 186
I 049
3 529

z-ast
I 750

420
7 377
3 467

18 663
6 571
4 130

12 082
5 232

l6 048
4 099

2&
l8 213
4 345

46_03 I

309 390

zs 8so
68 589
t5 814

I 05 345
32 ll0
r3 681

737 5 165

ro ozo

20,7

n,l
25,7
13,2
33,0

Ä,s
18,4
5,t

44,3

i,t
8,9
5,6
3,3

24,7
53,9
t4,5
3,6
ti,z
i,a
20,5
4,9

18,3
8,6

46,4
16,3
t0,3
32,0
13,9
42,5
l.0,9
0,7

100

n,s
22,2

5,1
34,0
10,4
4,4

asl
8ll

| 747
, 555
| 035

663

5 883
3 877

3 976
5U7

l0167
3 180

920
3 354

z lgl
I 365

329
4 235
2 709

13 9t]3
5 578
3 488

12 23s
4 872

t4 2q)
3 258

322

r8 603
5 222

oaloz
23 825 |

l3 029
82 627
25 034il t66

3 655I t90
24 736

sl tlo
7 429
4 945
2 018
5 970

t4 237
3 613

78s
3 367

z-oolI 590
377

2%9
3 020

t7 145
6 004
3 5r3

12 987
4 757

t4 621
3 765

333

ie eto'45U
48 ß7

100

zÄ,g .
10,9'
5,9

37,7
n,4
5.1

276 &5
Bund
Löndcr .
Honscslödre u. Wcst - Bcrlin
Bez r rksvcrbönde
KreisfrcroSrodtc .....,.
Lond<rcise
Krcrsongch. Gcm.u,Amtcr .

52
7l
l3
96
29
12

r 951 I l9s2
't 000 DM vH I 000 DM vH I 000 DM

l) Ohno \losr- Borlrn.

-43 -



9. Eigcnousgobcn und Zuschußbcdor{ dcr Jugcndhilfc und Einrichtungcn dcr Jugcndhilfa in dan Rcchnungsiohrcn 1952 und I953

E r genousgoben
I 953 1952 I 953 1952 I 953 19521952

I 000 DM DM;c Ernwohner I 000 Drn

Schlcswig - Holstcrn

Nicdcrsochscn . . .

Nordrhcin -Wcstfolcn

Hesscn .

Rhcinländ-Phlz ..

Bodcn - WürttemScrg

Boycrn .

Zusommen ......

l-hnburg
Bremcn . .
Wcst-Berlin
Bund

lnrgoronl

Geb r ets liörper schofi

Lond
Gcmcrndcn
Zusommen

Lond
Gcmc rndcn
Zusommcn

Lond
Gemeindcn
Zusqmmcn
Lond
Gcmei ndcn
Zusommcn
Lond
Gemoindcn
Z usommcn
Lond
Gcmcrndcn
Z usommcn

Lond
Gcmeinden
Zusommcn

Zrisommcn

| 953

I 865
3 625
5 490
3 150
9 137

t2 287
r8 290
26 709
44 999
I 258

13 544
14 8U2
2 429
3 807
6 236
2 857

t7 716

2 52866fi
9 178
4 485

14 994
19 479
37 766
46 225
83 99r
I 765

2s 787
27 552

3 040
5 r04I 144
8 463

29 088

2 1896nlI 960

3 908
l4 021
t7 n9
23 456
42 018
65 474
I 651

22 867
24 518
2 859
4 585
7 444

3 147
26 442
29 ß9

7 993
20 823
28 816
7 228

17 4ß
24 686
57 963

l0l 5t2
159 475

12 776
3 r88

33 0E9
t7 440

225 n8

20 573
I 313

l6 950
25 263
38 162
91 487

129 649
9 098
3 398

35 650

177 795

23 882
31 3r9
65 484

l5l 730
217 214

18 010
4 252

46 07s
17 440

302 991

1,06
2,79
3,85
0,68
2,26
2,94
2,68
3,28
5,97
0,40
5,79
6,19
0,95
I,59
2,54
t,25
4,30
5,55
0,81
2,60
3,41
1,40
3,25
4,65

10,56
7,07

20,64.
0,i4

5,92

0,89
2,75
3,64
0,59
2,t0
2,69
I ,67
2,99
4,65
0,37
5,i8
5,56
0,9t
1,46
2,37
0,47
3,98
4,46
0,92
2,42
3,34
0,99
3,00
3,99

n,26
7,66

22!4

5,06

6

2 201
3 801

q,76

3 743
9 761

1,47
2,23
0,47
I,37
1,84
1,33
t,95
3,28
0,29
3,07
3,36
0,n
1,21
1,98
0,43
2,67
3,t0
0,91
I,85
2,75
0,83
t,98
2,80
5,45
5,79

16,_48

.3,51

29 201
61 979
I 563

16 r53
17 716

002

0,92
t,59
2,52
0,56
1,47
2,04
2,i3
2,07
4,40
0,3s
3,63

-3,98
0,77
1,35
2,t2
r,t8.
3,08
4,26
7,88

19,03
26,9t
t2,42
2t ,74
34,t6

7,49
5,30

t4,u
0,34

1,1t

13 501

32 n8

2 457
4 315
6 772

I 469
22 174 .
30 643
45 679

r 38 878
184 557

r8 803
4 494

48 333

37 551

7 437

2S 187

10. Eigcnousgobcn und Zuschußbcdorf dcr Jugcndhilfc und Einrichtungcn dcr Jugrndhil{c
noch Gcbietskörpcrschoflcn in den Rechnungsiohrcn 1952 und 1953

Eigcnousgobcn

1952 't953 1952
I 000 DM vH I 000 DM vH I 000 DMIMODM vH'

Zuschußbcdor{

Schleswig - Holstain

Nrcdcrsochscn

Nqdrhcin - Wcstfo len

Hqsscn

Rhcrnlond-Phlz.

Bodcn -\Yürttcmbcrg

Bo ycrn

l-hnburg . .
Brcmcn . . i
Wcst - Bcrlin
Bund

lnrg.rcnt . . .
dovon:

Gcbictskörpcrschofi

KreisfreicStudre ...,.
Londkrci so
Krcisongeh. Gem. u, Amter
Lqnd
Bezirksvcrbdndc..,,,
Kreisfroic Stodtc . . . . .
Londkrcise
Krcisongch. Gcm. u. Amler
Lond
Bczirksvcrbönde.....
Kreisfrcie Stdrc .....
Londkrcisc
Kroisongoh. Gcn. u. Amtcr
Lond
Bezirksvcrbdnde,....
KreisfrcicSrodre .....
Londkroi sc
Krcisongch. Gcm. u. Amtcr
Lqnd .......:,..,
Bczirksvcrhöndc,.,.,
Krcis{rcicStdrc....,
Londkrcisc
Krcisongch. Gcm, u. Amtcr
Lond
Bczirksvcrböndc.....
Krois{rcicSrudtc..,.,
Londkrcisc
Krcisongch, Gcm, u, Amtcr

1953

vH

2 189

lsu
2l0ß

821
39G
c-en
3 271I r28

23 456

go rar
7 359
4 497
I 651
5 346

13 5/0
3 l4l

8ll
2 859

{ngI 503
364

3 147
| 8rr

15 826
5 69r
3 070
8 469
2 763

t5 607
3 4lr

3n
18 803
4 494

,r8_333

2S 187

t{on
7t 630
9 964

91 051
26 778
tr 086

3366
24&

817
4 485

l0 064
3 808I I23

37 76
u szt
7 290
4 614
I 765
628/.

14 731
3 732
I 040

3 040

2 917
I 707

451

I 463
2 461

16 627
6 r38
3 862
7 437

'302 991

t7 440
65 184
68 337
t2 0t8
98 514
28 973
t2 224

27,5

sz,t
26,9
8,9

23,0

si,t
t9,5
.5,8
45,0

a,c
8,7
5,5
6,4

22,8
53,5
,3_5
3"8

37,3

zi,z
21,0
5,5

22,5
6,6

u,3
t 6,3
t0,3
23,7
10,5
52,6
12,2
t,0

-:
9 098
3 398

35 650

36,7

tz,a
20,4
7,3

27,7

Ä,s
n,8

6,2
52,9

zz.s
5,3
5,5
8,8

2t,2
53.9
tl,9
1,1

36,3

si,t
2,2
5,9

27,7
5,0

4l ,9
15,6
9,8

29,j
9,4

48,7
I t,9
0,6

-
IN

7,)
25,6
2t,7
3,3

29,6
8,t
3,9

48 t16
5 783

6l lt9
r6 733
7 852

528

3 273
t6 459
3 832

318
r8 0r0
4 252

46 075
17 440

24,4

si,e
26,8

9,2',
2l ,8

sl,t
t8,2
6,3

35,8

«,t
n,2
6,9
6,7

2l ,8
55,3
t2,8
3,3

38,4

tz,s
20,2
4,9

t0,6
6,3

53,5
t9,2
10,4
27,6

, 9,0
50,9.n,t

1,3

-
1N

t7,8
28,0
3,9

35,5
10,5
4,3

I 865

1-g7oI 185
170

3 r50

6-r09
2 173

855
18 290

zo-zoz
3@0
3 426
I 2582n9
8 l4l
| 87t

603
2 429

z talI 299
324

0
1

2 201

{tN
I 224

441

3 743

6-il8
28c4

838
32 n8
n sti
3 283
3 404
r 563
3 755
9 s57
2 114

727
2 457

zarc| 500
4N

7 993
I 430

t2 M21fig
2 822
7 228
2 322

12 03t
2 917. 157

t2 776
3 188

33 099
17 44

22s 97i
t7 440
57 963
49 063
7 507

66 833
18 382I 790

34,0

ti,g
2t,6

8,6
25,6

tg,l
17,7
7,0

40,6

u,g
6,8
7,6
8,5

t9,8
55.0
t2;6
4,t

39,0

ti,o
20,8
5,2

13,9
4,2

5t,2
2t,t

9,6
32,9
7,8

47,4
n,0
0,8

:

2t,5
27,t
3,3

34,4
9,4
4,4

2 857
871
540
335
969
313
983
972
790
2U

I
I
2

IN
5,8

21,6
22,5
4,0

32,5
9,6
4,0

ln 795

38-t62

t00

-44 -

Lqndkrci sc
Krcrsongch. Gcm.u.Antcr .

(3: l
(b;j

Lond
Bcz rrksverbdndc
Krcis{rcrc Srudrc,......
Lond[<rci sc
Krcisongch. Gcm.u.Amtcr .



ll. Unmittclbore Ausgobcn dcr ollgcmcincn Fürsorgc in dan Rcchnungsiohrcn 1950 bis 1953

I950 I 951 1952 I 953 I953

lc

Hesscn

Rhcinlond- Pfolz

Bodon - Württemborg

Boycrn .......

Zusommen ....

Gcbrctsk<irperschoft

Lond
Gcmcr ndcn
Zusommcn

3,79
I 0_05
I S,gl
3,69
7,65

11 ,34
3,04

13,57
16,61
0,t6

n,62n,n
2,26
9,42

n,68
I ,33
9,21

10,54

0,85
10,44
ll,29
2,16

10,83
13,00

24,49
27,83
47,82

2,00

,5,08

3,00
8.18t;17
2,86
7,12
9,99
2,95

12,88
15,83
0,20
9,94

t0,t4
t,59
8,49

10,08
0,39
8,40
8,79
t,06
8,71
9,77
t,u
9,75

u,59

25,1I
26,9t
46,_6t

t3,7t

2,24
7.57
e;81

2,82
682
9,64
2,67

n,74
14,40
0,t2
9,19
9,30
1,32
7,62
8,93
0,17
7,55
7,72
0,47
8,02
8,49
I ,54
8,93

t0,47

27,74u,:,

n,N

izz
6.87

I 0,09
0,39
5,64
6,03
2,86

10,34
13,20
0,07
7,69
7,76
I,12
8,10
9,53
0,t3
7,3t
7,44
0,48
7,38
7,85
t,27
8,01
9,30

20,62
I 5,51

:
9,76

9 041
23 974
33 015
24 430
50 723
75 153

42 U6l9l 008
233 854

693
5t 745
52 ß8
7 246

30 I48
37 394
I 980

62 378
71 358

7 784

8 343
I7 835
26 178
2 628

38 348
40 976
37 747

r 36 505
174 252

4 387
67 752
72 139
57 604

365 980
423 5U
33 ll5
86l,4

5 571
l8 819
24 393
l8 925
45 767u6n
36 056l8 727

194 783

20
27

365
105
470

7Schlcswig - Holstcrn Lond
G"r"i nd"n'(br.). Zusomm.n . .

Nicdersochsen ,.. Lond
, 9.rcrndcn (Gv.)

Zusommcn . , .

ilrydrhcin -Wcstfolen- Lond
Gcmci nden (Gv.)
Zusommen
Lond
Gcmeinden (Gv.)
Zusommcn . .

Lond
Gcmcrndcn (Gv.)
Zusqmmen . . .

l9 t2t
47 $2
66 &3
40 451

176 789
217 240

878
43 U6
44 724

4'995
26 ßl
31 676
2 578

55 784
58 362

9 679
79 894
89 573

85 067
4fi &2
535 n9

506
40 365
40 871
4 l0l

23 694
27 795
ril3

49 751
50 864

4 338
73 595
ry e33
70 613

410 718
4{}l 331

36 0U
l2 990

294
33 271
33 565

3 ?76
25 253
28 629

829
17 018
47 U7

95 737
103 521

Lond
Gcmernden (Gv.)
Zusommcn . ..
Lönder...,,
Gemcindcn (Gv.)
Zusommcn .

41 918
15 782

100 842

l0l 020
fis 714
606 734

41 780t6n9tß 769
432

465 363 530 365 691 271 772 U5

12. Unmirclborc Ausgobcn dcr ollgcmcincn Fürsorgc noch Gcbictskörpcrschoftcn in dcn Rcchnungsiohran I95l bis 1953

1952'1951

vH I 000 DM vH r 000 DMI 000 DM vH

27,1

n,t
4t ,7
0,2

32,5

za,t
29,3
t0,2
,!,)
50,1
6,1

25,2
t,3

2t,5
42,3
26,6

8,2
19,4
6,6

3l ,3
34,6
8,t

12,6
5,5

34,8
35,3
n,8
7,5

27,4
37,4
27,0

0,7

I00
0,t

Ll:'o
6,0

3l ,9
16,8
10,8

9 04126,8

i,s
42,9

0,3
28,7

n,o
30,8

9,9
18,6

ti,t
6,6

25,t
2,0

t9 /4
43,9
26,3

8,5
I5,8
7,t

33,3
33,7
|.0,0
1,4
6,9

37,8
37,7
13,2
t0,8
26,2
36,5
25,9
0,6

IN
n,s
22.8

5,5
3t,9
t6,5
n,0

7 365

e zzslt 793
90

t9 r2l
zo-sc,3
20 547
6 623

lo 451

I 08 072
t4 230
s4 186

878
8 674

19 621| 742
3 808
4 995
2 252

l0 561
l0 688
3 179

2 578
4 0ll

22 036
22 012

, 7726
9 679

23 471
32 676
2323/.

513

4t 918
15 792

r 00_812

691 271

a5 06z
158 542
38 lo9

221 583
tt4 245
76 426

22,9

z1,t
u,7

0,8
29,3

[c,s
3t,0
10,3
t8,5

so, I
6,2

25,2
t,2

t9,t
45,9
27,2

6,5
14,8
7,2

34,6
31,6
u,8
2,2
8,1

37,7
38,3
t 3,7
5,6

27,4
39,2
27;l

0,8

:

1N

IJ,:
9,2
6,7

38,2
t9,5
l3,t

5 574

7 736
l0 897

t86
l8 925

tg-uz
20 067
6 539

36 056

Gcbi*skörperschoh

Schlcswrg - Holstcin Lond
Bczi rksvcrböndc
Krcisfrcie Stüdtc

Nr cdcrsochscn

Krei sfrcic
Lqndkrei sc

, Krei songch. Gem. u. Amtcr
Nordrhcin - Westfolcn Lond

Bczirksverbönde..,..
Kreisfrcic Stodrc .. . . .
Londkrci se

_ Krci songeh. Gen. u. Amter
Hqsscn Lond

Bcz r rksvcrbdndc
Krcisfrerc Stodto

Rhcinlond - Pfolz

Boden - Württcmbcrg

Boycrn

Homburg
Bremcn .
Wcst. Ber
Bund

lnrgaroml . .
dovon Bund

Löndcr .
Hqnscstödtc u. Wcst - Balin
Bezirksvcrhündc .,.,.,
KrcisfrcrcStodtc ......
Londkrci ss
Krcisongch, Gem. u. Amtcr

r0 il5
13 783

76
24 4T
2t r0l
21 991
7 630

42 816

nfue
11 r5l
59 0ß

6vJi2n
22 185
l3 %5
4 324
7 216
2 460lt 698

t2 9ß
30/'2
I 980

97 %6
12 112
49 U9

506
78(J4

18 n9lt 108
2 671
4 l0l
2cf,6
9 614I 782
3 29r
r lt3
4 137

19 t7l
19 457
6 9'{15

4 338
21 362
30 530
2r ll6

585

36 044
t2 990

3 947
24 8U
25 t&
84r'4
77U

28 316
38 735
27 919

737

4t 780
16n9
06 769

4n

n2 u5
432

l0l @0
165 278
45 95

246 488
129 970
83 262

r)

530 365

7oJr3.
49 034'.
35 310

202 457
103 540

69 411

_45 _

l) Ohnc tYr:t - Brlin.

lnsgeromt

I 950 t95l 1952

Londkrci sc
Krcisongch. Gcm. u. Amler

Lond
Bczrrksvcrbündc.....
KrcisfrcicSrodtc .....
Londkreise
Kreisongch. Gcm, u. Amlcr
Lqnd ..:...,......
Bczrrksvcrböndc ....,.
KrcisfrcicStodtc .,....
Lqndkrcr sc
Krcisongeh. Gcm. u. Amter



13. Eigcnousgobcn und Zuschußbadorf dcr ollgcmcincn Fü;sorge in dcn Rcchnungsiohrcn 1952 und 1953

Gebictskörpuschoft

Zuschußbedorf

6 977

1953

DM jo E,inwohncr

Nordrhern - Wcstfolcn Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusom.cn . . .

Hcsscn --...... Lond
Gcncindcn (Gv.)
Zusommcn ...

Rhcinlond-P{olz . . Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Bodcn.Würtfcmbcrq Lond- Gcmcindcn (Gv,)

Schleswig - Holstcin

Nicdersqchscn . .

Boyern .

Z u sommcn

Homburq .
Bremcn- .
Wcst - Bcrlin
Bund

ln3gc.omt

Lond
Gemorndcn (Gv.)
Zusqmmcn . ..

Zusommcn . . .

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusomncn . , ,

Lönder.--..
Gcmcindan (Gv.)
Zusommcn , . .

5n7
20 869
26 796
2t 928
40 359
62 287

35 438
I 86 785
222 223

6 901
36 043
42 944
4 109

25 941
30 053
l5 r07
47 992
63 099

t0 515
78 726
89 241
99 925

4i6 718
536 643

41 696
l5 657

I 00 842

69{ 8:}8

7 805
24 851
32 6%
26 708
43 102
69 810
u 481

199 n8
234 259

4'887
43 742
48 629

4 898
31 393
36 291

14 938
53 138I 076
I 705

94 361
103 066
102 422
490 366
592 788
4t 592
16 663

106 2'I9

2,41
8,49

10,90
3,28
6,04
9,33
2,52

t3,27
15,79
I,56
8,17
9,74
1,31
8,26
9,57
2,28
7,23
9,50
l,ls
8,58
9,73
2,16
9,45

n,6t
24,97
25,69
46,61

3,27
10,42
t 3,69
4,03
6,50

t0,53
2,45

t 4,19
16,64
1,t0
9,82

t0,92
1,53
9,81

n,34
2,21
7,85

10,05
0,9s

t0,29
ll,24
2,19

10,50
t2,70
24,38
27,72
47,57

0,01

14,79

5 018
14 807
l9 825
20
3l

818
154
972

17 597
24 s74
24 772
32 978
57 750
32 024

l4l 073
t73 097

4 887
36 540
4t 427

4 057
22 235
26 292

2,04
6,02
8,06
3,12
4,67
7,78
2,34
9,52

n,86
I,56
6,68
8,25
t,06
6,80
7,87
7)7
5,10
7,32
1,08
7,00
8,08
?,01
7,04
9,05

20,30
21,68
35,48

2,93
7,38

10,30
3,7 4
4,98
8,71
2,28

10,02
t2,30
t,t0
8,20
9,30
I,27
6,95
8,21

2,14
5,59
7,73

*0,94
8,57
9,51
2,05
7,86
9,9t

18,46
22,49
40,1I

0,01

n,67

5I
32 059

r30 6.17
162 676

6 901
29 473
36 ?74

3 345
21 377
24 722

t4 n5
33 842
48 617

9 905
&r 185
74 090

325 455
418 276
33 896
t2 7ts
76 771

5,ll 661

t4 493
37 876
52 369

432

757 694 t3,72

626
593

87 219
95 836

366 892
462 728
31 480
l3 516
89 563

432

597 719 10,70

8
78

92 82

14. Eigcnousgoben und Zuschußbcdor{ dcr ollgcmcinen Fürsorge noch Gobietskorpcrschoftcn in den Rechnungsiohren 1952 und I953

E igcnousgobon
I 953 1952 I 953 t9521952 I953 1952

DM ic Einwohncr I 000 DMI 000 DM

Schlcswig - Holstern

N redersochsen

Nordrhcin -Westlolcn

Hcs scn

Rhcrnlond. Pfolz

Bodcn - Württcmbcrg

Boycrn

Homburg ....
Brcmen . .
West-Borlin . .
Bund

lnrgcroml . , .

dovon:

Gebictskörpcrschoft

LondBezirksvqböndc......
Krers{rcieSrudte ..,...
Londkreise
Krei songeh. Gcm. u. Amler
Lond
Bczirksvcrböndc.....
KreisfrcrcStodrc ..,..,
Londkrcisc
Krorsongch. Gem. u. Anler
Lond
Bezirksvorböndc.....
Krersfrcic Srodrc .....
Londkrci se
Krcisongch. Gcm. u. Amler
Lond
Bczirksvcrbdndc..,..
KrcrsfrcicStodro ..,..
Londkrerse
Krcisongeh. Gcm. u. Amler
Lond
Bczirksvcrbtindc .....
KrcrsfrcrcStodtc ...,.
Londkrcrse
Krcisongeh. Gem. u. Amlcr

Lond
Bezirksverbändo.....
KreisfrcicStudte .....
Londkrci se
Kreisongch, Gcm. u. Amtcr
Lond
Bczirksvcrbönde.....
Krcis{rcicStodtc .,...
Londkrcisc
Krcisongch. Gcm. u. Amtcr

Bund
Ldndor .
Honscstödte und Wcst-Bcrlin
Bcz irksverböndc
KrcrsfrcieStodtc,......
Londkrcisc
Krcisongch. Gom. u. Amter

5 927

4 728
2t 928

tftao

23 333
31 320
23 841

232

22,1

i,s
28,7
t7,5
35,2

n,s
22,3
13,9
15,9

so,s
17,4
16,2

t6,t
10,4
43,4
I 5,3
14,9
13,7
3,6

35,6
26,9
20,2
23,9
t2,3
25,0
28,6
10,7
n,8
26,1
35, I
26,7
0,3

-
100

14,4
22,8

5,3
30,9
16,8
9,8

7 805

r0 302
8 885
5 663

26 708

t{tsz
15 M5
9 264

34 48'l

23,9

zl,s
27,2
17,3
38,3

u,g
21,6
13,3
t 4,7'i,t
16,6
16,6

10,0
16,9
42,1
16,5
14,5
I3,5
3,9

33,7
3l ,0
17,9
2t,9
t3,0
27,4
28,3

9,4
8,4

27,7
36,2
27,5

0,2

-
t00

0,t
I 3,5
2t,7

6,2
3l ,6
17,1
9,8

5 018

5 882
4 63342n

20 8r8

ta tao
9 407
7 607

32 059

6 977

fsos
5 203
5 029

24 772

I 450
7 690

l3 894
8 686

35 438

lt2 334
38 561
35 890
6 901
4 475

r8 628
6 559
6 380
4 109
r 071

l0 701
I 088
6 084

15 107
7n4

t5 771
l8 073
6 374

l0 515

69,1 83E

ss czs
'I 58.195
36 6s2

214 985
116 707I 374

tn ool
38 839
38 933
4 887I 196

20 494
8 001
7 050
4 898
I 401

t2 242ll 255
6 194

14 r-61
r0 386
7 831

32 024

a8 8tr
27 868
24 394
4 887
7 262

t6 920
6 334
6 024
4 057

950
9 006
6 373
5 906

t4 493

31 480
l3 516

80 628
27 427

25,3

zi,t
2i,4
2t,6
40,1

i,z
t 8,l
14,6
19,7

qi,a
16,9
13,9
19,0
l0,s'40,8
13,7
l.6,0
I 3,5
2,7

36,3
25,3
22,2
30,4
15,0
22,4
23,6
8,6

13,4
25,4
35,8
25,2
0,2

-
:

t00

t1,t
22,8

5,7
29,9
I5,3
9,2

28,4

lo,o
2l ,2
20,5
42,9

zi,t
i8,0
13,6
I8,5

si,:
l6,t
t 4,t
,1,8
t7,5
40,8
15,3
14,5
t 5,4
3,6

34,3
24,2
22,5
27,7
t 5,7
25,0
23,6
8,0
9,9

27,t
36,9
26,0

0,2

-
t00

0,1
16,0
22,s
6,7

30,5
I 5,3
8,9

4t
l5

t00

696
657
812

I 241
13 il6
t2 348
4 t7l
8 626

23 595
32 205
22 658

136

22 561

6 901
3 836

t4 824
4 998
5 815
3 345

678
8 97I
6 243
5 485

t4 775
7 270

l0 879ll {so
4 197

9 905
t8 826
26 559
18 657

143

33 896

89 563
432

597 719
432

95 836
I 34 559
40 047

tB2 185
91 170
53 491

12 715
76 774

511 661

sfazt
123 385
30 610

161 883
82 861
50 l0l

l4 938I 858
18 632
l9 250.
6 398

8 705
28 527
37 306
28 298

231

41 5v2
16 663

106 219
432

757 691
432

1A 422tu 474
46 982

2§ ns
129 s74
74 034

19521952 I 953
vH I 000 DMI 000 DM vH I 000 DMI 000 DM vH
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I5. Unmittclborc Aurgoben dcr Einrichtungan dcr ollgcmainan Fürsorgc in dcn Rcehnungsiohrcn 1950 bis I953

1953
GebietsLörpc.scho{r DM DM ic Einwohner

Schleswig - Holstcin

Nicdcrsochscn . . .

Nordrhcrn - Wcstfolcn

Hosson .

Rhcrnlond-P{olz . .

Bodcn . lYdrttcmbcrg

Boycrn .

Zusomncn . . .

Lond
Gemcindcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusqmmcn .. .

Lond
Gcncindcn (Gv,)
Zusommen ,

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusomman .

Lond
Gcmcinden (Gv.)
Zusommcn
Lond
Gcmerndcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Lond
Gcmeindcn (Gv.)
Zusomncn . ,

b!fltila";'rc;.1
Zusommen . . .

3 205
l0 632
13 837
8 319

23 586
31 905

l3
5 530
5 543

793
828

r 621

338
17 fl6
17 8U
I 169

t8 297
19 456

t4 263
82 517
96 780

I8 185l0l ,169
119654

I 371
6 580
7 9s1

12W
6 372
7 581

2 711
t3 752
16 463
7 187

30 853
38 040

33
8 040
8 073

948
r 330
2 278

2 675
t5 642
l8 3t7
l0 926
32 30r
43 227

032
395

I 521
2 916

410
22 257
22 667

3 225
23.990
27 215
19 932ill 024

I 30 956

t9 427I 837
15 854

152 791 168 071

426
6 t07
6 533

I r04
6 463
7%7

0,t6
2,35
2,52
0,47
I,56
2,04
0,63
I,79
2,42
0,00
1,28
I,28
0,26
0,28
0,54
0,05
2,73
2,78
0,t3
1,99
2,12
0.31
1"8t,
2,13

8,87
2,09

2 985
t2 677
t5 662
il 020
28 377
39 397

14
7 761
7 775

716
920l 636
253

22 436
22 689
2 093

22 834
24 927

92
940

0,5t
2,67
3,18
0,40
2,36
2,76
0,78
2,29
3,07
0,02
2,0t
2,03
0,44

.0,48
0,91

0,06
3,29
3,35
0,35
2,62
.2,97
0,43
2,38
2,80

n,39
3,06
7,t0

3,28

o.io
2,68
3,23
0,4t
2,06
2,47
0,52
2,25
2,77
0,0t
t,82
,,83
0,30
0,42
0,73
0,01
2,97
2,98
0,16
2,76
2,92
0,30
2,28
2,58

t0,08
2,91
6.90
0',00

3,02

0,44
2,60
3,04
0,44
t,89
2,33
0,81
2,10
2,9t
0,00
I,77
I ,77
0,23
0,30
0,53
0,04
3,4t
3,44
0,23
2,49
2,72
0.40
2',21
2,60

9,26
2,30

o:oo

2,8i

ö
9

Hcmburg .
Brcmen.
Wcst - Berlin

14 246I 167
15 349
r 336

40

ll2 193 136 379

52
t9 701
19 7s3
I 425

25 339
26 761

13 727
05 597
19 324

t6 827
r 705

t4 926
9Bund

lnsgrromt 2,35

16. Unmittelborc Ausgobon dar Einrichtungcn der ollgameinen Fürsorgc noch Gebictsk<irpcrscho{rcn in den Rechnungsiohrcn I95l bis 1953

1952I 950 l95l 1952 I 953 1950 I95l

I 951 1952

vH I OOO DM vH I 000 DMIMODM

Sch leswi g - Hol stoi n

Nicdcrsochscn . . .

Nordrhern . Wcstfolen

Hcsscn .

Rhcinlqnd- Pfolz . .

Boden - lYürttcmbcrg

Boyern ......:.

lnrgronl . . .

dovo:

Gcbrctskörpcrschoft

Lond
Bczrrksvcrbdndc.....
KrcisfreicSrodto .,...
Londkrcisc
Kreisongch. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bczirksvcrbdnde,..,.
Kroisfr6rc Sttdte .'. . . .
Londkrcrse
Kreisongch. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bezirksvcrbdndc,.,..
KrcrsfrereSrodtc .....
Londkrei se
Krcrsongch. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bczirksvcrböndc..,..
KrasfrcicStudtc...,.
Londkrei sc
Krci songeh. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bczirksvcrböndc....,
KrcisfrcicStadtc,,...
Londkrci sc
Krcrsongeh, Gem. u. Amler
Lond
Bczirksvcrbdndc .....,
KrcisfrcicSrodte ....,,
Londkrcisc
Kroi songch. Gcm. u. Amtcr
Lond .......,....
Bczirksvcrböndc .....,
KrcisfrcieStodtc .....,
Londkrci sc
Krcrsongch, Gcm. u. Amtor

17,2

s7,o
34,4
16,8
16,5

sa,g
38,4
6,2

18,9

a,o
8,7
9,3
0,1
9,3

65,4
19,0
5,9

41,6

a7,e
2,t

u,7
0,3

24,2
t9,8
35,9
t9,9
5,3
6,4

66,7
t9,t
2,5

-
t00

0,0
9,0

21,9
4,7

39,9
t7,t
7,4

14,6

:o,a
38,2
16,1
t9,t
tz,t
37,6

6,6
28,0

i,a
6,8
7,4
0,2
4,6

64,3
24,3

6,7
43,8

i,r
2,5

16,6
t,t

2t,5
20,0
42,4
t 5,t
8,4
5,7

62,9
20,9
2,t

-
tu)

0,0

ti":,
4,9

4t ,6
20,7
7,3

Homburg .
Brcmcn . .
Wcsf - Bcrlrn
Bund

't t04

2 332
2 890I 241
2 985

slso
5 896I 031

ll 020

zzlBB
2 67s
2 914

t4
354

4 999
I 887

521

716

- eot
4l

271

253
4 8694n7
9 618
3 423

2@3I 420
t5 6n
5 219

524

l5 349
I 336
'40

136 379
40

I8 185
16685r)
6U2

56 675
213 2279n4

I 371

z sts
2 734I 333

2 711

{qs
6 320I 027

7 187

zl clo
3 321
3 556

33
754

5 279
I 533

474

948

t ore
48

266
-52

4 773
3 90670n
3 931

| 425| 717
l7 8515il2

659

t6 827
I 705

t4 y26
I

52 791
I

13 727'
33 458

7 243
60 946
26 162lt 246

1 209

f sas
2n9
1 478
2 675

7 185
7 378| 079

l0 926

769
6 171
I 5t0

590
| 395

rlsa

t9 427

25 957
2 6ll
3 732

n

t 5,9

:J,A
30,7
t9,5
14,6

ti.z
40,j
5,9

25,3

a,o
6,0
8,6
t,0
8,5

67,2
16,7
6,5

47,8

lg,e
2,7
9,8
1,8

23,8
.t9,3
31,6
20,5
u,9
6,7

62,4
l.7,2
t,9

t00

ti,s
22,t

4,7
38,2
15,7
7,3

5
4
7
4
3
I
6
4

80
287
410
3tl5
368
851
654
225
826
985
668
512

| 837
15 854

168 074

ticsz
37 l18

7 980u 285
26 426
12 333

l) Ohnr lYcsr - Borlin.

Londkrci so
Krci songch. Gcm. u. Amtcr
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17. Eigcnousgobrn und Zuschußbcdor{ dcr Einrichtungrn dcr ollgrmcincn fürsorgc in dcn Rcchnungriohrcn 1952 und 1953'

E igcnousgoben
r 953 1952I 952 I 953 1952 | 953 1952

I()MDM DM ;c Einwohncr I 000 DM

Gebi ctskörpcrschoft

Schloswis . Holstcin Lond' Gqmcindcn (Gv.)
Zusonmcn

Nicdcrsochscn . , .

Nordrhcin - Wcsrfolcn

Hcsscn .

Rhcinlond-Pfqlz , .

Boden - Württcmbcrg

Boyern .

Zusommdn....,.

Homburg . , .Brcmcn....
Wcst. Bcrlin ,'
Bund

ln.gosomt . . ,

l- ond
Qemeindcn (Gv.)
Zusommcn
Lond
Gcmcindcn (Gv.)
4usdmmcn . - .

Lond ......
Gemcindcn (Gv.)
Zusommcn. -

Lond
Gcnoinden (Gv.)
Zusomman . - -

Lond
Gcmandcn (Gv.)
Zusommen . . .

93
7.889
7 982

l12 939

23 236
26 475
t9 9ß

104 984
124 932
l9 09r
r 837

15 854

161 714

0,43
2,65
3,07
0,37
1,94
2,31
0,51
I,98
2,49
0,02
1,79
l,8l
0,30
0,38
0,68
0,01
2,89
2,90
0,16
2,63
2,79
0,29
2,t 5
2,44

10,08
2,91
6,86
0,00

2,89

615
876

I 491

879
I 313
2 192
4 203
9 100

13 303

93
2 109
2 202

218
563
781

5l
2 995
3 046
I t59
6 762
7 921

7 218
23 718
30 936

6 628
303

7 529
9

45 105

2 894
3 982
6 876

13 877
23 l13
36 990
5 510

737
7 723

0,22
0,32
0,55
0,12
0,45
0,57
0,55
0,62
I ,17
0,19
0,5s
0,74
0,22
0,1I
0,33
0,06
0,56
0,62
0,i2
0,43
0,75
0,30
0,50
0,79
3,23
1,23
,,:6

0,99

0,25
0,36
0,61

0,13
0,20
0,33
0,3t
0,66
0,97
0,02
0,48
0,50
0,07
0, I8
0,25
0,01
0,45
0,46
0, I3
0,74
0,86
0.16
0"5t
0,67
3,97
'0,52j,48
0,00

0,n

536
n4

I 3t0
767

2 999
3 766
7 722
8 772

16 494
832

2 445
3 277

716
338

I 054
410

3 803
4 213

0,42
2,65
3,07
0,32
2,22
2,54
0,78
2,09
2,86
0,t9
1,90
2,09
0,44
0,46
0,90
0,06
3,16
3,22
0,35
2,53
2,89
4,43
2,25
2,68

n,t9
3,06
7 ,10

3,16

990
6 330
7 r20
2 103

t4 731
l6 834
l0 959
29 354
40 313

832
8 480
9 312
I 415
I 473
2 888

410
21 380
21 790
3 239

I 050
6 5ll
7%l
2 473

12 922
15 395
7 187

27 828
35 015

948I lB7
2 135

52
19 219
19 271
I 425

24 155
25 580

Lönder ....,
Gemcindcn (Gv.)
Zusommcn

t3 228» 711

16 827
1 704

14 850
9

146 329 50 960

I8, Eigenousgobcn und Zuschußbcdorl der Einrichtungcn der ollgcmcincn Fürsorge
noch Gcbictskörpcrschoftcn in den Rechnungsiohrin 1952 und I953

Zus rl

Schlcswig - Holstcin

Nicdcrsochsen . . .

Nordrhein -WcstfoIcn

Hcsscn .

Rhcinlond-Pfolz . .

Eodon - Würilcmbcrg

Boycrn .

Homburo
Brcmen- . .
Wcst - Berlin
Bund

lnsgrront . .

dovon

Gebr etskörpcrschoft

Krcr

Lond
Bez irksvcrkinde
KreisfreicStodtc ...... .
Londkrcr sc
Krcisongch. Gcm.u.Amter -
Lond
Bezi rksvcrböndc
KrcisfrcicStodte .......
Londkrer se
Krci songch. Gen. u. Amtcr
Lond
Bczi rksvcrbtindc
KrcisfrcieStadtc .......
Londkrci sc
Krcisongch. Gcm.u.Ämtcr .

Lond . .
Bez irksvcrböndc
Krcrsfrcrc Sradte,,.... .
Londkrcisc
Krcrsongeh. Gem.u.Amtcr .

Lond
Bez i rksvcrböndc
Krcrsfreie Stodtc .,..,. .
Londkrci sc
Kreisongch. Gem. u.Amtcr .
Lond
Bezirk svcrbönde
Krersfrcie Stödtc . .... ..

'1953

I 050 90
zy't
2 328
I 438

. 2103

iord
6 632
r 082

l0 959

nnTB
2 228
3 147

832
769

5 934't 190
587

I 415

llll8
59

26
410

5 t39
4 362
7 336
4 543
3 239
I 833

r6 501
4 393

509

l9 091
I 837

l5 854

151 711

reJ4s
36,782

7 741
61 503
24 166ll 573

t3,s

sl,o
3l ,8
t9,6
l2,s

i,t
39,4
6,4

'27,2

536

lra
83

173

767

r soö
996
143

i tzz
7-h8

47
ööt
832
l4

2 08r
235
143
716

1oo
26
52

410
428

I 438
878

I 059
2 894

588
3 156

201
36

5 510
737

7 723

13,9

ls,z
36,2
16,7
l6,l
si.g
37,6

6,5
20,5

ä,2
8,4
8,7
1,2
9,5

65,s
l8,t
5,8

44,4

q7,a
2,4

t !,6
0,3

24,8
20,t
35,7
t9,t
5,6
6,6

67,1
t8,2
2,5

6ls 4t,2

vH

40,9

ss,s
6,3

13,2

20,4

ag,t
26,4
3,8

46,8

ö,s
0,3
5,4

25,4
0,4

63,5
7,2
4,4

67,9

z7,t
2,5
4,9
9,7

10,2
34,1
20,8
25,1
42,t

8,6
45,9
2,9
0,5

-
100

i,z
27,5

2,0
33,7
4,8
4,9

itt
970
002
l5l
466
494

5t3
736
262

2
2

5
I

580
ll5
l8l
879

t oss

4 203

40,1

Ä,t
8,4
3,t

it ,6

i,a

38,9

t2,t
2 473

6 136
783
003

7 187

2 r-816
2 952
3 060

93
755

5 225I 446
ß4
948

asc
5l

247

52
4 773
3 880
6 88t
3 685
1 425'I 688

17 156
4 664

647

t6 827
1 704

l4 850
9

sg,s
5,5
7,8
8,9
ß?

63,7
12,8
6,3

49,0

t7,a
2,0
9,2
t9

23,6
20,0
33,7
20,8

7

2

3,9
7,1
4,2
0,1

80,6
t3,0
2,0

27,9

sa,o'
2,9

10,5
1,7

l2,t
43,4
t 6,0
26,9
14,6
7,1

72,3
4,8
t,2

t00
0,0

t 5,9
3l,9
2,t

40,9
4,4
4,9

85
68

Zst
523
945

93
3

775
286

44
218

ass
23
82
5l

368
322
486
8r9
159
562
724
377
99

628
303
529

9

,105

9
218
460
932
551
996
239

Londkrcr sc
Krcisongch. Gcm. u. flmter

Bund
Löndcr ;
Honscstödtc und IYest-Bcrlin
Bczirksvorbonde
Krcrsfrcic Stodrc ......,
Londkrci sc
Kreisongch. Gcm. u.Anter,

l2,z
6,9

62,3
16,6
t,9

t00

tz,l
22,7

4,8
38,0
14,9
7,2

6

7

116 329
9

t3 228
33

7

,00
0,0
9,0

22,8
4,9

39,4
16,8
7,1

15

7
t4

l8
I
2

50 960

3
I
757

24

-48 -

US

1952 I 953 I 952
I OOO DM vH I 000 DM vH I 000 Dlvl vH r 000 DM

a

l0

381
213
615
5t3
368



19. Unmittolborc Ausgobcn dcr Kricgsfolgcnhilfc und Einrichtungcn dar Kricgrfolgcnhilfc in dqn Rcchnungsiohren l95C bis 1953

I 953
Gcbi orskörpcrscho{t

144
40 683
40 827
I9
85

379

6 308
§228u 536

624
16 479
17 103

7 B4l
r09 758
117 s99

s6 4äl
470 312
%6 749

18 024
6 176

60 438

651 387

228
8ll

73 601
I 813

932
433
708

688 391

'0,06
15,68
t 5,74
'2,85
12,62
15,47

3,43
7,86

n,29
0,40

fi,02
n,42
0,24
9,61
9,85
0,4t

10,t6
t 0,57

1,62
12,69

L4,3t
1,86

t0,73
12,59

t0,22
10,26

3,69

t6,18

5,38
15,78
21,t6
2,75

12,92
15,68

4,14
8,55

12,69

0,25
9,92

t0,t7
0,25
4,81
5,07
0,40

t0,69
1t,09
0,96

n,50
12,46

2,21
t0,39
12,60

11,22
15,23
35,79
0,07

13,59

5,25
16,93
22,t8

3,44
t3,60
t7,o3
6,64

t0,73
17,37
I,53

12,58
t4,tI

1,35
5,74
7,09
7,05

12,66
19,7t
3,57

12,43
16,00

4,7?
fi,90
16,62

1t ,94
t 4,12
58,87
0,t3

18,4t

Schlcswio - Holstcrn Londö"r"lri..'fbr.)
Zusommon . . .

Lond
Gcmcinden (Gv.)
Zusommqn . . .

L;d
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Lond
Gcmcrndcn (Gv.)
Zusommen .

Lond
Gemoindcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn '. . .

Lond
Gcmcinden (Gv.)
Zusommen . .

Lönd.r .....
Gcmcrndcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Hqmburo
Brcmcn-

2,54
15,37
t7,9t
3,35

12,t9
15,54
4,04
8,57

12,62
0,27
9,65
9,92
0,20
5,30
5,50
0,50
9,98

10,49
,0,85
n,96
12,8t

2,10
10,23
12,32

22 503
8t 775

104 278
u6n

115905
170 582

1 t7i
42 408
43 579

I 03 668
148 990

I 721
17 U2
49 363

l3
38

t2 527
& 375

Nrcdersochscn . . .

Nordrhcin -Wcstfolcn

Hesscn

Rhoinlond-Pfolz . ,

Bodcn - Württcmberg

Boycrn ,,....,..

Zusommcn ... ..

Wcst - Berl in
Bund :. .

lnrg.tomt ,

105
793
172

52 039 52 902
l8 388
86 281

22 776
90 136

104 669 112 912
45 322

730
28 86r
29 591

2 653',
65 345
67 998
14 899

I 16 561
l3l 460

84 848
488 555
s73 403

16 413
5 731

176 203

nl 750

56 812
117 y2

I 099
43 774
44 873

792
136
928
637
964

y3 478
lsl 0l I

6 805
56 029
62 8U
4 328

18 359
22 687
47 731
85 748

133 479

32 759
114 023
146 782

220 404
5s5 682
776 086

20 367
8 487

I 31 431
6 528

912 899

174 154 244 489

l5
t5

3 313
6s 759
69 072

1
70

I 05 498
ll43't I

t0t 769
477 807
579 576

l8
77

3

742 10,87
10,63

1"25

ti,5t

20. Unmittclborc Ausgoben der Kiicgslolgcnhilfc und Einrichtungen der Kriegs{olgenhilfe
noch Gcbictskörpcrschofl"n in den Rcchnungsiohren l95l bis 1953

1950 l95l t9s2I950 I 951 1952 1953

I 000 DM

1952l95l
I 000 DM vH I 000 DM vH I 000 DMGELr erskörperschoft

Schleswrq -Holstern z LondEi,"l."J'Li"ii'.....
- KrcrsfrercStodte .....

Londkrer se
Krcisongeh. Gem. u. Amlcr

Niedcrsochscn ... Lond
Bezirksvcrböndc.....
Krerslrac Sttidte . . . . .
Londkrer se
Krcr song.h. Gcm. u. Amler

Nordrhern - Westfolön Lond
Bezirksvcrbändc.....
KreisfrcrcSlddte .....

Hesscn

Rhcinlond - Pfolz Lond
Bezirksvcrkinde.,...
KreisfrercStodtc .....
Londkrci sc
Krcisongeh. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bezrrksvcrböndc .....'
Krcis{rcic Stadtc . -.. .
Londkrci sc
Krcisongch. Gcm. u. Amtcr

Bodcn - Württcmbcrg

Boyern Lond
Bczr
Krei

lnrgiroml . . ,

dovon: Bund
Löndcr .
Honscstttdtc u. West - Bcrl in
Bcz irksvcrböndc
KrcislrcicStodtc ...,...
Londkrci sc
Krci songch. Gem. u. Amtcr

Krc

t0 627
28 132

52

l8 388

20;r8u 799
l0 863

56 812

$-om
I 3 ',100

55 152

I 099
9 403

l0 092
22 tU
2 125

792
531

3 136
l0 915

556
2 637
5 867

t4 M2
45 209

5 826
I 813

17 796
26 324
60 nl

459

18 742'I 932n 433

t2 s27

ll
29

244
074

58

22 776

24-l 38i9 255
52 594

9 E26
54 677

ca szg
14 388
58 189
I l7lI0ll
8 833

24 417
1 147

624
186

3 523| 739
730

3 313
4 301

l2 06t
44 021

5 377
78/.l

18 354
24 296
66 601

507

t8 u24
6 176

60 438

651 387
60 438

25,4

n,a
54,1

0,1

17,6

ri,t
52,3
10,4
32,6

n,z
7,5

31,7
2,4

21,0
22,5
49,4

4,7
5,0
3,3

19,7
68,5
3,5
3,6
8,0

t9,l
6l ,4

7,9
7,7

15,6
23,0
53,3

0,4

-
t00

0,5
t 4,8
I 5,3
4,9

t9,4
34,2
10,9

6 308

s tso
28 2s3

226

22 503

96 437
242Wtt
3t 152

t2t 046
242 013
76 101

14,2

21,9
6i,4

0,5
21,6

la,s
50,4
9,5

32,1

zi,q
8,4

34,1
2,7

18,4
20,3
56,0
2,6
3,6
2,8

20,6
68,6
4,3
4,8
6,2

17,5
63,7

7,8
6,7

t5,6
20,7
56,6
0,4

:

t00

13 228

54 918ll 080

93 478

oe sse
14 306
68 347

6 805
12 088
13 207
28 032
2 702
4 328

729
3 968

l3 054
608

vH

23,7

zi,z
55,0

0,1

20,2

ii,a
48,6
9,8

38,2

zi,o
5,8

28,0
10,8
19,3
2l ,0
44,6

4,3
l9,l
3,2

17,5
57,5
2,7

35,8
5,2

14,2
40,7
4,t

22,3
12,9
20,0
44,4

0,4

-
100

0,7
23,4
t7,0
4,1

17,9
27,s

9,4

47 731
6 887

t8 970
54 400
5 491

32 759

912 899
6 528

l8 905
29 350
65 190

578
20 367I 487
l3l €l
.6 s28

220 4U
r60 285
38 609

169 234
258 975
88 864

9,3
14,8
3,7
4,8

t8,6
37,2
tl.7

r)

3 708

688 391

3 708
101 769
105 107
33 596

133 949
235 231

75 030

'l) Ohne Wost- Brrlrn.
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21. Unmittclborc Ausgobcn dar Kricasfolgcnhil{c in dcn Rcchnungsiohrcn 1952 und 1953

I 953

Gcbr ctskörperscholt

Nordrhein - Westfolcn Lond
Gcncinden
Z uso mmcn

Schlcswiq - Holstcrn Londöii.'"i"i'föi.)
Zu sommen

Nicdcrsochsen ... Lond"' öii.,"i.n'tö,.)
Zusommen

DM ic Einwohncr

Hcssen.,,..

Rhcrnlond - Pfolz

Bodcn - Württcmbcrg

Boycrn

Z u sommcn

Homburg .
Brcmcn
Wcst - Bcrl in
Bund

lnrgcont

Lond
Gemerndcn (Gv.)
Zusommen .

Lond
Gemerndcn (Gv.)
ausommen . . .

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn

Lond
Genernden (Gv.)
Zusqmmen . .

Ldndcr ...,.
Gemcrndcn (Gv,)
Zusommcn , . .

38 861
Il4 5t3
1.53 374

I 099
43 738
44 837

434
14 706
15 140

2 480
67 7s3
70 233

r0 938
30 917
41 855
l0 462
66 185
76 647

6 308
98 279

I 04 587

70 582
436 091
fi6 673

12 848
6 247

53 235
7

579 010

12
33
45
l4
75
89
50

86

54
55

3
t7
2l
24
80u

o

06

5,14
13,92
19,97
2,12

I 1,33
I 3,45
3,57
9,68

13,25
0,17

t2,31
12,48

I ,16
5,57
6,73
3,61

n,87
15,48
0,91

fi,s8
12,49

2,44
14,79
I 3,23

s;5s
fi,57
28,99
0,00

t3,7s

4,45 -
t2,57
17,02
1,57
9,91

1t,48
2,83
8,35

I I,I8
0,25
9,92

t0,t 6
0,t 4
4,68
4,82
0,37

t0,2t
10,58
0,69

t0,71
n,40

1,53
9,43

10,96

7,69
10,65
24.60

0,00

1t,13

264
205
469

025
078
103

244
290
534
768
828
596
72s
83l
556
473
356
829
335
252i4 fi7

lrs 834
503 84r
617 675

t4 636
6 954

64 728
256

701 219

22. Unmittclborc Ausgoben der Kriegs{olgcnhil{c noc}r Gcbictsktrperscho{tcn in den Rcchnungsiohrcn 1952 und 1953

1952 I 953 1952

I 000 DM

I 953

Gcbi etskörpcrschoft

Schleswig - Hol ster n

N icdcrsochscn

Nordrhcrn -Westfolcn

Hc s scn

Rhernlond - Pfolz

Boden - Wurttembcrg

Boycrn

Lond
Bczirksverbönde...,.
KrcisfrereSrodte .....
Londkrcr sc
Kreisongeh. Gem. u. Amter
Lond
Bczirksvcrbdndc.....
KrcrsfrereStudtc ....,
Londkrcr sc
Krersongeh. Gem. u. Amlcr
Lond
Bezrrksverbönde.,...
KreisfrcrcSrudre ....,
Londkrcr se
Krersongeh. Gcm, u. Amter
Lond
Bezrrksverbdnde . . .
KrcrsfrcrcStodte .....
Londkre r sc
Krersongeh. Gem. u. Amler

Lond
Bezrrksverbönde.....
KrcrsfrcicStodte .....
Londkrcr sc
Krersongeh. Gem, u. Anlcr
Lond
Bezrrksvcrbönde.....
KrcrsfrcieStudtc ...,.
Lo ndkrci sc
Kreisongeh, Gem, u. Amter
Lond
Bczirksvcrbdnde...,.
KreisfrcieStodte .....
Londkrei se
Krcisongeh, Gem. u. Amler

O?R0

6 660
24 230

27
10 462

t5 3r7
43 020
7 848

38 861

tf sss
12 332
54 U9

1099
9 403

l0 092
22 144
2 099

434
531

2 923
l0 698

555

2 480
5 552

t2 944
43 664

5 592
6 308

l5 317

12 264

I tzo
25 453

26

t4 025

tg slt
46 912I 829
50 244

*oq
t2 137
65 506

26,t

t\,9
57,9

0,1
13,6

zo,o
56,1
t0,2
25,3

i,o
8,0

35,6
2,4

21,0
22,5
49,4

4,7

2,9
3,5

19,3
70,7

3,7
3,5
7,9

18,4
62:2

8,0
6,0

t 4,6
24,0
54,9
0,4

-
t00

0,0
12,2
12,5
5,3

20,8
36,9
12,3

vH

27,0

ri,o
56,0
0,t

15,7

zl,t
52,6

9,9
26,9

v,a
6,5

35,1
t,4

21,7
22,3
49,9

4,6
17,3
3,1

t 6,9
59,6
2,8

23,3
6,3

l6,t
49,3

5,0
7.3

15,2
24,0
53, I
0,5

-
,00

0,0't 6,2
t2,3
5,2

20,7
33,7
n,8

768
12 088
12 397
27 78
2 575

3 725
729

3 651
l2 85r

600
24 473
6 555

16 857
5t 679

5 266
8335.

17 380
27 449
60 845

578

256
I t3 834
86 3r8
36 752

146 063
237 646
83.380

6 247
53 235

7

579 0l 0
7

70 582
72 330
30 803

t20 581
213 479
7t 227

I

25 l13
57 391

459

t2 848 t4 636
6 954

64 728
2%

lot ils
Bund . .
Löndcr .
Honsestddtc u. West . Berl in
Bcz r rksvcrbönde
KrcisfrcicStodte . .. . ., .
Londkrcr sc
Krersongch. Gem. u.Amter .

t952

I 000 DM vH I 000 DÄ4

-50 -

Homburg .
Bremen .West-Bcrlin......
Bund

lirgciont
dovon:



23. Eigcnousgobcn und Zuschußbcdorl dcr Kricgs{olgcnhilla in den Rcchnungriohrcn 1952 und 1953

Zuschußbcdorf

Gcbrctskörpcrschoft

275

736
24 687
28 423
29 270
42 353
7t 623

2 38s
t7 268
19 653

816
4 697
5 513

ll 386
17 192
28 578
14 470
35 849
50 319

68 338

6 913
12 403
19 316
4 9t9

26 075
30 994

38 717
41 990
80 707

741
19 354
20 095
I 400
5 701
7 l0l
ll 987
l8 I78
30 165

l0 273
32 133
42 406

9 71s
2 776

t8 079
418',107

679 161

2,55
4,86
7,41
0,56

.3,70
4,26
2,08
3,01
5,09
0,54
3,91
4,46
0,26
1,50
1,75
t,7l
2,59
4,30
1,58j,9l
5,49

1,48
3,33
4,81

3,45
4,32
3,86
7,36

12,ß

2,20
5,20
8,10
0,74
3,94
4,68
2,75
2,98
5,73
0,17
4,35
4,51

0,44

2,22

2 991
3 795
6 786
l Sll
7 073
8 884

16 584't3 433
30 017
I 340
4 000
5 340

602
2 091
2 693
I 627

325
8 302
5 535
B 937

t4 472

I 728
393

r 953

2,15
t,7i
3,88
0,23
t,09
t,32
I ,76
1,04
2,80
0,t3
t,l2
1,25

0,25
0,62
0,87
1,20
0,04
I ,16
0,38
1,09
I ,47

0,95
0,9t
I,86

3,2t
2,18
4,97
I,t6

10,21

ic

t
Sch lcswrg - Hol stcr n

Nrcdersochscn , . .

Nordrhein - Wcsrfolcn

Hesscn _ .

Rhcinlond-PIolz . .

Boden - Wrjrtlcnberg

Doyern .

Zuaoar* ,.....

Homburq
Brcmcn'
Wcst - Berlin
Bund

lnsgcront

Lond
Gemcinden (Gv.)
Zusommcn .

Lond
Gcmcrndcn (Gv.)
Zusommen . . .

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommen ..
Lond
Gcmeinden (Gv.)
4usommen . . .

Lond
Gcmcrndcn (Gv.)
Zusommcn . .

Lond
Gcmcindcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Lond
Gcneindcn (Gv.)
Zusommcn . . .

Lönder .....
Gcmcinden (Gv )
Zusommcn . . .

949
224

6il
l8

J

1,22
1,54
2,76
0,27
1,06
1 ,i3
t,2l
0,98
2,19
0,30
0,91
t,2l
0,19
0,67
0,86
t,30
0,05
1,25

0,60
0,97
1,57

0,81
0,84
1,65

t,03
0,67
3,66
7,36

9,06

5l19
4 140
9 259
I 546
7 193
8 739

24 726
t4 625
39 351

578
4 990
5 568

797
I 993
2 790
B IOI

- 255
7 846
3 480

r0 0r2
t3 492

68
46
t2
50
62

t,
)
4,
t,
3,
4,

I 53 996
222 334

5 754
2 531
I 345

372 64s

6H 609

74 950
I 55 834
230 784

t,6t
3,34
4,94

44 U7
42 697
87 U4

37 4n
39 004
76 494

5,70
4,62
8,10
8,t 6

5 473
I 313

_r I 098
418 087

523 0l 5

7 921
372 489

13,26 159 025

?4. Eigenousgobcn und Zuschußbcdorl der Kricgsfolgenhilfe noch GcbictskorPcrschoftcn in den Rechnungsiohrcn I952 und I953

E igcnousgobcn
1952 I 953 I952 I 953 I 95219s2 I 953

DM ic Ernwohner I 000 DM| 000 DM

E igenousgobcn
I 952I 953I 952

I 000 DMvH I 000 DM vHI 000 Dlvl vH I 000 DM

Schleswig . Holstein

Nredersochscn . . .

Nordrhern . Wcstfolen

'Horrun .

Rhcrnlond-P{olz . .

Boden . Württcmbcrg

Boyern .

Homburg
Brcmcn .
Wcst - Berl rn
Bund

lnrgrronl . , .

dovon:

Gebr ctskörperscho{t

Bund
Löndcr

Lond
Bezrrksvcrbönde ....,
Krcisfrere Stidtc .....,
Londkrer se
Krersongeh. Gem. u. Amter
Lond
Bezirksverbdndc.,..,
Kreisfrere Stadte .....
Londkre, sc
Krcrsongeh. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bezrrksverbdnde,.,.
KrersfreicStudte,...,
Londkrcr sc
Krersongch. Gcm. u. Amter
Lond
Bezrrksverbdnde...,.
KrcrsfrcieSrodtc .....
Londkrer se
Krcrsongch. Gem. u. Amtcr
Lond
Bczrrksvcrböndc,....
KreisfrcicSrodtc .....
Londkrer sc
Kreisongeh. Gem. u. Amtcr

Lond
Bcz i rksvcrböndc
KrcisfrcrcStadtc,,...
Londkrei sc
Krersongeh. Gem. u. Amtcr
Lond
Bezirksvcrböndc.,...
Krcrs{rcrcStodte,,...
Londkrcrsc
Krci songeh, Gem. u. Amter

vH

275

2 553
7 895
r 502

3 736

5 676
15 887

34,4

t t,o
43,3
8,2

t 3,t

zo,o
55,9ll,0
40,9

zi.r
9,s

23,5
t 2,l
30,6
l8,l
30,1
9,t

14,8
2,t

22,4
55,9
4,8

39,8
7,4

10,7
36,0
6,0

28,8
12,9
t 4,2
43,9
0,2

2 991
-765
I 561| 469
l8ll
r srz
3 893
I 363

16 584

slcc
4 354
3 679
I 340

650
I 035

957
I 359

602
74

377'I 497
143

8 627_ 448
20
14
89

5 535
2 452
1&.5
4 825

14

1 728
393

7 921
372 489

159 U5
372 489

5l19
-s28
I 595
1 617
I 546

zCIl
3 753
I 359

24 726

s sco
5 493
3 536

s78
I 396

545
I 597I 452

797
6l

598
I 24t

94

8 l0l_ 599
419

- 412
336

3 480
2 604
I 718
5 675

14

5 473't 313It 098
418 087

523 0J 5
418 087

44 347
t7 884
3 463ll 885

r8 941I 407

10,0
t7,2
t7,5
17,7

n,a
42,9
15,6

62,8

17,z
14,0
9,0

t0,4
25,1
9,8

28,7
26,t
28,6
2,2

2t,4
44,5

3,4
t03,2

7,6
5,3
5,3
4,3

25,8
19,3
12,7
42,t

0,1

-

IN
79,9
8,5
3,4
0,7
2,3j,6
1,6

36 44,1

ti,z
23,0
21,6

20,4

n,s
43,8
t 5,3

55,2

ta,o
t 4,5
t2,3
25,1
12,?
19,4
17,9
25,4
22,4

2,7
14,0
55,6
5,3

103,9
5,4
0,2
0,2
1,t

38,2
16,9
n,4
33,3
0,t

-
t00
8t,l
a,

'2,2
0,6
2,.1
3,7
I,8

37 490
10 042
2 728ll 059

17 tol
8l16

35,8

17,s
40,4

8,9
t 5,9

' [o,sq2 0
10,7
48,0

z1,s
t0,2
t9,4
j,7

39,4
16,5
30,8oa
19,7
4,6

22,3
50,6
2,7

39,7
7,0

12,2
34,8

6,3
24,2
14,9
15,7
44,9

0,3

55,3

2
7
1

4

6

870
809
724
919

%7

741
7 915
3 310
6 185
| 944
I 400

330
I 583
3 594

194
ll 987
2 tol
3 682

l0 502
I 893

t0 273
6 320
6 637

19 040't35

9 715
2 776

t8 079
418 107

6 788
16 858
2 385
6 013
3 548
5 917
1 791

816il4
I 235
3 08r

267

ll 386
2 120
3 064

l0 286
1 722

t4 470
6 5ll
7 147

22 073ll8
5 754
2 53',1

-
100

60,lt,
a
2,
6,

n,
4,

8 345
372 645

611 609
372 U5
'68 338
t6 630
14 7§
4t 928
7l n9
25 38r

3 124
29 270

re 7oo

6 406
3 301

38 717

I8 154
8 194

ts 642

679 161

4t8 107
74 950
30 570
t6 666
42 603
7t 732
24 833

9
2
8
4
9I
I

t00
6l ,5lt,0

4,5
2,5irk

tödtc West - Berlin
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6,3
t0,6



25. Unmittclbore Ausgobcn der Einrichtungcn dcr Kricgsfolgcnhil{c in dcn Rcchnungsiohrcn 1952 und 1953

l9s2 r 953 I 952

r 000 DM

I 953
Gebictskörpcrschoft

DM io Einwohner

Schlcswrg -Holstern

Nicdersochscn . , .

Nordrhcrn . Wcstfolcn

Hcsscn .

Rhcrnlond.Pfolz . .

Bodcn - Württcmberg

Boycrn .

Zusonmcn ., .. ,.

- Bund

lnrgrroml

Lqnd
Gcmcinden (Gv.)
4usommcn - - -

Lond
Gcncinden (Gv.)
4usommcn .

Lond
Gemcrndcn (Gv.)
Zusommcn
Lond
Gemcinden (Gv.)
Zusommen .

Gemcindcn (Gv.)
Zusoracn '. ..

290
894

l0 I84
7 926

20 @6
28 022
17 95t
2 829

20 780

36
36,

358
430
788
ts7

3 2ll
3 368
2 505

24 lg8 tt' 3701
I09 381

2 0,1I
3,01
3,t2
I,32
2,27
3,59
3,07
I,05
4,12
I,36
0,27
I,62
0,19
0,16
0,35
3,43
0,80
4,23
2,66
0,85
3,51

2,28t,fi
3,39
3,3i
2,55

29,87
0,t2
1,66

0,93
3,21
4,14
l,t9
3,01
4,20
I,31
0,21
I,5t

o,ot
0,0t
0,n

.0,14
0,2s
0,02
0,48
0,51
0,27
0,79
t,06
0,67
0,90
1,58

3,53
4,58

u,t8
0,07
2,15

6 037
I 201
7 238

603
528I t3l

23 258
5 392

28 650
24 424

7 771
32 195

l 06 570
51 841

158 4ll
5 731
I 533

66 703
6 272

7 219
9 724

3l l87
41 716
72 903

5 894
2 685

263
7 170
7 433

8 751
l5 058
23 809
43 2U
14 721
57 955

238 650

Zusommcn
Löndcr

,9it

(G".)

Lond
Gcmci nden

Gcmor ndcn
Zusommen

Homburq .
Brcmcn- .
Wcst - Berlrn

l) Doruntcr duch (n,cht ousslrcdcrbor) Umsirdlune und Auswondcruns.

26. Unmittclborc Ausgobcn dcr Einrichtungcn der Kricas{olgcnhill: noch Gcbictskörpcrschoften in dcn Rsc[1g1g3|shrcn 1952 und I953

1952

| 000 DM vH I 000 DM

I953

Sch lcsw i g - Hol stcr n

Niodcrsochscn

Nordrhcin -\{cstfolcn

Hcsscn

Rhcrnlond - Pfolz

Boycrn

Bund

lnrgosomt . . .

dovon.

Gcbietskörpcrschoft

Lond
Bczirksverbdndc,....
KrcisfrcicStudtc .....
Londkrer sc
Kreisongch. Gcm. u: Amtcr
Lond
Bczrrksverböndc..,..
KrcisfrcicStadtc .....

vH

2 290

3 967
3 902

25
7 926

5 301tl 779
3 015

17 951

tlss
768
503

-
l0
26

358
-213
217

I
157
3lsIll8

I 545
234

2fis
2 479l2lt
a_tm

5 894
2 685

24 198
3 701

I 09 381

3 701

23

2
2

24 421I 525

,,,,I 533
66703
6 272

238 650
6 272

106 570
73 967
I 857

23 171
2t 329
5 484

22,5

ti,o
38,3

0,2
28,3

ta,g
42,0
t0,8
86,4

1,s
3,7
2,4

-
zi,a
72,2
45,4

u,o
27,5
0,t
4,7
9,3

i3,2
45,9
6,9

25,8
25,5
t 2,5
36,3

-
-

100
3,4

28,5
29,9

2,6
12,2
19,9
3,5

3l 187
32 n7

2 793
13 368
21 752

3 803

263

3 518
3 621

32

I 751

ÄorI 006
2 251

43 234

9 711
2 169
2 841

6 037

3,5

ti,t
48,7
0,4

36,8

zo,z
33,6
9,5

74,6

rz,a
3,7
4,9

83,4

ri,z
3,6
t,8

r 53,3

zi,o
t7,9
0,7

8l ,2
1,2
7,4
9,5
0,8

75,9
4,7
5,9,1'

-
t00

2,6
44,7
30,9
0,8
9,7
8,9
2,3

Londkrcrsc

Krci

Lond
Bcz i rksvcrbönde
Kreisfrcrc Srödtc

Londkrci se
Krcisongch. Gcm. u. Amfcr

8r0
264
127

Bodcn - Wurftembcrg Lond

317
203

o

258
332
l13
721
22s

603

I 901
4 345

K
Londkrci sc

l(rcr

Krcrsfreie Stödtc

_52 _

Londkrei sc
Krei songeh. Gcn. u. Antcr

Londkrer sc
Krcisongoh. Gom. u. Amtcr

Homburo
Bremcn -
Wcst - Bcrlin



27. Eiganousgobcn und Zuschußbcdor[ der Einrichtungcn dar Kriogsfolgrnhilfc in dcn Rcchnungsiohrcn 1952 und 1953

Gcbictskörpcrschofi

Schlcswig - Holstcin Londö"ä.i"i.i'töi.)
Zusommen .

Nicdcrsochscn ... Lond
Gcncindcn (Gv.)
Zusommcn . .

'Nordrhcin-Wcstfolcn Lqnd
Gcmcindcn (Gv.)
Zusomncn . .

I 953
DM

4
4

0,t I
0,29
0,40
0,29
0,14
0,43
t,30
0,20
t,50
0,19
0,09
0,28
0,03
0,04
0,07
0,66
0,1I
0,77
0,0t.
0,15
0,16
0,56
0,15
0,71

1,53
0,13
4,71
3,34

1,21

0,32
0,22
0,54
0,29
0,n
0,40
0,20
0,07
0,27

o,ot
0,01
0,02

'0,03
0,01
0,06
0,12
0,t8
0,16
0,07
0,09
0,09
0,08
0,17
0,36
0,72
t,5i
2,03

,2,25

r)

32n

0,t I
1,67
1,78

0,48
0,69
I ,t7
2,02
0,38
2,40
0,t9
0,1t
0,30
0,03
0,06
0,t0
0,72
0,35
|,06
0,52
0,70
t,23
0,91
0,50
t,4t
2,04
0,70
5,54
3,34

1,91

0,36
t,63
2,00
0,41
0,53
0,94
0,35
0,13
0,48

oir
0,0t
0,00
0,05
0,05
0,07
0,28
0,3s
0,t0
0,73
0,6i
0,t8
0,39
0,57
1,04
0,86
2,50
2,29

2,96

7 723- 28 407
5 374

33 781

833. 495
I 328

108
I99
307

4 843
2 355
7 198
4 80.|
6 461fi 262

42 397
23 448
65 845
3 479

423
t2 602

170 8n

897
015
912.

437
I 861
2 298

- 921
6 720
5 799
I 136

l8 099
26 235
| 740

s??3u

257
3 989
4 246
3 148
4 575

800
532

I 332
t%2

716
26/,8
2 762

8n
3 654

74
t0t
,27

437
780

I 217

-1478
642
837

4 379
3 695I 074

- 608
420

3 316
102 725

113 n7

257
691
948

I 938
9n

2 870
18 297
2 872

2t 169

826
410

| 236
107
126
233

4 436
746

5 lB2

I 347I 429

25 943
7 123

33 066
2 613

203
r0 519

170 892

217 2y3

2 729
3 518
6 247.
4 985
1 785
'6 770

Hesscn...,...

Rhcinlond - Pfqlz

Bodcn . Wurtciberg

Boycrn .,.....

Zusonncn.....

Homburg .
Brcmon .
West - Bcrlin
Bund

lnrgeroml

Lond
Qcmcindcn (Gv:)
Zusommcn
Lond
Gcmci nden
Zusommcn
Lond
Gcmcinden (Gv.)
Zusommen ...
Lond
Gemcinden (Gv.)
Z usommcn
Lönder ..,,.
Gcmcinden (Gv.)
Zusommon .

36
36
I

163
172

|5 977

119 861 253 21t
'l) Ein.?hl'cßl'ch Umrrodlung und Aurwondorune (nrcht ousslrodorbor).

28. Eigcnousgobcn und Zuschußbcdorl dcr Einrichtungcn der Kricgsfolgcnhilfc noch Gcbietskörlerschoftcn in dcn Rcchnungsiohran 1952 und I953

E iqcnousoqbcn
r 953 1952 r 953 1952.1952 1953 I952

I 000 DM DM jc Einwohncr I OOO DM

Eigenousgoben
1952 I 953 r 952

I 000 DM vH I 000 DM vH I 000 DM vH I OOO DM

Gebiorskörpcrschoft

' Schleswig - Holstcrn Lond
E"ri rfrr..ti"i.

1953

Nicdcrscchscn

Nordrhcrn - Westfqlcn

Hcssen

KrcrsfrcieStudtc .....
Londkrcr sc
Krcrsongch. Gem. u. Amtcr
Lond
Bczrrksvcrbtindc ..., .
KrcisfrcicStodtc .....
Londkrcisc
Krcrsongch. Gcm. u. Amtcr
Lond
Bczrrksvcrböndc.,...
KrcisfrcicSrodre .....

897

t-732
2.270

l3
2 729

l-l 64
I 897

457

4 985
-79s

673
317

-
lo
26

9
-l 

02
60

I

437'
315
993
405
149

- 921
2 479

9U
3:e8

I 740
502 -.54tOl,

I 15 977

119 Ul

800
-226
294

t2
t%,
-409

175
t3l

2 762
-694

60
138

:
6

26
74

5l
49

0
137

6
592
il6
78

I 478
0

324

_317

608

1?2,
725

60,1

t1,o
22,1

0,9
73,0

ri,q
6,6
4,9

75,6

tö,0
t,6
3,8

:
la,a
8t,3

- ?80!
196,2
I88,5

0,0
i5,9_ 0,5
48,6
9,5
6,4

- t76,6
0,0

38,7
3Le

-
t00
90,2
3,8
2,7

- 0,0
2,0
0,9
0,3

386
287
t8

I 938
-461

27,1

to,t
30,3
t,9

67,5

i,r
3,3

13,1.

86,4

i,s
t,5
2,6

56,6

u,z
6,5
t,7

45,9

zi,e
26,
t,7

85,6
0,0

10,7
t,2
2,4
5,7
0,6
3,4

90,3

-
t00
78,6
u,9. 6,1' 0,0
I,8
t,0
0,5

257

94
376

t8 297

z ors
317
541

826
-34g

82-21
107

6o
62

4

4 436

s55
63

t25
82

ö
48

I 291

2 613
203

t0 5t9
170 892

875
195

296
018
387

3
102

6,1

ai,t
51,8

0,4
40,8

z7,s
24,1
10,9
84,1

i,q
3,8
2,7

62,7

zi,e
7,8
t,9

35,2

si,z
28,3
,,r

67,3
4,6

t 4,8
t0,5
2,9

42,6
13,6
8,4

35,4

-
IN
67,5
t 6,7
6,5
0,7
3,7
4,1
0,8

257

t-770
2 201' l8
3 148

I AZg
I 859

838
28 407

3-l 9lI 283
899
833

lao
103
25

t08
-t(B

87
4

I 813
332

r 062
753
2ß

4 80tI 533
943

3 985

3 179
123
602
892

253 211
170 892
42 397
16 fi4I 865
9 318

l0 271
I 993

18,3

:1,:
46,2

4,3
43,7

ta,o
30,4
7,3

73,6

ri,t
9,9
4,7

-
zi,a
72,2
5,2

si,z
31,9
0,6

t9,0
t 3,7
43,2
17,6
6,5

15,9
42,7
t 6,3
56,9

-
,N
77,4
5,4
5,2
1,9
3,8
5,7
0,6

977
136
652
793
730
613
962

Londkrci sc
Krei songch c;;:;.i;r:.

Rhcinlond-Pfolz . . Lond

Bodcn - Würrcmbcrg

Lond
Bcz rrksvcrbdndc
Krci sfrerc Stodtc

irksvcrhdndc

Bcz

Boycrn

lnrgoonl
dovon. Bund

.Krcrsfrcic Stüdtc . . . . .
Londkreisc
Kreisongch. Gcm. u. Amtcr
Loni . .
Bczirksvcrbdndc.....
KroisfrcicStodtc .....
Londkrciso
Krcisongeh. Gom. u. Amtcr

Löndcr.............
Honscstödtc u. Wcst - Berlin
Bczirksverbdndc
KrcrsfrcieStodre .... . ..
Londkrci so
Krcisongeh, Gcm,u.Amtor .

ll5
8
7
2
5I

t2
170

tt3 »7
102 725

4 379
3 t28

-6

217 293
170 892
25 943
13 335'lo

l) Ernschli.ßl'ch'Umsrcdluns und Auswondcruns (n'chr oussl,.d..bor)
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2
I

J
2

043

Lqndkrei sc
Krci songeh. Gcm. u. Amtcr

Homburg
Bromcn .
\Ycst - Borl in
Bund
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Anhang B:

Tabellarisde Darstellung der Re&tsbestimmungen
über die Aufgaben- und Lastenverteilung auf dem Gebiet des Fürsorgewesens

in den Reünungsjahren l95l bis 1954 \

Abkürzungen ' I

AGBT Arbeitsgemeinschaft zur Bekämpfung der Tuborkulose

ArbA Arboitsamü

BFV Bezirksfürsorgeverband

BHB Bezirkshilfsbedürftige

BKV Bezirkskommr:nalverband

BVG Bundesversorgr:ngsgesetz

FV Fürsorgoverband

GA Gosundheitsamt

Gem. KreisangehörigeGemoinden

IIX'Sü Hauptfü,rsorgostolle

Jts

JA
KFH
LFY
LHB
LJA
LV
LWV
m. D.

StGB

Jugendbehörde

Jugendamt

Kriegsfolgenhilfe

Landesfürsorgeverband

Landeshilfsbedürftigo

Landesjugendamt

Landschaftsverband

Landeswohlfahrtsvorband

mit Delogationsmöglichkoit

Strafgesetzbuch
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Tobcllorischc Dorstcllung dcr Rcchlsbcstimnungrn übcr dic Aufgobcnl und Loslrnvcrlcilung' ouf dcm Grbior dos Fürsorgcwcscns in dcn Rcchnungsiohron l95l bis 1954

Nordrhcin - Wcst{olcn
Art dcr Fürsorgc

A. Jugrndhilfr
l. Fürsorgarzrchung

B. Allgrnoinr Fürrogo
l. Allqcmcinc offene und

gcsihlosscnc Fürsorgc

2. Außcrqdcntl. Ansrolts-
fürsqoe fiir Gcistcg
krqnko-. Gci slcsschwo-
chc. Eirlcotrkcr. Toub-
stuÄm!, Bl inde,'Krüppcl

3. Bowohrunqsföl lc ocmöß
5 42 b undc SIGE

4. Tubcrkuloschrlfe

Loslcnlrogung
in vH

Nordrhcin: LV IOO l7)
wcstfqten: !| $§,$rzr
LJA (LV) 66,6, BFV 33,3

LJA (Lond) I00

BFV 50, Gcm. 50

LFV IOO

BFV 50, Gcm.50

LFV t00
LFV 25- BFV 37.5.

Gen. 37,5

LFV 25. BFV 37-5.
Gem. 37,5

LFV IOO

LFV IOO

LFV IOO

LFV IOO

BFV 50, Gsm. 50

Bund 85, LFY 15
Bä:d,8? 

,BSY/'5'
Bund 85, LFV l5
Bund 85, LFV 3,75,

BFV 5,62. Gem. 5,62

Bund 85- LFV 3.75.
BFV 5;62, GeÄ. 5,62

Bund 85, LFV I5

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV l5
Bund 85- BFV 7.5.

Gcm. /,5 l) ' '

Bund 85. 8FV 7.5-
Gcn. 7,5 l)

!

Bund 85, HFSt (LFV) l5
Bqnd 81._BFV 7,5,

l:cm.1,5

Bund 85, BFV 15 s) 6)

LJA (Lond) 1007)

FV

't00

100

100

100

100

85, LFV 15

Hqnn, u.
Lond

Hsnn,u.Sch. -L i

Wie bci dcr KFH (C I -8)

n.D. FV IOO

2. Erzichungshilfc o) Allgcncrn

b) KFH

3. Hcimotlosc-Jugendlichc o) Allgemcin
b) KFH

Bund 85- BFV 7-5.
Gcm. /,5 l)

Wic bci dcr ollgcm. Fursorgc (Bl -5)
Wic bcr dcr KFH (Cl -8)

LJA

BFV M.D.

BFV

BFV m.D.2)
BFV m,D.

LFV
LFV 3)

LFV

LJA

BFV

BFV
1

JA

LJA

BFV m.D.
BFV m.D.

LFV
LFV

: Bund LJA Bund 85, LJA (LV) 15

BFV
BFV Bund 85, LFV 15

100

o) LHB
b) BHB

o) LHB
b) BHB

LFV
LFV

BFV m.D.8) 50, Gcm. 50 9)

FV IOO

FV 52.5.
5 e) l0)'l l)

52,5,

LFV Fv 25, BF\!.52,5,
Gcn.22,5Y)

LFV LEV,2lfr'Y e's'

Bund 85. LFV 3_75.
B f V 7,'87, Gcm. 3,38 c) t

12) I

LFV
LFV

LFV o 
äEu'i; rh,'& 1'.'rl,',,, .LFV

85, LFV 15

Bund.85, LFY l5

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV l5

Bund 85, LFV l5

Bund 85, LFV 15

Bund 85, Lond l5

Bund 85, HFSt (Lond) l5

Bund 85, KFSt(Lond) l5
Bund 85, Lond l5 I6)'

LFV IM
BFV 50, Gcm.50

LFV IOO

I00

v t00

LFV IOO

LFV IOO

LFV IOO

Bund 85, LFV 15
Bund 85- BFV 7.5.

Gcn.'/,5
Bund 85, LFV 15
Bund 85, LFV 3.75.

BFV ll;25 :

Bund 85, LFV 3,75,
BFV 'I I,25

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV I5

Bund 85, BFV 15

Bund 85, HFSI (LFV) 15

Bund 85, HFSr (LFV) l5
Bund 85, Lond bzw. BFV 15

o) Wiaschoftlichc
Fürsorgc

b) Srotioarc Hcil-'bchondlung

c) Ambulontc Her l.'behondlung

o) Frcrwillio' Bchondclic
b) Zwongsbchon-

dcltc

5, Gcschlechtskronken-
fursorgc

C. Kriogrfolgrnhillc

5. Gcschlechrskronkcn-
fürsorgc

l- Allocmcinc o{fcnc und
gcsihlosscnc KFH

LHB
BHB

ö
b)

BFV

LFV

LFV

LFV

BFV

BFV

LFV

,..,
LFV
BFV

BFY.

BFV

LFV

BFV

LFV

BFV

BFV
BFV

LFV

LFV

LFY

LFV

LFV

BFV 2)

BFV

LFV
LFV 3)

4'l't
BFV m.D.
BFV m.D.

LFV

LFV,

LFV

LFV

LFV

BFV

HFSt ls)

HFSr l8)

Lond und
BFV

2- Außerodcntl. Anstolrs-
fürsöroc für Gerst6s-
kronkc-. Gci stcs schwo-
chc. Eäilcoriker. Toub-
srurirnä, Blindc, I(ruppcl

3. Bowohrunqsföllc oemöß
§ 42 b unJ c SIGS

4. Tubcrkuloschilfc

o) LHB
b) BHB

o) Wrrtschoftlrchc'Fürsorgc

b) Stotimorc Hcil-'behondlung

c) Ambulontc Hcr l-'- behondlung

o) FrciwilliE
Bchondclic

b) Zwongsbchon-
dcltc

LFV

LFV
LFV

BFV

LFV

BFV

LFV

BFV

BFV l5)

BFV

HFSi,
Lond

6. Entlossungs- und Überbrückungsgcldcr {ür
Hcimkchrcr

7. Kricqsblindc. Hirnvcrlctztc und Ohnhandcr
(§ 25Abs. 2'BvG)

8. Baufsfürsorgc für Krrcgsbcschädigrc
(§§ 26, 27 BvG)

9. Gronzdurchgongs- und lVohnlogcr

BFV

BFV

BFV

l) l95l Bund 85, Lond 5,. BFV 5, C,m. S. - 2\ Fur LHB rn creoncr ecschlossrner Furso,gr_dos. LFV_'tr d.r LFV volöutre.rustold'c. -. 3) Bor Horm- unJ Fomrlionpfloeo srnd dro BFV

;i:;;;i;;;;,s:. -'gloi. a'Fv'k"...";."a"'.,r ioc.-.i.a*eonrodrrrumrort ubanrhrn. -- lo)Fu; Mrndorloh.'so LFV 2s,-BF-v 75' - Il)Dre Bcschuluneskoshnfuroub-
,i"...,.a gri^i. *.g..,. a.i s.,,,t." ora."u,,g und B.o"nschw.'; dre LFV ru 25, drc BFY:u 75 (bcr KFH Bund 85, LFV_3,75, BFv 11,25), rm Bozrrk Honnovcr d,o BFV:u 100 (brr xFH

i.'a.. a,. Kosron dcr nunmchrrgon Lonäschofrsvc'bondc (LV) 'om Lond gerrogon, - l8) Di. BFV lrrsron Amtshrllr.

N rcdcrsochscnSchlcswig - Holrtcrn

Au{obcn-
sfu'1luns

Loalcntrogung
in vH

Aufooben.
afu-lluns

Loslcntrqgung
in vH

Aufoobcn-
afü-llung
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o) Allgcmcin

b) KFH

3. Hcimtlosc Jugcndlichc o) Allgcncrn
b) KFH

B. Allgomrino Füruage

l. Alloemcinc offcnc und
gcs'chlosscne Fürsorgc

3. Bcwohrunosföllc oemöß' 
§ 42 b unJc SIGS

noch:

Art der Fürsorgc

A. Jugrndhilfr
I. Fürsorgccrzichung

2, Erzichungshilfc

4. Tubcrkuloschilfc

5. Gcschlcchtskronkcn-
fürsorge

C. Kriegrfolgonhilfc

I. Alloemcine of{cnc und
gcsihlosscne KFH

BFv m.Dl) LFV IOO
BFV M.D.A) BFV 50, Gcm. 50 I 6)

LFV IOO

LFV 25, BFV 75

Lwv lm l)

Lwv so, arv soz)

Bund 85, L!{V 7,5,
BFY 7,5 2)

LFV l0o 3)

Bund 85, LFV 15 3)

LFV 25, BFV 75

LFV IOO

LFV 100 .
LFV IOO

LFV IOO

LFV lm7)

Bund 85, LFV 15
Bund 85. BFV 7-5.

Gcm. 258)e) ' '

Bund 85, LFV 15

Bund 85- LFV 3-75.
BFV 11,25 r0) '

Bäidv8i1,2LIyr)3,r5,

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV l5

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, BFV 15

Bund 85, Lond 15

Bund &5, HFSr (LFV) 15

Bund 85, HFSt (LFV) l5 I

Bund 85, Lond 15

'*tt%'pr6u'
LJA (Lond) 66,6,

BFV 33,3
Bäfv83, LJA (Lond) 10,

BFV t00 l4)

Bund 85, BFV 15 la)

LFV t00
BFV 50, G.r. 56 l5) 16) 17)

LFV IOO

Rhcinlqnd-Nossou.LFV
BFV 52-5- Gcm. 22.5 I

Rhoinhesiin u. Pfolz':
LFV 25- BFV 37-5.
Gcm. 3/,5 l8)

LFY IOO

Lond durch AGBT '100

Lond durch AGBT 100

Lqnd durch AGBT 100

LFV IOO

LFV I OO

in vH

IFY 66,6, BFV 33,ä

LFV 66,6, BFV 33,3

Bund 85, Lond l5

Lond 100

Bund 85, Lond 15

LFV 66,4BFV 33,3 22)

BFV u, Gom. zus. I00 23)

LFY 6,6, BFV 33,3
LFY 25, BFY 75241

Tobellorische_Dorstellung dcr Rechtsbestimmungen uber die Aufgq[gn- und Lostenverteilung
ou{ dem Gebiet des Fürsorgewesens in den Rechnungsiohren l95l bis 1954

2. Außcrordcntl- Anstolts-
fürsoroc Iür Öcrst.s-
kronkc-. Gei stcsschwo.
chc, E'orlcotrkcr. Toub-
sturirnä, Bl inde,' Krüppol

o) LHB
b) BHB

o) LHB
b) BHB

LFV
LFV

LWV I)

BFV

BFV

BFV
BFV

LFV

BFV

LFV

LFV

LFV

BFV

BFV;.D.
BFV m.D.

LFV
LFV

LJA

BFY

BFV

BFV l1)

BFV l1)

BFV
BFV l5)

LFV.LFV

LFV

BFV 19)

AGBT

AGBT

BFV

BFV

BFV

BFV

BFY

LFV
LFV

BFV
BFV m.D.

BFV
BFV

o) Wirrschofrlichc'Fürsorgc
b) Stotronörc Hci l-

bchondlung
c) Ambulontc Hcr l-'behondlung

o) Frciwillio' Bchondolic
b) Zwonqsbchon-'dcltc-

Bund 85, LFV 15

Brnd 85, BFV 1520)

Bund 85, LFV 15

Bund 85. LFV 3.75.
B FV I I,25

Bund 85, LFV 15

Bund 85, Lqnd durch
AGBT 15

Bund 85, Lond durch
AGBT I5

Bund 85, Lond durch
AGBT'I5

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, BFY 15

Bund 85, HFSt (Lond) l5

Bund 85, HFSr (Lond) l5
Bund 85, Lond 15

LFV 25, BFV 75

LFV IOO

LFV IOO

LFV IM

LFV lo0 25)

LFV I OO

Bund 85, Lond l5
trn, tt, ,-on6 1526)

Bund 85, Lond l5
Bund 85, Lond 1526)

Bund 85, Lond l5

Bund 85, Lond l5

Bund 85, Lqnd 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond l5
I

Bund 85, Lond 15

Bund 85, HFSI (Lond) 15

Bund 85, HFSt (Lond) l5
Bund 85, Lond 15

LFY

BFY

LFV

BFV

BFV

LFV

BFV
BFY

BFV
BFV

LFV

BFV

LFV

BFV

BFV

BFV

BFV

HFSr 27)

HFSr 27)

Lond

o) LHB
b) BHB

BFV
BFV

2. Außcrqdentl. Anstolts- I o) LHB

[::".i'.'"d:1"?j:::i";.- b) BHB
che- Eoileotikcr. Toub-
sturirmä, Bl rnde,' Krüppcl

3, Bewohrungsfölle gcmdß
§ 42 b und c SfGB

4. Tubcrkulosehilfc o) Wirtschqftlichc
Fürsorgc

b) Srotionorc Hcrl-'bchondlung

c) Ambulonrc Hcil-'bchondlung

5-Gcschlcchtskronkcn- o)Frciwilliofürsorgc ' Bchondclie
b) Zwonosbc-'hondo'ltc

(. Enllossungs- und Übcrbrückungsgclder für
Hcrmkchrci

7. Krrqosblindc. Hirnvcrlctztc und Ohnhonder
(E 25Abs.2'BVG)

8. Berufsfqrsorgc für Kriegsbcschodigtc
(§§ 26, 27 BVG)

9. Grcnzdurchgongs- und Woirnlogor

LFV
LFV

LFV

BFV

LFV

LFV

LFV

BFV I9)

AGBT

AGBT

BFV

BFV

BFV

HFSt

HFSr 2 t)

Lond

LFV

BFV

BFV I ri

HFSI

HFSt

Lond

l) l95l und 1952 woron rn dcn Rog.-Bcz. Korscl vrü Wrosbodon drr BKV zurrondig, rm Rca.-8r2. Dormsrodr drc BFV, wo dos Lond l95l crncn Zuschuß bis orwo 50 sob. - 2) l95l und t952
ruson drcBFVzu_|00 dio Ko.r.n (bri XFH Bund 85, BFV l5) r- Rog.-Brr. Dinsrodr, m dcn_Rog.-Brz. Kosscl und Wrcsboden d'. BKV 50 und dic BFV 50 (bor KFH Bund 85, BKV 7,5,BFV

donn 70' - 7) Brs Junr 1954 tueon h.' BHB d'. BFV dro Kosrcn. - 8) l95l und 1952 s,nd dro Gcm. b,s zu 66,6 on dcn Kisron dor BFV b.rc.l'gr. - 
- 9) B.' dc' Fursorse fu. Krr.s;.-

zusorzlrcha Hrlfrmoßnohren' - 12) Errrchunsrboihrltcn noch § 27 BVG rrogcn drr Bund ru 85 und dos Lond zu 15. - 13) i95l r"s dos Lond d,c Xosrcn zu l0O. DiG G.m. ünn.n b's zu

bri da armonfurrorec drr Gom.vorloufis und cadgulrrs zu 100 ,usrond's. - l6) Drc BFV kännon drn Anrcrl drr Gcm. gonz odor zum Tert ub.,nohm.n. - l7)lm Rca.-Bcz. Pfotz ros.n dr.Ko.r.hfurAuslondcrund$ooronlosr(sow.'rn'chrKFH)derLFVruEOundd'oBFyzu20.-18)BcrnrchrvollsrnnrgonKind.'nLFV25,BFv75.-lgtmAurrogdorAGBT,w.t;hcd,.

ro Pqsono. Bund 85, BFV l5 b., BHB. AL 1.,4.1954 wrrd d* Anrorl dcr BFV vom Lond ubcrnommcn. - 27\ Drc Auszohlunecn clJler" ouf An",anung1.' HFSr durch drc BFV. -

Hcsscn Rhcinlond - Pfolz
Aufoobcn-
erfü-l I ung

Lo stentrogung
in vH

Aufooben-
crfil lung

Lcstentrcgung. INYH
Aufoobcn-
erfrfl lung
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Art der Fürsorgc

noch:

o) Allgtrcin

b) KFH

o) Allgmcin
b) KFH

Tobellorische Dorstellung der Rechtsbestimmungen über die Au1g.5..- und Lostenyerleilung
ouf dem Gebiet des Fürsorgewesens in den Rechnungsiohren I95l bis 1954

A. Jugandhillr
l. Fürsorgccrziehung BFV l0 mrt Pouschole

dcs LFV
BFV 100 mrt Fouscholc

dcr LFV
Bund 8t Lond 15

Lond 100
Bund 85, Lond l5

LFV 66,6, BFV 33,3 I )

BFV I OO

LFY 66,6, BFV ß,3 l)

BFV 100 mrt Pouscholc
dcs LFV

LFV IM

LFV IOO

LFV 100

LFV ',100

LFV 100

LFV IOO

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond l5
Eund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond l5

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund,85, Lond l5

Bund 85, Lond l5

Bund 85, HFSt (Lond) l5

Bund 85, HFSt (Lond) l5

Bund 85, Lqnd 15

LFV Lond 40, LFV 40, Gcm.20

BFV BFV IOO

Bund 85, Lond 15

BFV 100
Bund 85, Lod 15

tn

Lond ,10, LFY tlO, Gcm.20

BFV IOO

Bund 85, Lqnd 15ll)
BFV 100
Bund85, Lond l5ll)

LFV 100
BFV 50, Gcn. 50

LFV IOO

LFV 25, BFV 52,5,
Gcn.22,5

2. Erziehungshilfc

3. Hcimolose Jugendliche

BFV

BFV
BFV

BFV

BFV
BFY

BFV

BFV

BFV
B.FV

BFV

BFV

LFV

BFV

LFV

LFV 2)

LFV

LFV

BFV
BFV

LFV

BFV

BFV

BFV
BFV

B. Allgcmoino Forrorgo

l. Allocmcinc offcnc und
geslhtossoc Fürsorgc

2. Außcrordcnrl. Anstolts-
ftirsoroc ftir Gcr stcs-
kronkcl. Gei sf esschwo.
chc- Eäileotika. Toub-
sruÄml, Blindo, Kruppcl

3- BcwohrunosfElle ocmöß' 
§ 42 b unJc StG6

4. Trb*krlos.hi lf.

5. Gcschlcchtskronko-
fürsorgc

o) LHB
b) BHB

o) LHB

b) BHB

BFV 3) LFV IOO

BFV 50, Gcm. 50

LFV IM
LFV 50, BFv 35, Gm. 15

BFY 3)

BFV m,D, BFV m.D.

LFV n,D. LFV m.D.

V m.D. LFV m.D,

V m.D.5 LFV 50, B,FV 35,
Gcm.155)

LFV m.D.

o) Wrrtschoftlichc'Fürsorge

b) Stotronare Hci l-
behondl ung

c) Ambulonte Hei l-'bchondlung

o) Frciwillro'Bchqndcl-tc
b) Zwonosbchon.' dcltc -

BFV 6)

LFV

LFV m.D.

BFV 7)

LFV 8)

LFV 100

LFV IOO

LFV IM

LFV 100

LFV IOO

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond l5

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond l5

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

BFV 6) LFV 100

LFV LFV IM

LFV n.D. LFV IOO

BFV 7) LFV IM

LFV 8) LFV IM

BFV 3) Bund 85, Lqnd l5 I l)

BFV m.D. Bund 85, Lond 15 I 2)

LFV m.D. Bund 85, Lqnd l5 I 3)

LFV m.D. B,nd 85, Lond l5 I 3)

LFV 25, BFY 52,5,
Gcm. 22,5 5)

Bund 85, Lond 15s)

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV l5

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV l5

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond 15

Bund 85, Lond l5

Bund85, Lond 15

o) LHB
b) BHB

2. Außcrordarl. Anstolts- o) LHB
filrsorgclüt Geistes. bI BHBkronkc- uatslcsschwo-
chc- Eiilatrkcr- Toub-
stuämä, Bl rnde,' Kruppcl

3- Bewohrunqsföllc ocmöß
§ 42 b unJ c SIGS

4. Tübcrkuloschi lfe

C. Kriogrfrol9rohilb

l- A llocmcine offmc und'geJ.hlo.s"nc 
KFH

I Geschlechrskronka-
fiirsorgc

BFV
BFV

BFV 3) Bund 85, Lond 15

BFV m.D. Bund 85, Lond 15

LFV m.D Bund 85, Lond 15
LFV m.DJ Bund 85, Lond-15

o) Wraschoftlrche'Fürsorgc

b) Srotronöre Hci l-'bchondlung
c) Ambulontc Hci l-'bchondlung

o\ Frciwillro' Behondcl-tc
b) Zwongsbehon-

LFV

BFV

LFV

LFV 2)

LFV

LFV

BFV

HFSr

HFSt

Lond

LFV m.D.

BFV 6)

LFV

LFV m.D.

BFV 7}

LFVs)

BFV 9)

HFSr lo)

HFSI lo)

Lond

LFV m.D.s

BFV 6)

LFV

LFV m.D.

BFV 7) .

LFV E)

BFV

HFS, l1)

HFSI l')

Lqnd

'delte

6. Entlossungs- und Ubcrbrückungsgeldcr für
Hcimkchrer

7. Kricqsblrndc, Hirnvcrlctzle und Ohnhändcr
(5 25 Abs.2 BVG)

8. Bcru{sftirsorge ftir Kricasbeschddrgtc
(§§ 26, 27 BvG)

9. Grazdurchgongs- und Wohnlogcr

bond dq Hohenzollcrrschcn Londe aot,3rdt.
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Nordbqden
Auloobcn-
crfu-l luns

Lostcnlroouno
in vH' - tn
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Boycrn Honburg

Aufqobcn-
cfu-llung

Lostcnlrogung
in vH

Aufqobcn.
afüllunc

Lostcnlrogung
in vH

Au{oobcn-
afu-llung

\
noch: Tobellonsche Dorstellung der Rechtsbestimmungen über die Aufgoben- und Lostenverteilung

ouf dem Gebiet des Fürsorgewesens in den Rechnungsiohren I95l bis I954

B. Allgomoinc Fürrorgc

l. Allqcmcrnc offene und
gesihlossenc Fürso.ge

2. Außcrsdentl. Anstqlls-
frirsooc für Gcrstes-
kronkci- Gci stcs schwo-
chc- Eäilcorrkcr. Toub-
stuÄmä, Blindc,' Kruppel

3. Bcwohrunosfdllc qcmöß
§ 42 b unä c SIGB

4. Tuberkuloschrlfc

Art dcr Fürsorge

A. Jugondhilfo

L Fürsorgccrzichung

2. Erzichungshilfo

3. Hcrmotlose Jugendliche

5. Gcschlcchtskronken-
fursorge

C. Kricaslolgeohi lfo

l. Allocmcrnc offcnc und
gcsihlosscne KFH

2. Außcrordentl. Anstolts-
{ürsdoc für Gcr sl.s-
kronkä. Geistesschwo-
chc. Eorlcotikcr. Toub-
stuÄmJ, Blindc, Krirppcl

3. Eewohrunosföl lo qcmöß
5 42 b unä c SIGB

4. Tubqkuloschillc

o) LHB

b) BHB

o) LHB

b) BHB

BFV

BFV

IFV
LFV

o) Allgcmcin

b) KFH

o) Allgcmg'n

b) KFH

o) Wrrrschofllrchc'Fürsorgc

b) Srorionörc Hci l-
bchondlung

c) Ambulonte Heil.'bchondlung

o) Frerwillro'Bchondclic

b) Zwongsbehon-
dcltc

LFV 50, JA 50 I)

BFY IOO

Bund 85, BFV 15

Lond I 00

Bund 85, BFV l5

LFV IOO

BFV IOO 2)

LFV IOO

LFV 80, BFV 20 3)

JB IOO

JB IOO

Bund 85, JB l5

JB IOO

Bund 85, JB 15

FV IOO

FV IOO

FV IOO

FV IOO

FV IOO

FV IOO

FV IOO r)

FV IOO

FV IOO

FV'IOO

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV '15

Bund 85, FV 15

Bund 85, FV 15

Brcmcn

Lo3t.ntrogung
in vH

LJA IOO

BFV lO0 5)

Bund 85, BFY 15 5)

BFV IOO

Bund 85, BFV 15 5)

LFY IOO

BFV 100

LFV IOE

LFV 25, BFV 75

LFV IOO

LFV IM

LFV 'IOO

LFV IOO

Brcmcn GA 100,
Bremcrhovcn: LFV 100

Brcmen: GA 100,

Brcmcrhoven: BFV l0O 5)

LFV

BFV

BFV

JA

BFV

JB

JB

JB

JB

JB

LJA

BFV

BFV

BFV

BFV

FV

FV

FV

FV

BFV

BFV

LFV
LFY

LFV 80, BFV 20

LFV IOO

LFV IOO

LFV IOO

Lond 70, LFV 30

Lond 70, LFV 30

BFV

BFV

LFV
LFV

Bund 85, LFY f5
Bund 85, BFV 15 2)

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 12, BFV 3

Bund 85,

Bund 85,

Bund 85,

Bund 85,

Bund 85,

Bund 85,

ArbA Bund 85, Lond 15

HFSt Bund 85, HFSt (Lond) l5

HFSt Bund 85, HFSt (Lond) l5

Bund 85, Lond l5LFV u.BF

LFV

BFV

LFV

LFV

BFV

BFV

LFV 12, BFV 3

LFV 15

LFV I5

LFV 15

LFV 15

LFV I5-

Bund 85, LFV 15

Bund 85, BFY 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 3,75,
BFV t',l,25

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

Bund 85, LFV 15

'Bund 85, LFV l5

Bremen: Bund 85, LFV 'l58)

Brcmcrhovcn: Bund 85-
B FV l5 's)

Bund 85, BFV 15

Bund 85, HFSt (Lond) l5

Bund 85, HFSt (Lond) l5

Bund 85, BFV 15

LFV

BFV

LFV

LFV

BFV

BFV

FV

FV

FV

FV

FV

FV

LFV

LFV

LF.V

LFV

LFV6)

BFV 6)

o) LHB

b) BHB

O) LHB

b) BHB

BFV

BFV

LFV

LFV

FV

FV

FY

FV

FV

FV

FV

FV

FV

o) [rrrschoftlichc
F ürsorge

b) Stotionörc Hcr l-
bchondl ung

c) Ambulontc Hci l-
behondlung

o) Frcrwr ll io-'Bchondclie

b) Zwongsbchon-
dcltc

LFV

LFV

LFV

LFV

LFV

BFV 7)

5. Gcschlechtskronkcn-
fürsorgc

9. Grcnzdurchgongs- und Wohnlogcr

6. Entlossungs- und Überbrückungsgcldcr {ür
Her mkchrcr

7. Krrcosblinde- Hrrnverlctztc und Ohnhondcr
(§ 25Abs.2'BVG)

8. BcrulsfursorEe fur K.icgsbcschodigtc
(§§ 26, 27 BVG)

BFV

HFSt

HFSi

BFV

l) D,c Krcrsc könncn von don
Bu-nd 85, LFV 12, BFV 3)
LFv l5). - 6) D,osc Rcgcl
Brcmrn ,sl dcr LFV vorläufrg

Gem. drc Erstotune ,h.cs anrc,rs vcrtoneon. - 2) Bcr Auslondarn und Stootcnloscn srnd d,c LFV vorloufre vcrp{l'chrd, cndsu.lr'e !f.v-99.. BFV 20 (bcr KFH

- 3) tn Sondcrfüilan t-FV 75, BFv 25 - d)'Für Vcrsrcherrc roson d,. Rontenvcrsrchcrunsrtröscr 100. -- 5) Bcr LHB rosr de' LFV 100 (bcr KFH Bund 85'

tuns srtr nur f-ur drc srodr 8..-..h.'; ,n.tcr siodt Brcmon rsr a". cl *ii"i'g rusrönd's. -- 7)-D'csc Rcacluns s,lt nur fur dre Srodr Bremarhovcn, rn dcr srodr

rusrondre. - 8) B's Mor l95l trus dos GA dro Koston.
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I. Reichs- unil bunilesrechtliehe Yorschriften

Reichsgesetz für Jugendwohlfahrt (R,JWG) v.9.7. L922
(RGBI.I S. 633) i. d' r'. v.14.2. 1924 (RGBI' I S. 1r0),
v. 1.8. l93l (R,GBl.I S.411), v. 4. Il. I932 (RGBl.I S. 522),
v.28. 11. 1932 (RGBI' I S.53r), v.24.rI.1933 (R,GBI.I
S. 1000), v. I. 2. 1939 (R,GBI. I S. 109), v' 7. 10. 1939
(RGBI. I S. 2002) und v. 28. 8' 1953 (BGBI. I S. 1035)

Verordnung des Reichspräsidenten riber Jugondwohlfahrt
v. 4. Il. 1932 (RGBI. I S. 522)

Verordnulg des Reichspräsidenten über Fürsorgeerziehung
v. 28. ll. 1932 (RGBI. I §. 53I)

Gosotz zur .illderung von Vorschriften des Reichsjugend-
wohlfahrtsgesetzes v. 28. 8. 1953 (BGBI. I S. 1035)

Runderlaß des RMI über die Fürsorgo fü'r hilfsbedürftige
Minderjährige (Erziehungsfärsorgo) v. 25.8' 1943 (MBII.
s. 1387)

Erlaß dos BMI betreffend Verrechnung dor Kosten der Er-
ziehrmgsfürsorge irn Rahmon der I(riegsfolgenhilfe v.
28.4. 1952

Verordnung über die Fürsorgepflicht (RFV) v.13.2. 1924
(R,GBI. r S. too) i. d. F. v. 8' 6. 1926 (R,GBI: I Sr 255),
v.7. L2. r928 (B,GBl.I S. 401), v. 5. 6. l93l (R GBl.I S.305),
v. 3. I0. 1931 (B,GBI. I S. 583), v. 8. 12' r93l (R,GBI' I
S.699), v. 14. 6. 1932 (R,GBI. I S. 285), v. 19. I0. 1932
(RGBI. I S.499), v. 13.3. 1934 (RGBI. I S. 193)' v.
29. 4. 1935 (B,GBI.I S. 665), v. 14. 3. I936 (R,GBl.I S. r73),
v.22. 12.1936 (RGBI. I S. 1I25), v. 7. I0. 1939 (RGBl. I
S. 2002), v. 6. I. 1940 (B,GBI. I S.'41), v. Il. 5. 1943
(RGBI. I S. 30I), v. 9. 11. 1944 (RGBI. I S. 323), v.
23.7.lg53 (BGBI. I S. 700) und v. 20. 8. 1953 (BGBI. I
s. e67)

Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der
öffentlichen Fütsorge v. 4. 12. 1924 (RGBI. I S. 765) i. d.
F. v. 29. 3. 1928 (R,GBI. I S. 138), v. I. 8. 1931 (B,GBI. I
S. 439), v. 26. 5. 1933 (R,GBI. I S. 316), v. 10. 2. 1934
(R,GBI. I S. 99) und v' 20. 8. 1953 (BGBI. I S. 967)

Amtljche Erläuterungen zu den Reichsgrundsätzen übor
Voraussetzulg, Art und Maß der öffentlichen Fürsorgo v.
27.Lr. r93r G,ABI. S.315)

Erste Verordnung zrrr Vereinfachr:ng des Fürsorgerechts v.
7. I0. 1939 (R,GBI. I S. 2002)

Zweite Verordnung zur Vereinfachung des Fürsorgerechts v.
6. r. 1940 (RGBI. r S. 41) ,

Dritte Verordnung zur Vereinfachung des Fürsorgerechts v.
rr.5. 1943 (RGBI. r S. 301)

Vierte Verordnung zur Vereinfachung des Fü'rsorgerechts v.
9. rr. 1944 (RGBI. I S. 323)

Gesetz tiber die -?indärulg und Ergänzung fürsorgerechüIichet
Bestirnmungen v. 20. 8. 1953 (BGBl..I S. 967)

Fürsorgerechtsvereinbarung v. 18.9. 1947 i. d. F. v. 3.5. 1949,
in: Zeitschrift für das Fürsorgewesen (Sonderdruck), Han-
novei l95I

I{amburger Vereinbarung zwischen den Landesfürsorge-
verbänden v. 15. ll. 1942

Kasseler Abkommen v. 3. 6. 1952
Wiesbadener Abkommen v. 11. ll. 1952
Bonner Vereinbarulg zwischen den Landesfürsorgeverbän-

den über Fti,rsorgeleistungen für hilfsbedürftige Deutsche
irn Ausland v.2.9. 1952 (GMBI. S. 305)

Freiburger Ergänzungsvereinbarung v. 30' 7. 1953 (GMBI.
1954 s.9r)

Dentsch- Schweizerische Fürsorgevereinbarung v. L4. 7 . 1952
(BGBI. 1953 rI S. 3r)

R,undschreiben des BMI 5155-8930/52 betreffend Bonner
Vereinbarung zwischen den Landesfürsorgeverbänden über
die Fürsorge für hilfsbedürftige Deutsche im Ausland v.
4. 1r. 1952 (GMBI. S. 305)

.Rundschreiben des BMI 5846-320154 über Abrechnung urrd
Verteilungsschlüssel zur Bonner Vereinbarung uld Frei-
burger Ergänzungsvereinberung v. I 8. 3. f 954( GMBI. S. I 63)

ß,underlaß des B,MI über den Aufbau der Richtsätze in der
öffentlichen Fürsorge v. 31. I0. l94I (MBII. S. 1951)

Vorordnung über Tuberkulosehilfe w. 8. 9. 1942 (R,GBI. I
s. 549)

Rundschreiben des BMI 5875-492154 befieffend Durch-
füLhnrng der Verordnung über Tuberkulosehilfe v. I 0, 4. I I 54
(GMBI. S. le?)

Gesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten v.
t8.2. t927 (R,GBI. I S. 61) i. d. F. v. 21. 10. 1940 (R,GBI. I
S.1459) - Bis 23.8."1953 in I(raft, siehe § 3I Geschlechts-

, krankengesetz v.23.7. 1953 (BGBI. I S. 700) -
Verordnung zur Bekämpfung der Geschlechtskranl<heiten v.

27.2.lg40 (R,GBI. I S. 456) - Bis 23. 8. 1953 in Kraft,
. siehe § 3I Geschlechtskrankengesetzv.2S. T. 1953 (BGBl.I

s. 700) -
Verordnung zur Durchfürhrung des Gesetzes zur Bekämpfung

der Gechlechtskranl<heitenv. 16. Il.1940(RGBl. I S. l5I4)
i. d. F. v.12.3.194I (R,GBl. I S. 128) - Bis 23. 8. 1953 in
Kraft, siehe § 3l Geschlechtskrankengesebz v, 23. 7. 1953
(BGBI. r S. 700) -

Gesetz zur Bekämpfu4g der Geschlechtskrankheiten v.
23. 7. 1953 (BGBI. I S: 700) - Ab 24.8. 1953 in Kraft -

Geseüz über Kleinrentnerhilfe v. 5. 7. f 934 (RGBI. I S. 580)

- Bis 30.9. 1953 in Kraft, siehe Art. XI des Gesetzes über
die Anderurlg und Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestim-
mungen v.20.8. f 953 (BGBI. I S.967); Ausnahmen: §§ 3
und 4, die weiterhin auf die bisher gewährten X'ürsorge-
leistungen anzuwenden sind. -

Erlaß des RMJ und des RAM v. 31. 10. l94I (MBIL S. 1951)

Runderlaß des RMI v. 9. 9. 1942 (MBII. S. 1826)
Runderlaß des RMI v. 30. 10. 1942 (MBII. 1943 S. 26)
Runderlaß des RMI v. 18. 3. 1943 (MBIL S. 493)
Runderlaß des RMI v.22. 12. 1943 (MBII. S. 1974)
Runderlaß des RMI v. 25. 10. If44 (MBII. S. 1066)

Vbrordlung überdenErsatz von Bürsorgekosten v. 30. l. 1951
(BGBI. r S. r54)

Rundschreibon des BMI 5tl5-I64Vl5l betreffend Ersatz
von Fürsorgekosten v.30.4. 1951 (GMBI. S. 132) und
5rl5-508/5I v. 20. 6. l95r (GMBI. §. r69)

Verordnulg zur Durchführung des § 8a Abs. I Buchstabe g
der R,eichsgrundsätze über Voraussetzung, Arü und Maß
der öffentlichen Fürsorge v. L2.4. 1954 (BGBI. I S. 94)

R,undschreiben des BMI 5115-164 Vi51 über den Ersatz von
Fürsorgekosten v. 30. 4. l95l (GMBI. S. 132)

Rrindschreiben des BMI 5lf 5-508/51 über den Ersatz von
Fürsorgekosten v. 20. 6. 1951 (GMBI. S. 169)

Reichsversicherungsordnung v. 19. 7. l9lI (R,GBl. I S. 509)
i. d. F. v. 9. 1. 1926 (R GBl. I S. 9), v.20.12.1928 (RGBl. I
S. 405), v.17.2. 1939 (B,GBI. I S. 267) und v. 13. 8. 1952
(BGBr.I S.443)

Angestelltenversicherungsgesetz v. 20. 12. l9lf (R,GBI. I
S. 989) i. d. F. v. 28. 5. 1924 (R,GBI. I S. 563)

Reichsknappschaftsgesetz v. 23. 6. 1923 (RGBI. I S. 431) i. d.
F. v. l. 7. t926 (R,GBI. I S. 369)

Gesetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
v. to. z. r927 (RGBI.I S. r87)i.d.F.v.l2. l0' I929 (RGBl.I
S. 162), v. 29. 3. l95I (BGBI. I S. 2I9) und v. 9. t2. tg52
(BGBl. r S. 7e0)

Rundschreiben des BMI 5159-1634/53 über die Fürsorge für
Nichtseßhafto v.22.7. r953 (GMBI. S. 366)

Runderlaß des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeits-
verrnittlung und Arbeitslosenversicherung Ic 3/6107 über
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die Zusammenarboit der Bundesanstalt mit den Fürsorge-
verbänden v. 30. ll. f953 (GMBI. 1954 S.91)

Rundschreiben des BMI 5103-28/54 über Richtlinien-bo-
treffend die Anerkennung eines Mehrbedarfs bei Hilfs-
bedürftigen, die einem geringfügigen Erwerb nachgehen
v. lI. l. 1954 (GMRI. S.44)

Gemeinsames B,undschreiben des BM-I 5242 A-f503/51' des
BMF II C 4798-34151und des BMA II c 2871 über Winter-
und Weihnachtsbeihilfen v. 9. 10. f 95I (GMBI. S' 236)

Gemeinsames Rundschreiben des FJ|{I 5242 A-1503/5I' des
BMF II C 4798-4ll5l und des BMA fI c 3 2871 über
Weihnachtsbeihilfen v. 29. 10. f 95l (GMBI. S. 240)

Gemeinsames Rundschreiben des E.MI 5242 A-1632/51, dos
BMF II C 4798-48/51 und des BMA II c 2871 über Winter'
und Weihnachtsbeihilfen v. 16. ll. l95f (GMBI. S. 249)

Gemeinsames Rundschreitren dös BMI 5242 A-10342/52' des
BMF II C 4798-36152 und des BMA II c 3 - 751152 -2871überWeihnachtsbeihilfenv. 4. ll. 1952 (GMBI. S.3f 4)

Rundschreiben cles BMI 5242 A-281g 153 über'Winterbeihilfen
1953 v. 10. 8. 1953 (GMBI. S. 368)

Gemeinsames Rundschreiben des BMI 5242 A-3416/53' des
BMf'II C-SK 3025-r2153 und des BMA II c3'654153-2871
über Weihnachtsbeihilfen 1953 v. 16. 9. 1953 (GMBI' S. 509)

Gemoinsames Rundschreiben des Blt{I 5242 A-2275154, des
BMX'II C-SK 3025-14/54 und des BMA II cB-2871'597 154
betreffend Weihnachtsbeihilfen 1954 v. 2' 9. lg54 (GMBI.
s. 44r)

' Gesetz'über die einstweiligo Gewährung einer Teuerungs'
ztla,ge zwt Abgeltung von Preiserhöhungen bei den Grund-
nahrungsmitteln (Teuerungszulagengesetz) v' f0. 8. 1951
(BGBI. I S. 507) i. d. F. v. 25. 6.1952 (BGBI. I S. 354)

Erstes'Gesetz zur Überleitung von L.a,sten und Deckungs-
mitteln auf den Bund (Erstes Ifberleitungsgeseüz) v.
28. 11.1950 (BGBI. S.773) i. d. F' v.21. 8. l95r (BGBI.I
S. 779), v. 4. 9. 1953 (BGBI. I S. 1320) und v. 28.4.1955
(BGBI. r S. 193)

Erste Durchführungsverordnung zum Ersten liberleitungs-
gesetz v. 27. 2. 1955 (BGBI. I S. 88)

Zwoites Gesetz zur tiberloitung von Lasten und Deckungs-
mittoln auf den Bund (Zweites Überleitungsgesetz) v.
2r. 8. 1951 (BGBI. r S. 774)

Geseüz zur Regelung finanzieller Beziehungen zwisehen dom
Bund und den Ländern (Viortes Ifborleitungsgesetz) rz.
27. 4. 1955 (BGBI. r §. r89)

Gemoinsames Rundschreibon des BMf 5240-3508153 und des
BMF über die l{lärung eirzelnerZweifolsfragon über die
Auslegung von Bestimmungen des Ersten tfberleitungs-
gesetzes und des Erlasses 5180-f06/50-(II 6/a) v. 17.3. f950
(GMBI. S. 19) v. 4.12. t953 (GMBI. 1954 S. r30)

Bekanntmachung des BMI 5320-2466/51 über Richtlinien für
dio Gewährung von einmaligen Ifnterstützungen an Kriegs -

beschädigte, I(riegshinterbliobeno und ihnon versorgungs'
rechtlich gleichgestellte Personen; hier: Vorhinderung von
Doppelzahlungen v. 31. l. 1952 (GMBI. S. 10)

Runderlaß des BMI 53:166162 über dio Verrechnungsfähig-
keit der Kosten der Erholungsfürsorge Kriegsbeschädigter
nach dom Ersten tiberleitungsgesetz v. 31. 3. f 952 (GMBI'
s. 64)

Gomeinsamer Runderlaß des BMf 5180-f 06/50 und des BMF
II 6/4 betreffend die Abrechnung über die Aufwondungen
der l{riegsfolgonhilfo ab l. 4. 1950 v. f 7. 3. 1950 (GMBI.
s. le)

Gemeinsamer Runderlaß des BMI 5185-5242-7-2736/52 und
des BMF IIC 4715-50152 betreffend die Abrechnung über
die Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe ab l. 4. 1952 und
Statistik der öffentlichen Fürsorge v. 20. 3. f952 (GMBI.
s. r14)

Gemeinsames Rundschreiben des B1!{I 5242-7 -5185-392154
und des BMX'II C 3006-4/54 betreffend dio Abrechnung
über dio Auf#ondrmgen der I{riegsfolgenhilfe ab 1. 4. 1954

rmd Statistik der öffentlichen Fürsorge v. 19. 3. 1954
(GMBI. S. r50)

Gemeinsames Rundschreiben des BMI 5f 8f 0 A ß415515242-
7-731155 und des BMF II C/lt-SK 3006-2165 betreffend
Anderung der Fürsorgestatistik und der Abrechnung für
die Kriegsfolgenhilfo in Auswirkung des Ersten Über-
leitungsgeseüzes i. d. tr'. des Vierten tiberleitungsgesetzes
v. 30.3. 1955 (GMBI. S. r23)

Rnndschreiben des BMI 52408-781155 betreffend Pauscha-
lierung der Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe; hier:
Anwendung des Ersten überleitungsgesetzes i. d. F. des
Vierten Uberleitungsgesetzes für das R,echnungsjahr 1955
v. 27. 4. 1955 (GMBI. S. r55)

Gemeinsames Rundschreiben des BMI 5240-7-2957 152 tr;i
des BMF II C 4715-67 152 über die Verrechnung von Auf-
wendungen in der Kriegsfolgenhilfo; hier: Grundsätze,

- gegen die nach den Feststellungen des Bundesrechnungs-
hofes häufig verstoßen wird w. 22. lO. lg52 (GMBI. f 954
s. 127)

Rundschreiben des BMI 5240 über die Verrechnungsfähigkeit
von Fürsorgeaufwendungen in der I(riegsfolgenhilfe v.
16. 3. r954 (GMBI. S. r27)

Gemeinsamer Runderlaß des BMI 5852-475II/50 und des
BMF II c 4792-9150 über die Förderung der Erziohung und
Erwerbsbefähigung Jugendlicher im Rahmen der I(riegs-
folgenhilfe tr. 14. 12. 1950 (GMBI. S. 145)

Runderlaß des BMI 5302-583/50 über die Förderung der Er-
ziehung und Erwerbsbefähigung Jugondlichor im Rahmen
dor Kriegsfolgenhilfe v.20. 12. r950 (GMBI. S. 145)

Gemeinsamer Runderlaß des BMI 5460-2574151und desBME- II C 4792-28151 über die Förderung der Erziehung und
. Erwerbsbefähigung Jugendlicher im B,ahmen der l(riogs-

folgenhilfo v. 24. ll. I95I (GMBI. S. 279)
R,undschreiben des BMI 51 346 A-246155 betreffend Borufs-

ausbildungsbeihilfen v.21. 5. f 955 (GMBI. S. 163)

Gesotz übor dio Beschäftigung Schwerbeschädigter i. d. F.
v. 12. l. 1923 (R,GBI. I S. 57) - Bis 30. 4. 1963 in l{raft,
siohe § 42 Schwerbeschädigtengesotz v. 16. 6. 1953 (BGBI.I
s. 389) -Äusführungsverordnung zum Gesetz übor die Beschäftigung
Schwertreschädigtor v. 13. 2. 1924 (B,GBI. I S. 57) - Bis
30. 4. f953 in Kraft, siehe § 42 Schwerbeschädigtengesetz
v. 16. 6. 1953 (BGBI. I S. 389) -

Gesotz über die Beschäfüigung Schwerbeschädigter ( Schwer-
beschädigtengesetz) v. 16. 6. 1953 (BGBI. I S. 389) - Ab
l. 5. 1953 in IGaft -Erste Verordnung zurDurchfüihrung des Schwerbeschädigten-
gesetzes v. 18. 3. f964 (BGBI. I S.40)

Zweito Vorordnung zur Durchführung des §chwerbeschädig-
tengesotzes y. 18. 3. 1954 (BGBI. I S. 4I)

Yorordnung über die soziale Kriegsbeschädigten- und Kriegs-
hinterbliebenenfürsorge v.8. 2. f gtg (RGBl. I S. f 87)

Verordnung über die Fürsorgo für Iftiegsblinde und hirn-
worletzto l{riegsbeschädigte w. 28. 6. f 940 (RGBl. I S. 937)

Gesetz übgr dio Versorgung der Opfer des l(rieges (Burdes-
vorsorgungsgesetz - BVG -) v. 20. I 2. I 950 (B GBI. S. 79 I )
i. d. r.. v. 19. 3. r952 (BGBl.I S. 141), v. 7.8. 1953 (BGBl.I
S. 866) und v. 19. l. 1955 (BGBI. I S. 25) rmd v. 3. ll. 1955
(BGBI. r S. 703)

Verordnung zur,DurcirfüLhmng des § 26 des Bundosversor-
gungsgesetzes v.'10. 12. l95l (BGBI. I S. 951)

Verwaltungsvorschriften zur DurchftiLhrung der §§ 25 bis 27
des Geset'zes über dio Versorgung der Opfer des Krieges
(Bundesversorgungsgesetz) v. 10. 12. l95I (GMBI.I S.256)

Bekanntmachung des Bl|trI 5320-42/52 über dio Zusamrnen-
arbeit der Vorsorgungsämter mit den Fürsorgestellon und
Arbeitsämtein bei der Durchführung der sozialon Fürsorge,
Arbeits- und Berufsförderung (§§ 25 bis 27 BVG) v.
3r. 1. 1952 (GMBI. S. rr)
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Gomoinsames Rundschreiben dos BMI 5305-S60152 un{ des
BMF II b-2595-2596: Verordnung zur Durchfühn:ng des
§ 26 BVG; Auslegung des § 4 a. a. O. y. 28. 4. IgE2
(GMBI. S.204)

Il,undschreibon des BMI 5305-8843 II/52 über die soziale Füi-
sorgo, Arbeits- und Berufsförderung für IGiegsbeschädigte
nach § 26 BVG v.29.1. 1953 (GMBI. S. 43)

Gemeinsames Rundschreiben des BMI 5307-0-306/58 und des
BMA II b-I35/53-2596 über die Zusammenarbeiü zwischen
Fursor[estellen (Hauptfürsorgestollen) und Arbeitsämtern
(Landesarbeitsämtern) bei der Durchführung der Berufs-
fördorungsmaßnahmen nach der Verordnung zur Durch-
führung des' § 26 BVG v. I0. 3. 1953 (GMBI. S. 94)

Rundschreiben des BMI 5307-4-2270153 über die Borufs-
förderungsmaßnahmen nach § 26 BVG für Berufssoldaten
der ehemaligen Wohrmacht v. 18. 9. 1953 (GMBI. S. 474)

Runds'chreiben cles BMf 5307-4-1870/54 betroffend Ver- -
rechnungsfd,higkeit von I(osten für dio Berufsfördörung
von Kriegerwitwen v. 8. 6. 1954 (GMBI. S. 270)

R undschreiben des BMI 5307- I -B- 54/55 botreffend Rehabili-
tation von Ohnhändern im Vorsorgungskrankenhaus und
in der Niedersächsischen Landesversehrtenberufsfachschule
in Bad Pyrmont; hier: Berufsförderung nach § 26 BVG v.
25.2.1955 (GMBI. S. 82)

Gemoinsarnes B,undschreiben des BMI 5305-Nr. 642, äes
BMF II C 4740-22152 und des BMA M 5-1504/52 über
die Gewährung von Erziehungsbeihilfen nach § 27 Abs. I
BVG v. 31. 3. 1952 (GMBI. S. 64)

Gemeinsames Rundschreiben des BMI 5307-5-2934/53, des
BMF II C-SK 090I-12/53 und des BMA M 2-7487 153
riber die Gewährung von Erziehungsbeihilfon nach § 27-
Abs. 1 BVG v.2L. L2. 1953 (GMBI. S. 572)

Mitteilung des BMI 5115-1118 I/54 betreffend Erstattungon
dor ab 1. I0. 1950 von den Fürsorgeverbänden für Berech-
tigte nach § I0 Abs. 5 und § 28 BVG aufgowendeten Heil-
fürsorgekosten v. 27. 9. 1954 (GMBI. S. 478)

Gesetz über Hilfsmaßnahmon für Heimkehrer (Ileimkehrer-
gesetz) v. 19. 6. 1950 (BGBI. S. 221) i. d. F. v. 30. 10. l95l
(BGBL I S. 875) und v. 17. 8. 1953 (BGBI. I §. 931)

Verwaltungsvorschrifton zur Durchführung des Heimkehrer-
gesetzes v. 6. 9. 1952 (BABI. S. 465)

Verordnung zur Durchführung dos § 23b des Heimkehrer-
gesetzes v.2L. 4. f 954 (BGBI. I S. l17)

Rundschreiben des BMI 5307 -2-2510153 über die Erholungs-
fürsorgo für Heimkehter v.24. 10. 1953 (GMBI. S.54f )
und 5307-2-231154 v.18. 5. 1954 (GMBI. S. 234)

Iiundschreiben des BMVt - I4 c-3423-l2OO7 163 betreffend
Richtlinien für die Gowährung von Eingliederungsdarlohen
und von Darlehen zur Ilausratbeschaffung (Sofortmaß-
nahmen für ehemalige lkiegsgefangeno, die seit dem l. Juli
-1953 zurückkehren) v. 22. 12. 1953 (GMBI. f 954'S. I04)

Rundschreiben des BMVt III 7 c-3423 betreffend Richtlinien
für die Gewährung von Eingliederuirgsdarlehen und von
Beihilfen zur Ilausratbeschaffung (Sofortmaßnahmen für
ehemalige I{riegsgofangene, dio seit dem l. Juli 1953
zurückkehren) v.7.9. f955 (GMBI. S.404)

Gesotz übor dio Enüschädigung ehemaliger doutscher Kriogs-
gofangener (I(riogsgofangenonentschädigr:ngsgosotz
KgfEG-) v. 30. r 1954 (BGBI. I S.5) i. d. F. v. 12. 6. 1954
(BGBI. I S. r43) urrd v. 27. 4. Lg55 (BGBI. I S. 189)

Gesetz über die Umsiedlung lleimatverüriebonor aus den
Ländern Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein v.

29. 11. 1949 (BGBI.1950 S.4) i.d.F.v.22.5:195r (BGBI.I
S. 350), v.23.9.1952 (BGBI. I S. 637) und v. 27. 4. LS55
(BGBl. r S. r8e)

Verordnung zur Ifmsiedlung von Vortriobenen und Flücht-
lingen aus üborbolegton Ländern v. lg. L 1955 (BGBI. I
s. 33)

Gesetz über dio Notaufnahme von Deutschen in das Bundes-
gebiet v. 22. 8. l95O (BGBI. §. 367) i. d. F. v. 21. 7. lg51
(BGBI.I S.470) und v. I9. 5. 1953 (BGBI.I S. 201)

Gesetz irber Leistungen zur Unterbringung von Deutschen
aus der sowjetischen Besatzungszone oder dem sowjetisch
besetzten Sektor von Berlin (Flüchtlings-Notleistungs-
gesetz) v. 9.3. 1953 (BGBI.I S.45) i. d. F. v. 6.6. lg55
(BGBI. r S. 265)

Gemeinsamo Richtlinien des BMVI I 4 a 4l7La-2134/54 und
des BMF II-EBI ll08 c-2154 über die Bemessung von
Entschädigungen und Ersatzleistungen nach dem tr'lücht-
Iingsnotleistungsgesetz v. 14. 8. f954 (GMBI. S. 44I)

Rundschreiben des BMI über I(osten der geschlossenen Für-
sorge, die'einem Frirsor§everband nach Umsiedlung in
Fällen fortgesetzter Hilfsbedürftigkeit im Aufnahmeland
entstehen v. 5. ll. f 952 (GMBI. S. 315)

Rundschreiben des BMI 512l-1526153 riber I(osten der ge-
schlossenen Fürsorge, die nach Umsiedlung in Fällen fort,-
gesetzter Hilfsbedürftigkeit im Aufnahmeland entstehen
v.9. 7. 1953 (GMBI. S.5I0)

Bundesevakuiertengesotz v. 14.7. 1953 (BGBI. I S. 586)
Gemeinsames Rundschreiben des BMI 5608-627/53 und des

BMF II C-SK 0401-3153 betreffend Abrechnung über die
Aufwendungon für die B,ückführung von Evakuierten v,
22.10. r963 (GMBI. S. 526)

Gemeinsames Rundschreiben des BMI, des BMF und des
BMA betreffend Ausbildungsbeihilfen gemäß § 16 Ab. 3
des Bundesevakuiertengesetzes v. 15, 8. 1953 (GMBI.
s. 368)

GemeinsamesRundschreibondes BMVTII II-Tgb.Nr. 80651 54.
des BMI 5608-6-192/54 und des BMF II C-SK 3010-4/54
beüreffend Gewährung von Aüsbildungsbeihilfen gemäß
§ 16 Abs.3 des Bundesevakuiertengeseüzes v. 27. 9. lg54
(GMBI. S.483)

Gesetz über die Angelogenheiton derVertriebenenund Flücht-
linge (Bundesvertriobenengesetz-BVFG-) v. 19. 5. 1953
(BGBI. I S. 2Ol) i. d. F. v. 24. 8. 1953 (BGBI.I S. l0l9) und
v. 3. 8. 1954 (BGBI.I S. 231)

Rundschreiben des BMI 5180-4-1676/53 über don Ersatz von
Fürsorgekoston in don Fällen des Bundesvertriobenen-
gesetzes und des Bundesevakuiertengesetzes v. 22. 10. 1953
(GMBI. S.541)

Rundschreiben des BMI 5242-0-3032153 über den Personen-
krois der Ikiegsfolgenhilfeempfänger; hier : Auswirkungon
des Bundesvertriebonengesotzos v.30. 1. f953 (GMBI. 1954
s. r29)

Verordnung über die Bereitstellung von Durchgangslagern
und über die Vortoilung der in das Bundesgebiet aufge-
norrimenen deutschen Vertriebenen auf die Länder des
Bundesgobiotes (Verteilungsverordnung) v.28.3. lg52
(BGBI. r S.236)

Gesoüz über don Lastenausgleich (Lastenausgleichsgesetz

- LAG -) v. 14. 8. 1952 (BGBI. I S.446) i. d. F. v.
7. 3. 1953 (BGBI.I S. 5l), v. 19. 5. 1953 (BGBI. I S. 201),
v.24.7. 1953 (BGBI. I S. 692), v.24.7.1953 (BGBI. I
S. 693), v.12.7.1955 (BGBI. I S. 403) und v. 20. 8. 1956
(BGBI. r S. 529)
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II. Lanilesrechtliche Yorsc-hriften

. Schleswig'Holstein
Gesetz übor den Finanzausgleich in Schleswig-Holstein fur das

Rechnungsjahr 1950 v. 3' 5. 1950 (GVBI' S' 163)

Gesetz über äen Finanzausgleich in Schloswig-Holstein für
das Rechnungsjahr l95I v.12.7.1951 (GVBI"S' f23)

Gesetz riber den Finanzausgleich in dchieswig-Holstein fur
das Rechnungsjahr 1952 v. 18. 6. 1952 (GVBI' S' f0f)

Gesetz über den Finanzausgleich in Schleswig-Holstein firr
das Rechnungsjahr 1963 v.9.4. 1953 (GVBI' S' 39)

Gesetz zur i{lderung des Gosetzes über den Finanzausgleich
in Schleswig-Holstein v. 30' 3. 1954 (GVBI' S' 67)

Gesetz über den Finanzausgleich in Schleswig-Holstein
(Finanzausgleichsgesetz) v. 25. 5. 1955'(GVB1' S' 1I3)

RundLrlaß des IM I32-3034 betreffend Erste AusfüLhrungs-
anweisung zum Gesetz über den Finanzausgleich in Schles-
wig-Holstein v. 9. 6. 1955 (Amtsbl. S. 210) '

Preußisches Ausführungsgeso!,2 z:urr, R,JWG v' 29' 3' 1924
(PrGS. S. r80)

Preußischo Ausführungsbestimmun§en. zum RJWG v'
25.3.1924 (\rMBI. S. 167)

Gesetz über das Jugendaufbauwerk v. 13. 12' 1949 (GVBI'
1950 S. Ir)

Preußisches Gosetz betroffond die Beschulung blinder und
taubstummer IGnder v. 7. 8. 1911 (PrGS. S. 168)

AusfüLhrungsanweisung zum Gesetz betreffend die Beschulung
blinder und taubstummer I(indor

Preußische Ausführungsverordnung zur RFV v, 17' 4' 1924
(PrGS. S.210) i. d. F. v. 17.2. 1926 (PrGS' S' 79)' v'
25.3. 1927 (PrGS. S. 33) und v. 30. 5. 1932 (PrGS' S' 207)

Ausftihrungsbestimmungen. zur vierten Verordnung zur Vrer'
einfachung des Fürsorgerechts und zur Fürsorgerechts-
vereinbarung über dio außerordentliche Fürsorgepflicht des
Landesfürsoigevorbandes Schleswig-Holstoin v. 28' 5' I 953
(Amtsbl. S.291)

Preußisches Gesetz betreffend die öffentliche I(rüppelfärsorge
.v. 6. 5. 1920 (PrGS. S. 280)

Erlaß des IM I 3I K327 H 28/50 Allgem. v. 31. r. I95r
Erlaß des IMI 3I b - 402155 betreffondFürsorgoleisüungon' v.25.10. 1955

Verordnung zur Ausführung des Reichsgesetzes zur Bekämp-
fung der Geschlechtskrankheiten v. I 6. 7. I 947 ( GVBI. S. I 6)

- Bis ZS. 8. 1953 in Kraft, siehe §31 Geschlechtskranken-
gesotz v. 23. 7. 1953 (BGBI. I S. 700) -

Gesetz zur Ausführung des § 24 des Gesotzes zurBekämpfung
der Geschlechtskrankheiton - Kostenträgergesetz - v.
23. 9. 1955 (GVBI. S. 15)

Gesetz zur Ergänzung bundesrechtlicher Bestimmungen über
die Angelegenheiten dor Vertriebenon, Flüchtlinge und
Kriegsgeschädigten v. 28. 4. 1954 (GVBI. S.. 77)

Verordnung über dio übertragung von Aufgabon nach dem
Schwerbeschädigtengesetz auf die Bezirksfürsorgeverbände
v. 8.9. 1954 (G\IBI. S.147).

Nieilersachsen
Gosetz zur Regelung des Finanz- und Lastenausgleichs v.

28. 3. r95r (GVBI. S. 91)
Glesotz zur B,egelung dos Finanz- und Lastenausgloichs für

dae Rochnungsjahr 1952 i. d. F. v.22.7. 1952 (GVBI. S. 69)

Gesoüz zur Regolung des Finanz- und Lastenausgleichs für
.das Rochnungsjahr 1953 v.31.3. 1953 (GVBI. S.29)

Glesoüz zur Rogelung des Finanz- und Lastenausgleichs
(Finanzausgloichsgesetz - FAG -) v.20.5. 1954 (GVBI.
s. 33)

Gemeinsamer Runderlaß des NMdF lO, 46' 23 und des NMdJ
IV/3 Nr. 350 l0O/5 betreffend Ausführungsanweisung zum
Finanzausgleichsgesetz v. 9' 7. 1954

Preußisches AusfüLhrungsgesetz zt;irn R'JWG v' 29' 3' 1924
(PrGS. S. 180) - Geltungsboreich ehemalige Provinz IIan-
nover -Preußischo Ausführungsbestimmungen zum RJWG v'
29.g. lg24 OrMBl. S-167) - Geltungsbereich ehemalige
Provinz llannover -

Braunschweigisches Ausführungsgesetz zum BJWG v' 29' 3'
1924 (GVS-. S. f 38) - Geltungsbereich ehemaliges Land
Braunschweig -Oldenburgisches Ausführungsgesetz zz:urr, RJWG vom
20. 6. lö23 (Ges. Bl. S. 437) - Geltungsboreich ehemaliges
Land Oldenburg -Schaumburg-Lippesches Ausftihrungsgesetz. zurn R' JWG v'
11.6. 1922 1iüONr. 15) - Geltungsbereich ehemaliges
Land Schaumburg-LiPPe -

Preußisches Gesetz bätreffend die Beschulung blinder und
taubstummer I(inder v. 7. 8. lgll (PrGS' S' 168) - Gel--
tungsbereich ehemaligo Provinz Ifannover -

Braunschweigisches Gesetz über die Ausbildung nichtvoll-
sinniger, sc-hwach-,und blödsinniger Kilder v' 30' 3' 1894
(GV§. S. 27) - Geltungsbereich ehemaliges Land Braun-
schweig -Verfügung des Oberpräsidenten'der Provinz llannover v'
7. 8:192I - Gellungsbereich ehemalige Provinz ]Ian-
nover -Proußische Ausführungsverordnung zur R'FV v' l7' 4' 1924
(PrGS. S.210) i. d. F. v. 17.2. 1926 (PrGS' S' 79), v'
is. s. tszz (PrGS. S. 33) und v. 30..5. 1932 (PrGS. S. 207)

- Seit dem Rechnungsjahr 1950 ini gesamten Bereich des
Landes Niedersachsen wirksam, siehe § 28 FAG,v' 28' 3'
l95r (GVBI. S. 91)-

Preußisches Gesetz betreffend dio öffentlicheIfuüppelfürsorge
v. 6. 5. 1920 (PrGS. S' 280) - Geltungsbereich ehemalige
Provinz llannover -Niedersächsisches Geschlechtskrankengesetz v. 20' 4' l94g
(GVBI. S. 10I) - Bis 23' 8. 1953 in Kraft, siehe § 3I
Geschlechtskrankengesetz v. 23.7,1953 (BGBl. I S' 700) -

Erlaß des Sozialministers v. 2I. 8. 1953

Geseüz über die Kostenürägor gemäß § 24 des Gesetzes zur
Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten v' 9' ll' 1955
(GVBI. S. 257)

Gesetz über. die Betreuung der Vertriebenen, Flüchtlinge,
I{.riegssachgeschädigten und Evakuierten im Lande Nieder'
sachsen v. ir. o. 1947 (GVBI. s.65) i. d. F. v. L6.5. L952
(GVBr. S.30)

Durchführungsverordnuag zum Gesetz über die Betreuung
der Vertriebenen, Flüchtlinge, I{riegssachgeschädigten und
Evakuierten im Lando Niedersachsen v' 5. Il. f 947 (GVBI.
S. 97) i. d. F. v. 15.12. 1952 (GYBI. S. 184) und v. 30. l'
1954 (GYBI. S. r5r)

Norilrhein-Westfalen
Gesetz .zur'Regelung des Finanz- und Lastenausgleichs für

das Haushaltsjahr 1950 v. 9. 6. 1950 (GVBI. S. f 35)

Gesotz zur Regolung des Finanz- und Lastenausgleichs fur
das Ilaushaltsjahr 1951 v. 3. 8. 1951 (GVBI. S. 99)

Gesotz zur Begelung des Finanz- und Lastonausgleichb für
das llaushaltsjahr 1952 v. I5. ?. r952 (GVBI. S. 135)

Gesoüz zur Regelung des Finanz- und Lastenausgleichs für
das llaushaltsjahr 1953 v.5.5. 1953 (GVBI. S. l4I)

Gosetz zur Rogelung des Finanz-.und Lastenausgleichs mit
don Gemeindon und Gomoindevorbänden für das Haus'
haltsjahr 1964 v. 1r.5. 1954 (GVBI. S. r4l)
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Gesetz zur Regelung des Finanz- und Lastenausgleichs mit
den Gemeinden und Gemeindeverbänden frir'das llaus-
haltsjahr 1955 v. 17. 5. 1955 (eVBl. S. r03)

Preußisches Ausführungsgesebz zurn RJWG v. 29.3, 1924
(PrGS. S. 180)

Preußische Ausführungsbestimmungen zum R,JWG v. 29. 3.
1924 (\rMBI.S. 167)

Preußisches Gesetz betreffend die Beschulung blinder und
taubstummer Kinder v. 7. 8. l9f f (PrGS. S. f 68)

Preußische Ausführungsverordnung zur B,FV v.17.4. lg24
(PIGS. S. 210) i. d. F. v. t7. 2. 1926 (PrGS. S. 79), v. 29. 3.
1927 (PrGS. S. 33) und v. 30. 5. 1932 (PrGS. S. 207)

Preußisches Gesdtz beüreffend die öffentliche Iküppelfur-
sorge v. 6.5. 1920 (PrGS. S. 280)

Landschafüsverbandsordnung ftir das Land Nordrhein-
Wesüfalon v.12. 5. f 953 (GVBI. S. 27f )

Runderlaß des MfS II A f /6 III/47 betreffend Richtlinien und
Richtsätze der öffentlichen Fürsorge v. 20. 5. f 949 (MBl.
S. 516)und II AIl6III|49 v. I6. 12. 1949 (MBl. 1950 S. 6)

llunderlaß des MfS betroffend Erhöhung der Fürsorgericht-
sätze v. l. 6. l95l (MBl. S. 644), v. 27. 9. l95I (MBl.
S. ll75), v.3.12. l95l (MBl. S. 1400) und v. 16. l. 1953
(MBr. S.558)

Erlaß des MfS III A I betreffend I(ostonerstattung zwischen
den Ftirsorgeverbänden v. 19. 3. f 95l (MBl. S. 363)

Verfügung des Oberpräsidenten der Rheinprovinz VII B
Nr. 14 fI v.28.2.1940 und v. 31. 3. 1943 - Geltungs-
bereich Landesteil Nordrhein -

Gemeinsamer Runderlaß des MfS III A 6 und des MfA II B
14662 betreffend Gewährung von Tuberkulosehilfe v.
l. 6. I95I (MBl. S. 831), v. 15. 12. I95l und des MfS III A
r/III A 6 v. 10. 8. 1953 (MBl. S. 1356)

Erlaß des MfA V 2-9473 beüreffend Tuberkulosehilfe v.
9. 7. 1853 (MBt. S. 1357) \

Rr:nderlaß des MfS betreffend Winter- und Weihnachtsbei-
hilfen v. 6. 12. 195I (MBl. S. I40l) und v. 26. lli 1953
(MBl. S.2029)

Runderlaß des Mf S betreffend Anstaltsunterbringung fürsor-
gerechtlich hilfsbedürftiger Geisteskranker, Schwach-
sinniger und Fallsüchtiger v. 18. 8. 1949

Gemeinsamer Runderlaß des MfS, des MdJ und des MdF
Tgb. Nr. 22491I befieffend rechnungsmäßigen Nachweis
der kriegsbedingten Fürsorgeaufwendungen v. 10. 12. 1947
und Tgb. Nr. l67lr/I v. 30. 9. r948 (MBl. S. 619)

Gemoinsamor B,underlaß des MdJ, des MfS und des MdF III
B 6/33 betreffend Beteiligung der kreisangehörigen Ge-
meinden an den Aufwendungen der Kriegsfolgenhilfe v.
8. lr. 1948 (MBl. S. 677)

Runderlaß des MfS III A I betreffänd Abrechnung über die
Aufwendungen in der I(riegsfolgenhilfe v. I0. 9. f 949 (MBl.
S.913), v. 27.t.1950 (MBl. S.86), v. 25.7. 1950 (MBl.

,S. 753), v. l. 4. 1953 (MBl. S. 603), v. 20. 6. 1953 (MBl.
S. IroB), v.26. I0. 1953 (MBl. S.203r), IV A r v. L4.t2.
1953 und v, 2.2. 1954 (MBl. S. 325)

Flüchtlingsgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen v. 2. 6.
1948 (GVBI. §. 216) - Ab Mai 1953 beachte §§ 103, 91
BVFG i. d. r'. v.24.8. r953 (BGBl. I S. r019) -Landesgesetz zur Rückführung der Evakuierten v. f0. 3. f95ä
(GVBI. S.2r7)

Il,underlaß des MfS M 212600 L94ll52 betreffend Verrech-
nungsfähigkeit der Kosten der Rückkehr bereits umgesie-
delter Ileimatvertriebener v. l. 7. 1952 (MBl. S. 757)

Runderlaß des }ffS III A I betreffend Verrechnung von
Koston ftir Angehörige von I(riegshinterbliobonon v. 6. 3.
1953 (MBl. S.440)

Runderlaß des MfS III A I betreffend Unterbringung von
Sowjetzonenflüchtlingen v. 7. 3. f953 (MBl. S. 373), v.
2. 4. L953 (MBl. S. 581) und v. 8. 6. 1953 (MBl. S. 1028)

Runderlaß des MfS III A I betroffond Rückführungskosüen
für Evakuierte v. 11. 5. f 953 (MBl. §. 723) und v. 22. 12,
1953 (MBl. 1954 S. 42)

Runderlaß des MfASW M f betreffend Ersatz von Fur-
sorgekosten in den Fdllen des B\IFG und des BEvG r,,
r7. 12. 1953 (MBl. r954 S.4r)

liunderlaß des MfASW M I betreffend Abrechnung von
Erziehungsbeihilfen nach § 27 Abs. I BVFG v. 27. l. lg54
(MBl. S.266)

Runderlaß des MfS III A f betreffend Anstaltspflegekosten
für Flüchülinge und Evakuierte v. 10. 9. f 949 (MBl. S. 913)

Runderlaß des MfS III A I betreffend Erstattung von Ftir-
sorgekosten für Evakuierte gegenüber Bezirksfürsorge-
verbänden anderer Länder v.20.4. f950 (MBl. S. 401)

Il,underlaß des MfASW IV A 1 betreffend I(osten der Aus-
wandeiung v.17. ll. f953 (MBl. S.2019), v. 5. l. lg54
(MBl. S. 53), v. 6. l. 1954 (MBl. S. 54) und v. 13. l. 1954
(MBl. S.44)

Runderlaß des MfS betreffend Beihilfen für Heirnkehrer III
C2v. 18.9. 1948 (MBl. S.625),v.17. l. 1950(MBl. S.82),
v. 5.6. 1950 (MBl. S.552), v.22.8. 1950 (MBl. S.799). v.
20. 10. 1950 (MBl. S. 1040), v. 15. ll. l95l und v. 14. l.
1952

Rundschreiben des MfASW M 3 betreffend Erholungs-
fürsorge für Spätheimkehrer v. 5. ll. 1953 und v. 9. L 1954

Rundschreiben des MfS betreffend Durchfühmng der §§ 25
bis 27 BVGv.2l. l. 1952, v. 14.3. 1952, v.30.8. 1952, v.
26. 5. f953 und v. 22. L0. lg53

B,undschreiben des MfS betreffend Erholungsfürsorge für
Kriegerwitwen und Frauen von Schwerkriegsbeschädigten
v. 11. 12. 1952, v.7.2.1953, v. 18. 2. 1953 und v. 25. 4.
1953

Runderlaß des MfS beüreffend Erziehungsbeihilfen für Krie-
gerwaisen und I(inder I(riegsbeschädigter v. 31. 5. 1952, v,
l. 7. lS52 und v. 23. 3. 1953 (MBl. S. 526)

Hessen
Gosotz zur Regelung des Finanzausgleichs v. 27. 6. lg50

(GVBI. S. r19)
Gesetz zur Regelung des Finanzausgleichs v, 17. 7, 1951

(GVBI. S.3e)
Gesetz zurRegelung desFinanzausgleichs v. 11.5, 1953 (GVBI.

S. 105) i. d. F. v. 6.7. 1954 (GVBI. S. 122) und v. 8. 7. 1955
(GVBI. S.28)

Preußisches Ausführungsgeseüz zum RJWG v. 29.3. 1924
(PrGS. S. f 80) - Geltungsbereich Reg. Bez. I{assel und
Wiesbaden -Ilessisches Ausführungsgesetz ztxn R,JWG v. 17.7.1924
(R,eg. Bl. Nr. 20) - Goltungsbereich Reg. Bez. Darm-
stadt -Vorordnung zum Schutz der heimatlosen Jugend v. 23.3.
1946 (GVBI. S. r35)

Erlaß des HMdf betreffend Durchführung der Erziehungs-
fürsorge und Mitwirkung des Landesjugendamtes bei der
Fürsorgeerziehung v. 15. 10. 1953 (StA. S. f007)

Gesetz übor die Jugendwohlfahrtsbohörden v. 10. ll. 1964
(GVBI. S. r9r)

Preußische Ausführungsverordnung zur RFV v. 17.4,1924
(PrGS. S.210) i. d. F. v. r7.2.1926 (PrGS. S.79), v.
29.3.1927 (PrGS. S. 33) und v. 30. 5. 1932 (PrGS. S. 207)

- Geltungsbereich Reg. Bez, Kassel und'W.iesbaden -I{essisches Ausführungsgesetz zur B,FV v. f 7. 6. 1926 (Rog.
Bl. S. 189) i. d. F. v.28.7.1931 (Reg. Bl. S.85) und v.
26. 9. 1953 (GVBI. S. I57) - Geltungsbereich Rog. Bez.
Darrnsüadt -Erlaß des HMdf betreffend /lnderungsgesetz zum Gesetz zur
Ausführung der RFV v. 10. ll. 1953 (StA. S. 1076, siehe
auch S. 1104)
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Erlaß des HMdf betreffend DurchfüLhnrng des Gesetzes über
die .?lnderung und Ergänzung fürsorgerechtlicher Bestim-
mungen v.22. 10. 1953 (StA. S. 1030, siehe auch S. 804
und 843)

Erlaß des HMdI betreffend Fürsorge fur Nichtseßhafte
v.20. 11. 1953 (StA. S. rI0I)

Gesetz über die Mittelstufe derVerwaltung und denLandes-
wohlfahrtsverband v. 7. 5. 1953 (GVBI. S. 93)

Erlaß des HMdI betreffend Durchfrihrung des Gesetzes über
die Mittelstufe der Verwaltung urrd den Landeswohlfahrts-
verband v. L2.5.1953 (Sü4. S.469)

Gesetz uber die Entziehr.rng der Fr'eiheit geisteskranker,
geistesschwachor, rauschgift- oder alkoholstichtiger Per-
sonen v. 19. 5. 1952 (GVBI. S. flI)

Gesetz über dio Gowährung von Pflegegeld an Zivilblinde v.
19. 7. 1950 (GVBI. S. 149) - Ab r. 6. 1954 außer Kraft,
siehe Gesotz über die Aufhebung des Gesetzes über die Ge-
währung von Pflegegeld an Zivilblinde v. 12. 4. lg54

. (GVBI. S. 75) - 
' t

Durchführungsverordnung zum Gesetz über die Gewährung
von Pflegegeld an Zivilblinde v. 24. 10. t95l (GVBI. S. 79)

- Ab l. 6. 1954 außer Kraft,. siehe Gesetz über die Auf-
hebung des Gesetzes über die Gewährung von Pflegegeld
an Zivilblinde v. L2,4. L954 (GVBI. S. 75) -Landesrichtlinien zur Durchführung des § ll f der Reichs-
grundsätze über das Pflegegeld für Zivilblinde +. 14.4.
1954 (SrA. S.438)

Erste Verordnung zur Bekämpfung von Geschlechtskrank-
heiten v. 11.4. 1946 (GVBI. S. rr0) - Bis 23.8. 1953 in
I(raft, siehe § 31 Geschlechtskrankengesetz v. 23, 7. f953
(BGBI.I S. 700) -Ilessisches Gesetz über die I{ostenträgor gemäß § 24 des
Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten v.
2. 6. ts54 (GVBI. S. r02)

Erlaß des HMdI betreffend Abrechnung der Aufwendungen
für die Ikiegsfolgenhilfe ab l. 4. 1950 v. 20. 5. 1950 (StA.
s. 223)

Erlaß des HMdf betreffend Abrechnung dor Aufwendungen
für die Ikiegsfolgenhilfe in Delegationsgemeinden v. 26. l.
1952 (SrA. S. 90)

Gemeinsamer Erlaß des I{MdI'und des HMdF betreffend Ab-
rechnung der Aufwendungen für die Ifuiegsfolgenhilfe ab
1,4. Ig52 und Statistik der öffentlichen Fürsorge v. 18.4.
1952 (SrA. S. 338)

Erlaß des HMdMII a 50a 08-00-350a/55 beüreffend Pau-
schalierung der Aufwendungen für dio Kriegsfolgenhilfo
v. 7. 4. f 955 (StA. S. 433)

Erlaß des HMdI VIIIa 50a 08-00-387 al55 betreffend Ande-
rung der Abrechnung für die Kriegsfolgenhilfe ab l. 4. 1955
v.21. 4.1955 (StA. S. 462)

ErlJß des HMdI betreffend Kosten der ntäkftinrung Eva-
kuierter v.24,4..f 953 (StA. S. 447)

Erlaß des HMdI betreffend Abrechnung der l(osten der Rück-
führung Evakuierter v.25. ll. 1953 (StA. S. f15l)

Ausführulgsverordnung zum Flüchtlingsnotleistungsgesetz
v. 5.5. 1953 (GVBI. S. r02)

Erlaß des IIMdI betreffend die kurzfristige Einrichtung von
Notunterkünften für Flüchtlinge aus der sowjetischen Be-
satzungszono v. 3. 3. 1953 (StA. S.448)

Erlaß des HMdI betreffend Einrichtung von Notunterkünf-
ten für Flüchtlingo aus der sowjetischen Besatzungszone
v.23. 4.1963 (StA. S. 446)

Erlaß des HMdI betreffend Abrechnung der Aufwendungen
für dio Notunterkünfte v. 28. 5. 1953 (StA. S. 539)

Gesetz über Leistungen an Körperbeschädigto v. 8.4, Ig47
(GVBI. S. 19) i. d. F. v. 17. 6. 1949 (GVBI. S.45) - Bis
30. 9: 1950 in lftaft, siehe § 84 BVG i. d. F. v. 7. 8. lg53
(BGBI. r §. 866) -

Erste Durchführungsverordnung zum Gesetz über Loistun-
gen an I(örperbeschädigte v. 28. l. 1950 (GVBI. S.40) -Bis 30. 9. 1950 in l(raft, siehe § 84 BVG i. d. F. i,. Z. S.
.r953 (BGBI.I S. 866)-

Erlaß des HMdI beüreffend Erzrehungsbeihilfen im Rahmen
der Kriegsfolgenhilfe v. 19. 5. 1950 (StA. S. 244)

Erlaß des HMdI betreffend Gewährung von Erziehungsbei-
. hilfen nach §.27 BVG v. 15. I. 1954 (StA. S. 105)
Erlaß des HMdI betreffend Verrechnungsfähigkeit der

Kosten der Erholungsfürsorge Kriegsbeschädigter v. 8. l.
1953 (SrA. S. 8t) ,

Erlaß des HMdI betreffend f(oston füLr Rrickfuhrung Evaku-
ierter nach dem $undesevakuiertengesetz v, 16.. I0, 1953
(sra. s. 1005)

Anordnung dor I{essischen Landesregierung über Zuständig-
keiten nach dem Bundesevakuiertengesetz und Verwal-

. tungsvorschriften zur Durchfulrung des Bundesevakuier-
tengesetzes v. 19. 2. 1954 (StA. S. 17I)

Erlaß des HMdI betreffend I(ostenregelung der Krankenver-
sorgung der Empfängor von llnterhaltshilfe nach dem LAG
v.23.12. r952 (StA. 1953 S. 34)

Erlaß des HMdI betreffend Verrechnung dor I(osten der
I(rankenversorgung der Empfänger von Unterhaltshilfe
nach dem LAG w.26.5. f953 (StA. S. 540)

. Bheinlanil-Pfalz
Landesgesetz zur R,egelung des Finanzäusgleichs zwischen

Land und Gemeinden v. 27. 2. I95f (GVBI. S. 39) i. d. F.
v. 14. 3. 1951 (GVBI. S.47), v. 3. 3. 1952 (GVBI. S. 53),
v. l. 4. 1953 (GVBI. S. 3l), v. 1.7. 1953 (GVBI. S. 72), v.
31. 3. 1954 (GVBI. S. 5l) und'v. 6. 4. 1955 (GVBI. S. 45)

Ersto Landesverordnung zur Durchfuhrung des Finanzaus-
gleichs v.7. 5. 1952 (cVBl. S. 99)

Zweite Landesverordnung zur Durchführung des Finanzaus-
gleichs v. 29. Il. 1952 (GVBI. S. 164)

Dritte Landesverordnung zur DurchfriLhrulg des Finanzaus:
gleichs v.'16. 6. 1953 (GVBI. S. 67)

Vierte Landesverordnung zur Durchführung des. Finanzaus-
'gleichs v.29.4. 1954 (GVBI. S. 74)

tr'üLnfte Landesverordnung zur Durchführung des Landes-
gesetzes zur Regelung des Finanzausgleichs zwischen Land'
und Gemeindenv. I1.3. 1955 (GVBI. S. 29)

Bayerisches Gemeindeabgabengesetz v. 20. 7. 1938 (GVBI.
S.225) i. d. F. v. 30.3. 1939 (GVBI. S.75) -Geltungsbe-reich Pfalz -Runderlaß des MfIW 3b Nr. 2596150 betreffend Aufstellung
der Ilaushaltspläne fur das R,echnungsjahr Ig50 der Ge-' meinden, Amter und Landkreise v. 30.6. 1950 (MBl.
s. 453)

Rundverfugung des MfS betröffend Übertragung von Wohl-
fahrts- und Jugendwohlfahrtsaufgaben v. 25.8. 1950
(MBr. S.6t8)

Gemeinsamor Runderlaß des MfIW und des Mfn'W 360-07/II
Gem. 6590 v. 28. 3. r953 (MBl. S. 185)

Ilessisches Ausführungsgesetz zurn R,J\ryG v. 17. 7.1924
(Reg. Bl. Nr.20) - Geltungsbereich ehemalige hessische
Gebietsteile -

Preußisches Ausfuhrungsgesetz zum RJWG v. 29.3. 1924
(PrGS. S. 180) - Geltungsbereich ehemaligo preußische
Gebiotsteilo -Preußisches Gesetz betreffend die Beschulung blinder und
taubstummer l(inder v. 7. 8. l91I (PrGS. S. 168) - Gel-
tungsbereich ehemalige preußische Gebietsteile -Erlaß des MfGW Tgb. Nr. 185/49 betreffend Fürsorgeerzie-
hungskosten v. 23. 8. 1949

Erlaß des MfGW Tgb. Nr.39/48 betreffend freiwillige Er-
ziehungshilfo v. 12. t. 1948
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Landosgesoüz zur Erfassun$und Unterbl"-g."t'g heimatlosor
und -gefährdeter Jugendlicher v. 19' Il' 1948 (GVBI'
S. 4'09) - Bis 31. 12. 1951 in Ituaft -

Landesverordnung zur Durchführung des Gesetzes zur Er'
iu."rog und Uiterbringr:ng heimaüIo-ser-und gefährde!9r
Jrgu.,äu"nu" v. 22-t. iOao 1cvnt. s' 63) - Bis 3I' 12'
1951 in Kraft -

Bayerisches Fü'rsorgegesotz (Ausfür-hn:ngsgesetz zur RFV)- i.21.5. 1939,(GVBI. S. I85) - Geltungsbereich Pfalz -
Ilessisches Ausf'ührungsgesetz zttr RFV v' 17' 6' 1926 (Reg'
-si. s. 189).i. d. r. v. 2s.7. I93I (Reg. Bl' §' 84;:- gu1'

tungsbereiäh ehemalige hessischo Gebietsteile -
Preußischo AusfüLhrungsverordnung zur RFV v' 17' 4' 1924

(PrGS. S.210) i. d' F. v. 17'2' 1926 (PrGS' S' 79)' v'
[s,. s. tszi (Pr'GS. S. 33) und v. 30. 5' 1932 (PrGS' S' 207)

Geltungsbereich ehemalige preußische Gebietsteile -
Preußisches Gesetz beüreffend die öffentlicho l(rüppelfiir',

sorge v.6.5. 1920 (PrGS. S.280) - Geltungsberoich ehe-'
malige preußische Gebietsteile -

Rund,erlaß des MfGW Abü. IIc Tgb' Nr' 3279 betreffend an-
ieilige Spezialpflegekosten füLr Anstalt'sfürsorge v' 12' 9'
1949

Landesgesetz uber die i{nderung des Gesetz-es zur Bekämp-
--f;;t-d"" Geschlechtskrankheiten v' l3' 12' 1947 (GVBI'

isa-8 S. 63) - Bis 23. 8. 1953 in I{raft, siehe § 3l Ge-

schlechtskränkengesetz v. 23' 7 ' 1953 (BGBI' I S' 700) -
Polizeiverordnung des Oberpräsidenten von Rheinland'

Ilossen-Nassaibetreffend' Bekämpfung der Geschlechts'
krankheiten v. 28. 2. 1946 (Amtsbl' S' 2) - Bis 23' 8' I953
in t<"uft, siohe § 3l Geschlechtskrankengesetz v'2L7'
1953 (BGBI. r S. 7oo) -

PräsidialerlaßdesoberpräsidentenvonRheinland.Ilessen.
Nassau betreffend Betampfung der Geschlechtskranl<hei-
ten v. 23. II. 1946 (Amtsbl' §' 254) - Bis 23' 8' 1953 in

. f.aft,, siehe § 31 Geschlechtskranlengesehz v'23' 7' 1953

(BGBI. r s. 700)-
, Landesgesetz zur Ausfüihrung des §.24.des Gesetzos zur Be-

- f.a."if".g d.or Geschlechiskrankhoiten v' 29' 10' 1955

(GVBI. S. 103)
Laniesgesetz über die Versorgung d91 .lqfer des Krieges

(Lanäesversorg"ungsgesetz; v. ra' L-!9^19 (GVBI' S' rI) -' bi. so. 9. 1950-h i."ärt, "i"t u § 84 BvG i' d' F' v' 7' 8' 1953

(BGBI. r s. 866) -
Gomeinsamer Runderlaß des MfS Ib 9500/Abr' I und des- lfffW Hs/I Ka l3 169152 betreffend-Abrechnung über die

Ari*"^arr"gen der IGiegsfolgenhilfe ab I:4' 1952 und- S-t"tirtif. dä offentlichen Fürsorge v' 10' 6' f962 (MBI'
S: 483)

Schnollbriof des MfS I b 9500/Abr'-55 und des MfFW II Hs--isieilss botreffend Abrecirnung übor dio Aufwendungon
der Kriegsfolgenhilfo v. 8' 9' 1955'

B,underlaßdesMfSML6-O4ObetreffendsozialeFursorge'
' Arbeits- und Berufsförderung gemäß §§ 25-27 BVG v'

L.4. rs52 (M81. S. 333)
Landesgesetz über die Betreur:ng der,Flü'chtlinge (Lan$e9;

- fltchllingsgesetz - LFLG -) v' 17' 8' 1949 (GVBI' S' 34r)

- Bis S. t2. tSSl in I(raft, siehe § 12 AGBVFG v' 3' 12'

1954 (GVBI. S. I53)

Baüor'Württemborg
Gesetz Nr. 516 uber den Finanzausgleich zwischen Staat und

Gemeindenv. 15. I0. 1947 (Reg'Bl' S' I10) i'd'F'v' 16' l1'
rgä e"g. nI' S. 220), .rr. it. B. Ie50 (Reg' B1' S' 62) und

"-.-iz i.'tssz 1Reg. ü1. s. I5) - Geltungsbereich Nord-
württemberg und'Nordbaden -

Durchfirhrungsverordnung Nr' 534 zum Gesetz Nr' 516 über
- ä"., ni.turriausgleich zwischen Staat und Gemeinden v'

i. i. ti+s lnegl Bt. s. 38) - Geltwrgsbereich Nordwürt-
üemberg und Nordbaden -

Gesetz über den Finanz- und Lastenausgleich zwischon dem
Land und den Gomeinden für das Rechnungsjahr 1060
v.29. 12.1950 (Reg. Bi. S. 307) - Geltungsbereich Süd-
württemberg und llohenzollern -

Gesetz uber den Finanz- und Lastenausgleich zwischen dem
Land und den Gemeinden für das Rechnungsjahr l95l v'
4. ll. I95I (Reg. BI' S. 99) - Geltungsbereich Südwürttem-
berg und llohenzollern -

Gesetz über den Finanz'und Lastenausgleich zwischen Staat
uld Gemeindsn - Qv. - für das Rechnungsjahr 1952 in
den R,egierungsbezirken' Südwürttemberg-I{ohenzollern,
Nordwtiittemberg qnd Nordbaden v. 23' 3' 1953 (Ges' BI'
S. 2I) - Goltungsbereich Nordwürttemberg, Nordbaden,
Südwttrttemberg und Ilohenzollern -

Gesotz über den Finanz- und Lastenausgleich zwischen
Staat und Gemeinden - Gv. - für das Rechnungsjahr
1953 in den Regieiungsbozirken Südwürttemberg-Ilohen-
zollern, NordwürttemÜerg und Nordbaden v' 27' l0' 1953
(Ges. BI. S. f68) - Geltungsbergigh Nordwürttemberg,

- i{o}dbaden, Südwürttemberg-und Ilohenzollern - .

Gesetz über den Finanzausgleich zwischen dem Land und
den Gemeinden sowie den Gemeindeverbändon in Baden-
Württemberg (Finanzausgleichsgesetz - FAG -) v' 26'
7,1954 (Ges. BI. S. 103)

Württembergisches Ausfilhrungsgesetz zum RJWG v' 23' lI'
1927 (RegIBl. S. 329) - Geltungsbereich Nord- und Süd-
wüLrttemberg -

Vollzugsverordnung zum AusftiLhrungsge§etz zum RJWG v'
19. 3". 1928 1Reg. nt. S. 23) - Geltungsbereich Nord- und
Südwürttemberg -

Badische AusfüLhnrngsverordnung zum RJWG v' 19' 10'
1934 (GVBI. 5.24i) - Geltungsboreich Nord- und Süd'
baden -

Badische Vollzugsverordnung zu den reichs- und landes'
rechtlichen Bästimmunge.t übu" Jugendwohlfahrt (W
RJWG)-v. 19; 10. 1934 (GVBI. S' 256) - Geltun§sbereich
Nord- und Südbaden -

Preußisches AusfüLhnurgsgesetz z:ulr;, RJWG v' 29'3'1924
(PrGS. S. I80) - Goltungsbereich Hohenzollern -

Verordnung Nr. 310 des IM von Wü'rttemberg-Baden über
den Schitz und die Erirsorgo für heimaülose Jugendliche

". f +. S. 1946 (Reg. Bl. S. 270) - Geltungsbereich Nord-
württemberg trnd No-rdbaden -

Gesetz Nr. 344 über den Schutz und dio Fürsorge für heimat'
lose Jugendliche v. 14. 7. 1948 (Reg'-Bl'-S' 95) - Gelturgs'
bereich\ordwürttemberg und Nordbaden -

Gesetz, d.ie Erziehung und den Unterricht nicht vollsinniger
Ifinäer betreffend -r. rf . S. 1902 (GVBI' S' 24I) i' d' F' v'
8. 10. I92l (GVBI. S' 345) und v' 15' 3' 1923 (GVBI' S' 47)

- Geltungsbereich Nord'und Südbaden -
Verordnung zum Gesetz, die Erziehung und den Unterricht

"i"frt 
-roil.irrig""'Kinder betreffend v' 9' 6' 1904 (GVBI'

S. 98) - Geltungsbereich Nord- und Südbaden -
Pieußisches Gesetz betreffend die Beschulung blinder und--iu,ob.tr--er I(inder v. 7.8. fgll (PrGS' S' 168) - Gel'

tungsbereich Ilohenzollern -
Preußische Ausftihrungsverordnung zur R'FV v' 17' 4' L924
- -fp"CS. 

S. 210) i' d. F-. v.27.2.1926 (PrGS' §' 79)' v' 29' 3'
iszz 1r"Cs. S. es) "rla v.30.6. 1932 (PrG§' S' 207) -
Geltungsbereich Hohenzollern -

Badisches Ausfrihrungs gesetz zttr R'FV v' 24' 6' 1939 (GVBI'
S. 99) - Geltungsbereich Nord- und Südbaden -

Wrirttembergisches Gesetz zur Ausfrfürung der R'X'V v' 27 ' 2'
i940 lRegl rt. S. 29) - Geltungsbereich Nord- und Süd'
württemborg -

Rechtsanordnung übei Anderung und Ergänzung fürsorge'
-- 

"L"frtU"ft"" 
Voischriften v. I5' 6' 1946 (A-rntsbl' S' 9I) -

Celtungsbereich Südwürütomberg und Ilohenzollern -
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Rundorlaß dos Badischon MdI Nr. 100000 betreffond dio Be-
" teiligung des Landes am Fü,rsorgoaufwand v. l. 10. 1936 -Geltungsbereich Nord- und Südbaden -Runderlaß des Badischen Mdf Nr.51375 betreffend die

Pauschaliorung dos Ftirsorgeaufwands zur Vereinfachuhg
ddr Verwaltungsarbeiten v. 10. 6. l94l (Bad. VBl. Sp. 52?)

- Geltungsbereich Nord- und Südbaden -Iiundorlaß des Badischen MdI Nr. 68 542 betreffend die Ver-' pflegungskosten für die gemäß § 42Fi Zttt. I und 2 StGB in
Heil- und Pflegeanstalten untergobrachten Personon (so-
genannte Bewahrungsfälle) v. 13. 9. 1938 (Bad. VBl. Sp.
1057) - Goltungsbereich Nord- und Südbaden --Runderlaß des IM Württemborg-Badon Nr. 566-2/15 betref-
fencl I(osten der Unterbringung verurteilter Porsonon in
einör' HeiI- oder Pflegeanstalt, oiner Trinkerheilanstalt
oder oiner Entziohungsanstalt v. 27.2.1947 - Geltungs-
bereich Nordwürttomberg und Nordbadon -Il,underlaß des IM Badon-Württomberg Nr. 6263a-14ll2 be-
treffend I(osten dor,Ifntorbringung vdrurteiltor Porsonen
in einer Heil- oder Pflegeanstalt, einer Trinkorheilanstalt

. . oder 
"trru" 

Blt",jehungsanstalt v. 30. 5. 1952 in Verbindung
mit Rundorlaß desselben Ministeriums Nr. 4232-5 v.' 6. 3. 1953 - Geltungsboreich Nord- und Südwürttemberg,
Nord- und Südbaden und Ilohenzollern -Gesetz übor die Ifntorbringung von Goisüeskranken und

" Suchükranken v. 16. 6. 1955 (GBl. S. 87)
Vorordnung des IM Badon-Württomborg zur Durchführung

dos Gesetzes über die Unterbringung von Geisüeskranken
und Suchtkrankon v. 8. Il. 1955 (GBl. S. 248)

Erlaß des IM von Württemberg-Baden Nr. fX 440 betroffond
I(osten für Geisteskranko, Geistesschwacho, Epileptiker,
'Iaubstumme, Blinde und Krüppel v.21.5. 1946 - Gel-
tungsbereich Nord -Württemberg und Nordbaden -Rundverfügung dos Badischen IM Nr. 6798 W v. 12. 5. 1949

- Gelüungsboroich Südbaden - ,

Gesotz Nr.20l zur Abändorung dos Gesetzes zur Bokämp-
fung der Geschlechtskrankheiton v. 16. 5. 1946 (Reg. Bl.
S. 172) - Bis 23. 8. 1953 in Kraft, siehe § 3l Geschlechts-

. krankongesetz v. 23. 7. f 953 (BGBl. I S. 700) - Geltungs-
bereich Nordwürttomberg und Nordbaden -Anordnung der Landesdirektion des fnnern zur DurchfüLh-
rung des Gesetzes zur Bekämpfung der Geschlechtskrank-
keiten v. 23.. 5. 1947 (Reg. Bl. §. 6l) - Bis 23. 8. 1953 in
Kraft, siehe § 3I Geschlechtskrankengesetz v. 23. 7. 1953
(BGBI. I S. 700) - Geltungsbereich Südwürttemborg und
Ilohenzollern -Landesgesetz zur Anderung des Geset/es zur Bekämpfung
der Geschlechtskrankhoiten v. 18.9. 1947 (GVBI. S.2f7)
- Bis 23. 8. 1953 in Iftaft, siehe § 3I Geschlechtskranken-
gesetz v. 23.7.1553 (BGBI. I S. 700) - Goltungsboroich
Südbaden -Gesetz zur Ausführung des § 24 des Gesoüzes zur Bokämp-
fung der Geschlechtskrankhoiten v. 26.7.1964 (Gos. Bl.
s. I09) _ r

Gomeinsamor Erlaß ' des - fM Baden-Württemberg Nr. f
421 I 60 und des MfV Nr. IH lO47 I 3 botreffend Einnahmen
und Ausgaben auf dem Gebiet der Kriegsfolgonhilfe,v.
23.4. tg55

Erlaß des IM Baden-Württemberg Nr. fX 2546121341 be-
treffend Anderung der'Fürsorgesüaüistik und der Abrech-
nung für dio Kriegsfolgenhilfo in Auswirkung des Ersten
Überleitungsgesetz-os i. d. F. des Viorten Überloitungs-
gesetzes v. 4. 5. 1955

Gemeinsamer Erlaß des IM Baderi-Württemberg Nr, f
421173 und. des MfV Nr. IH l}4il44 beüreffend Äuswir-
kung der Pauschalierung' auf die Kriegsfolgenhilfo v.
20.8. 1955

Gosotz Nr. 74 über Leistulgon an Körporboschädigte (KB-
Leistungsgesetz) v.21. l, 1947 (Reg. Bl. S. 7) i. d. F. v.
18.6;1047 (Rog. Bl. S.62), v.31.7.L947 (Rog. Bl. S.92)
und v. 20.6. 1949 (Reg. Bl.'§. 165) - BiE 30.9. 1960 in

Kraft, siehe'§ 84 BVG i. d. F. v. 7. 8. 1953 (BGBI. I S. 866

- Geltungsberoich Nordwürttemberg und Nordbaden --
Gesotz über Leistungen an I(örperbeschädigte (I(B -Leistuags-

gesetz) v. ll. l. 1949 (Reg. Bl. S.215) - Bis 30.9.1960
in Kraft, siehe § 84 BVG i. d. F. v. 7. 8. f 953 (BGBI. I
S. 866) - Geltungsbereich Südwürttemberg und Hohen-
zollerrr -Gesetz Nr.96.zur Anderung und Ergänzung des (Reichs-)
Gosetzos über die Beschäftigung Schwerboschädigter v.
11.9. 1947 (Reg. Bl. S.94) - Bis 30. 4. 1953 in Kraft,
siehe § 42 Schwerbeschädigtengesetzv.16.6. 1953 (BGBI.

.I S. 389) - Geltungsberoich Nordwürttemberg uncl Nord-
baden -Durchfühnrngsverordnung Nr. 920 zur Durchführung des
Gesotzes zur llnderung und Ergänzung des Gesotzes über
die Besihäftigung Schwerboschädigter v.20. 4. f 948 (Reg.
Bl. S. 55) - Bis 30. 4. 1953 in Kraft, siehe § 42 Schwer-
beschädigtengesetz v. 16. 6. l9q3 (BGBI. I S. 389) - Gel-
tungsbereich Nordwürttomberg und.Nordbaden ..

Rechtsanordnung des Landes Würütemberg-Ilohenzollern
über dio Beschäftigung Schwerbeschädigtor v.'14.5. 1946
(Amtsbl. S. l7r) i. d. F. v. 9. 6. 1947 (Reg. Bl. S. 74) - Bis
30.4. 1953 in Ikafü, sieho § 42 Schworbeschädigtengesetz
v. 16. 6. 1953 (BGBI. I S. 389) - Geltungsbereich Süd-
württemberg und Ilohenzollern -Rochtsanordnung des Landes Württemberg-Ilohenzollern
zur Behobung der Nötlage der Kriegsbeschädigten v.
15.2. 1946 (Amtsbl. S. 15) - Bis 30. 4. 1963 in Kraft,
siehe § 42 Schwerbeschädigtongesetz v. 16. 6. 1953 (BGBl.
I S. 389) - Geltungsboreich Südwürttemberg und Hohen-
zollorn _

Gesetz Nr. 303 übor dio Aufnahmo r.rnd Eingliederung dout-
sche-i Flüchtlinge (Flüchtlingsgesetz) v.14. 2. 1947 (Reg.
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